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(Beginn um 9 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich wünsche einen schönen guten Morgen!

Die Sitzung des 25. Gemeinderates ist eröffnet.

Entschuldigt für diese Sitzung sind GRin Mag Krotsch, GRin Dr Laschan, GR Mag Maresch, GRin Dr Pilz, GRin Riha und GRin Rubik. GR Dipl-Ing Al-Rawi und GRin Martina Ludwig sind bis 10 Uhr entschuldigt.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 04814-2007/0001 - KSP/GM) wurde von GRin Sonja Kato gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Drei Jahre Mädchentelefon. Welche Bilanz lässt sich zu dieser Beratungseinrichtung ziehen?)
Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Danke schön, Herr Vorsitzender! Schönen guten Morgen! 

Frau Gemeinderätin, die Frage zum Mädchentelefon freut mich sehr, weil es in Wirklichkeit eine gute Bilanz ist, die wir nach drei Jahren ziehen können. Es geht mir aber nicht darum, hier heute dem Mädchentelefon nur ein gutes Zeugnis auszustellen, sondern einfach noch einmal zu verdeutlichen, welche wesentliche Einrichtung das Mädchentelefon in den letzten drei Jahren für die jungen Mädchen in dieser Stadt darstellt. Es ist eine einzigartige Beratungsmöglichkeit, und wir haben eine sehr innovative Beratungs- und Clearing-Stelle damit geschaffen. In allererster Linie ist es uns schon darum gegangen, eine VorreiterInnenrolle einzunehmen, wenn es darum geht, Mädchen ein gutes Angebot zu geben. Wir haben viele Möglichkeiten für Mädchen in dieser Stadt geschaffen, wenn es darum geht, Orientierung am Arbeitsmarkt zu finden, Orientierung in der Schulbildung zu finden. Da gibt es den Töchtertag, und wir haben Einrichtungen für Mädchen, wo sie ihre Freizeit auch im außerschulischen Bereich gestalten können, aber es hat sich eben im Mädchenbarometer für uns ergeben, dass es ein einseitiges Beratungsangebot für diese spezifische Zielgruppe braucht, und zwar in Form einer Telefon- und E-Mail-Beratung. 

Warum in dieser Form? Weil das für Mädchen einfach die niederste Hemmschwelle darstellt, sich an jemanden zu wenden, anonym wenden zu können, und dort Auskunft zu bekommen. Und wenn man sich anschaut, welche Themenbereiche von den Mädchen beim Mädchentelefon abgefragt werden, dann sind das natürlich Fragen in erster Linie zu Gesundheit und Sexualität, aber auch zu familiären Problemen und zum Thema Arbeitsmarkt und Schule. 

Also, das heißt, die Bandbreite ist eine ganz große und natürlich ist das auch eine große Herausforderung für unsere Expertinnen, die dort letztendlich vor Ort arbeiten. Und dass es super läuft, sind wir schon draufgekommen, denn beim ersten Screening 2004 haben wir innerhalb von nur wenigen Monaten schon einen Bekanntheitsgrad von 34 Prozent erreicht. Zum Vergleich: Der Töchtertag hat 36 Prozent, oder eine schon länger bestehende Einrichtung, wie die Jugendinfo, hat 65 Prozent. Das heißt, 2004, im Entstehungsjahr also, ist schon gleich einmal ein Sprung auf 35 Prozent gelungen. Und in Zahlen muss man sich das so vorstellen, dass in den letzten drei Jahren 24 000 Mädchen beim Mädchentelefon angerufen haben, und 90 Prozent davon waren wirklich zielgruppengerechte Anrufe. Das heißt, das waren wirklich die Mädchen mit den besagten Problemen, die da an uns herangetreten sind, und denen wir letztendlich auch helfen konnten.

Und was vielleicht noch ganz wichtig ist: Es ist dies eine kostenlose Einrichtung, das heißt, es entstehen weder höhere Telefonkosten noch Handy-Kosten, und die Mädchen haben die Möglichkeit abzufragen, länger auch zu telefonieren, ohne dann vielleicht auch gleich Schwierigkeiten mit den Eltern zu bekommen, weil, das wissen wir auch, diese Mädchen ja kein beziehungsweise wenig Geld haben, und kommen so auch nicht in die Verlegenheit, hier großartig argumentieren zu müssen. Und die Beraterinnen selbst haben auch festgestellt, dass es ganz besonders wichtig ist, den Mädchen, wenn sie anrufen, direkte Hilfe geben zu können. Wir haben uns angeschaut, wie hoch sozusagen die Frustrationsgrenze ist, und die ist im Vergleich zu Erwachsenen oder zu anderen Anruferinnen bei anderen Beratungseinrichtungen eine sehr niedrige. 

Das heißt, die Erwartung der Mädchen ist, nicht im Kreis geschickt zu werden, und deshalb ist es auch so wichtig, ihnen eine konkrete Hilfestellung zu geben oder ihnen konkret nächste Ansprechpartnerinnen zu nennen, denn auf die Frage hin, okay du hast ein Arbeitsmarktproblem, warst du schon beim AMS-Jugendliche oder warst du schon beim WAFF, sagen die meisten Mädchen Nein. Das heißt, von den Mädchen in diesem Alter, zwischen 13 und 17 Jahren, dürfen wir uns nicht erwarten, dass sie schon die gesamte Bandbreite dessen kennen, was es sozusagen an Angeboten in dieser Stadt gibt. Und insofern ist das Nicht-im-Kreis-Schicken nicht einmal so eine einfache Sache, und die Erwartung, direkt Hilfe geleistet zu bekommen und nicht in die nächste, höherschwellige Einrichtung geschickt zu werden, die muss natürlich entsprechend respektiert werden. 

Andererseits geht es uns aber schon auch darum, dass wir den Mädchen eine breite Palette an Instrumenten zur Verfügung stellen. Das heißt, man muss eigentlich von allem auch ein bisschen was wissen, um vielleicht schon im Erstkontakt möglichst viel erledigen zu können und als zusätzliches Angebot den Mädchen zur Verfügung zu stellen, sich noch an weitere Einrichtungen wie zum Beispiel First Love oder die Hotline für Essstörungen, et cetera, zu wenden. 

Insgesamt können wir nach drei Jahren mit 24 000 Anruferinnen und 90 Prozent sozusagen zielgerichteter Hilfestellung eigentlich eine stolze Bilanz ziehen und haben damit, glaube ich, wirklich ein gutes Beratungs- und Serviceangebot für junge Mädchen, für junge Wienerinnen, geschaffen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin. - Wir kommen nun zu den Zusatzfragen. 

Die 1. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt. Bitte, Frau Gemeinderätin. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Frau Stadträtin! Ich hoffe, es sind alle munter. Sie haben ganz richtig gesagt, dass für Mädchen eine niederschwellige Beratungsstelle sehr wichtig ist, und auch eine konkrete Anlaufstelle. Jetzt ist es schön, dass es das Mädchentelefon für ein spezielles Spektrum von Mädchen gibt, die sich dort auch hinwenden, und es ist schön zu hören, dass das viele Mädchen nutzen. Es gibt aber einen Bereich von jungen Frauen in dieser Stadt, nämlich minderjährige Prostituierte, denen genau diese konkrete, niederschwellige Anlaufstelle fehlt. Und ich wollte jetzt fragen, gibt es Bestrebungen, hier eine Anlaufstelle zu machen, und wie schaut es mit der Finanzierung von SOPHIE über 2008 hinaus, weil hier ja die Finanzierung ausläuft. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ja, das Thema der minderjährigen Prostituierten ist eines, das wir nicht unterschätzen dürfen. Also, wenn man sich jetzt zum Beispiel auch die Motivationen anschaut, warum die Mädchen das tun, dann denke ich mir, ist das auch etwas, das man hier einmal nennen muss. Natürlich tun sie das in allererster Linie auf Grund von wirklicher Armut oder sozial schwachen Familienverhältnissen, oder auf Grund der klassischen Gründe, die wir kennen, aber letztendlich prostituieren sie sich. Aber nicht alle Mädchen gehen deswegen, weil sie Drogen brauchen, in die Prostitution, sondern viele Mädchen gehen heutzutage schon auf Grund von hohen Luxusgütern, die sie haben möchten, in die Mädchenprostitution, und das halte ich für ganz besonders erschreckend. Wir haben daher auch eine Gruppe eingerichtet, die sich mit dem Thema Mädchenprostitution ganz konkret auseinandersetzt, weil es mir eben auch wichtig ist, dass wir diese Themen nicht vermischen. 

Also, das ist eine Zielgruppe zwischen 13 und 17 Jahren, die zum Teil andere Beweggründe haben, sich zu prostituieren, und die auch andere Angebote brauchen.

Sie haben die niederschwellige Stelle SOPHIE für Prostituierte angesprochen, die derzeit noch nicht darauf ausgerichtet ist, dass sie die Mädchen sozusagen betreuen kann. Jetzt sage ich einmal, wenn ein Mädchen dort hinkommt, wird ihr geholfen, aber die richtige Stelle ist das noch nicht, beziehungsweise haben wir dort noch nicht das nötige Angebot. Und ich hoffe jetzt, dass wir, wenn wir in dieser Arbeitsgruppe, die ja eine geschäftsgruppenübergreifende Arbeitsgruppe ist, Ergebnisse haben, dass wir dann auch noch einmal mit SOPHIE oder auch mit anderen Prostituiertenberatungsstellen in Kontakt treten und uns dann genau überlegen, was wir den Mädchen da anbieten können. 

Was schon der Fall ist, das ist, dass diese Mädchen zum Teil auch bei uns am Mädchentelefon anrufen. Also, das schon, denn es geht ja sehr oft in dieser Gruppe auch um eine eher psychosoziale Beratung. Die können wir auch leisten, und da können wir auch weiterschicken. Aber was zum Beispiel den Ausstieg betrifft, da brauchen wir ein dichteres Angebot, da bin ich ganz Ihrer Meinung. 

Aber was SOPHIE und ihren Weiterbestand betrifft, möchte ich sagen, ich habe SOPHIE gefördert, weil ich es für eine wichtige Maßnahme gehalten habe. SOPHIE versucht jetzt auch, noch von anderen Stellen Subventionen zu bekommen, denn Wien kann nicht alleine die Förderstelle für diese Maßnahme sein, und wir haben noch in diesem Monat mit SOPHIE, mit Van Rahden, einen Termin vereinbart, an dem wir uns anschauen, wie es im Jahr 2008 weitergehen wird, aber natürlich werde ich SOPHIE weiter unterstützen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin. - Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Mag Feldmann gestellt. Bitte schön. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Die Ö3-Kummernummer, die gemeinsam mit dem Roten Kreuz betrieben wird, hat im Jahr durchschnittlich 1,2 Millionen Anrufe und 240 000 Beratungsgespräche, im Vergleich zum Mädchentelefon mit 3 400 Kontakten. Die Öffnungszeiten der Ö3-Kummernummer sind allerdings täglich von 16 Uhr bis 24 Uhr, während das Mädchentelefon von Montag bis Freitag von 13 Uhr bis 17 Uhr besetzt ist, also die kritischen Zeiten wie Abend, Nacht und Wochenende auslässt. Wie erklären Sie sich diese Diskrepanz, und denken Sie daran, die Öffnungszeiten des Mädchentelefons den tatsächlichen Bedürfnissen anzupassen, beziehungsweise das Mädchentelefon qualitativ so aufzuwerten, dass es auch mehr angenommen wird? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Also, das ist immer die Frage, ob man es letztendlich auch braucht, und wir haben uns vom Mädchenbarometer abfragen lassen, wann die Mädchen anrufen können und wollen, und was sie brauchen, und haben sehr gute Erfahrungen gemacht, sodass wir zu dem Telefonangebot auch noch das E-Mail-Angebot dazugestellt haben. Das heißt, die E-Mails kommen auch zum Teil um 22 Uhr rein, aber sie werden dann spätestens am nächsten Tag in der Früh beantwortet. Und da haben wir eigentlich die Erfahrung gemacht, dass die Mädchen damit sehr zufrieden sind. 

Und was man auch sagen muss, ist, dass es sich ja hier um ein ganz konkretes Angebot handelt. Während die Kummernummer eine breite Palette zur Verfügung stellt und eben zum Teil - bitte nicht falsch verstehen - aber die Leute wirklich nur an die nächste, höherschwellige Einrichtung verweist und eine Telefonnummer weitergibt, hat ja das Mädchentelefon wirklich den Auftrag, eigentlich bestmöglich alles in einem Kontakt zu beantworten. Das heißt, wenn es darum geht, dass ich Sorgen habe mit meinen Eltern, dass man gleich ein psychologisches Gespräch führt oder eine Beratung per E-Mail gibt und nicht erst einmal weiter verweist und nur sagt: Wenn es schlimmer wird für dich, dann kannst du bei uns noch einmal anrufen, oder es gäbe auch noch die und die Einrichtung. 

Also, das heißt, wir sind vielleicht differenzierter und zielgruppenspezifischer in der Beantwortung und in der Betreuung der jungen Frauen, und wir sind aber auch konkreter und qualitativ hochwertiger. Das war der Anspruch, weil wir ja über das hinausgehen wollten, dass wir letztendlich nur eine Vermittlung von Informationen oder Kontakten sind, sondern wir wollen wirklich inhaltsvolle, qualitative Beratung machen. Und dafür haben wir diese Mitarbeiterinnen zur Verfügung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. - Die dritte und letzte Zusatzfrage wird von GRin Kato gestellt. Bitte. 

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Danke, sowohl für den Hinweis als auch für die Verdeutlichung, dass es sozusagen um ein spezifisches und auch individuelles Beratungsangebot geht. Aber kannst du noch ein bisschen mehr erzählen über den Bedarf, und ob da sozusagen auch klarere Auskünfte gegeben werden, außer den Grobgruppierungen, die du schon angegeben hast. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ja, danke. Wir haben uns angeschaut, wie sich die Mädchen in diesem Alter überhaupt ihrem Leben stellen und sind darauf gekommen, dass es sehr viele entwicklungsbedingte Höhen und Tiefen im Leben dieser jungen Mädchen gibt, und dass es genau da eigentlich schwierig ist, eine thematische Zuordnung zu machen. 

Das heißt, wir haben natürlich überlegt - da ja der größte Komplex das Thema Beziehung, Liebe, Sexualität und Gesundheit ist -, dass wir unsere individuellen Beratungsangebote durch beste Expertinnen erledigen lassen, und diese Frauen haben wir jetzt auch in verschiedenen Plattformen involviert, wie zum Beispiel der Plattform für Essstörungen oder eben der Plattform für Jugendarbeit, wo sie auch gleich mitbekommen, was so die Entwicklungen am Markt zu diesem Thema sind, was die Entwicklungen der Angebote im sozialen Bereich, auch im gesundheitlichen Bereich sind, damit wir eben den Mädchen vor Ort eine bestmögliche Beratung zur Verfügung stellen können. 

Ganz besonders wichtig für die jungen Frauen ist, dass man ihnen zuhört, das heißt, sie bekommen sehr schnell mit, wenn man da irgendwie versucht, auf Druck Probleme zu erledigen oder das irgendwie abzuhandeln. Also das heißt, sie brauchen ein Zuhören, sie brauchen sehr viel Sympathie, und Mädchen haben einen hohen Anspruch auf einen eigenen Raum. Das haben wir in sehr vielen anderen Bereichen der Mädchenarbeit auch schon erkannt, und genauso haben wir jetzt letztendlich auch unser Angebot erstellt. 

Und weil eben auch die Frage nach der Kummernummer gekommen ist: Wir haben jetzt auch unsere Homepage „www jobs for girls" einem Relaunche unterzogen, weil wir dort den Mädchen noch stärker ein Orientierungsangebot zur Verfügung stellen wollten, und letztendlich haben wir auch noch auf Grund der Erfahrungen aus dem Mädchentelefon jetzt dem Bildungskompass, den wir ja heuer beim Frauentag vorgestellt haben, einen eigenen Mädchenschwerpunkt gegeben, um auch hier gut Orientierung und Beratung geben zu können, was die Fragen betrifft, wie entwickle ich meine Perspektiven, wie erkenne ich meine Jobchancen und wie erkenne ich, was ich einmal werden will, und wie erreiche ich das letztendlich auch. 

Und dann haben wir noch eine eigene Broschüre entwickelt: „Mädchen in Wien“, die eigentlich so entstanden ist, dass wir die Hauptschwerpunkte der Fragestellungen im Mädchentelefon hergenommen und versucht haben, den Mädchen eine sehr breite, aber sehr konkrete Hilfestellung auch in einer schriftlichen Form zur Verfügung zu stellen. Und überall, wo wir auftreten und diese Broschüre zur Verteilung bringen, kommt sie bei den Mädchen sehr gut an. Ich denke mir, das ist ein besonders zielgerichtetes Angebot, es ist die Informationsquelle, die Mädchen brauchen, und ich denke mir, das ist eine tolle Sache. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin, für die Beantwortung der 1. Anfrage.

Die 2. Anfrage (FSP - 04823-2007/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR DDr Eduard Schock gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Auf dem Zentralfriedhof befindet sich das Ehrengrab der Familie Hofer aus Passeier in Tirol, in dem auch der Sohn von Andreas Hofer liegt und das Grab des Enkelkindes von Andreas Hofer, Andreas von Hofer, Reichstagsabgeordneter. Das Land Tirol beabsichtigt die Auflassung dieser Gräber. Wie hoch sind die Erhaltungskosten für diese beiden Gräber pro Jahr?)
Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Die Grabstelle von Andreas Hofer, Johann Edler von Hofer - nun ja, der alte Bauernführer hätte sich auch im Grab umgedreht - wurde bereits im Jahre 1908 von der Stadt Wien ehrenhalber auf Friedhofsdauer gewidmet und zugleich in die Obhut der Stadt Wien übernommen. Ich erzähle es Ihnen deswegen, weil es nicht in der Ingerenz des Landes Tirol liegt, diese Grabstelle aufzulösen, weil sie eben in der Obhut der Stadt Wien ist, und wir sehr sorgfältig darauf aufpassen. Die Kosten für die gärtnerische Pflege der ehrenhalber gewidmeten und in die Obhut der Stadt Wien übernommenen Grabstelle betragen jährlich zirka 125 EUR und werden von den städtischen Friedhöfen getragen. 

Zur Grabstelle des Enkelkindes von Andreas Hofer, einem bekannten Reichstagsabgeordneten, die sich ebenfalls am Zentralfriedhof befindet, möchte ich ebenfalls klar mitteilen: Das Amt der Tiroler Landesregierung beabsichtigt, das Benützungsrecht an dieser Grabstelle weiterhin aufrechtzuerhalten und denkt also nicht an die Auflassung dieses Grabes. Das Entgelt für das Benützungsrecht für weitere zehn Jahre, bis 2016, beträgt derzeit 286,30 EUR. Die Grabstelle befindet sich in einem baulich und gärtnerisch ordnungsgemäßen Zustand, lediglich die Inschrift soll im Laufe des nächsten Jahres erneuert werden. Hier werden die Kosten auf etwa 3 000 EUR geschätzt. Die Kosten für die jährliche gärtnerische Betreuung des Grabes betragen derzeit ebenfalls 125 EUR. Der Vollständigkeit halber darf ich auch noch anmerken, dass es sich bei der zuletzt genannten Grabstelle um keine ehrenhalber gewidmete handelt, daher sind die Kosten vom Amt der Tiroler Landesregierung zu tragen. 

Also, Sie sehen, die Gräber werden weiter bestehen. Ich frage mich allerdings, ob wir das nicht vielleicht auch am Telefon hätten klären können und nicht in einer Fragestunde. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die 1. Zusatzfrage wird von GR Dr Dr Schock gestellt. Bitte schön. 

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, Herr Bürgermeister.

Es ist aber, wie es jetzt ausgegangen ist, nicht von Anfang an klar gewesen, und die Tiroler haben sich - zumindest unserem Informationsstand nach - durchaus geziert, diese 125 EUR, die Sie da erwähnt haben, zu zahlen, was an sich traurig ist, dass es, wenn es um Gräber bedeutender Familien geht, die ja für die Geschichte Österreichs ganz wesentlich sind, so ein kleinliches Vorgehen gibt.

Ich habe aber noch eine Zusatzfrage, Herr Bürgermeister, weil ich hier eigentlich eine Ungleichbehandlung sehe, nämlich abhängig von der Religion. Da ist es so, dass islamische Gräber ja überhaupt auf Friedhofsdauer vergeben werden, während es bei anderen Religionen nicht der Fall ist. Und wenn man sich zum Beispiel im 23. Bezirk den islamischen Friedhof anschaut, dann ist ja der mit Geldern der Stadt, mit Subventionen der Stadt, errichtet worden und es werden dort auch noch auf Friedhofsdauer die Gräber vergeben. Ich sehe darin eigentlich eine Ungleichbehandlung und frage Sie: Finden Sie das wirklich richtig, dass hier auf einem Privatfriedhof - der ja mit öffentlichen Geldern errichtet worden ist - die Gräber auf Friedhofsdauer vergeben werden, während es auf der anderen Seite, wie man auch an diesem Beispiel der Familie Hofer sieht, eigentlich ganz leicht ist, Gräber aufzulassen und auszugraben. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal, Herr Klubvorsitzender, um die Fragestunde, wie mir einmal ein Abgeordneter vorgeworfen hat, nicht zu einer Witzstunde ausarten zu lassen, (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) darf ich Sie noch einmal darauf hinweisen: Es ist weder leicht, dass ein Grab aufgelassen wird, denn die Mühlen der Verwaltung sind halt, wie sie sind. Und es hat daher ein Schreiben der Friedhofsverwaltung an das Amt der Tiroler Landesregierung gegeben, und das Amt der Tiroler Landesregierung hat dieses Grab nicht verlängert. Da zu Jahresende die Benützungsberechtigung dieses Grabes ausläuft, hat die Verwaltung ihrerseits korrespondiert. Also, bei allem tiefen Respekt vor der Verwaltung kann ich Ihnen sozusagen die Politik mitteilen: Die Gräber bleiben erhalten, und es ist natürlich gar nicht so leicht, die Politik an so bedeutenden Gräbern vorbeizuschmuggeln. Also, Andreas Hofer ist gerettet, sein Sohn und sein Enkel gleichfalls. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Danke, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl (fortsetzend zum Vorsitzenden gewendet): Warte, er hat mir noch eine Frage gestellt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Entschuldigung.

Bgm Dr Michael Häupl (fortsetzend): Er hat mir nämlich die Frage gestellt, wie ich die Ungleichbehandlung rechtfertige. 

Die rechtfertige ich gar nicht, es ist nur lediglich festzuhalten, dass die Gräber, etwa jene, wo Katholiken oder Angehörige anderer christlicher Religionen begraben werden, im Regelfall Gräber sind, wo Grundstück, Friedhof, und auch die Verwaltung dafür, eigentlich der Stadt gehören, und auch aus den Einnahmen, die da erzielt werden, aber auch aus Steuergeldern bezahlt werden. 

In dem von Ihnen inkriminierten islamischen Friedhof hat die Stadt Wien die Grundstücke zur Verfügung gestellt, aber alles Übrige hat die Islamische Glaubensgemeinschaft gezahlt. (GR DDr Eduard Schock: Die Rechnung hat die Stadt Wien bezahlt!) Und daher darf ich Sie noch einmal darauf hinweisen, hier handelt es sich nicht um einen Privatfriedhof, sondern es handelt sich um einen Friedhof einer anerkannten Religionsgemeinschaft - und das sage ich dazu -, der sich nicht in der Verwaltung der Stadt Wien befindet, und es ist eine anerkannte Religionsgemeinschaft seit der Kaiserzeit, Herr Abgeordneter, seit der Kaiserzeit! Nun, wenigstens den Kaiser werden Sie doch anerkennen. Ich meine, das war doch immerhin auch ein deutscher Kaiser. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Also, so gesehen kann ich Ihnen sagen, die Stadt Wien behält das mit den Friedhöfen so bei wie bisher, dass nach einer gewissen Zeit diese Benützung auch erneuert werden muss. Andere Friedhofserhalter halten das anders. Ich glaube nicht, dass das auch für uns ein umwerfendes Thema ist. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung der 1. Zusatzfrage. - Die 2. Zusatzfrage wird von GR Schreuder gestellt. Bitte sehr. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen! 

Im Zuge der Diskussion, welche Ehrengräber es von der Stadt Wien gibt, gab es den Vorschlag, eine Kommission soll die jüdischen Wienerinnen und Wiener feststellen, die ein Ehrengrab verdienen würden, aber noch keines besitzen. Was wurde eigentlich daraus? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist eine sehr gute Frage, ich werde mich erkundigen. Ich weiß es zur Stunde auch nicht. Es ist so. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Kenesei gestellt, ich bitte darum. 

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, Herr Bürgermeister. (Es ertönt ein starkes Rückkopplungsgeräusch.) Ich bin es nicht. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Es hat ja schon einen Hofer gegeben, der in einem Lied besungen wurde. Es gibt ja, ich gehe einmal davon aus, eine erhebliche Anzahl an Hofers, die auf den Wiener Friedhöfen begraben liegen. Können Sie ausschließen, dass irgendwelche Urenkel oder Ururenkerl vom Andreas Hofer auch noch darunter sind, und die dann eventuell von irgendwelchen Landesregierungen noch die Grabstelle bezahlt bekommen? (Große Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich kann das Gott sei Dank nicht ausschließen, denn selbstverständlich bin ich sehr froh über jede Grabstelle, die von einer anderen Landesregierung bezahlt wird. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich werde mich daher umschauen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: So, die vierte und letzte Zusatzfrage wird von GR DDr Schock gestellt. 

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, Herr Bürgermeister, zu einem anderen Ehrengrab noch eine Frage: Mit Ehrengräbern wird ja durchaus auch Politik gemacht. Das haben wir in diesem Haus vor vier Jahren erlebt, als die Grüne Fraktion den Antrag gestellt hat, Major Walter Nowotny das Ehrengrab abzuerkennen und die Sozialdemokratische Fraktion hat damals, eigentlich unverständlicherweise, mitgestimmt und hat diesen Antrag mitgetragen. Und ich meine, das ist aus dem Grund so traurig, Herr Bürgermeister, weil ja das Grab von Walter Nowotny zu einem Symbol für eine gesamte Generation geworden ist. (GR Heinz Hufnagl: Zu einem zweifelhaften Symbol aber!) Ich meine, es ist zu einem Symbol für die gesamte Kriegsgeneration, für die Soldatengeneration, geworden, einer Generation österreichischer Soldaten, die eben in der deutschen Wehrmacht ihren Dienst tun mussten und auch getan haben. Ich meine, es ist daher nicht richtig, wenn man einer ganzen Generation hier die Ehrenhaftigkeit kollektiv abspricht und sie kollektiv schuldig spricht, und das ist ja eigentlich der Tenor dieser Politik. 

Und ich frage Sie daher, Herr Bürgermeister, meinen Sie nicht auch im Hinblick auf die Achtung dieser Generation gegenüber und auch auf die Selbstachtung dieser Kriegsgeneration, ob es nicht notwendig wäre, die Ehrengrabwürde für Walter Nowotny wiederherzustellen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Klubobmann, das ist natürlich eine wesentlich ernstere Frage, die Sie hier anschneiden, denn ich bin weder ein Anhänger der Kollektivschuld, noch bin ich auch nur im Entferntesten irgend ein Verteidiger des Terrorregimes der Nationalsozialisten. Und diese Differenzierung ist hier geboten, denn auch mein Vater war ein Wehrmachtssoldat und war nichtsdestotrotz ein militanter Antinazi. Und daher ist es mir so quasi auch in die Wiege gelegt worden, ihm, auch wenn er kein Sozialdemokrat war - es hat ja eine Reihe von würdigen Antinazis gegeben, die nicht Sozialdemokraten waren -, auch den Respekt zu erweisen. 

Und auf diesen Unterschied würde ich ganz großen Wert legen, und das gilt auch genau in dem gegenständlichen Fall. Hier handelt es sich nicht um Kollektivschuldverurteilung, hier handelt es sich nicht darum, dass ein Wehrmachtssoldat sozusagen posthum verurteilt werden soll, sondern hier handelt es sich um einen prominenten Anhänger der nationalsozialistischen Terrorideologie, und das ist zu verurteilen und das ist der Grund, warum hier auch dieses Ehrengrab, das in der Nazizeit verliehen wurde, aberkannt wurde. Und dazu stehe ich. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 04818-2007/0001 - KGR/GM). Diese wurde von Frau GRin Claudia Smolik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Laut uns vorliegenden Informationen hat der Kindergarten im Stadtpark nur mehr bis Juni 2008 eine Genehmigung, an eine Weiterführung des Kindergartens durch den Betreiber - die Stadt Wien - ist nicht gedacht. Was sind die Gründe für die geplante Schließung des städtischen Kindergartens im Stadtpark?). 

Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Einen wunderschönen guten Morgen! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Die Fragestunde des Wiener Gemeinderates gibt einmal mehr die Chance klarzustellen oder zu versuchen, Klarheit zu bringen in Fragen, die man an sich nicht beantworten kann, weil sie jeder Grundlage des Inhalts entbehren. Sie fragen mich laut Ihnen vorliegenden Informationen, wonach der Kindergarten im Stadtpark nur mehr bis Juni 2008 eine Genehmigung zur Weiterführung hätte, ob die Stadt Wien nicht mehr daran denke, ihn danach weiterzubetreiben, und was denn die Gründe für die geplante Schließung des Kindergartens im Stadtpark wären. 

Nun, ich kenne Ihre Informationen nicht, aber ich sage Ihnen einmal, sie sind falsch. Und wenn man jetzt aus falschen Ausgangspositionen falsche Schlüsse aufbaut, dann wird das Ganze ein bisschen kompliziert. Aber zur Erhellung: Es gibt erstens einmal keinen Bescheid, der eine Schließung des Kindergartens nach sich zöge. Ganz im Gegenteil, dieser Kindergarten ist seit dem Jahr 1968 bewilligt und es liegen sozusagen überhaupt keine Befristungen für Betriebsbewilligungen vor. Ich weiß überhaupt nicht, wovon Sie sprechen, es hat eine Nachsicht gegeben im Hinblick auf eine Personalverwendung in einer bestimmten Gruppe, und diese Nachsicht endet mit 31.10.2008. Also, vielleicht ist in der Verkürzung der verschiedenen Bereiche dieser Irrtum entstanden. 

Das heißt, ich halte fest: Erstens einmal wird der Kindergarten nicht geschlossen, zweitens, es finden im Moment gerade jene Erhaltungsarbeiten statt, die einen Betrieb auch in der pädagogischen Qualität möglich machen und drittens, zu Ihrer Information, sind wir heftig am Planen, in welcher Art und Weise gerade dieser Kindergarten, der zwar ein Bezirkskindergarten auf Grund unserer Zuständigkeit der Dezentralisierung ist, aber auf Grund der Besonderheit des Standortes in Wirklichkeit überregionale Versorgungsqualitäten hat, einem Neubau zugeführt werden kann. Dies natürlich am Standort, denn wer gibt schon einen Standort im Herzen der Stadt, im Stadtpark, auf. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Frau Vizebürgermeisterin. - Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. Ich bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, die Information ist vom Herrn Bezirksvorsteher des 3. Bezirks. Dann würde ich Sie also bitten, den Herrn Bezirksvorsteher zu informieren. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Diese Information ist vom Herrn Bezirksvorsteher, der gemeint hat, der Kindergarten im Stadtpark habe nur eine Genehmigung bis Juni 2008. Jetzt mag es schon sein, dass der Herr Bezirksvorsteher in die Information, die er bekommen hat, was anderes hineininterpretiert. Ich denke aber, das ist nicht meine Zuständigkeit herauszufinden, woher der Herr Bezirksvorsteher diese Information hat, und wie er dann Bezirksrätinnen und Bezirksräte in seinem Bezirk darüber informiert. 

Sie haben schon angesprochen, dass versucht wird, hier einen Neubau zu machen, um den Standort zu erhalten. Jetzt gibt es aber eine Diskrepanz im Bereich der Kindergärten zwischen dem, was die Bezirke über die Dezentralisierungsverordnung zu bezahlen haben und dem, was die Stadt Wien zahlt. Unserer Information nach, auch wieder vom Herrn Bezirksvorsteher des 3. Bezirks, ist an ihn herangetreten worden, dass die Hälfte dieser Neubaukosten von 4 Millionen EUR der Bezirk zu tragen hat.

Wie können Sie das erklären, wenn in der Dezentralisierungsverordnung klar geregelt ist, dass für Neubauten die Stadt Wien zuständig ist? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Also, zum einem möchte ich klarstellen: Ich kenne jetzt sozusagen den Informationsfluss nicht, der offensichtlich auf Anfrage der Grünen in der Bezirksvertretung auf Basis einer Beantwortung von meiner Geschäftsgruppe weitergegangen ist. Das werde ich nachvollziehen, weil ich weiß, welche Antworten ich dem 3. Bezirk geschrieben habe. Eines weiß ich mit Sicherheit, dass nämlich der Herr Bezirksvorsteher Ihnen oder der Grünen Fraktion im 3. Bezirk nicht Informationen aus dem Grund weitergibt, damit Sie über die Schiene des Gemeinderates versuchen müssen, Licht ins Dunkel zu bringen über die Situation eines Bezirkskindergartens, sondern ganz im Gegenteil: Hier dürfte einerseits eine Missinterpretation, wenn ich es freundlich formuliere, vorliegen. Die andere Möglichkeit ist natürlich, dass man – wie man das so gerne tut – aus einem langen Beantwortungsschreiben ein paar Sätze herauspickt, zusammensetzt, und dann wird etwas anderes draus. Stille Post nennt man das normalerweise. (Heiterkeit bei den GRÜNEN – Beifall bei der SPÖ.) 

Aber zu den Fakten, ganz klar: Einerseits sage ich Ihnen noch einmal, an eine Schließung des Standortes ist nicht gedacht, sondern ganz im Gegenteil an eine Verbesserung, und da sind die Regeln auch wieder ganz klar, wie wir sie in Wien in sehr vielen Fällen haben. Natürlich gäbe es die Möglichkeit, eine große Sanierung am Standort zu machen und den Bestand allfällig mit einem Zubau zu versehen. Dann ist die Kostenfrage entlang der Dezentralisierung vollkommen klar geregelt. Nämlich, der Bezirk hätte die Kosten der Sanierung zu tragen, ein allfälliger Zubau aber müsste aus dem Zentralbudget kommen. 

Klugerweise regeln wir in vielen Fällen mit vielen anderen Bezirken - und im 3. Bezirk wird es nicht anders sein - Dinge dann anders, wenn sie ökonomisch besser vertretbar sind, nämlich im Falle der Situation, dass eine Sanierung teurer käme als ein Neubau und mit einem Neubau sinnvollerweise viele Verbesserungen erreicht werden könnten. Und dann ist es durchaus üblich, dass der Bezirk einen gewissen Beitrag, den er nämlich auch an Kosten hätte, wenn er das alte Haus saniert, in diesen neuen Bau mit hinein investiert. Das ist eine Vorgangsweise, die ich Ihnen an Beispielen in unterschiedlichen Bezirken nachweisen könnte, dass das so passiert. Und die Gespräche sind im Laufen, und es wird auch im 3. Bezirk so geschehen. 

Ganz abgesehen davon, dass man gerade an diesem Standort sehr wohl überlegen muss - und die Analyse, woher überall die Kinder kommen, die an diesem Standort sind, der teilweise sogar eine Art Betriebskindergartenfunktion für umliegende Betriebe erfüllt, und es also durchaus Sinn macht, auch darüber nachzudenken -, hier in Zukunft eine andere Form von Kindergarten-Standort zu haben. Also, dass man genau darüber nachdenkt und dann eine Lösung findet, die alle Fragen ordentlich löst, und vor allem die Kundinnen und Kunden, das sind die Kinder, zufriedenstellt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Vizebürgermeisterin. - Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Anger-Koch gestellt. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Dadurch, dass ja diese Diskussion schon seit mehreren Jahren stattfindet und wegen des Neubaus beziehungsweise wegen der Sanierung immer wieder verzögert wird, lautet jetzt meine Frage: Wann kann die Generalsanierung oder der Neubau des Kindergartens im Stadtpark endlich beschlossen werden, und wann findet dieser dann wirklich statt? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Ich kann Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt kein definitives Datum sagen, denn ein solcher Schritt, noch dazu wegen jener Komplexität, die ich gerade versucht habe zu erläutern, bedarf natürlich vieler Vorbereitungsarbeiten, aber die laufen sehr intensiv. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. - Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Gudenus gestellt. Ich bitte darum.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Ich möchte beim Bereich Kinderbetreuung bleiben, aber etwas anderes fragen, und zwar, dass ja die flexibleren Arbeitszeiten der Eltern auch flexiblere Betreuungszeiten fordern. Die SPÖ hat ja bisher eine regionale Bedarfserhebung abgelehnt und ich wollte Sie fragen, ob Sie dabei bleiben wollen, nicht darauf zu reagieren, dass eben flexiblere Betreuungszeiten gefordert sind. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Diese Frage nimmt mich Wunder, aber ich werde trotzdem darauf eingehen. Denn wenn man sich die Kindergartenöffnungszeiten in Wien anschaut, dann sieht man, welche Flexibilität jetzt hier schon herrscht, und dies auf Basis der Tatsache, dass unsere Kindergärten eine pädagogische Bildungseinrichtung sind. Und ich gehe davon aus, dass wir uns da einig sind, dass wir in unseren Kindergärten höchste Qualität haben wollen. Wir haben in unseren Kindergärten Öffnungszeiten von elf Stunden pro Tag, das heißt, viele öffnen um 6.30 Uhr, manche schon um 6 Uhr und schließen um 18, um 18.30 Uhr, an bestimmten Standorten um 20 Uhr. Wir haben mit den Betriebskindergärten und Schwerpunktkindergärten solche, die auf die Arbeitszeit der Betriebe reagieren, mit denen sie kooperieren. Als Beispiel seien die Spitalskindergärten genannt, aber das wissen Sie ja, dass die andere Öffnungszeiten haben, weil sie sich an die Dienstzeiten in den Spitälern halten, und es gibt auch Kindergärten in Wien, die die Möglichkeit bieten - allerdings nur ganz wenige, und das ist gut so –, den Eltern die Übernachtungsmöglichkeit zu garantieren. Das ist in etwa wichtig geworden für Bedienstete der Polizei, weil die andere Dienste haben, und da ist es pädagogisch richtiger, Kinder unter Umständen auch einmal über Nacht in einer Einrichtung zu haben, als sie um 4 Uhr Früh in einer pädagogischen Einrichtung anzuliefern. 

Das heißt, gerade erst vor Kurzem ist wieder eine Studie erstellt worden, die nachgewiesen hat, dass sowohl von den täglichen Öffnungszeiten, von der pädagogischen Qualität, aber auch von den Jahresöffnungszeiten, das heißt, wie viele Schließtage haben Kindergärten im Jahr, Wien absoluter Spitzenreiter ist, und kein anderes Bundesland hier konkurrieren kann. Das hat gute Erfolge, man braucht sich nur anschauen, welche Auswirkungen das auch im Bereich der Frauenbeschäftigung hat - hier geht es ja um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie - und auch da wissen wir, dass Frauen noch immer in einem weit höheren Ausmaß als Männer in der Kinderbetreuung involviert sind. Und zum Dritten ist das auch ein Zeichen dafür, dass es in Wien, nicht so wie in anderen Bundesländern, rückläufige Geburtenraten gibt, sondern sogar leicht steigende. 

Das heißt, unsere Kindergärten sind flexibel, wir haben hervorragende Qualität, was Öffnungszeiten und geringe Schließtage betrifft, und ergänzend dazu gibt es das System der Tagesmütter und Tagesväter, die vor allem für Eltern von Kleinstkindern ein zusätzliches Angebot sind, das die familienähnlichste Form der Kinderbetreuung darstellt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. - Die vierte und letzte Zusatzfrage wird gestellt von GRin Smolik. Ich bitte darum. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Sie haben zuerst von einer üblichen Vorgehensweise bezüglich der Finanzierung von Kindergärten gesprochen, die so sanierungsbedürftig sind, dass sich ein Neubau eher finanziell rentiert als eine Generalsanierung. Es ist der Stadtpark ja nur ein Beispiel davon, es gibt ja noch, laut den Prioritätenlisten der Bezirke, andere Kindergärten in dieser Stadt, die einer Generalsanierung beziehungsweise eines Abbruchs und eines Neubaus bedürfen. Die Bezirke können aber ob ihrer finanziellen Situation alle diese Kindergärten, die auf der Prioritätenliste draufstehen, nicht in dem Maß sanieren wie wir dies bräuchten. 

Wie glauben Sie, dass wir hier den Bezirken mehr Gelder zur Verfügung stellen könnten, damit die Kindergärten, die in den Prioritätenlisten mit Priorität 1 versehen sind, von der Magistratsabteilung hier auch wirklich zügig und rasch saniert werden können. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Rechte sind in dieser Stadt mit Pflichten verbunden. Nachdem vor Jahrzehnten die Dezentralisierung beschlossen wurde mit den Inhalten, mit denen sie damals ausgestattet wurde, aber auch mit jenem Geldtransfer, der damals vereinbart wurde, gibt es insgesamt in diesem Bereich aus meiner Sicht nur zwei Lösungen: 

Zum einen: Man evaluiert gemeinsam mit den Bezirken die Aufgabenstellungen und die sich daraus ergebenden finanziellen Verpflichtungen und kommt zu dem Schluss, dass man zu den seinerzeitigen Entscheidungen - bei denen wir alle sozusagen nicht in jenen Positionen dabei waren, in denen wir uns jetzt befinden - sagt, okay, das waren Entscheidungen, die damals getroffen wurden, trifft nun andere Entscheidungen und verteilt die Aufgaben neu. Denn eines kann nicht sein, dass man sozusagen Verantwortlichkeit belässt, aber den Geldfluss verändert. Da muss es ein Prinzip geben, das durchgängig ist, und das sich dann auch sozusagen wieder auf Basis eines Beschlusses befindet und dementsprechend gehandhabt wird. 

Wenn wir uns auf der Basis der jetzigen Aufgabenverteilung befinden, dann halte ich das, was wir jetzt schon machen und bei den Schulen auch gemacht haben, für eine durchaus zielführende Vorgangsweise, dass man nämlich gemeinsam analysiert und dann auf Basis der rechtlichen Pflichtenverteilung eine Lösung findet, die zu dem Ziel führt, nämlich die Sanierungen auch dementsprechend durchführen zu können. 

Und die Bezirke würden sich verwehren gegen das, was Sie hier sagen, weil sie nämlich in den letzten Jahren zu einem Großteil ihrer Verpflichtung hervorragend nachgekommen sind und saniert haben, und gleichzeitig die Stadt ihrer Verpflichtung nachgekommen ist und Betreuungseinrichtungen ausgebaut hat, und das auch laufend tut. Ich habe erst vor 14 Tagen zwei weitere Häuser in Betrieb genommen, und so geht das eigentlich laufend voran, parallel zur Stadtentwicklung, und dementsprechend werden wir das auch in Zukunft tun. 

Wenn es Veränderungen geben soll, dann kann es die nicht jeweils nur bei demjenigen Thema geben, das man sich gerade herauszupft und meint, das sei jetzt wichtig, sondern man muss sich insgesamt über eine Systemveränderung unterhalten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Vizebürgermeisterin, für die Beantwortung der 3. Anfrage. 

Die 4. Anfrage (FSP - 04817-2007/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Mag Wolfgang Gerstl gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Die Ausdehnung der gebührenpflichtigen Parkzeit in den parkraumbewirtschafteten Bezirken wurde seit 1. September 2007 auf 22 Uhr ausgedehnt. Welche Bilanz ziehen Sie nach den ersten Wochen dieser Umstellung?) 

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Vorsitzender. Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Anfrage von Herrn Mag Gerstl scheint mir etwas zu früh gestellt. Auch in Unternehmen zieht man Bilanz nach einem Jahr, erstellt Zwischenabrechnungen, man verfolgt den Wirtschaftsplan, aber Bilanz zu ziehen nach zwei Monaten ist mir im Wirtschaftsleben zumindest noch nicht vorgekommen. Daher, Herr Kollege Gerstl, eine Bilanz zu ziehen nach zwei Monaten, ist wohl etwas verfrüht. 

Zu dem, was aber jetzt schon sichtbar ist: Die Erwartungen, die wir an dieses Konzept gestellt haben, nämlich, dass es übersichtlicher wird, dass wir weniger Tafeln benötigen, dass wir den Autofahrern klare Regeln mitgeben, dieses Konzept hat sich bewährt. Wir haben 2‑Stunden-Parkmöglichkeiten in allen Bezirken, wo Parkraumbewirtschaftung besteht, wir haben in den Bezirken innerhalb des Gürtels und im 2. und 20. Bezirk eine einheitliche Regelung der Parkzeiten von Montag bis Freitag, und das war bisher nicht der Fall, und wir haben vor allem eines getan, Herr Kollege Gerstl, wir haben den Wünschen der Bezirke, so weit das verkehrspolitisch und organisatorisch vertretbar war, Rechnung getragen.

Wir hatten in der vergangenen Legislaturperiode und in dieser von nahezu allen Bezirken gleichlautende Anträge, die Parkraumbewirtschaftungszeit zu verlängern und in die Abendstunden auszudehnen, wir hatten die Anträge der Bezirke, teilweise bis 24 Uhr zu gehen und wir hatten von einzelnen Bezirken auch die Anregung in Form von Anträgen, und zwar von einstimmig beschlossenen Anträgen, dass auch das Wochenende in die Parkraumbewirtschaftung einbezogen werden soll. Wir haben hier eine Lösung gefunden, die organisatorisch verkraftbar ist, die für die Bewohnerinnen und Bewohner der Bezirke große Vorteile bringt, und wir haben vor allem eine Lösung getroffen, die übersichtlich und leicht zu merken ist, und nicht mehr so, wie das bisher war, mit 19 Uhr Ende, mit 20 Uhr Ende, mit eineinhalb Stunden Parkdauer oder zwei Stunden Parkdauer, eigentlich ein Durcheinander signalisiert hat. 

Ich hätte dieses System auch gerne in den Einkaufsstraßen in dieser Form harmonisiert, nämlich auf zwei Stunden verlängert, ich hätte das auch gerne dort abgeschafft, dass Sonderregelungen bestehen, die um 18 Uhr enden mit eineinhalb Stunden und danach gilt dann die Zonierungsregelung, aber da war die Wirtschaftskammer nicht begeistert davon, und daher haben wir davon Abstand genommen.

Also, ich kann Ihnen damit auch sagen, wo die Schwachpunkte in der derzeitigen Regelung liegen, nämlich, dass bei den Einkaufsstraßen unterschiedliche Regelungen noch bestehen. So gesehen, Herr Kollege Gerstl, ziehe ich sicher jetzt noch keine Bilanz, aber ich kann jetzt schon sagen, dass wir mit einem übersichtlicheren Modell, mit einer übersichtlicheren Bewirtschaftung des knappen Parkraums in Wien mit Sicherheit für die Bewohner der Bezirke 1 bis 9 und 20 eine deutliche Verbesserung erzielen konnten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Mag Gerstl gestellt. Bitte. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Vorsitzender!

Herr Stadtrat, ich habe mir jetzt genau so gedacht, es gibt für Sie eigentlich nur zwei Möglichkeiten, jetzt zu antworten. Die eine Möglichkeit ist, Sie sagen, es gäbe keine Bilanz, und die andere Möglichkeit wäre gewesen, es laufe alles happy-pepi. Tatsache ist, Sie haben sich auf das Erste nun konzentriert, und zum Zweiten haben Sie nur mediale Aussagen, beziehungsweise von der Stadt Wien wurden dazu nur mediale Aussagen getroffen. 

Es wurde die Aussage getroffen, dass es noch nie einen so großen Parkscheinverkauf gegeben hat wie jetzt, es wurde die Aussage getroffen, dass es noch nie so viele SMS-Verwender gegeben hat für das Parkraumbewirtschaftungssystem wie jetzt. 

Ich frage mich: Warum nehmen Sie dazu nicht Stellung? Ich denke, es wäre sehr interessant zu wissen, wie hoch die Mehreinnahmen sind, die nun die Stadt Wien durch das neue System haben wird. Ich denke mir, es wäre ganz besonders wichtig und ich glaube sehr wohl, dass Sie nicht nur im Interesse verschiedener Lobbys arbeiten, wenn Sie sagen, Sie haben den Wünschen anderer Rechnung getragen, sondern dass Sie sich auch als Verkehrsstadtrat sicher ganz bewusst darauf konzentrieren, dass Sie eine Maßnahme nur dann durchführen, wenn sie auch einen verkehrspolitischen Lenkungseffekt hat. 

Also, daher stellt sich hier ganz klar die Frage: Gibt es seit dem 1. September nun mehr Parkplätze in den parkraumbewirtschafteten Gebieten der Stadt, ja oder nein? Und das ist im Grunde ja die Gretchenfrage die es zu beantworten gibt. Oder ist das System von den Autofahrern noch nicht so angenommen, dass man darüber auch noch gar nichts sagen kann? Ich nehme einmal an, dass Sie sich zumindest von Ihren Beamten erste Rückantworten dazu schon einbringen haben lassen, denn alles andere wäre ja wahrscheinlich auch nicht geschickt und nicht verantwortungsbewusst zu sagen, ich interessiere mich jetzt ein ganzes Jahr lang nicht dafür, wie das System nun wirklich funktioniert oder nicht funktioniert. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amts StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Kollege Gerstl! Das ist ja gut, dass Sie antizipieren können, wie Stadträte antworten, aber dann frage ich mich nur, warum stellen Sie die Frage überhaupt noch. 

Also, zu der jetzt implizierten Fragestellung, ob wir wissen, wie die Bewirtschaftung derzeit funktioniert, da kann ich Ihnen nur bestätigten, dass die Aussagen der Bezirksvorsteher in den Bezirken 6 und 9, in den Bezirken 5, auch im 4. Bezirk so sind, dass es dort zu Verbesserungen gekommen ist. Ich verstehe natürlich auch, dass in einem Bezirk wie dem 7., wo man die Schaffung von Garagen abgelehnt hat, noch immer ein eklatanter Mangel besteht, wenn man selbst mit den Autos der eigenen Bevölkerung nur schwer zu Rande kommt, und wenn man hier auch noch zusätzlich sehr großzügig mit dem Parkraum umgeht zur Schaffung von Schanigärten in diesem Bezirk. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. - Die 2. Zusatzfrage wird von GR Dr Madejski gestellt, bitte. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Also, Bilanz können Sie nicht ziehen, das sehe ich vollkommen ein, aber die Auswirkungen sind erkennbar, und die sind ja nicht alle so positiv, wie Sie hier angeführt haben, es gibt natürlich sehr große Probleme. Es ist der Parkscheinverkauf notwendigerweise auf die Wirte ausgedehnt worden, die jetzt auf Privatkosten für Ihre Kunden die Parkscheine kaufen müssen. Das wird sich spätestens im nächsten halben Jahr auch auf die Preise auswirken, es wird sich auf die Inflation auswirken, auf die wirtschaftliche Situation, und so weiter. Aber das ist jetzt hier nicht das Thema, da haben wir heute noch genug Zeit beim Schwerpunkt. 

Meine Frage ist eine rein technische: Wir werden heute mit Ihrer Mehrheit wahrscheinlich, nehme ich an, diese Valorisierungen auch in diesem Bereich beschließen, und man hat beim letzten Mal gesehen, wie Sie hier überraschend und überfallsartig die Änderung eingeführt haben, nämlich die Preisveränderung nach oben, und dass es dann eine Umtauschaktion, aber keine Übergangsfrist gegeben hat. Wenn jetzt valorisiert wird - und da geht es oft nur um Cent-Beträge - in diesem Bereich, müssen Sie ununterbrochen, also zumindest alle drei Jahre wahrscheinlich, auf Grund der Höhe der Valorisierung neue Parkscheine drucken. 

Das ist einmal das Erste, und das ist ein irrsinniger Aufwand. Die Frage wird dann sein, ob man 0,63 nimmt oder 1,47, oder ob man dann vielleicht gleich aufrundet wie ich mir die Stadt Wien vorstelle. Meine Frage: Wird dann auf Grund der Valorisierung, wenn neue Preise kommen, wieder eine Umtauschaktion großen Stils, die manipulativ nicht positiv durchgeführt wurde, noch einmal versucht, oder denken Sie endlich die von uns geforderte Übergangsfrist dann an? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat, wir haben 21 Jahre vergehen lassen zwischen der letzten und der diesjährigen Tariferhöhung. Wir haben diese Tariferhöhung im März veröffentlicht, kundgemacht, dass es sie geben wird, und sie wurde im September eingeführt. Also wenn das überfallsartig ist, dann weiß ich nicht, wie Überfälle ansonsten passieren, jedenfalls so einen langen Vorlauf haben sie normalerweise nicht. 

Zur Frage, wie das künftig ablaufen wird: Wenn sie die heute zur Beschlussfassung vorliegende Unterlage anschauen, dann werden Sie feststellen, dass wir dort festgelegt haben, dass immer 5-Cent-Schritte erfolgen. Das heißt, sind diese Erhöhungen um 5 Cent noch nicht erreicht, wird es auch keine Erhöhung geben. Das heißt, wir gehen nicht in die kleinen Münzen, in die ganz kleinen Münzen hinein, sondern es gibt hier natürlich die Schritte in vertretbaren Größenordnungen. 

Das Zweite ist - und das ist ja auch der Vorteil -, dass dann nicht mehr eine abrupte Erhöhung erfolgt, sondern dass es kleine Erhöhungsschritte gibt, die auch leichter verkraftbar sind. Das bedeutet auch, dass alle, die jetzt die Erfahrung gemacht haben, mit dem Horten großer Mengen von Parkscheinen, das mit großer Wahrscheinlichkeit nicht mehr tun werden, weil sie ja damit rechnen müssen, dass es demnächst eine kleine Erhöhung geben wird. Und ich gehe davon aus, dass die Kulanz, die meine Mitarbeiter an den Tag legen können, auch bei der nächsten Tariferhöhung so geübt werden wird. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. - Die 3. Zusatzfrage wird von GR Dipl-Ing Margulies. Bitte! 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Es ist nett, schönen guten Tag, wenn die Chaostage der Parkscheinzeit als Kulanz der MitarbeiterInnen ausgelegt werden. Ich finde das sehr gut. Die Grünen haben ja, nachdem wir tatsächlich für sinnvolle Parkraumbewirtschaftung sind, auch für Übergangszeiträume gestimmt. Nichtsdestoweniger stellt sich jetzt die Frage nach diesem Schritt, der auch für uns auch von großer Relevanz ist, und wo wir immer wieder unterschiedliche Zurufe und auch Wünsche der Bezirke hören: Ist innerhalb der nächsten zwei Jahre an eine weitere räumliche Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung gedacht? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Wir haben bei dieser Neuorganisation der Parkraumbewirtschaftung uns auch dazu bekannt, dass das eine Form ist, die uns die Finanzmittel erbringt, um den Garagenbau in Form von Sammelgaragen in den Zonen zu verstärken, wo eindeutig Stellplätze fehlen, und zwar in jenen Bereichen, wo der Wohnbevölkerung diese Stellplätze fehlen. Dort sollen die Mittel eingesetzt werden, um eben zu ermöglichen, dass die Bewohnerinnen und Bewohner ihre Autos - die sie sich ja kaufen können sollen, es ist ja niemand dagegen, dass jemand ein Auto besitzt, vielleicht Sie, aber jedenfalls meine Fraktion nicht -, auch ordentlich abstellen können und daher nicht immer benützen müssen, weil sie diese zum Beispiel in einer Halteverbotszone in der Spitzenzeiten-Halteverbotszone abgestellt hatten. 

Daher sind wir für den Garagenbau, daher sind wir dafür, dass gerade dort, wo die Wohnbevölkerung zu wenige Stellplätze hat, die Garagen errichtet werden, und das bedeutet auch, die Unterstützung dieses Garagenbaus und die Tarife entsprechend einzudämmen und für 20 Jahre - das ist mit den Garagenbetreibern so vereinbart - fixieren zu können. Das bedeutet, wenn wir dieses Konzept verfolgen, dass wir erst dann, wenn in den Gründerzeitvierteln außerhalb des Gürtels diese Nachrüstung erfolgt ist, an die Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung denken. Wenn man da an die Bauzeiten denkt, dann sind das drei Jahre im Groben mit allen Genehmigungsverfahren, drei Jahre, vielleicht sogar vier Jahre. Und ich lade Sie herzlich dazu ein, dass man den Garagenbau in Wien auch von Ihrer Fraktion nicht mehr ablehnt, denn dann können wir das früher machen, und dann kommen wir auch früher zur Parkraumbewirtschaftung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. - Die vierte und letzte Zusatzfrage wird von GR Mag Gerstl gestellt. Bitte schön. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke. 

Herr Stadtrat, das heißt sozusagen, sie denken an eine Parkraumausweitung in der nächsten Legislaturperiode, nicht mehr in dieser. Oder umgekehrt gesagt, frühestens in der nächsten Legislaturperiode kann es aus Ihrer Sicht auch eine räumliche, weitere Parkraumausdehnung geben. 

Aber ich möchte nun zu einer anderen Frage kommen: In der öffentlichen Darstellung, seitdem die Parkraumzeit auf 22 Uhr ausgedehnt worden ist, waren Sie - und ich glaube, auch die Finanzstadträtin - sehr darum bemüht, immer auszusagen, dass bei den Parkraumüberwachungsorganen keine Änderung eingetreten ist. Es wurde nicht mehr Personal aufgenommen, und trotzdem kann sozusagen die Überwachung in einer gleichen Form erfolgen. 

Mir selbst ist das wirklich sehr schwer nachvollziehbar. Die Parkraumüberwachungsorgane haben knapp 20 Prozent mehr an Zeit und Überwachung, die sie auch durchführen müssen, Sie haben dasselbe Personal und offensichtlich gibt es, so wie die Darstellung ist, keine zusätzlichen Überstunden, die Leute müssen einfach flexibler sein. Trotzdem glauben Sie, dass die Überwachung in derselben Form dargestellt werden kann wie zuvor, obwohl die Zeit ausgedehnt worden ist. 

Können Sie uns das näher erklären, wie das die Parkraumüberwachungsorgane schaffen können, hier mit derselben Effizienz zu überwachen wie zuvor, wenn sie eigentlich nicht mehr Personal haben? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Kollege Gerstl, Sie erlauben aber schon, dass ich zuerst Ihre Feststellung korrigiere, die Sie zu Beginn Ihrer Frage gemacht haben. Ich habe überhaupt nicht gesagt, dass wir in der nächsten Zeit irgendwo eine weitere Parkraumbewirtschaftungszone einrichten. Meine Aussage war, dass wir nicht dort einrichten können, so wie das die Grüne Fraktion ja auch in ihrem Verkehrskonzept jetzt fordert, wo wir einfach noch keinen Ersatz bieten können, sondern wir werden dort Garagen zuerst zu unterstützen haben und schauen, dass sie gebaut werden und dann - immer in Übereinstimmung mit dem jeweiligen Bezirk - kann die Erweiterung der Parkraumbewirtschaftung auch außerhalb des Gürtels erfolgen. Aber erst dann, und es ist immer davon abhängig, wie sich ein Bezirk entscheidet. Und daher kann kein Zeitraum genannt werden oder eine Legislaturperiode, was immer Sie hier unterstellen wollen. 

Zweiter Punkt: Wir haben durch die Ausdehnung der Bewirtschaftungszeit in der Tätigkeit der Überwachungsorgane umstellen müssen, und haben eine Schichtlösung eingerichtet. Es gibt zwei Tagesschichten, und dabei ergibt sich eine bessere Möglichkeit, mit dem gleichen Personal dieselbe Kontrolldichte zu erreichen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 04813-2007/0001 - KSP/GM). Diese wird von Herrn GR Lindenmayr gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Von 21. bis 23. September 2007 hat im Wiener Rathaus die Game City stattgefunden. Hat man mit dieser Veranstaltung das Ziel, über Computerspiele zu informieren und aufzuklären, erreicht?)
Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Danke vielmals. Sehr geehrter Herr Gemeinderat, Ihre Fragestellung bezieht sich auf die „Game City“ und gibt mir Gelegenheit, ein riesengroßes Dankeschön an alle Fraktionen des Hauses, und vor allem an jene Kolleginnen und Kollegen zu sagen, die - ich glaube, es war cirka vor einem Jahr - mit dazu beigetragen haben, dass in Wien ein ganz anderer Weg eingeschlagen wird, als das sonst üblich ist. Als nämlich das Problem aufgetreten ist und die Frage gestellt wurde, in welcher Art und Weise gehen wir mit der Tatsache um, dass es Computerspiele gibt, und die Verunsicherung groß war, ob man denn auf diese Fragestellung, dass natürlich diese Computerspiele von unterschiedlicher pädagogischer und inhaltlicher Qualität sind, zum Beispiel mit Verboten reagieren soll, wir uns in Wien für einen ganz anderen Weg entschieden haben.

Wie hat der ausgesehen? Ganz kurz noch einmal zusammengefasst: Die Vertreterinnen und Vertreter der hier im Haus befindlichen Parteien haben sich in einer Lenkungsgruppe gefunden, wir haben Expertinnen und Experten beigezogen und sind einhellig zur Überzeugung gelangt, dass es hier keinen Sinn macht, mit Verboten zu reagieren, sondern ganz im Gegenteil, dass das Thema Information, Prävention und Aufklärung ist. Und zwar einerseits bei jenen, die von uns nicht darüber informiert werden müssen, wie man mit den Dingen umgeht, weil sie es nämlich tagtäglich tun und uns technisch weit voraus sind, sondern dass es vor allem um die Information der Erziehungsberechtigten oder derjenigen Menschen geht, die pädagogische Berufe ausüben, und auf die gleiche Weise auch von den Anbieterinnen und Anbietern Verantwortung eingefordert werden muss, um sicherzustellen, dass der Jugendschutz gewährleistet ist, die Altersgrenzen deutlich hervorgehen und dementsprechend auch kontrolliert eingehalten werden.

Das hat dazu geführt, dass wir uns entschieden haben, einerseits in einer Veranstaltung, die gemeinsam geplant wurde, genau diese Zielsetzung erfüllen zu wollen, und andererseits ein Schritt in die Richtung gesetzt werden sollte, dass auch im Wiener Jugendschutzgesetz diese Zertifizierung im Gesetz festgehalten wird. Beides ist sehr erfolgreich gelaufen. 

Es hat „Game City“ 2007 im Wiener Rathaus gegeben, eine dreitägige Veranstaltung, die drei große Schwerpunkte hatte, nämlich einerseits im Bereich der Fachdiskussion in einer wunderbaren Zusammenarbeit auch mit dem Bund, der ja eine eigene Stelle hat, die die Positiv-Prädikatisierung durchführt. Es hat hier eine Diskussion von internationalen Fachleuten gegeben, die sich darüber unterhalten haben, wie man einerseits die Qualität, die Information, sicherstellen, aber auch den Schutz garantieren kann. Es war dies eine hochwertig besetzte Enquete, und die ist auch sehr positiv gelaufen. Der Herr Wissenschaftsminister hat ja hier mitgewirkt, und sowohl inhaltlich als auch finanziell war das eine gemeinsam getragene Veranstaltung und von großem Erfolg und internationalem Echo gekennzeichnet.

Die Publikumsveranstaltung hat sich einerseits auf die Zielgruppe der Konsumentinnen und Konsumenten ausgerichtet, andererseits aber auch auf die Zielgruppe der Eltern und der im pädagogischen Bereich Tätigen, wo informiert wurde, was es hier an Angeboten gibt, wo auch informiert wurde, wie diese Spiele ablaufen, und wo auch darüber informiert wurde, wie man sich erkundigen kann, was man eigentlich für welche Altersgruppe kaufen soll.

Und das Dritte war, dass es spezielle Workshops gegeben hat, wo auch in den verschiedenen Themenfeldern diskutiert wurde. Der Erfolg dieser Veranstaltung war in den drei Tagen 25 000 Besucherinnen und Besucher im Wiener Rathaus und ein internationales Echo, das wirklich sensationell ist, und wo weit über die Grenzen Österreichs hinaus festgestellt wurde, dass man mit Bewunderung auf Wien schaut, weil hier mit diesem Thema in einer Art und Weise umgegangen wurde, wie sie in kaum einem anderen europäischen Land so stattgefunden hat, und weil wir alle, sehr geehrte Damen und Herren, damit bewiesen haben, dass wir einen Weg beschreiten, der sich nicht in Verboten und im Verdrängen ergeht, sondern in aktiver Auseinandersetzung mit Anliegen der Kinder und Jugendlichen, und das im Wiener Rathaus. 

Und das war ein äußerst positives Zeichen, auf das wir gemeinsam sehr stolz sein können, und das sicherlich auch richtungsweisend ist für andere Themenstellungen, mit denen wir uns zu beschäftigen haben, und wo nachgewiesen werden kann, dass der politische Reflex eines Verbotes oft nachhaltig extrem schlechte Auswirkungen hat, und diese Vorgangsweise extrem gute.

Ich werde mir erlauben, die Pressemappe mit den Reaktionen der nationalen und internationalen Medien allen Fraktionen zur Verfügung zu stellen, weil ich glaube, dass man damit auch nachweisen kann, wie gut es ist, wenn man inhaltlich diskutiert und sich nicht von Reflexen in der Politik leiten lässt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Vizebürgermeisterin. Die 1. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt. Ich bitte darum. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, alle, die dort waren, wissen ja, dass es wirklich ein Erfolg war, und es wurde von den Kindern und den Jugendlichen sehr intensiv genützt, aber auch von Eltern und ExpertInnen. Ein Problem, das mir aufgefallen ist, war, dass der Mädchenanteil der jungen Menschen, die das genützt haben, doch geringer war als der von den Burschen, also es waren sehr viele Burschen, vor allem im Arkadenhof, wo „Halo 3“ stand, dort waren eigentlich nur Burschen drinnen. Jetzt könnte man natürlich schauen, dass man die Mädchen auch noch mehr in diese Informationskampagne mit einbezieht, was wahrscheinlich auch gelingen wird. Es war auch sehr beengt im Rathaus. Ich fand es gut, dass es im Rathaus stattfand, aber der Platz war doch sehr eng und es hat sich sehr gedrängelt, vor allem im Festsaal, wo ja die Minderjährigen spielen konnten. 

Ist daran gedacht, das nächste Mal mehr Raum zur Verfügung zu stellen beziehungsweise eine andere Location für eine „Game City“, sollte es wieder so etwas geben, zu wählen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Also zum Ersten sage ich, mir ist es lieber, es hat diese Drängerei gegeben, als wir wären vor gähnend leeren Hallen gestanden. Ich gebe zu, dass wir von diesem enormen Andrang überrascht waren. Damit konnte man nicht rechnen, weil die Vorbereitungszeit für die Veranstaltung sehr kurz war, und trotzdem sind 25 000 gekommen. 

Das heißt, die Erfahrungen aus dieser ersten Veranstaltung werden dazu beitragen, dass diese Gruppe, die die Veranstaltung vorbereitet hat, sich schon in den nächsten 14 Tagen trifft, um einmal aus dem, was hier abgelaufen ist, zu lernen, und gleichzeitig Vorschläge für eine Nachfolgeveranstaltung zu erarbeiten, von der ich jetzt einmal ausgehe und auch vorschlagen würde, dass wir sie wieder machen.

Der Frage, ob wir die Location ändern, stehe ich eher skeptisch gegenüber, weil gerade die Botschaft, die hier mitgekommen ist, dass im Wiener Rathaus, von uns allen getragen, eine solche Veranstaltung stattfindet, auch etwas Besonderes war. Es gibt in Leipzig die Messe, die sehr stark eine Messe ist, und natürlich könnten wir auch an andere Locations gehen, aber ich würde zumindest für das nächste Jahr im Rathaus bleiben, um auch diese Botschaft wieder mitzusenden, weil mir die für uns alle eine sehr wichtige ist. Wir werden analysieren, wie man strukturell unter Umständen anders ordnen kann, und das Haus hat ja auch noch die eine oder andere Kapazität, die man vielleicht nutzen kann, aber insgesamt halte ich gerade diesen Teil für unendlich wichtig. Und wenn Sie den Bericht bekommen, werden Sie sehen, dass gerade auch das international sehr hervorgehoben wurde, dass ausgehend von einer politischen Entscheidung einer Körperschaft, wie wir sie hier darstellen, eine solche Veranstaltung stattfinden konnte. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GR Dr Wolf gestellt. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeisterin, ich teile ja das Lob über die Vorgangsweise, die die Fraktionen gefunden haben, zumal ja meine Fraktion vor mehr als einem Jahr den Anstoß geliefert hat, sich dieses Themas anzunehmen. Wir haben neben der wichtigen Information über Computerspiele auch die Novellierung des Jugendschutzgesetzes in bestimmten Bereichen vereinbart, das steht ja noch zur Beschlussfassung aus, und drittens ist auch vorgesehen - und da möchte ich meine Frage jetzt platzieren -, drittens ist vorgesehen, dass Sie für eine Harmonisierung der entsprechenden Bestimmungen in den Jugendschutzgesetzen in ganz Österreich eintreten, weil nur dann kann man sozusagen davon ausgehen, dass nicht eine Insellösung, die spätestens in der SCS auf niederösterreichischem Boden umgangen werden kann, bleibt, sondern eine flächendeckende Lösung dieses Problems gegeben wäre. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Wissen Sie, Herr Gemeinderat, jetzt nach dieser Veranstaltung sage ich einmal, ich lasse Güte walten und hole jetzt nicht aus meinen Unterlagen die ersten Aussendungen heraus, die Sie zu diesem Thema auch gemacht haben. Wir haben uns darüber unterhalten, und wir haben einen gemeinsamen Weg gefunden, und jetzt lassen wir es einmal dabei.

Zum Zweiten: Die Wiener Gesetzesnovelle ist schon auf dem Weg ins Begutachtungsverfahren, und Wien, Niederösterreich und Burgenland haben ja - beispielgebend für alle anderen Bundesländer - schon vor Jahren harmonisiert und tun das auch in diesem Fall. 

Das ist abgestimmt, und aus meiner Sicht, so wie es jetzt aussieht, ist auch auf österreichischer Ebene diese Passage mit der Zertifizierung ein Punkt, wo sich alle Bundesländer finden können. Wir haben das sehr stark gefordert, und es hat hier auf der Ebene der Landesreferentinnen und Landesreferenten auch Übereinstimmung gegeben. Also, ich habe jetzt keinen aktuellen Stand, wie sich das in den westlicheren Bundesländern tatsächlich in Umsetzung befindet, aber den Willen gibt es dazu, und Wien, Niederösterreich und Burgenland werden sozusagen harmonisiert sein, wenn wir hier im Haus in den nächsten Monaten - das Gesetz braucht auch seinen Weg, aber es geht jetzt in die Begutachtung - diesen Vorgang vollziehen werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. - Die dritte und letzte Zusatzfrage in dieser Fragestunde wird von GR Lindenmayr gestellt. 

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, ein Ziel dieser Veranstaltung war es ja auch, eben die Zielgruppe der Eltern und Großeltern zu erreichen, damit die sehen, was ihre Kinder oder Enkelkinder denn da so am Computer machen. Ist dieses Ziel, diese Generationen zu erreichen, gelungen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ja, es ist gelungen, und es war faszinierend zu beobachten, dass auch hier das passiert ist, was wir ja, wenn Sie sich erinnern, schon vor einigen Jahren begonnen haben, nämlich die Jugendlichen zu bitten mitzuhelfen, den SeniorInnen beim Einstieg in die neuen Medien behilflich zu sein. Wir hatten ja im Bereich der Seniorinnen und Senioren hier eine große Aktion, sozusagen unter dem Motto „Schick der Oma eine E-Mail". Dieses Lernen von den Enkerln zu den Großeltern zu forcieren, hat sehr gut funktioniert, und auch da war es jetzt wieder so, dass Eltern mit ihren Kindern mitgekommen sind, Großeltern mitgekommen sind, sich sehr viel an Information geholt haben und auch selbst ausprobiert haben, wie denn diese Dinger funktionieren, um dann nicht nur gemeinsam mit ihren Enkelkindern oder Kindern etwas zu machen, sondern vor allem auch qualifiziert mitreden zu können und auch beobachten zu können, was die hier tun. Und die wichtigste Information war, dass diese Alterslimitierung wirklich ganz genau eingehalten wurde. 

Das war, sage ich ehrlich, ein bisschen mein Zweifel, ob wir das wirklich flächendeckend bei den Anbietern sicherstellen können und überzeugt hat mich dann, als beim Durchgehen ein fünfzehneinhalb-jähriger Jugendlicher zu mir gekommen ist und gesagt hat: Entschuldigen Sie, es ist aber wirklich lächerlich, ich bin fünfzehneinhalb, das ist ab sechzehn zugelassen, und die lassen mich da nicht hinein. Können Sie nicht dafür sorgen, dass das funktioniert? Und ich habe ihm gesagt: Danke für die Information, wunderbar, dass sie dich nicht hineinlassen. Ich werde sicher nicht dafür intervenieren, denn du gehörst dort nicht hinein und das ist der Sinn von Regeln. Regeln müssen eingehalten werden, und auch das ist gelungen. 

Da sage ich auch ein Danke an alle Anbieterinnen und Anbieter. Hier ist auch ein Stückchen Bewusstseinsarbeit geleistet worden, und es ist vor allem dann gut, wenn es nicht hier im Rathaus stattfindet, sondern in den Verkaufsläden. Da ist die Zertifizierung wichtig, da ist unser Gesetz wichtig, und da ist das tägliche Handeln wichtig. 
Also noch einmal, ein Dankeschön für diese gemeinsame Erfolgsgeschichte. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Vizebürgermeisterin, für die Beantwortung der 5. Anfrage. 

Die Fragestunde ist damit beendet, und wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Wien macht Schule" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Vettermann, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Bitte, Herr Gemeinderat! 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vielen Dank. Wien macht Schule, und Schule und Bildung ist ja eine wichtige Ressource, eine wichtige Ressource im Leben jedes Einzelnen. Und daher geht es darum, dass wir hier schauen, dass jedes Kind - aus einem humanistischen Background heraus - die bestmögliche Bildung bekommt. Jedes Kind, jeder Jugendliche ist, wie man sagt, eine wichtige Ressource im wirtschaftlichen Sinn als gut ausgebildete Arbeitskraft, und um so sein Leben besser gestalten zu können. Und das beginnt im Kindergarten - Stichwort Bildungsplan -, wo man ansetzen kann, und es geht eigentlich über die Schule hinaus Richtung lebensbegleitendes Lernen, Erwachsenenbildung. Und das ist eine breite Dimension, und in allen diesen Dingen, also sowohl Kindergarten als auch Erwachsenenbildung - ich verweise hier auf die Mittel, die wir auch dem Verband Wiener Volksbildung zur Verfügung stellen -, ist Wien aktiv. 

Ich werde mich aber nach diesem kleinen Abriss wieder auf das eigentliche Thema, die Schule, konzentrieren, weil Wien natürlich hier auch die Wichtigkeit erkannt hat. Und dort, wo wir zuständig sind, wo wir etwas machen können, tun wir auch etwas. Und viele dieser Maßnahmen sind ja schon diskutiert worden, und ich werde sie nur jetzt kurz noch einmal uns allen in Erinnerung rufen.

So die vieldiskutierten 600 Millionen EUR zur Schulsanierung, mit denen wir beginnen, in einem mehrjährigen Plan alle Schulen in Wien zu sanieren und entsprechend auch die Gebäude so herzurichten, dass der Unterricht dort Spaß macht, und dass in die Schule Gehen Spaß macht. 

Wir werden nächstes Jahr 40 000 Plätze für die Nachmittagsbetreuung haben, 40 000 Plätze in Wien. Damit sind wir österreichweit vorneweg und können wirklich jedem Kind, das auch eine Nachmittagsbetreuung braucht, eine solche anbieten. Auch hier macht Wien viel, und wir legen auch strukturell etwas vor. So haben wir das Campusmodell entwickelt, dass wir an vier Schulen das erproben und wo es eine neue Zusammenarbeit von Kindergarten und Schule gibt, wo wir mit Vereinen und Institutionen neben dieser wechselseitigen Nutzung von Möglichkeiten, wie Bewegungsräumen, wie Sportplätzen, auch versuchen, Kunst, Kultur, Sport in die Schulen zu bringen. Und wir haben auch ein neues Modell der Nachmittagsbetreuung vorgestellt, das sich zumindest in Einzelstandorten gut bewährt hat, und wir haben auch schon seit einigen Jahren das Kompetenzzentrum für Begabungsförderung - da wird es nächstes Jahr ein Gütesiegel geben -, auch hier machen wir einiges, um entsprechend weiterzukommen, um nicht nur die Schwächeren mitzufördern, sondern ganz gezielt einen Begabungsschwerpunkt in Wien zu setzen, der auch die Stärkeren fördert, der sie zu Spitzenleistungen animieren soll. Und auch das ist uns wichtig und wird es in Wien geben. 

Aber es ist natürlich auch wichtig, was in den Schulen passiert, wo die Schulorganisation als solche gefordert ist, wo Wien also diese Möglichkeit der direkten Einflussnahme nicht hat. Und da muss man sagen, ist besonders die Schnittstelle mit neuneinhalb Jahren mit der Frage, wohin gehe ich, wie werde ich mein weiteres Leben führen, eine sehr entscheidende. 

Und da haben wir eben die Situation - 50 Prozent AHS, 50 Prozent gehen in Wien in die KMS-Hauptschule. Da herrscht Unzufriedenheit, und das liegt natürlich daran, dass wir Bezirke haben, wo bis zu 90 Prozent, in vielen, wo bis über 70 Prozent aller Schüler, in die AHS gehen. Hier gibt es eine Gesamtschule, eine Gesamtschule aber in der Art und Weise, vor der die ÖVP immer gewarnt hat, nämlich, da gehen alle Schüler hin, nur können die nicht differenzieren, sie haben keine Möglichkeit dazu, denn der Lehrplan sieht es nicht vor, und die AHS-Lehrer haben es nicht gelernt. 

Also, hier gibt es keine Möglichkeit der Differenzierung, und die KMS muss zwar freie Leistungsgruppen machen, nur ist die erste Leistungsgruppe weggebrochen. Also, wo sollen die wieder differenzieren, natürlich gibt es sie in Einzelfällen doch, aber de facto gibt es keine erste Leistungsgruppe. Wie gesagt, es sind die Eltern unzufrieden und es sind die Lehrer unzufrieden, weil das, was in der Schulorganisation eigentlich vorgesehen ist, was im Lehrplan vorgesehen ist, hier nicht entsprechend gelebt werden kann, und natürlich ist eine individuelle Förderung, wie wir sie uns vorstellen, dass man jedes Kind dort abholt, wo es steht, wo es ist, auch nicht möglich. 

Und daher gibt es jetzt das Modell der neuen Mittelschule, wo regional erprobt werden soll, modellhaft erprobt werden soll, wie eine neue Schule der individuellen Förderung, eine gemeinsamen Schule - um die Schnittstellenproblematik wegzubekommen - auch flächendeckend entsprechend funktionieren kann. Und Wien hat 30 Jahre Schulversuche hinter sich, wir brauchen kein 31., 32. Jahr. Wir brauchen nicht noch und wieder noch neue Schulversuche. 

Unsere Schulversuche haben funktioniert, sie sind evaluiert, und wir wissen, dass es funktioniert. Wir müssen es einmal flächendeckend, wir müssen es regional, modellhaft erproben können. Und es geht darum, die frühe Selektion zu beenden und die individuelle Förderung sicherzustellen, wo eben die Schwächeren von den Stärkeren lernen, die ja schon allein dadurch profitieren, dass sie es hier neuerdings auch den Schwächeren noch einmal vermitteln können, und natürlich auch ganz besonders Begabte, indem man mehr Lehrstoff, mehr individuelle Förderung, dazugibt. Und das alles soll passieren, und wir wollen auch niemanden zurücklassen. 

Und jetzt gibt es diese bekannte Diskussion um den Gesetzesentwurf der Bildungsministerin, die uns die rechtlichen Rahmenbedingungen dafür gibt, um diesen Versuch zu machen, die uns die Freiheit gibt, das auch dem Wiener Modell entsprechend zu verwirklichen, denn wir haben ja eine eigene Arbeitsgruppe - übrigens den Antrag dazu gemeinsam mit der ÖVP beschlossen – in Wien eingerichtet. Diese haben wir nicht politisch, sondern mit Fachleuten besetzt, die uns hoffentlich in einigen Wochen die Ergebnisse geben wird, wie wir diese Ideen, diese Eckpunkte inhaltlicher Art, die ich gerade zuerst erwähnt habe, auch umsetzen können. 

Aber die Rahmenbedingungen müssen stimmen. Wir brauchen vier Jahre, der Versuch muss durchgängig sein, die Abschlüsse müssen anerkannt werden, sodass es dann auch weitergehen kann und es muss sicher sein, dass das funktioniert. Und wenn man sich anschaut, was sagen eigentlich bei der Begutachtung die verschiedensten Gruppen, so muss man sagen, die Wirtschaft sagt Ja. 20 Prozent, meinen sie, könnten einen besseren Abschluss bekommen und sie geben eine positive Stellungnahme zu dem Gesetzesvorschlag ab. 

Gab es da nicht irgendwo einmal eine ehemalige Wirtschaftspartei? Die Bundes-ÖVP kann es nicht sein, denn die sagt Nein, Njet. Die katholischen Privatschulen melden sich und sagen, super, wir wollen da dabei sein, wir machen mit. Aus unseren christlichen Werten heraus sind für eine gemeinsame Schule, ja, das wollen wir und können wir realisieren. Gab es da nicht einmal eine Partei, die sich christlicher Wurzeln rühmte? Die Bundes-ÖVP kann es nicht sein, die sagt Njet, also Nein. 

Der „Standard“ von gestern schreibt „Lokale Politik macht Schule.“ Heute, Leitl in der gleichen Zeitung: „Bildungssprecher Neugebauer war ein falsches Signal“. Da hat er recht. Er ist jetzt gefordert, da muss man sagen, neuer Mann, aber alte Standpunkte. Wieder Njet, wieder Nein. Und es geht erst nächstes Wochenende weiter. Also, wenn der Minister Hahn einmal in die Pflicht genommen wird, profitiert da niemand über dieses ÖVP-Netz? Doch, die OECD-Studie zeigt uns ja, wir sind gemeinsam mit Deutschland sozial undurchlässig. Akademiker bleibt Akademiker, Hackler bleibt Hackler, wenn es so weitergeht. Und das ist es natürlich, was den einen oder anderen durchaus sozusagen begeistern könnte. 

Aber wer wären diese wenigen Profiteure? Es sind diejenigen Akademiker, die nicht ein begabtes Kind haben, sondern hoffen, dass die strukturelle Ungerechtigkeit den Nachwuchs zur Matura bringt und in die Hochschule hineinschwemmt. Und für diese, sozusagen „feudalen rights“, macht die ÖVP Politik und setzt ihre strukturelle Ungerechtigkeit, die aber auf Kosten unserer Kinder geht, gegen alle pädagogische und wirtschaftliche Vernunft durch. 

Und ich sage, jetzt ist Schluss mit dieser Blockadepolitik, her mit der neuen Mittelschule. (Beifall bei der SPÖ.) Die können wir aber nur machen, wenn wir Rechtssicherheit haben, ich habe schon gesagt, für vier Jahre, und für die Regionen, und wir brauchen natürlich der Zustimmung der Eltern. Aber welcher Eltern? Die der sechsten Klasse, die von dem überhaupt nicht mehr betroffen sind? Nun, sicher nicht, wir brauchen die Zustimmung der Eltern, die ihre Kinder, die jetzt in die Volksschule gehen, anmelden und die sagen, ja mein Kind soll in dieser Schule dabei sein. Und natürlich werden auch die Lehrer, die dort unterrichten, freiwillig unterrichten können, aber eine Zweidrittelmehrheit, und jedes Jahr abstimmen und so weiter, also eine klassische Schulversuchsschule, das kann es regional nicht bringen, das kann es modellhaft nicht bringen, und das wäre eine Sabotage dieser Möglichkeiten. Und die AHS-Lehrer, die nicht wollen, die müssen ja dort nicht unterrichten. Aber bei uns in Wien funktioniert der wechselseitige Lehrereinsatz, ob flächendeckend wie in Floridsdorf, in vielen Fällen ja heute schon so. Und wenn die Wiener Arbeitsgruppe die Ergebnisse präsentiert, brauchen wir im Interesse der SchülerInnen, der Eltern, der Lehrer, die die Frühselektion nicht wollen, die die Gesamtschule AHS ohne Differenzierung nämlich nicht wollen, die die Hauptschule, die in Gefahr läuft, zur Restschule zu werden, nicht wollen, die neue Mittelschule. Sie ist die Antwort darauf, damit wir zu Recht sagen können, Wien macht die Schule des 21. Jahrhunderts. Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Gudenus zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wien macht Schule. Wieder einmal, zum öfteren Mal hintereinander, ein Thema in der Aktuellen Stunde. Wieder einmal ein sehr wichtiges Thema und man sieht, wie schlimm es um die Wiener Schulen und um die Bildung in Wien bestellt ist. Und ich frage mich zum wiederholten Male, warum auch heute bei der Diskussion über die Wiener Schulen die Präsidentin des Stadtschulrates, Susanne Brandsteidl, nicht da sein kann. (Beifall bei der FPÖ.) Ich frage mich wirklich, ist das eine reine Ignoranz von Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren, denn warum stellt sie sich nicht der Kritik, warum stellt sie sich hier nicht der Kritik der Opposition. 

Denn es kann ja nicht alles schöngeredet werden, wie es hier von meinem Vorredner, Kollegen Vettermann, geschehen ist, der eben angesprochen hat, die Schule sei dazu da, die Bildung sei dazu da, um auf das Berufsleben vorzubereiten. Das ist vollkommen richtig, aber es ist leider Faktum, dass es in Wien so ausschaut, dass zur Zeit jeder fünfte Absolvent der Pflichtschule kaum lesen, rechnen oder schreiben kann. Das ist Faktum in Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Er hat zum Thema Schulsanierung gesprochen. Vollkommen richtig, es wird hier einiges getan. Es gab desolate Schulbauten, es wurde aber erst gehandelt, nachdem die Decke in den Schulklassen den Schülern regelrecht auf den Kopf gefallen ist, und das nicht nur sprichwörtlich, sondern auch wirklich physisch. (GR Mag Thomas Reindl: Aber geh!) Und erst dann wurde gehandelt, erst dann, nachdem die Liste bekannt gemacht wurde - sie wurde über die Medien gehandelt -, gibt es ein Notprogramm und ein Schulsanierungsprogramm von 2008 bis 2017. 

Aber es findet hier gleichzeitig eine regelrechte Aushungerung der Bezirke statt, weil die einen 60-prozentigen Eigenfinanzierungsanteil nicht verkraften werden können. Und der Rechnungsabschluss 2006 hat gezeigt, dass 14 Bezirke in Wien deutlich verschuldet sind. Aber Wien macht Schule und Bildung findet statt, das sagen Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Und es erinnert auch irgendwie an das Thema Autosuggestion, nämlich eine Sache so lange zu wiederholen und sich selbst einzureden, bis man es wirklich glaubt. Ich habe im Wikipedia „gegoogelt“, und da steht eben die Definition: „Autosuggestion ist der Prozess, durch den eine Person ihr Unterbewusstsein trainiert, an etwas zu glauben. Dies wird erreicht durch Selbsthypnose oder wiederholte Selbstaffirmationen und kann auch als eine Form von selbstinduzierter“ - so weit will ich nicht gehen, aber es steht so drinnen – „Gehirnwäsche angesehen werden. Und der Erfolg der Autosuggestion wird umso wahrscheinlicher, je konsistenter und länger sie angewendet wird.“ Und die heutige Aktuelle Stunde ist ein weiterer Beweis dafür. Hier liegt eindeutig Realitätsverweigerung vor, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn auch behauptet wird, Wien liege auch im Bildungsbereich im Spitzenfeld. Die Zahlen und Fakten sagen etwas anderes. Zum Beispiel gibt es eine Studie von Ferry, einer der führenden Rating-Agenturen, die besagt, Wien liege eben nur auf Platz 35 der Städte mit Wachstums- und Entwicklungspotenzial. Und in einer Stadt, wo keine Bildung vermittelt werden kann, wird es auch keine Zukunft für die heutige oder morgige Jugend geben. 

Und wir haben das Modell der neuen Mittelschule angesprochen, also die Gesamtschule in einer neuen Bezeichnung. Die Gesamtschule ist Gott sei Dank gescheitert, und es finden seitens der Ministerin Schmied krampfhafte Wiederbelebungsversuche einer Leiche, oder gar einer Totgeburt, statt. Aber die Diskussion über die Gesamtschule oder, wie Sie sagen, das Modell der neuen Mittelschule, geht ja völlig am Thema vorbei. Sie reden hier über die Köpfe der Schüler hinweg, die werden links liegen gelassen. 

Da gibt es ganz andere Probleme, nämlich, dass es darum geht, Bildung zu erfahren, Bildung vermittelt zu bekommen, und trotzdem wird weiter hier auf der Gesamtschule beharrt und ich glaube, Sie können auch gar nicht anders, weil Sie haben es irgendwie noch im Blut, wahrscheinlich von anno dazumal, alles brutal zu kollektivieren, alles gleichzumachen, also ein brutales Drüberfahren. 

Das kennen wir schon, und Sie wollen immer alles in einen Topf hauen, ohne zu differenzieren, ohne Rücksicht auf Verluste, in dem Fall ohne Rücksicht auf Verluste im Bildungsbereich, und die Argumente dagegen sind Ihnen ja vollkommen egal, Sie machen mit Ihrer Richtung einfach weiter, ohne hier an die Interessen der Schüler zu denken. 

Das ist Ihre Eintopfpolitik, meine sehr geehrten Damen und Herren, und wir lehnen diese Gleichmacherei entschieden ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Was wir fordern, ist ein verpflichtendes Vorschuljahr für Kinder, die der deutschen Sprache noch nicht mächtig sind. Das haben wir schon oft gefordert, dieses Wiener Freiheitliche Schulmodell, weil für uns kann es nur heißen, zuerst Deutsch, dann Schule. Wir fordern auch einen Integrationsunterricht für muslimische Kinder. Wir haben ja von radikalen Hasspredigern gehört, die als Religionslehrer eingesetzt werden, wir haben von einem Religionsbuch gehört, das zurückgezogen wurde, in welchem Peitschenhiebe vorgeschrieben wurden oder gesagt wurde, die Frau ist Sache des Mannes. Jetzt mussten wir in Neunkirchen einen Penismord miterleben, was auch immer das sein mag, aber es war ein Ehrenmord. Das mag vielleicht Ausfluss einer radikalen Islamisierung sein, und deswegen fordern wir diese Integrationsstunde auch für islamische Kinder, damit sie den europäischen Werten näher gebracht werden, den europäischen Werten wie zum Beispiel Gleichberechtigung von Mann und Frau, den europäischen Werten wie Wahlfreiheit des Ehepartners und den europäischen Werten wie Demokratie, Menschenrechte und dergleichen. 

Wir sind für eine Beibehaltung der AHS-Unterstufe, für eine Beibehaltung der Hauptschule, für ein differenziertes Schulsystem. Wenn Ihr Konzept Schule macht, meine sehr geehrten Damen und Herren, dann, Bildung, Gute Nacht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Oh, Entschuldigung, Frau Jerusalem. Ich habe mich verlesen. Ich bitte um Entschuldigung. - Bitte sehr. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es hätte mir ja auch Spaß gemacht, nach Frau StRin Cortolezis-Schlager zu sprechen, weil ich glaube, da wird es richtig spannend werden im Raum. (Beifall bei der ÖVP.) Danke schön. 

Aber, zunächst einmal, fünf Minuten sind kurz und so sage ich kurz zusammengefasst, was die Grünen wollen. Ich wiederhole es: Wir Grünen wollen eine Gesamtschule, und zwar nicht irgendeine, sondern die beste Gesamtschule der Welt. Und diese beste Gesamtschule der Welt kann man machen, denn es gibt auf der ganzen Welt so viele Vorbilder, die uns zeigen, was in einer Gesamtschule gut gemacht wird und was in eine Gesamtschule falsch gemacht werden kann, sodass man im Grunde genommen nur alles, was gut gemacht wird, sich herausholen kann, die Fehler vermeiden kann, und dann haben wir die beste Gesamtschule der Welt. Das ist das, was wir wollen, und das ist das, was ich in dieser kurzen Zeit in allererster Linie in den Mittelpunkt stellen will. 

Ich möchte Ihnen aber auch sagen, warum wir das wollen. Der wesentliche Grund dafür, dass wir ein Schulsystem haben wollen, das bis 15 Jahre eine gemeinsame Schule vorsieht, ist die Chancengerechtigkeit. Wir wollen, dass alle Kinder unabhängig davon, aus welcher Familie sie kommen, unabhängig davon, ob ihre Eltern viel Geld haben oder wenig Geld haben, unabhängig davon, ob ihre Eltern gebildet oder ungebildet sind, die gleichen Chancen haben. Und das ist derzeit leider nicht der Fall. 

Wie alle Untersuchungen zeigen, zuletzt eben auch PISA - und die nächsten Ergebnisse kommen demnächst -, hat sich herausgestellt, dass eine Trennung der Kinder im Alter von 10 Jahren leider nicht zu dieser Chancengerechtigkeit führt, sondern - wie mein Vorvorredner bereits gesagt hat - Hackler bleibt Hackler und Akademiker wird wieder Akademiker. Das ist das Ergebnis, das wir nicht haben wollen, und deswegen wollen wir eine Änderung dieses Schulsystems. 

Jetzt einige Worte zu den beiden Regierungsparteien, die es zusammengebracht haben, dass diese ganzen Vorstellungen von Chancengerechtigkeit derzeit wieder den Bach hinuntergehen. Natürlich hat die SPÖ da sehr viele Fehler gemacht, aber sie ist nicht schuld an dem Debakel. Schuld an dem Debakel, schuld an der Aufrechterhaltung der Chancenungerechtigkeit, an der Aufrechterhaltung von Ungleichheit und Unfairness ist eindeutig die ÖVP. 

Sie machen nicht Politik für alle Kinder, sondern Sie machen Schulpolitik ausschließlich für Ihre Klientel. Das ist eine Politik des Standesdünkels, der ich nur eindeutig eine Absage erteilen kann und mit mir viele Fachleute - übrigens auch in Ihren eigenen Reihen - denn wenn Mitterlehner Kritik übt an Neugebauer, so ist das auch eine Absage an Ihre Politik, und wenn Schilcher sagt, es kann doch nicht sein, dass sich eine ganze Partei in Geiselhaft eines Gewerkschafters, nämlich des Herrn Neugebauer begibt, dann ist das auch eine interne Kritik an Ihrer eigenen Partei. 

Ich befürchte ja, Sie begeben sich liebend gerne in diese Geiselhaft, die ja eigentlich eine Schutzhaft ist, wo Sie sich hinter dem Herrn Neugebauer verstecken können, aber im Grunde genommen das wieder nur dazu dient, Ihren Standesdünkel zu verfolgen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, abschließend möchte ich die Hoffnung aussprechen, dass es der SPÖ zumindest gelingen wird, in der nächsten Legislaturperiode ein anderes Regierungsabkommen zu schließen, in dem die Gesamtschule verankert sein wird. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und von GRin Nurten Yilmaz.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Jetzt ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager am Wort.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Vielen Dank für die Vorschusslorbeeren von GRin Jerusalem. Ich hoffe, dem Rechnung tragen zu können mit der Spannung. Spannend ist für mich, dass die Wiener SPÖ ignoriert, dass zwei von drei Eltern die Volksschule, die ja eine undifferenzierte Gesamtschule ist, nicht gutheißt und mit dieser Wiener Volksschule unzufrieden ist, meine Damen und Herren. Das macht offensichtlich den Grund für diese Aktuelle Stunde aus. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn Sie sich die geringe Zufriedenheit mit dem Wiener Schulwesen in allen Umfragen anschauen, dann kann man derzeit nur sagen, es ist kein Wunder, dass es sogar Lieder gibt, die sagen, nie mehr Schule. Ich würde sagen, nie mehr Wiener Schule. Die glorreiche Gebührenerhöhung hat bis jetzt nicht zu einer Verbesserung des Bezirksbudgets geführt. 

Bürgermeister Häupl und Landeshauptmann Häupl und Präsident des Stadtschulrates war mit dem Finanzausgleich nicht nur letztes Mal, sondern auch diesmal sehr zufrieden. Diese Zufriedenheit führt aber nicht zu höheren Bezirksbudgets und zu besseren Schulbudgets. Nein, sie führt höchstens zu besseren Werbebudgets oder zu Subventionen für Vereine, die nicht Schule machen sollen. Und ich frage mich, wo Prof Kopietz heute ist, ich hoffe nur, seine Praxis macht nicht Schule. Genauso wie ich hoffe, dass die Wiener Schule nicht Schule wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Wiener SPÖ selektiert die Kinder frei nach dem Motto, jede zweite Schule darf nun renoviert werden. Du gehst also in die Schimmelschule, und du darfst in die renovierte Schule gehen. Das ist die Selektion, die Ihnen vorschwebt, denn Sie belassen es nämlich dabei, dass jedes zweites Kind in Wiener Schulen mit Schimmel leben muss und loben nur die anderen 50 Prozent von Schulen. 

Aber kommen wir jetzt zum Thema, weil ich weiß schon, es ist schwierig, den Bezirken das Geld zur Verfügung zu stellen. Kommen wir also zu dem Thema Pädagogik. Es dürfte sich bis jetzt bei den Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ noch nicht herumgesprochen haben, dass wir seit 1999 … Herr Kollege, fünf Minuten sind kurz, ich lasse mir die Redezeit von Ihnen nicht nehmen. (GR Kurt Wagner: Das macht nichts!) Seit 1999 gibt es den Schulversuch Kooperative Mittelschule. Was wurde denn aus dem Schulversuch, der hätte ja genau jene Kooperation vorgesehen, die Sie so gerne haben. Seit 2005 sollte dieser Schulversuch evaluiert werden. Es gibt einen Erlass dazu. Ich weiß schon, Gesetze hält man nicht gerne ein, weder bei den Vereinen für die Freunde der Polizei noch im Wiener Pflichtschulbereich, aber seit 2005 sollten Sie diesen Schulversuch (GRin Barbara Novak: Die fünf Minuten sind schon um!) per Erlass - ich sehe die Aufregung, (GRin Barbara Novak: Sie sind nicht in der Lage, zur Sache zu sprechen!) Gesetze sind unangenehm, Gesetze sind der SPÖ unangenehm. (Beifall bei der ÖVP.) Ein Erlass ist ein Gesetz, und seit 2005 sollten Sie diesen Schulversuch evaluieren. Kollege Vettermann, Sie lügen, wenn Sie sagen, dieser Schulversuch ist evaluiert worden. Lesen Sie den Erlass, setzen Sie die Gesetze um, dann könnten wir ohne diese ganzen Zwischenrufe vernünftig miteinander reden. (GRin Barbara Novak: Sie sind ja gar nicht in der Lage, vernünftig zu sprechen, Sie politisieren ja nur!) Das bitte abziehen von den fünf Minuten, weil die Kollegin ist so aufgebracht, (GR Kurt Wagner: Man sollte Sie zur Ordnung rufen, Sie haben das Wort Lüge verwendet, das ist nicht zulässig!) Gesetze regen sie auf, Erlässe regen sie auf, das darf es alles nicht geben, in Wien gibt es das alles nicht. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Reden Sie nur weiter, Sie sind am Wort, reden Sie nur weiter.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager (fortsetzend): Ich sehe es deutlich, in Wien darf die SPÖ keine Gesetze mehr umsetzen. (GR Kurt Wagner: Ihnen gehört ein Ordnungsruf!) Genau! 2005 der Erlass bis heute nicht umgesetzt. Ja, genau, und jetzt sage ich Ihnen … (Große Unruhe im Saal) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Die Frau Stadträtin ist am Wort.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager (fortsetzend): Ich schicke Ihnen den Erlass, dass Sie seit 2005 den Schulversuch „Kooperative Mittelschule“ evaluieren müssten, und das weiß Kollege Vettermann, weil sonst muss er als Bildungssprecher zurücktreten, wenn er derartige Erlässe nicht kennt. 

Aber, kommen wir zum Abschluss. Wir sind für eine Weiterentwicklung, wir sind auch für eine Weiterentwicklung des Schulversuchs „Kooperative Mittelschule“, wir sind für eine Weiterentwicklung der inneren und äußeren Differenzierung, aber machen wir das auf der Basis von Evaluierungen, von guten Gesetzesvorlagen, von vernünftigen Gesprächen, auf der Basis von Gesetzen und auf Basis von demokratischen Spielregeln. (GR Heinz Vettermann: Sie haben überhaupt keine Ahnung!)

Wenn es fünf Minuten nicht möglich ist zu reden, sondern Sie hier am Pult stehen wollen und meine Redezeit verkürzen wollen, weil Sie nicht einmal in der Lage sind, aktiv zuzuhören, wie wollen Sie dann an eine Weiterentwicklung des Wiener Schulsystems gehen? 

Mit diesem Spiel, meine Damen und Herren, werden wir keinen Millimeter weiterkommen, aber ich hoffe, es gibt noch andere Gelegenheiten. Ich schließe nicht aus, dass auch Sie noch eines Tages Benimmregeln lernen werden. (Beifall bei der ÖVP. – GR Heinz Vettermann: Themenverfehlung!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich habe da mit viel Vergnügen den Streit der gemeinsam Regierenden mitverfolgt. Also, von Gemeinsamkeiten ist da absolut nichts zu merken, und man könnte sich darüber freuen, wie man einander gegenseitig einschenkt, man könnte sich freuen, wenn es nicht zu Lasten der Schüler ginge, aber das ist ja das Problem in dieser Angelegenheit, wo man offenkundig keinen Weg zur Einigung findet. Ich sage auch gleich im Voraus, wie mein Kollege ja festgestellt hat, wir sind kein Freund der Wiener Schulversuche, es sind ja auch keine Schulversuche, sondern es sind Experimente mit Schülern, die man hier betreibt, und das lehnen wir eindeutig ab.

Ich nehme auch an, als Sie diesen Schwerpunkt für heute festgelegt haben, haben Sie noch nicht gewusst, dass die Schulversuche Ihrer Ministerin so in die Hosen gehen werden, wie sie - eigentlich vorhersehbar - gegangen sind. Und wenn ich mir Ihr heutiges Inserat in der „Kronen Zeitung“ anschaue, es ist zwar politisch sehr korrekt, ein linkshändiges Mädchen - allerdings mit einem Ursulinen-Schulpullover, der muss Ihnen durchgerutscht sein und mit Zöpfen - sagt hier: Her mit der Neuen Mittelschule und dann zählt sie 7 oder 8 Punkte auf, die reine Phrasen, reine Phrasen und nichts anderes sind: 

Damit mehr Förderung mehr Leistung möglich macht. 

Damit nicht Noten, sondern Lernfreude und Neugier zählen. 

Ohne Noten werden wir aber nicht über die Runden kommen, das müssten Sie mittlerweile auch schon begriffen haben. Denn Noten oder eine Bewertung in irgendeiner Form ist erforderlich, sonst kommt keine Leistung, die Sie andererseits auch wieder fordern.

Und so weiter -, lauter Punkte, die nichts anderes als heiße Luft sind. Sie zeigen die verzweifelte Situation der Wiener Schulen.

Und wenn Sie sagen „Wien macht Schule“, dann frage ich Sie: Wo macht Wien Schule? Macht Wien Schule darin, dass wir Schul-Cops brauchen, weil die Gewalt in den Schulen explodiert, weil die Kriminalität Alltag, ja, Alltag, ist. Schütteln Sie noch so den Kopf, fragen Sie doch Ihre Direktoren, die Lehrer dürfen es ja nicht laut sagen, was sich in den Schulen abspielt, und reden Sie mit den Schülern. Ich habe mit sehr vielen Schülern geredet. Und gerade, wenn ich mir „meine“ Kooperative Mittelschule im Bezirk anschaue, dann kommt mir das Grausen. 

Erkundigen Sie sich einmal bei den Nachbarn, die rund um die Schule wohnen. Bandenbildung, Kriminalität und Gewalt sind an unseren Schulen leider, in Wien vor allem zunehmend, Selbstverständlichkeit. [GRin Mag(FH) Tanja Wehsely: Wir brauchen nur eine Rede zur Sache!] Erst aufzeigen, Frau Kollegin, und dann dürfen Sie sich melden, jetzt rede ich. So schaut es aus, jawohl! 

Schulkindern fällt die Decke auf den Kopf, Frau Kollegin, vielleicht vergeht Ihnen da das Lachen, oder wollen Sie das auch bestreiten? So schaut es aus in den Wiener Schulen. Wien macht Schule, Ruinen haben wir, die machen Schule. So schaut es aus, Frau Kollegin, Mobbing. Sie können sich im Internet anschauen die verschiedenen Gewaltszenen, die in Schulen aufgenommen wurden, Sauforgien, und so weiter. 

Ein Drittel unserer Schulanfänger versteht die Lehrer nicht. Ja, bitte, wie sollen die Bildung vermitteln, wenn Sie kein Zugangssystem wollen, das die deutsche Sprache voraussetzt, weil es Ihnen ideologisch nicht ins Konzept passt? Dann wundern Sie sich, wenn die Schulabgänger so dastehen, dass sie in der Wirtschaft nicht gebraucht werden können, weil sie die Grundprinzipien und die wichtigsten Kulturtechniken nicht beherrschen. Sie können nicht rechnen, sie können nicht lesen, und sie können nicht schreiben.

Jetzt frage ich Sie: Was soll die Wirtschaft mit diesen Leuten. Das werden Leute sein, die wir mehr oder weniger – wenn sie nicht ohnehin in die Kriminalität abrutschen – bis zu ihrem Lebensende erhalten müssen, die höchstens Hilfsarbeiterjobs annehmen können. Und das verantworten Sie mit Ihrem falschen Schulsystem. Das falsche Schulsystem beginnt, weil Sie nicht zur Kenntnis nehmen wollen, dass unsere Schulen primär unter einem leiden, unter einem Kulturschock, den sie nicht verkraften. (Beifall bei der FPÖ.) Die großen Gegensätze der hier Eintretenden machen das Problem in Wirklichkeit aus, weil Sie aus ideologischen Gründen nicht annehmen wollen, dass die Kinder zuerst die Grundsprache des Landes, in der sie unterrichtet werden sollen, erlernen müssten. Es wäre doch nichts dabei, hier eine vernünftige Einstiegsprüfung jedem Schulbesuch voranzustellen, denn wie soll in einer Klasse, wo mindestens ein Drittel den Lehrer oder Lehrerin nicht versteht, ein vernünftiger Unterricht erfolgen, Herr Kollege Vettermann. Wie soll das funktionieren? (GR Heinz Vettermann: Zuerst die Muttersprache, dann Deutsch, dann verstehen sie alles.) Die Muttersprache soll er zu Hause lernen, wenn er darauf ... (GRin Barbara Novak zu GR Heinz Vettermann: Das versteht er ja nicht!) Abgesehen davon, was ist denn die Muttersprache? Will er ein Österreicher werden oder will er es nicht werden? Und wenn er Österreicher werden will, dann soll er Deutsch lernen und soll das als seine Heimatsprache beherrschen, das ist es. (Beifall bei der FPÖ. – GR Heinz Vettermann: Das ist zum Verzweifeln!) Und wenn Sie eine Schulklasse haben mit Kindern aus fünf verschiedenen Nationalen, ja was wollen Sie dann machen? Ein Dolmetscher-Kollegium einsetzen wie bei den Vereinten Nationen oder bei der EU, wo die ohnehin aneinander vorbei reden? Das ist doch nicht realistisch. Das müssten doch sogar Sie, Herr Kollege Vettermann, erkennen, dass das nicht funktionieren kann. Sie liefern hier einen verzweifelten Klassenkampf in Wien. Sie wollen versuchen abzulenken, indem Sie sagen, dass die Kinder nicht die Möglichkeit haben, alle Studienbereiche zu erlernen.

Schauen Sie Ihren Bundeskanzler an, auch er kommt aus Arbeiterverhältnissen. Ich kann sagen, ich komme auch aus einer Familie, die alles andere als begütert war, auch ich habe die Möglichkeit schon vor 40 Jahren gehabt, eine ordentliche Ausbildung zu machen. Es ist nur die Frage, ob man es will, und ob man auch die Sprache kann. Die habe ich Gott sei Dank beherrscht, denn das ist in erster Linie die Voraussetzung. In Österreich kann heute wirklich jeder studieren, wenn er die geistigen Voraussetzungen mitbringt. Und Sie versuchen abzulenken auf einen Klassenkampf. (GRin Barbara Novak: Sie haben gar keine Ahnung!) In Wirklichkeit herrscht an unseren Schulen ein Kulturkampf. Ja, ich weiß, Sie wissen alles und alle anderen haben keine Ahnung, Sie haben die Weisheit mit dem Löffel gefressen, Frau Kollegin, aber so ist es nicht in Wirklichkeit.

Abgesehen davon, unsere Stadtschulratspräsidentin soll sich weiterbilden, Frau Kollegin, sie prüft sich dauernd, sie sollte wegen Schwänzens der wichtigen Debatten bestraft werden und nachsitzen, das ist die Realität hier. (Beifall bei der FPÖ. – GRin Barbara Novak: Strafen, Nachsitzen und so weiter!) Nun, Sie können noch so auf den Tisch hauen, Frau Kollegin, Sie wissen selbst, dass Ihre Schulpolitik in die Hosen gegangen ist. Sie werden damit nichts erreichen, weil das, was Sie wollen, in Wirklichkeit nur noch eine weitere Verschlechterung der Situation unserer Kinder bringen würde. Sie predigen Klassenkampf statt Verbesserung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager, auch Stadträte müssen sich an die Geschäftsordnung halten und dürfen Mitglieder des Gemeinderats nicht der Lüge bezichtigen. Für die Äußerung gegenüber Kollegen Vettermann erteile ich Ihnen hiermit einen Ordnungsruf. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager lacht.) Ich weiß es ohnedies, dass Sie das nicht ernst nehmen, aber es muss der Ordnung halber gesagt werden. (GR Franz Ekkamp: Das ist der Respekt der Vorsitzenden gegenüber!)

Die nächste Rednerin am Wort ist Frau GRin Mag Vassilakou. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren! 

Zunächst, Kollege Jung, eine fachliche Korrektur, wenn Sie so möchten. Nur damit Sie wissen, was Muttersprache ist. Muttersprache ist jene Sprache, die ein Kind als erstes zu Hause lernt, und es ist die Sprache, die die Eltern sprechen. Es ist so, wie gesagt, das ist ein Fachausdruck aus der Wissenschaft, das kann die ÖVP auch nicht ändern, und somit können Sie eine Muttersprache Deutsch, egal, was Sie tun, ganz einfach nicht verordnen. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist richtig, aber nicht bei der nächsten Generation!) Sie müssen zur Kenntnis nehmen, dass in Wien an die 200 Muttersprachen gesprochen werden, und das ist gut so. (Beifall bei den GRÜNEN und von GRin Nurten Yilmaz.) 

Nichtsdestotrotz möchte ich auf den Bereich Schule im Allgemeinen zu sprechen kommen und hier muss ich auch feststellen, dass wir es mit einer Debatte zu tun haben, einer politischen Debatte, die wieder einmal zeigt, was geschieht, wenn die Politik sich nicht darauf verlässt, was Expertinnen und Experten sagen, sondern ganz einfach ideologisiert versucht, Schule zu machen. Und das ist die Pleite, die wir in diesen letzten Tagen ganz besonders offenkundig erleben. Eine Pleite - und es muss einmal gesagt werden -, die hauptsächlich auf das Konto der ÖVP geht. Denn, es war die ÖVP, die mit ihrer Bildungsministerin Gehrer - die wir noch alle lebhaft in Erinnerung haben - die Schulen heruntergespart hat, kaputtgespart hat und über den Finanzausgleich bewirkt hat, dass Lehrerinnen und Lehrer eingespart worden sind, ganz besonders in Wien, aber auch in allen anderen Bundesländern, und die mit einer Totalblockadepolitik in den letzten zehn Jahren verhindert hat, dass dringend erforderliche Modernisierungen in unserem Schulsystem vorgenommen werden. 

Und es ist so, und nehmen Sie es doch bitte endlich zur Kenntnis seitens der ÖVP. Ich verstehe, dass es Ihnen nicht passt, ich verstehe, dass es mit Ihrer Ideologie nicht kompatibel ist, ich verstehe, dass Sie von einem Schulsystem träumen, in dem einige wenige der Elite Angehörende beste Voraussetzungen haben und alles Mögliche absolvieren können, was sie wollen, und alle Chancen fürs Leben haben, und wo darüber hinaus alle diejenigen, die eben mit weniger guten Chancen ausgestattet auf die Welt gekommen sind, ganz einfach keine Chance haben und möglichst früh ausgesiebt werden, damit sie den Reichen und Talentierten nicht im Weg sind und ganz einfach schon, womöglich mit zehn, nein womöglich schon mit sechs Jahren, in der Sackgasse landen. Denn wenn man sich so anhört, was die ÖVP für Vorschläge unterbreitet hat in den letzten Monaten, dann meine ich, das Letzte, was noch fehlt, sind Intelligenztests im Kindergarten. 

Also, soviel dazu, wenn es darum geht, möglichst früh zu selektieren und auszusieben, wie Eintrittsprüfungen ins Gymnasium, und so weiter, was da nicht alles gekommen ist von Ihrer Seite. Also, ich verstehe, wie gesagt, dass Sie ideologisiert handeln und es ist schade, denn sämtliche Pädagoginnen und Pädagogen, die dieses Land kennt und die Rang und Namen haben - darunter auch Dr Haider, der Ihnen bekannt sein sollte und der ganz sicher auch sozusagen keine rote Ikone ist - sagen Ihnen eindeutig, dass das, was Österreich endlich braucht, eine gemeinsame Schule der bis 15-Jährigen ist, mit individueller Förderung für die Kinder. Und so ist es und so bleibt es, und so wird es auch sein. Und leider, leider, wird das in Österreich nicht umgesetzt werden können, solange die ÖVP es weiterhin partout blockiert. 

Schade noch einmal, es ist ein Trauerspiel, was wir dieser Tage auch öffentlich erleben und ich finde, es ist auch ein Zeugnis dafür, wie die Regierungsarbeit offenkundig nicht funktioniert. Und ich bin auch ganz sicher, dass die Österreicher und Österreicherinnen das nicht gerne sehen, was dieser Tage medial aufgeführt wird. 

Nichtsdestotrotz, meine Damen und Herren auch von der Sozialdemokratie, ich kann Ihnen auch nicht einiges an Kritik sparen, denn die Baufälligkeit der Wiener Schulen ist auf dem Mist der Wiener SPÖ gewachsen. Die Tatsache, dass man Schulen so lange nicht saniert hat, bis wir es jetzt mit Schulen zu tun haben, die dringend reparatursanierungsbedürftig sind, die, wie gesagt, Bruchbuden sind, ist etwas, was ein hausgemachter, ja, ein hausgemachter Missstand ist. Die Tatsache, dass derart gespart werden konnte und musste in den letzten Jahren in den Wiener Schulen, zum Beispiel an Fördermaßnahmen und Personal, ist ebenfalls von der SPÖ mitverantwortet, da Sie im Finanzausgleich Ihre Zustimmung dazu gegeben haben. Und in derselben Art und Weise war auch Frau Brandsteidl dieser Tage wirklich zutiefst kontraproduktiv, denn wenn Lehrerinnen und Lehrer selbstbestimmt sind, dann ist es gut, sie zu überzeugen und abzuholen und nicht mit Wortmeldungen, wie wir sie in den letzten Wochen erlebt haben, auch noch zusätzlich zu brüskieren. 

Das heißt, Wien macht leider auch nicht Schule, der Bund macht auch nicht Schule. Vielen, vielen Dank dafür. Ich kann nur sagen, schade um die Kinder. Sie hätten es besser verdient. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Es sind jetzt so viele Aspekte hier in die Diskussion eingebracht worden, dass ich, bevor ich mich inhaltlich äußere, auch auf die Vorredner eingehe. Wenn hier von feudalen Strukturen, die wir angeblich konservieren wollen, die Rede war, dann war doch die gestrige Landtagsdebatte ein Beispiel dafür, wie Sie verfassungsrechtlich festgehaltene Feudalstrukturen aufrechterhalten wollen. (Beifall bei der ÖVP.) Unser Klubobmann hat Ihnen gestern vorgerechnet und aufgezeigt, wie die Wiener Stadtverfassung hier feudale Strukturen aufrechterhält. Feudalismus ist es auch, wenn man in der Wiener Polizei nur als Roter etwas werden kann, (GR Godwin Schuster: Oh, hör doch auf!) und wenn man es sich dann als hoher SPÖ-Funktionär bei den Roten richtet, wie ihr Wissenschaftssprecher Prof Kopietz, mit dem ich mich gerne einmal von Professor zu Professor unterhalten möchte. Das sind feudale Strukturen, meine Damen und Herren. 

Aber mittlerweile gibt es das m-parking, da kann man sogar im Gemeinderat sitzen und den Parkschein verlängern, wenn’s die Polizei nicht mehr hinterrücks hinbringt. Das ist der Feudalismus, den Sie hier zu vertreten haben. (Beifall bei der ÖVP.) Meine Damen und Herren, mit der Gesetzestreue, mit der haben Sie es überhaupt nicht so genau. Wenn man schon das Wort Lüge nicht verwenden darf, dann ist es die bewusste Unwahrheit. Sie halten sich an Ihre Gesetze nicht, Sie erheben den Bedarf für die Nachmittagsbetreuung nicht, Sie weigern sich, Schulversuche, die Sie schon längst evaluieren hätten sollen, zu evaluieren. 

Dafür lesen wir vom Herrn Bürgermeister in seiner Funktion als Landesschulratspräsident - weder die amtsführende Präsidentin ist da noch der amtsführende echte Präsident ist da, so wichtig ist Ihnen die Schule, die Sie angeblich so gut machen -, (Beifall bei der ÖVP.) wir lesen in der Zeitung, dass der Schulversuch Kooperative Mittelschule ein Schmarrn ist. Das ist offenkundig wissenschaftliche Evaluierung nach dem Stil der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) Und jetzt wundern Sie sich, dass wir Ihnen nicht das gesetzliche Instrumentarium in die Hand geben, dass Sie das tun können, was Sie ja überall ankündigen, die flächendeckende, zwangsweise Gesamtschule. Und die wird es nicht geben, ob mit oder ohne Fritz Neugebauer, die wird die ÖVP nicht wollen, die will das Volk nicht, und das sind die Wählerinnen und Wähler. (Beifall bei der ÖVP.) 

Mitbestimmung: Man sucht sich aus, wen man mitbestimmen lässt. Ihre roten Funktionäre, Eltern und Schüler und Lehrerfunktionäre, die wollen Sie mitbestimmen lassen. Sie wollen nicht die Betroffenen vor Ort einbinden, über die wollen Sie drüberfahren. Das ist der Inhalt des Schmied’schen Gesetzesentwurfs, und da dürfen Sie sich nicht wundern, dass wir dazu nicht Ja sagen können. 

Wozu sagen wir Ja? Zu einer Weiterentwicklung unseres Schulsystems. Nur, weil Sie die Hauptschulen heute wieder als Restschule titulieren und sie ganz bewusst an die Wand gefahren haben, deswegen ist die Hauptschule keine Sackgasse, denn in vielen Bundesländern funktionieren die Hauptschulen. Und tun wir da nicht so larmoyant herum, es gibt so viele Akademiker aus Nichtakademiker-Haushalten. Es ist in erster Linie keine Frage der Schulorganisation, sondern der Inhalte, die gebracht werden, und darüber hätten wir eigentlich heute reden sollen, nicht nur um das Türschild, das Sie wollen. 

Wir wissen ja, was Sie wirklich wollen. Sie haben ja gar kein Modell, Sie wollen jetzt erst ein Modell entwickeln, brauchen aber jetzt das Gesetz schon. Sie fabulieren seit 30 Jahren von der Gesamtschule. Unser Präsident des Landesschulrates und Stadtschulrates war offenkundig nicht in einer Gesamtschule, trotzdem verkauft er uns den Österreichischen Kaiser als Deutschen Kaiser. Und wenn Sie die Gesamtschule einführen, dann wird man wahrscheinlich im Geschichtsunterricht mit Kaiser nur mehr den Beckenbauer assoziieren. Und genau diese Nivellierung nach unten wollen wir nicht, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Wort noch zu Fritz Neugebauer: Das passt Ihnen nicht, dass es einen Gewerkschafter gibt, der keine Pleite zu verantworten hat und dessen Teilgewerkschaft nicht die Leute davonrennen. (GR Mag Thomas Reindl: Da haben wir schon auch Vizepräsidenten! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ihre roten Gewerkschafter - Eisenbahn, Gebietskrankenkasse, wo Sie sind - sind Pleiten, Pech und Pannen, und ein erfolgreicher Gewerkschafter wird von Ihnen angeschwärzt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir werden noch genug Gelegenheit haben, in diesem Rahmen über die Pleiten Ihrer Gewerkschafter - ÖGB, BAWAG, Gebietskrankenkasse - ausführlich zu diskutieren. (GR Kurt Wagner: In der Gebietskrankenkasse sitzt nicht von Ihrer Fraktion ...?)

Ein Letztes, meine Damen und Herren: Wir wollen keine Kollektivierung. Wir wollen keine Wohnsilos, wir wollen keine Altensilos, wir wollen keine Spitalsilos, und wir wollen keine Schulsilos, meine Damen und Herren! Dafür brauchen wir ein differenziertes Schulsystem. (Beifall bei der ÖVP und von GR Mag Wolfgang Jung. - Zwischenruf von GR Kurt Wagner.)

Ich schließe meine Ausführungen mit einem Zitat von Fritz Neugebauer, das ganz deutlich zum Ausdruck bringt, warum Christdemokraten und Sozialisten inhaltlich nie auf einen Nenner kommen können: „Für uns steht der einzelne Mensch im Mittelpunkt. Für Sie ist der Mensch ein Mittel. Punkt." (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Ja, ja, aber welcher!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Straubinger. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich werde jetzt nicht auf alles eingehen, was die FPÖ und die ÖVP gesagt haben. (GRin Nurten Yilmaz: Bitte nicht!) Sicher nicht (GRin Nurten Yilmaz: Danke!), weil es diese fünf Minuten sozusagen gar nicht wert sind, hier überall zu widersprechen. 

Ich habe vor zwei Tagen in der „Zeit im Bild 2" - vielleicht haben es auch einige von Ihnen gesehen - einen Bericht zum Thema Gesamtschule/Gemeinsame Schule gesehen. Da gab es einen Bericht, der sehr weit zurückgegangen ist, nämlich bis in die 70er Jahre, und dort O-Töne und die Diskussion zusammengefasst hat. Das ist über 37 Jahre her, dass über diese gemeinsame Schule diskutiert wird! Da bin ich gerade geboren worden, genau in diesem Jahr 1970, aus dem der Bericht ist; mittlerweile ist mein Sohn in der Volksschule. Das ist skurril, also ich kann das nur mehr skurril finden. Und wissen Sie, was vor 37 Jahren - und das finde ich ja noch skurriler - die Argumente der ÖVP waren? Das war: Einheitsbrei und Nivellierung nach unten. Das waren im Wesentlichen die Schlagworte, und auch die haben sich nicht geändert. 

Mittlerweile ist aber die Situation so, dass 25 von 27 EU-Staaten eine gemeinsame Schule haben, die entweder bis 12 Jahre gemeinsam geführt wird oder bis 14 Jahre und sehr oft auch bis 16 Jahre. Wie wir leider, leider wissen, haben viele dieser Länder bessere PISA-Ergebnisse, als Österreich sie hat oder als auch Deutschland sie hat. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber warum?) Das sind nämlich die einzigen zwei Länder, die die Kinder mit zehn Jahren - oder eigentlich schon mit neuneinhalb Jahren - trennen und finden, dass man hier sozusagen eine Selektion vornehmen muss. Finnland, Dänemark, Spanien, Lettland, Schweden, alle diese Länder liegen deutlich vor uns, und fast alle dieser Länder haben bis 16 Jahre ein gemeinsames Schulsystem. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber das schwedische Schulsystem ...!) Da ist es skurril, von Einheitsbrei, von Nivellierung nach unten zu reden, wenn man sich diese Fakten anschaut.

Es geht nicht ums Prinzip! Es geht der Sozialdemokratie nicht um das Prinzip, eine gemeinsame Schule zu haben, sondern es gibt einfach gute Gründe für eine gemeinsame Schule. Ein guter Grund - ich nenne Ihnen fünf - ist, dass man mit neuneinhalb Jahren noch nicht sagen kann, wie ein Kind sich weiterentwickelt, welche Stärken und welche Schwächen es hat. 

Ein zweiter Grund ist, dass manche länger brauchen, um sich zu entwickeln. Das werden Sie vielleicht auch bei Ihren Kindern schon gemerkt haben, dass sich da nicht immer alle im gleichen Tempo entwickeln und dass es auch Spätzünder gibt, die eine Chance verdient haben.

Weil schwächere SchülerInnen von stärkeren profitieren können, aber auch, weil in einer gemeinsamen Schule, wie wir sie uns vorstellen, Begabte gefördert gehören und gefördert werden sollen und weil auch Leistung zählen soll. 

Und - das ist auch ein ganz wesentlicher Grund - weil nicht alle den gleichen sozialen Background haben! Weil nicht alle aus Familien kommen, denen Bildung so wichtig ist, die die Zeit und die Energie haben, in die Bildung ihrer Kinder zu investieren. Aber auch diese Kinder haben ein Recht und sollen eine Chance auf mehr Bildung haben, und wir brauchen auch mehr Kinder, die besser ausgebildet sind.

Es gibt, wenn Sie sich die OECD-Studie anschauen, darüber auch ganz eindeutige Zahlen. Da gibt es ein Schild: 12-jährige Kinder, in welcher Schule sind sie, jetzt ganz speziell in Österreich? Jene 12-jährigen Kinder, deren Eltern einen Universitätsabschluss haben, sind zu 77 Prozent in einer AHS; jene Kinder, deren Eltern einen Pflichtschulabschluss haben, sind zu 12 Prozent in einer AHS!

Ich kann jetzt gar nicht sagen, wie ich das finde, sonst bekomme ich auch einen Ordnungsruf. Aber wenn Herr Jung sich da herausstellt und sagt: „Wenn die geistigen Voraussetzungen stimmen, dann wird schon etwas daraus, dann hat sich noch jeder hinaufgearbeitet", dann ist das so was von letztklassig, wenn man weiß, dass man 12 Prozent der Kinder, deren Eltern einen Pflichtschulabschluss haben, damit sagt: Sie sind einfach zu deppert, um in eine AHS zu gehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich weiß auch nicht, woher diese Ängste kommen. Es gibt eine gemeinsame Schule: Es gibt eine gemeinsame Schule der 6- bis 10-Jährigen, und die funktioniert. Und dann gibt es sehr viele Elemente, vor allem in Wien, die wir uns auch für die 10- bis 14-Jährigen wünschen. Da gibt es nämlich schon offenes Lernen, da gibt es individuelles Eingehen auf Kinder, da gibt es Projektunterricht, und da gibt es auch Begabtenförderung. Ich weiß nicht, warum Sie das nicht weitermachen wollen. 

Zum Abschluss noch: Es hat der ÖVP-Abgeordnete Mitterlehner in einem Interview auf die Frage, warum sich die Österreichische Volkspartei so sehr wehrt - es gibt ja auch in allen anderen Ländern europäische Volksparteien, und dort gibt es gemeinsame Schulen -, gesagt: Weil man uralte Ängste und Vorurteile hat. Ich frage mich: Was sind das für Ängste? In diesem „ZiB 2"-Beitrag, den ich am Anfang erwähnt habe und mit dem ich jetzt auch abschließe, hat ein Erziehungswissenschaftler die Antwort gegeben und gesagt: Es ist ein Streit um künftige Sozialchancen; wenn eine Partei einer bestimmten Klientel verpflichtet ist, dann schützt sie diese Klientel und ihre Privilegien. 

Sie haben nach wie vor die Möglichkeit, das Gegenteil zu beweisen. Ich hoffe, Sie tun es. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass folgende schriftliche Anfragen eingelangt sind: Zehn vom Klub der Wiener Freiheitlichen, sechs vom Grünen Klub im Rathaus, zwanzig vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien.

Von den GRen Henriette Frank, Mag Dietbert Kowarik und Anton Mahdalik wurde eine Anfrage an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung betreffend „Wiederherstellung des städtischen Sozialbaus" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen drei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien sechs Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von den GRen Dr Matthias Tschirf, Günter Kenesei und Mag Alexander Neuhuber wurde ein Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6 der Wiener Stadtverfassung betreffend die Umstellung des Diensthandynetzes der Stadt Wien auf den neuen Diensteanbieter 
T-Mobile Austria GesmbH eingebracht. Dieses Prüfersuchen wurde an das Kontrollamt weitergeleitet.

Herr Christian Hursky hat mit 26. September 2007 auf sein Mandat im Gemeinderat der Stadt Wien verzichtet. Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das dadurch frei gewordene Mandat das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates, Herrn Peter Florianschütz, in den Gemeinderat berufen.

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben. Ich bitte die Schriftführerin der SPÖ, die Gelöbnisformel zu verlesen, und das neue Gemeinderatsmitglied, auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten „Ich gelobe" zu leisten.

Ich bitte um Verlesung.

Schriftführerin GRin Mag Sonja Ramskogler: „Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Florianschütz.

Peter Florianschütz: Ich gelobe. (Allgemeiner Beifall.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, die Angelobung ist hiermit vollzogen. 

Auf der Galerie sitzt unser ehemaliger Kollege Christian Hursky. Ich möchte ihm ein paar, ich sage einmal, aufmunternde Worte für seine neue Funktion mitgeben. Aus seinem Verständnis, dass er gerne benachteiligten Menschen helfen wollte, hat er den Weg in die Politik gefunden, ist zuerst in der Bezirksvertretung in Floridsdorf gewesen und die letzten ... (Widerspruch bei der SPÖ.) Entschuldigung, in Favoriten! Das fängt auch mit F an. (Heiterkeit. - Bgm Dr Michael Häupl: Oje, das wird Meidling nicht gut tun!) Das war ein Versprecher, es tut mir furchtbar leid!

Er ist ein Vertreter von Favoriten. Nachdem er bei uns gearbeitet hat als Mitglied im Umweltausschuss, als Mitglied im Unvereinbarkeitsausschuss und als Ersatzmitglied in der Europakommission sowie, nicht zu vergessen, als Agrarsprecher der SPÖ und einer unserer Schriftführer, ist er jetzt auf dem Weg ins Parlament. Wir wünschen ihm sehr viel Erfolg in seiner neuen Funktion, und er soll im Hohen Haus die Kommunalpolitik nicht vergessen. Alles Gute! (Allgemeiner Beifall.)

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 2 bis 5, 9, 11, 12, 15 und 16, 18 bis 20, 22, 25 und 26, 28, 29, 32 und 33 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 34 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummern 1, 34, 31, 10, 13, 14, 17, 21, 23, 24, 6, 7, 8, 27 und 30. Die Postnummern werden in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl von Schriftführern.

Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorgesehen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die Wahlen durch Heben der Hand vorzunehmen.

Gibt es dagegen einen Einwand? - Ein Einwand erfolgt nicht.

Daher bitte ich nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, es schaut so aus, als wäre mein Vorschlag einstimmig angenommen. (Ruf bei den GRÜNEN: Es schaut so aus?)

Durch das Ausscheiden von Herrn Christian Hursky aus dem Gemeinderat ist die Funktion eines Schriftführers nachzubesetzen. Der entsprechende Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates lautet auf Frau GRin Gabriele Mörk.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. Damit gratuliere ich zu der neuen Aufgabe.

Die GRinnen Susanne Jerusalem und Dipl-Ing Sabine Gretner haben ihre Funktion als Schriftführerinnen zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus lautet auf Frau GRin Mag Marie Ringler und Herrn GR Dipl-Ing Martin Margulies.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier stelle ich die Einstimmigkeit fest. 

Da sieht man, was für ein wichtiges Gremium die Schriftführer in diesem Haus sind. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Es gelangt nunmehr die Postnummer 34 der Tagesordnung zur Verhandlung. (Unruhe im Saal.) - Ich bitte um ein bisschen Geduld, weil man mich sonst gar nicht hört.

Die Post 34 betrifft eine Verordnung, mit der die Kanalgebührenordnung 1988, der Müllabfuhrabgabetarif 2002, die Wassergebührenordnung 1990 und die Parkometerabgabeverordnung geändert werden. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. 

Bevor wir beginnen, möchte ich bekannt geben, dass die Erstredner jeder Partei 40 Minuten zur Verfügung haben, ansonsten 20 Minuten; dies muss aber nicht ausgeschöpft werden.

Als Erstredner bitte ich Herrn GR Dr Madejski ans Rednerpult. (GR Mag Thomas Reindl: Oje! - GR Dr Herbert Madejski auf dem Weg zum Rednerpult: Was heißt, oje? - GR Mag Thomas Reindl: Er schaut so aggressiv!) 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde die 40 Minuten sicherlich nicht ausnützen. Wir wollen ja konzentriert, sachlich und kurz diskutieren, wie es eben unsere Art ist, und gleich mit dem Thema beginnen.

Die SPÖ - das sagen wir ja schon seit vielen Jahren - hat zum Leidwesen vieler, die sozial denken, die sozial sind, aus ihrem Emblem, aus ihrem Logo das „Sozial-", das „Sozialistische", das „Sozialdemokratische" eigentlich schon gestrichen. In der jüngsten Vergangenheit haben Sie sich eher mit irgendwelchen Sackerln beschäftigen müssen, daher könnten wir auch sagen, Sie werden sich irgendwann umbenennen in die „Sackerl-Partei Österreichs". Ich werde gleich begründen, warum ich das so meine. 

Erfunden hat das neue Partei-Logo und das Design die StRin Sima; die StRin Sima hat ja dieses „Sackerl mit dem Gackerl" erfunden. Es gab aber natürlich auch schon vorher Sackerl, und es wird nachher noch Sackerl geben. Sie hat Nachahmer gefunden. 

Es gab zum Beispiel das BAWAG-Sackerl als Geldsackerl, wie wir gehört haben, prall gefüllt mit 530 000 EUR, von der BAWAG an den „Konsum". (Heiterkeit bei der FPÖ.) Es gibt natürlich auch schon ein recyceltes Sackerl, das es gar nicht mehr gibt; das „Konsum"-Sackerl ist leer. Das ÖGB-Sackerl ist leider auch leer, das ist zum Recyceln vorgesehen. Es gibt das Sackerl der Freunde der Wiener Polizei, prall gefüllt. Und es gibt seit gestern ein Kontrollamts-Sackerl, das uns Kollegin Antonov hier gezeigt hat, ein recht vornehmes Sackerl; für diese Geschichte hätte eigentlich auch ein Plastiksackerl gereicht. Aber das Sackerl ist auch gefüllt mit verschimmelten Akten, die eigentlich nie angeschaut worden sind beziehungsweise auf die man nicht reagiert hat. 

Es gibt auch ein neues Sackerl - ich bezeichne es als das MA 46-Sackerl -, das sehr prall gefüllt ist. Im MA 46-Sackerl liegen sehr viele Verkehrsschilder drin, berechtigte und unberechtigte, rechtliche Schilder, die falsch aufgestellt und wieder abmontiert worden sind. Die gesamte Führung der MA 46 ist wahrscheinlich auch schon in diesem Sackerl drinnen, darauf kommen wir aber später zu sprechen. (GR Karl Dampier: ... das FPÖ-Sackerl! Da ist gar nichts mehr drinnen!)

Meine Damen und Herren! Sie können in Zukunft die Sackerl wahrscheinlich sogar selbst produzieren, weil es ja sein könnte, dass ein paar Ex-Genossen die Sackerl picken müssen. Auch das ist möglich. Dann haben Sie sogar die Produktion der Sackerl in Ihren eigenen Händen und können das selbst kontrollieren.

Was ist da passiert mit der MA 46, die ja für dieses furchtbare Verkehrschaos der letzten Jahre zuständig ist? Sie hat einmal bei den 50 Stundenkilometern furchtbar versagt: Sie hat falsche Schilder aufgestellt, sie hat sie an falschen Orten aufgestellt, sie hat falsche Geschwindigkeitstafeln aufgestellt. Das alles haben wir wieder zurückgenommen oder teilweise zurückgenommen; das war der erste Flop. Der Herr Stadtrat ist von allen Medien und von der Opposition - berechtigterweise, da er ja verantwortlich ist - richtig drangsaliert worden. Es wurde ihm gesagt: So kann es nicht weitergehen. Er hat das noch verteidigt, okay.

Jetzt ist das Fass zum Überlaufen gebracht worden durch die Kurzparkzonenregelung, die wir erst vor Kurzem beschlossen haben. Hier ist überhaupt Sand ins Getriebe der MA 46 gekommen, sie hat jetzt nämlich an falschen Orten zugepickt, und sie hat falsche Tafeln aufgestellt. Ich gebe Ihnen nur ein Beispiel: bitte, gestern fotografiert! (Der Redner hält eine Fotografie eines Verkehrszeichens in die Höhe.) Da gibt es ungefähr 140 solche Tafeln auf einer Straße, und zwar von der Zweierlinie hinaus in Richtung Westen. Da gibt es die geltenden gebührenpflichtigen Zonen, da steht noch immer drauf: eineinhalb Stunden unter der Woche, Samstag, 8 bis 18 Uhr. 

Was haben die MA 46, Herr StR Schicker und die SPÖ, die dafür verantwortlich ist, getan? Sie haben Hunderte Schilder produziert, die nirgends veröffentlicht worden sind. Es gibt keine formale Veröffentlichung über diese Schilder, die sind überhaupt nicht rechtmäßig. Aber interessanterweise haben Sie die dafür extra unten abmontiert, und man sieht das hier sehr schön, in einem Abstand von ungefähr 30 m. (Der Redner hält eine weitere Fotografie eines Verkehrszeichens in die Höhe.) Immer wieder stehen da im Abstand von 30 m die Taferln, übrigens orange Taferln, die mit vier eigenen Schrauben befestigt sind. Die wird man in drei Wochen, wenn man die richtigen Tafeln gedruckt hat, wieder abnehmen. Wir werden uns dann sehr wohl die Anfrage erlauben, was es gekostet hat, alle diese Tafeln aufzustellen. Sie gelten nicht, meine Damen und Herren!

Aber das Beste ist: Auf den richtigen Tafeln, den noch immer gültigen - eineinhalb -, steht auch Samstag drauf, 8 bis 18 Uhr; aber unten steht Samstag überhaupt nicht, das haben sie nämlich draufzuschreiben vergessen. Es gibt dort keinen Samstag, keinen Werktag mehr, es gehört nur Montag bis Freitag, 9 bis 22 Uhr. Oder es gibt eine Sonderregelung, die müssen Sie mir aber an sich erst erklären. 

Meine Damen und Herren! Das ist die Arbeit der MA 46 gewesen, und darauf hat StR Schicker schon am 15. Oktober reagiert, natürlich intern, nach außen hin ist es eine Lobrede, und die Leute werden weggeredet. Es ist ja klar, man kann einen verdienten Beamten, der sich persönlich nichts hat zu schulden kommen lassen, aber wahrscheinlich der Sache nicht gewachsen war, samt seinem Stellvertreter nicht hinausschmeißen. 

Meine Damen und Herren! Der Leiter dieser MA 46 wurde ja auch erst eingesetzt nach dem letzten Skandal der MA 46, der vor einigen Jahren stattgefunden hat. Da hat man überhaupt die ganze Abteilung ausgeräumt - wenn Sie sich erinnern können: Da gab es Disziplinarverfahren, da gab es Entlassungen, da gab es Verurteilungen und, und, und -, da ist er es geworden. Persönlich ist er überhaupt nicht anzugreifen, persönlich ist er ein sehr freundlicher, netter Mensch, aber wahrscheinlich hat er nicht die Durchschlagskraft, die hier notwendig gewesen wäre. Er wird nun, soweit man intern hört, in die Baudirektion versetzt, mit ein bisschen weniger Kompetenz, aber er wird eben bis zur Pension in der Baudirektion werken, und das nicht zum Schaden irgendeiner Allgemeinheit. 

Für den Stellvertreter hat man noch nichts gefunden, soweit ich informiert bin - vielleicht hat man schon etwas gefunden -, aber man sucht eifrig. Die interimistische Leitung - das ist auch interessant - wird der Brückenbau übernehmen, von der MA 29 Ing Mag Wohlfahrt. Das ist auch interessant; er wird sich nicht sehr darüber freuen, dass er das übernehmen kann.

Ich sage Ihnen - das habe ich schon vor einem Jahr gesagt -, in Wirklichkeit läuft es auf die Auflösung der MA 46, die Degradierung der MA 46 hinaus. Zuerst hat man ihnen die Ampeln weggenommen, das Licht weggenommen, und hat das der MA 33 gegeben; da hat es einen Riesen-Aufstand gegeben. Jetzt ist die Spitze weg, und in Zukunft - ich sage Ihnen, in spätestens zwei bis drei Jahren - wird die MA 46 die Aufgaben, die sie bisher gehabt hat, nicht mehr lösen müssen, weil man sie nicht mehr braucht. 

Sie kassieren aber unbedenklich weiter; ob die Schilder stimmen oder ob sie nicht stimmen, Sie kassieren. 2006: 36 Millionen Parkstunden, und Sie haben 44,5 Millionen EUR aus Kurzparkscheinen kassiert. Für 2007 wird prognostiziert, weil man ja bereits weiß, wie viele Leute die neuen Parkscheine gekauft haben: zirka 50 Millionen EUR; und für 2008, das weiß man schon ziemlich genau, werden es 60 Millionen EUR werden. Sie kassieren unverschämt weiter, obwohl die Tafeln falsch aufgestellt sind, obwohl es nicht veröffentlicht worden ist, obwohl es keine Verordnungen gibt. Meine Damen und Herren, das ist schäbig! Es ist zum Schaden der Steuerzahler und der Autofahrer sowie natürlich der Bevölkerung und der Wirtschaft. (Beifall bei der FPÖ.)

Die 22 Uhr-Regelung für die Gastronomie und die Kulturanbietenden in den Bezirken, vor allem in den Bezirken 6, 7, 8 und 9, hat katastrophale Auswirkungen. Es gibt nämlich nur entweder die Möglichkeit, während einer Vorstellung oder eines Essens hinauszueilen und den Kurzparkschein zu ändern - falls man überhaupt einen mit hat, wenn man von draußen hineinkommt -, oder man zahlt die Strafe, oder aber man lässt die Privatwirtschaft, die Kulturtreibenden oder auch die Gastronomie für ihre Gäste, für ihre Kunden Parkscheine kaufen, meine Damen und Herren, und dann verteilt man sie im Lokal. 

Das kann doch nicht der Sinn sein, dass ich die Kosten weiter an die Gastronomie, an Kulturschaffende oder Kultureinrichtungen verlagere, damit sich der Kunde das erspart! Es wird sicherlich in den nächsten Monaten eine Preiserhöhung in der Gastronomie geben - das ist vollständig richtig -, weil nicht einzusehen ist, wieso der Wirt, das Theater oder das Kino für seine Gäste die Kurzparkscheine zahlen soll, deren Preise die Stadt Wien in ungerechtfertigter Weise erhöht hat. 

Herr Stadtrat! Sie sind leider nicht hier. Aber Spott und Hohn ... (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker neben den Sitzreihen der GRÜNEN stehend: Doch!) Oh, der Herr Stadtrat! Entschuldigung, ich schaue selten nach rechts. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Heinz Hufnagl: Das geht wahrscheinlich schwer!) Herr Stadtrat, es freut mich, dass Sie zu meiner Rechten sitzen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sind wir blind auf diesem Auge, oder?) 

Herr Stadtrat! Ihr Interview oder dein Interview in der Zeitung - na, da hat der Autofahrer, wenn er rauskommt und einen Strafzettel hat, ein Aha-Erlebnis - mag ja lustig klingen, aber in Wirklichkeit ist das eine Verhöhnung und eine Verspottung der Autofahrer, und die haben sie sich wirklich nicht verdient. Ich würde also dazu raten, solche Aussagen in Zukunft zu unterlassen. Es steht dir als Stadtrat nicht an, dich über einen Verkehrsteilnehmer, nämlich die Autofahrer, lustig zu machen. Das haben sie sich nicht verdient, Herr Stadtrat. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Der nächste Flop war der, dass man auf zwei Stunden erhöht hat. Wir haben gesagt, an sich sind zwei Stunden Parkzeit ja nicht so schlecht. Aber: Erstens nicht flächendeckend, zweitens nicht bis 22 Uhr, und drittens wäre es das Vernünftigste, ich mache sofort Zweistundenparkscheine. Was spricht eigentlich dagegen, Zweistundenparkscheine zu produzieren? Als Erstes - das habe ich intern gehört, weil ich nachgefragt habe - ist mir gesagt worden: Die können wir leider nicht machen, es ist keine Farbe mehr frei. 

Da habe ich gesagt, das kann ja nicht wahr sein, dass keine Farbe mehr frei ist. Es gibt unheimlich viele Farben: Es gibt die Grundfarben, Spektralfarben, es gibt über 300 Farben - die Damen werden das aus der Mode wissen -, also wäre sicher eine Farbe verfügbar gewesen, um einen eigenen Parkschein zu machen. Die Stadt Wien hat es nicht gemacht, daher haben wir uns überlegt, wir machen etwas, und haben diesen Parkschein entworfen. (Der Redner stellt einen vergrößerten Parkschein in gelber Farbe vor das Rednerpult.) Selbstverständlich einen gelben, weil er auffallend ist, das ist gar keine Frage. Den sieht jeder, da kann auch der Parksheriff, der Weißkappler, der Blaukappler, leicht erkennen, dass es ein Zweistundenparkschein ist. 

Wir sind der Meinung, dass man den einführen sollte, und werden dazu auch einen Antrag einbringen, der da lautet: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass in den zuständigen Gremien eine Diskussion über die Einführung eines Zweistundenparkscheins stattfindet und die Stadt Wien danach die baldige Einführung prüfen solle.“ 

Wir haben bewusst nicht die sofortige Abstimmung gewählt. Wir haben bewusst einen Antrag auf Zuweisung formuliert, damit wir in den entscheidenden Ausschüssen über diese Idee ernsthaft diskutieren können und nicht hier heute in einer Abstimmung drüberfahren: zustimmen oder ablehnen. Daher ersuche ich um Zustimmung zur Zuweisung unseres Zweistundenparkschein-Antrags an den zuständigen Ausschuss. (Beifall bei der FPÖ.)

Valorisierung: Heute werden wir noch einiges über Valorisierungen hören. Es ist ja an sich eine ungeheure Zumutung für die Bevölkerung: Es wird nicht nach wirtschaftlichen Kriterien, sondern einfach nach der Inflationsrate gehandhabt. Das haben wir schon einmal diskutiert und werden wir heute noch intensivst diskutieren. Ich beschäftige mich aber jetzt nur mit den Parkscheinen. Der Parkschein ist ja nach 5 Cent und nicht nach der Inflationsrate gestaffelt. 

Was mich bei allen anderen sehr stört - dazu nur kurz, das wird sich mein Nachredner näher anschauen -, sind die 3 Prozent. Bitte, ich kenne keine Verträge, in denen es eine Valorisierung mit 3 Prozent gibt; normalerweise sind es bei Mietverträgen und sonstigen Verträgen 5 Prozent, das ist üblich, bitte. Sie werden furchtbar einfahren! Sie werden die Bevölkerung mit den 3 Prozent sehr verärgern, denn die Inflationsrate ist im Steigen. Wenn man EU-weit zuschaut, wird die Inflationsrate heuer schon bei Weitem über 2 Prozent liegen, sie wird nächstes Jahr um die 2,7 bis 2,8 Prozent liegen, und sie wird steigen, keine Frage.

Sie brauchen es nur international anzuschauen. Wer ein bisschen von Wirtschaft versteht, weiß, dass die Inflationsrate in den nächsten Jahren die 3 Prozent relativ locker alle eineinhalb Jahre überschreitet. Das heißt für die Bürger: Alle eineinhalb Jahre eine zusätzlich Belastung bei Wasser-, Müll-, Kanalgebühren. Bei den Parkscheinen haben Sie es ein bisschen versteckt, da sind Sie bei den 5 Cent geblieben, das wird dann ungefähr alle zwei Jahre der Fall sein. Da haben Sie sich nicht ganz getraut.

Aber ich freue mich schon darauf, dass Sie ununterbrochen neue Scheine drucken müssen. Bei der Gas-, Strom- oder Wasserrechnung ist es ja leicht, das macht der Computer. Aber da müssen Sie neue Scheine drucken, und da schaue ich mir jetzt schon an, wie die dann umgetauscht werden. Wie die dann mit Groscherlgeld umgetauscht werden, das überlasse ich gerne Ihnen. Die Bevölkerung freut sich, und die Autofahrer werden sich sehr, sehr freuen. (GR Christian Oxonitsch: ... bei den 5 Prozent davor?)
Meine Damen und Herren! Wenn es eines Beweises bedurfte, dass Sie die Preistreiber in dieser Stadt sind: Mit diesen heutigen Beschlüssen ist es eindeutig bewiesen, Sie sind der Preistreiber! Denn wenn ich mir die Wohnkosten anschaue: Die Wohnkosten in Österreich, insbesondere in Wien, liegen weit über dem EU-Durchschnitt. Sie sind aber ein wichtiger Faktor bei der Festlegung, in dem Topf der Inflation. Sie bestimmen durch Ihre Gebührenpolitik die Betriebskosten, und die Betriebskosten gehen in die Wohnkosten ein - sie werden übrigens nicht gefördert; eine alte Forderung von uns, auch das werden wir heute in der Dringlichen noch hören, dass man auch Betriebskosten bei der Förderung in die Wohnkosten mit einrechnet, das machen Sie bisher nicht, das ist eine Forderung von uns -, dadurch heizen Sie indirekt und direkt durch Ihre Gebührenpolitik die Inflation wieder an und können hier in immer kürzeren Abständen die Gebühren erhöhen. 

Meine Damen und Herren! Ihre SPÖ-Sozialpolitik, Ihre Wohnpolitik, Ihre Gebührenpolitik ist hauptsächlich für diesen Zustand in Wien verantwortlich, dass immer mehr Armut entsteht, aber auch die Mittelschichten ursächlich finanziell sehr stark betroffen sind. Das ist unverständlich, das ist unverschämt. Schämen Sie sich für Ihre Sozialpolitik, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Schlussendlich haben Sie in den letzten 20, 30 Jahren eigentlich nichts gelernt. Sie waren als SPÖ genauso verantwortlich. Ich kann mich noch gut an den „Club 46" erinnern - nein, wie hat er geheißen? „Club 45" hat er, glaube ich, geheißen. Dafür waren Sie verantwortlich. Da sind die Genossen reihenweise ein und aus gegangen, haben gespeist, getrunken, haben sich die G’schafterl zugeschanzt. Das war ein Freunderlpartie. 

Sie haben nichts gelernt, es gibt wieder eine Freunderlpartie. Der Verein hat sich nämlich zufälligerweise im gleichen Jahr neu gegründet; im gleichen Jahr ist der eine eingegangen, und der andere ist gegründet worden: Das ist der Verein der Freunde der Wiener Polizei, das ist nahtlos übergegangen. Das ist wieder eine Freunderlpartie, das ist eine Freunderlwirtschaft, die sich wieder die G’schafteln zuschanzt, die Strafmandate nicht abdeckt oder wegschmeißt oder Sonstiges. Sie haben nichts daraus gelernt, Ihre Genossinnen und Genossen gehen dort ein und aus. 

Lösen Sie sich von diesen Vereinen! Lösen Sie sich von der Freunderlpartie, und betreiben Sie wieder Sozialpolitik! Betreiben Sie Ihre Politik, die Sie in der Ersten Republik für die ärmeren Menschen sehr wohl gemacht haben und die Sie heute offensichtlich vergessen haben, für die Ärmsten der Armen hier in der Stadt! (Beifall bei der FPÖ.)

Und passen Sie auf, dass die vielen Sackerl, die Sie in der Hand haben, nicht irgendwann durchreißen, weil sie so schwer sind. Dann fällt nämlich der ganze Abfall auf die Straße. Aber da gibt’s schon wieder eine, die nachgedacht hat, nämlich die StRin Sima. Sie hat 
20 „Waste Watchers“ eingeführt, die im Nachhinein das, was aus den Sackerln herausfällt, wieder wegkehren können. 

Meine Damen und Herren! Mit Ihrer Gebührenpolitik verhöhnen Sie die Ärmsten der Armen in Wien, verhöhnen Sie die Steuerzahler, die Mittelschicht und vor allem Ihre eigenen Wähler. Das ist aber Ihr Problem, denn Sie werden bei der nächsten Wahl sicherlich den Denkzettel dafür kassieren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Vassilakou. - Bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren!

Zunächst zum vorliegenden Geschäftsstück: Wir haben noch vor der Sommerpause ausgiebig darüber diskutiert. Einmal mehr sei es hier gesagt: Wenn die Kosten, die der öffentlichen Hand für die Leistungserbringung entstehen, in keiner Art und Weise zusammenhängen mit dem, was die Stadt in diesem Fall an Gebühren einnimmt - und zwar in keiner Art und Weise damit zusammenhängen, weil die Stadt auf Basis dieser Gebühren, die sie einnimmt, zig Millionen Euro an Überschüssen erwirtschaftet -, wenn man dann trotzdem zusätzlich erhöht und es noch immer nicht reicht, sodass man, weil es so unangenehm ist, damit immer in den Gemeinderat kommen und sich von der Opposition anhören zu müssen, dass es keine gute Idee ist, dann, wenn man schon so hohe Überschüsse erwirtschaftet, die Gebühren zusätzlich zu erhöhen, auch noch eine Änderung beschließt, mit der man eigentlich nicht mehr in den Gemeinderat kommen muss, sondern mit der das sozusagen automatisch weiter erhöht werden kann, wann immer einem danach ist, meine Damen und Herren, dann ist dies eine ganz, ganz falsche Entscheidung!

Wir haben mit allen uns zur Verfügung stehenden demokratischen Mitteln versucht, diese Entscheidung abzuwenden. Sie haben sie allein - einsam, muss man in diesem Fall sagen - getroffen, und sie wird sich auch sicher rächen. Denn die Wienerinnen und Wiener merken schon, spüren angesichts der allgemeinen Teuerung schon, wie die Gebühren erhöht werden und wie sie gerade finanzschwächeren Familien wehtun. Wir haben sie - und werden uns auch in Zukunft darauf verstehen - darüber informiert, dass die Verteuerung bei den Gebühren nicht in dieser Höhe notwendig gewesen wäre und dass sich die Stadt damit ein Körberlgeld in Höhe von Millionen Euro erwirtschaftet, auf die Seite legt, um es dann für andere Dinge ausgeben zu können. 

Wenn wir schon dabei sind, darüber zu diskutieren, wofür Wiener Geld, wofür Wiener Mittel ausgegeben werden, so sind wir eigentlich auch schon wieder beim Verein der Freunde der Wiener Polizei, der schon Gegenstand der Erörterungen meines Vorredners war. Denn die Frage, die wir uns hier zum wiederholten Mal stellen müssen, ist die folgende. Wenn wir enden wollende finanzielle Mittel in dieser Stadt haben, zu denen wir einerseits über den Finanzausgleich kommen, andererseits aber auch beispielsweise über überteuerte Gebühren, die wir einheben, und wenn wir dann dennoch entscheiden, dass wir diesen oder jenen Verein unterstützen möchten bei dem, was er für die Stadt leistet, dann stellt sich hier die Frage: War es eine gute Idee, den Verein der Freunde der Wiener Polizei zu fördern? Und zwar nicht nur einmal, nicht zweimal, nicht dreimal - genau genommen ist es unbekannt, wie oft dieser Verein gefördert worden ist. 

Sicher ist, dass er hier über den Gemeinderat mindestens dreimal, 1991, 1995 und 1999, gefördert worden ist, immerhin mit beträchtlichen Beträgen. Aber - und jetzt kommt es - in der medialen Berichterstattung kursieren allerlei Beträge, die an diesen Verein geflossen sein sollen. Einmal ist die Rede von 10 Millionen, dann wiederum ist die Rede von 20 Millionen, und - schau, schau! - ich habe mir die Gemeinderatsprotokolle aus dem Jahr 1999 angeschaut: Herr Kollege Schuster hat bereits 1999 behauptet, dass bis dahin 35 Millionen an den Verein geflossen wären - wohlgemerkt: Schilling.

Jetzt kennt sich kein Mensch mehr dabei aus, wie viel Geld dieser Verein von der Stadt eigentlich bekommen hat. Darüber hinaus stellt sich, einmal unabhängig davon, wie viel Geld an den Verein geflossen ist, die Frage: Hat es Sachspenden gegeben? Hat es weitere Beträge gegeben, die auf Grund dessen, dass sie unterhalb der Wertgrenzen für den Gemeinderat waren, uns hier nie erreicht haben und von denen wir eigentlich nichts wissen?

Meine Damen und Herren! Das ist schon einmal der erste Grund, warum es eine gute Idee ist, das Kontrollamt prüfen zu lassen, damit Licht ins Dunkel kommt, was diese Angelegenheit betrifft. Denn ich - und nicht nur ich, sondern auch die Steuerzahler und Steuerzahlerinnen und wir alle hier drinnen, davon gehe ich einmal aus - wüsste gerne, wie viel Geld hier tatsächlich geflossen ist. Da wäre dann auch noch die Frage zu klären: War es tatsächlich eine gute Idee, die Polizei über eine Vereinskonstruktion zu unterstützen, und zwar, wie man sieht, mit beträchtlichen finanziellen Beträgen? 

Hier sind wir offenkundig anderer Ansicht, zumindest in der Vergangenheit anderer Ansicht gewesen. Das ist sowohl 1995 als auch 1999 hier im Haus ausgiebigst diskutiert worden. Bereits 1995 hat der damalige Klubobmann der Wiener GRÜNEN gemeint, dass es keine gute Idee ist, über eine seltsame Vereinskonstruktion Geld an die Polizei fließen zu lassen. 

Nichtsdestoweniger sahen sich damals die GRÜNEN genötigt, wenn man so möchte, dieser Subvention zuzustimmen, und zwar aus einem sehr, sehr simplen Grund: Die GRÜNEN hatten es sich damals zum Schwerpunkt gemacht zu fordern, dass endlich die äußerst sanierungsbedürftigen Wachzimmer in Wien renoviert werden und im Zuge dieser Renovierungen alle Wachzimmer mit transparenten Vernehmungsräumen ausgestattet werden. Das heißt, dass Vernehmungen und Befragungen von Menschen, die in diesen Wachzimmern festgehalten werden, hinter Glasscheiben stattfinden müssen, sodass jeder und jede sehen kann, was in diesem Vernehmungsraum passiert. 

Der Anlass dafür war ein sehr trauriger. Zu Beginn der 90er - vielleicht werden sich manche von Ihnen noch daran erinnern können - ist eine junge Dame in einem Wiener Wachzimmer vergewaltigt worden. Darüber hinaus hat es damals mehrere Fälle von Misshandlungen von Menschen, die festgehalten und vernommen wurden, gegeben. Aus diesem Grund war es damals ein Schwerpunkt der GRÜNEN zu sagen: Wir möchten, dass jedes Wachzimmer, wie gesagt, mit transparenten Räumen ausgestattet ist. Das wiederum war nur möglich im Zuge einer Sanierung. Wenn also ein Antrag in den Wiener Gemeinderat kommt, der darauf abzielt, genau diese Sanierungen stattfinden zu lassen, konnte man nicht anders, als dafür zu stimmen, indem man auch festgehalten hat: Ich kann ja nicht etwas fordern und dann, wenn das Geld dafür fließt, dagegen sein. 

Nichtsdestoweniger ist schon damals schärfste Kritik seitens der GRÜNEN angebracht worden an der Art und Weise, wie dieses Geld fließt, nämlich über diese seltsame Vereinskonstruktion. Und bereits 1999, meine Damen und Herren, haben die GRÜNEN das Subventionsansuchen des Vereins abgelehnt. Ich wiederhole es an dieser Stelle - äußerst verärgert, muss ich auch noch sagen -: Die GRÜNEN haben bereits 1999 das Ansuchen des Vereins der Freunde der Wiener Polizei abgelehnt! Und ich wüsste gerne, wer gestern - aber ich habe natürlich Vermutungen darüber, dass es durchaus aus Kreisen der Sozialdemokratie gekommen sein kann - gegenüber den Medien, gegenüber diversen Medienvertreterinnen und ‑vertretern verbreitet hat, die GRÜNEN hätten 1999 zugestimmt. 

Ich verstehe, dass es für Sie sehr unangenehm ist, wenn Kollege Pilz beispielsweise auf Nationalratsebene Dinge thematisiert, die Sie gerne nicht thematisiert sehen würden. Ich verstehe, dass es sehr schmerzlich ist, wenn es heißt, dass ein Gemeinderatskollege von uns, ein sehr honoriges, hochwertiges Mitglied der Sozialdemokratie, bei Herrn Horngacher wegen Strafzetteln und etlichem mehr interveniert hätte. Aber ich finde, dass es ein entschieden falscher Weg ist, falsche Auskünfte zu verbreiten. 

Ich habe hier, weil ich nämlich nicht nur ein Elefantengedächtnis habe und mich ganz genau daran erinnern kann, dass die GRÜNEN 1999 abgelehnt haben - mit einer Begründung, die ich Ihnen dann auch nicht ersparen würde -, zufälligerweise, wenn man so will, mir auch noch die Protokolle der Schriftführer angeschaut. Denn aus dem Gemeinderatsprotokoll ist ja nicht ersichtlich, wer dafür und wer dagegen war, der Antrag ist einfach mehrheitlich angenommen worden. Aber ich habe mir natürlich die Schriftführerprotokolle angeschaut, und siehe da: Ich war Schriftführerin, und ich kann mich deshalb auch so genau daran erinnern. Hier steht es schwarz auf weiß: Die GRÜNEN haben abgelehnt. - Nur, damit zumindest dieser Teil einmal hinlänglich hier im Hause geklärt wird, weil offenbar, wie gesagt, behauptet wird, dass man zugestimmt hätte. Dies war nicht so.

Warum war es nicht so? - Aus einem ganz simplen Grund, und damit sind wir sozusagen im Kern der Problematik: weil wir es mit Bedürfnissen zu tun haben, die es in dieser Stadt gibt und die zu tun haben mit der Kinderbetreuung, mit der Jugendbetreuung, mit der Baufälligkeit der Wiener Schulen, wie wir sie auch derzeit erleben und hier immer wieder diskutieren, und vielem mehr, auch Schulsozialarbeit könnten wir brauchen – nur, um hier ein paar Beispiele zu bringen, die nicht finanziert werden, weil das Geld dafür angeblich nicht da ist -, und wir dann nichtsdestoweniger hergehen und 4,6 Millionen ATS - damals war das sehr viel Geld - der Polizei zur Verfügung stellen, weil es einen Verein gibt, der da beschließt, die Polizei braucht Laptops, die Polizei braucht Faxgeräte, die Polizei braucht Autos, die Polizei braucht eine Kantine, also einen Versorgungswagen, der hinterherfährt, wenn es Großeinsätze gibt, und irgendeine Jause zur Verfügung stellt. 

Das ist ja alles nett. Man hat nichts dagegen, und das soll es für die Polizei auch alles geben. Die Frage ist: Ist es Aufgabe des Wiener Gemeinderates, das zu bezahlen? Oder ist es nicht viel eher Aufgabe des Innenministers, richtige Prioritäten zu setzen und dafür zu sorgen, dass die Polizei das bekommt, was sie braucht? 

Offenbar war man damals der Ansicht, dass das nicht Aufgabe des Innenministers ist, und es gab einen Verein, das war sehr praktisch. Dieser Verein war gegründet worden - wenn ich mich der Medienberichterstattung recht entsinne - von einem Herrn, der der Sozialdemokratie nicht abgeneigt war und der Sekretär des Polizeipräsidenten war, der bekanntlich der Sozialdemokratie nicht abgeneigt ist. In diesem Verein waren mehrere Herren Mitglieder, auf die wir noch zu sprechen kommen. Innenminister war damals ein Herr, der der Sozialdemokratie nicht abgeneigt war; ich rufe in Erinnerung, dass es der rote Innenminister Schlögl war. 

Der von der SPÖ mehrheitlich dominierte Wiener Gemeinderat hat dann beschlossen: Wir geben diesem Verein der Freunde der Wiener Polizei Geld, und er, sprich, der Verein, soll selbst nach eigenen Kriterien entscheiden, wofür dieses Geld verwendet wird, welches Wachzimmer etwas bekommt und welches nicht. Das muss man sich auch noch alles geben, meine Damen und Herren: Es gibt einen Innenminister, es gibt ein Innenministerium, es gibt Mittel, die der Polizei laut Finanzausgleich zur Verfügung stehen; aber nein, wir geben sehr viel Geld aus der Gemeindekasse an einen Verein, der schlussendlich nach eigenem Gutdünken entscheidet, wer etwas bekommt und wer nichts bekommt!

Das ist die Art und Weise, wie ich mir nicht vorstelle, dass in dieser Stadt Politik gemacht werden soll. Das ist die Art und Weise, wie ich mir nicht vorstelle, wie Gemeindegelder verwendet werden sollten. Es macht Sinn, dass wir uns das genau anschauen, dass wir uns zum einen genau anschauen, wie diese Gelder eingesetzt worden sind und wie abgerechnet worden ist, und darüber hinaus auch, dass uns das Kontrollamt im Rahmen seiner Expertise schlussendlich seine Meinung darüber kundtut, ob es eine gute Idee war, ob es zweckmäßig war, Gemeindegeld einer Körperschaft öffentlichen Rechts zukommen zu lassen, die eigentlich im Rahmen des Finanzausgleichs woanders hingehört und von woanders finanziert werden sollte. 

Ob also das alles eine gute Idee war, wüssten wir gerne. Wir haben deshalb einen Antrag vorbereitet, auf den dankenswerterweise auch sowohl Klubobmann Christian Oxonitsch von der SPÖ als auch der Klubobmann der ÖVP, Dr Matthias Tschirf, draufgegangen sind. Wir beantragen hiermit, dass eine Prüfung der Subventionen an den Verein der Freunde der Wiener Polizei durch das Kontrollamt erfolgt, damit diese und auch etliche andere Fragen, die sich im Zusammenhang mit dieser Subventionsvergabe stellen, hoffentlich geklärt werden können. 

Ich möchte noch kurz auf die Herren zu sprechen kommen, die Mitglieder dieses Vereins waren, auch auf den Vorstand dieses Vereins sowie auf die Statuten und Satzungen dieses Vereins.

Ich kann nur sagen, einmal mehr sehen Sie auch an dieser Stelle, warum es gut und wichtig ist, dann, wenn wir eine Subvention an einen Verein vergeben, ziemlich genau zu wissen, wer im Vorstand sitzt, wer die Geschäftsführer sind, wer wesentliche Entscheidungsträger in diesem Verein sind und was die Vereinsstatuten eigentlich so alles vorsehen. Man wird es nicht glauben, aber die Wiener Sozialdemokratie hält dies nicht für erforderlich! Wir können jahrein, jahraus Vereine subventionieren, und der Wiener Gemeinderat soll zwar beschließen, dass die Subvention erfolgen soll, er braucht aber nicht zu wissen, wer eigentlich diese Subvention erhält. Man glaubt es nicht, aber es ist so! 

Ein dementsprechender Antrag, dass es ... (GRin Mag Marie Ringler: Das war damals schon so!) Es war damals auch schon so, ja. Manchmal, wenn man sehr lange in diesem Haus ist - ich bin jetzt schon das elfte Jahr hier -, hat man wirklich Déjà-vus. Ich kann mich noch an mehrere Debatten erinnern, die es im Zusammenhang mit diesem Thema gegeben hat. Man hat uns sogar einmal im Zusammenhang mit einem derartigen Antrag allen Ernstes der Bespitzelung bezichtigt! Das wären Spitzelmethoden wie in der DDR, bloß weil die Opposition verlangt, dann, wenn ein Verein von der Gemeinde Geld bekommt - und sehr oft nicht wenig Geld bekommt -, schlicht zu wissen: Wer sind diese Menschen? Wer sind sie, was haben sie für Satzungen? Was hat sich dieser Verein eigentlich zum Ziel gesetzt? Wer sind die Herren, die dieses Geld sozusagen maßgeblich verwalten werden? Wer sitzt im Vorstand und trifft alle Entscheidungen? - Nein, das braucht man nicht zu wissen. 

Wir geben es nicht auf, meine Damen und Herren! Einmal mehr habe ich diesbezüglich einen Antrag vorbereitet: Ich will, dass solche Informationen den Akten verpflichtend beigelegt werden. 

Wie wir dieser Tage sehen, wäre es gut gewesen, wenn das beim Verein der Freunde der Wiener Polizei der Fall gewesen wäre. Denn dann wären andere Fraktionen hier im Haus auch draufgekommen, dass es hier vielmehr nicht um den Verein der Freunde der Wiener Polizei geht, sondern um den Verein der roten Freunde der roten Wiener Polizei. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Geh bitte!) Dann könnte es sein, dass man das anders sieht. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Solltest rot werden bei dieser Argumentation!) 

So war es damals! Es tut mir leid, dass es dir nicht gefällt, dass es dir nicht behagt. Ich verstehe das, aber es ist nun einmal so. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Niveaulosigkeit behagt mir nicht! Vor allem nicht bei dir! Das steht dir nicht!) Es ist leider nun einmal so, dass das alles, dieser feucht-fröhliche Umgang mit Subventionen der Stadt, sehr wohl sozusagen in diesem Freundschaftsmilieu entsteht: Wo man sich trifft, wo man sich kennt, wo man gut Freund ist, wo eine lockere Atmosphäre ist. Dann gibt man denen eben Geld, wir haben's eh!

Genau das ist es (GR Christian Oxonitsch: Da ist ja was passiert!), und genau das ist es auch, was ich kritisiere. Ich finde es nicht gut, auf diese Art und Weise Millionen Schilling - anno dazumal - fließen zu lassen an einen Verein, der sehr befreundet ist (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Subvention ist hier beschlossen worden! Was ist das für ein mieser Unterton? Das war ein Gemeinderatsbeschluss mit klarer Zielsetzung!) und der dann wiederum sozusagen befreundeten Herren innerhalb der Polizei Dinge zukommen lässt. Ob das passiert ist aus Subventionen der Stadt, das werden wir herausfinden. Es wird mich sehr freuen - das schicke ich an dieser Stelle voraus -, wenn sich herausstellt, dass jeder Groschen aus den damaligen Subventionen auch tatsächlich für das verwendet worden ist, was auf dem Papier stand, als es beantragt wurde. 

Nur: Selbst Sie werden mir darin recht geben müssen - auch wenn Sie das jetzt nicht so gerne hören -, dass es angesichts dessen, was wir in den letzten Tagen in den Medien hören und lesen durften, berechtigte Zweifel gibt. Es tut mir leid: Was soll ich mir denn denken, wenn ich aus Gerichtsakten erfahre (GR Christian Oxonitsch: Dann prüfen wir es! Dann macht man keine Verschwörungstheorie, sondern überprüft es!), dass der Kassier des Vereins dem Herrn Horngacher Reisegutscheine überbringt? Was soll ich mir dann denken? Ich weiß, dass die Stadt Wien diesen Verein mit mehreren Millionen unterstützt und subventioniert hat. Ja, da mache ich mir schon meine Gedanken!

Und noch einmal: Es freut mich sehr, dass wir dabei sind, dass wir es gemeinsam unterstützen, dass dieses Prüfersuchen eingereicht wird. (GR Christian Oxonitsch: Ja, eben!) Nur heißt das ja nicht, dass wir hier nicht debattieren! Dann freuen wir uns sehr, dass die Sozialdemokratie das Prüfersuchen unterstützt - und dann brauchen wir darüber nicht zu reden? Damit ist alles vorbei, dann gibt’s keine Debatte, weil jetzt das alles geprüft wird? (GR Christian Oxonitsch: Aber Sie gehen der Verschwörungstheorie nach!)

Nein, mein Lieber! Es tut mir leid, darüber muss auch einmal hier an dieser Stelle diskutiert werden. (GR Christian Oxonitsch: Erst Verschwörungstheorie, dann prüfen!) Wenn wir dann die Ergebnisse haben, werden wir uns auch die Ergebnisse erneut anschauen, und wir werden uns alle freuen, wenn diese keinen Anlass zur Besorgnis geben. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich möchte abschließend auch über die Herren sprechen, die offenbar Mitglieder dieses Vereins waren. Das hätte ich mir an Ihrer Stelle auch ziemlich genau angeschaut, und zwar nicht erst jetzt, sondern schon früher. 

Es heißt zwar, dieser Verein hat keine formale Mitgliedschaft gehabt, gleichzeitig heißt es aber, dass er, obwohl er keine formale Mitgliedschaft gehabt hat, Visitenkarten und offenbar auch Mitgliedskarten im praktischen Scheckkartenformat gehabt hat. Es heißt, es hat gereicht, als Sponsor oder als Spender des Vereins aufzutreten, und schon hat man diese ganz hübsche, kleine Scheckkarte bekommen, die man dann bei Polizeikontrollen womöglich zeigen konnte, und man konnte sagen: Entschuldigen Sie, Herr Inspektor, schauen Sie, ich bin ein Amigo. Und der hat gesagt: Amigo, ah ja, fahren Sie weiter. - Man weiß es nicht, man kann es vermuten. (Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Tatsache ist ... (GR Dr Matthias Tschirf: Freundschaft!) Es ist ja schön, wenn die Leute sich untereinander verstehen und Freunde sind, oder? (Heiterkeit bei StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Schön ist das. Weniger schön ist es, wenn auf diesen Karten das Wiener Wappen und auch das Abzeichen des Innenministeriums offenbar zu finden sind. 

Nichtsdestoweniger hätte ich persönlich ... (GR Christian Oxonitsch: Das haben wir hier beschlossen!) Ja, das haben wir beschlossen. Darum geht es ja in diesem Fall nicht. (GR Christian Oxonitsch: Das ist hier beschlossen worden! Ich weiß nicht, ob Sie dabei waren!) Es geht schlicht darum, dass auf der einen Seite dieses Wappen verwendet worden ist, dass daneben auch noch der Eindruck eines pseudo-amtlichen Ausweises erweckt worden ist, weil auch noch, wie gesagt, Bundesabzeichen verwendet worden sind, die nicht freigegeben sind. Das hat man dann gezeigt, das hat, wie gesagt, pseudo-amtlich gewirkt und war irgendwie ... Ich meine, was soll ich mir als junger Inspektor denken, wenn ich jemanden anhalte und er mir ganz einfach dieses hübsche, scheckkartenartige Ding zeigt, sozusagen als Beleg dafür: Das ist ein Freund!?

Wer war da alles Freund? Herr Elsner war ein guter Freund, Herr Schlaff war ein guter Freund, Praterunternehmer - wollen wir das schön formulieren - waren gute Freunde. Jetzt stellt sich heraus, der Herr Bürgermeister war auch ein guter Freund. Es tut mir leid, ich hätte dem Herrn Bürgermeister empfohlen, ziemlich genau aufzupassen, wessen Freund er ist, ziemlich genau aufzupassen, wo er beitritt - denn nur, weil die nett sind, hierher kommen und eine nette Geschichte erzählen, sollte man nicht überall beitreten -, und auch ziemlich genau aufzupassen, wo das Wiener Wappen dennoch verwendet wird. Denn wenn man schon so ein guter Freund war, und würde er etwas sensibler mit solchen Dingen umgehen, dann wäre ihm womöglich früher aufgefallen: Hoppla, da ist etwas falsch!, und vielleicht hätte er auf sie eingewirkt, dass sie das Wiener Wappen aus diesem hübschen, scheckkartenartigen Ausweis entfernen. 

Meine Damen und Herren! Ich verstehe, wie gesagt, dass das alles und vieles mehr unangenehm ist. Ich verstehe auch, dass es noch unangenehmer wird in Anbetracht der Tatsache, dass man dieser Tage erfährt, dass es sehr viele Interventionen gegeben haben soll, aus Freunden der Polizei an die Polizei, teilweise direkt bei Herrn Horngacher, der ja auch ein Freund war, teilweise aber auch indirekt über die Umwege von Büros diverser Unternehmer, und dass das darauf hinausgelaufen ist, dass man es eben gerne hätte, dass das eine oder andere Strafzetterl anders ausgelegt wird. Das alles ist menschlich, das verstehe ich, aber es macht dennoch eine ziemlich schiefe Optik. Um diese Optik geht es hier, und deshalb freut es mich - noch einmal -, dass wir diesen gemeinsamen Antrag auf Prüfersuchen eingereicht haben. 

Dies wird uns nicht reichen, jedenfalls nicht uns GRÜNEN. Wir bleiben nicht nur dabei, sondern wir beantragen auch eine Sondersitzung des Finanzausschusses. Und ja, es wird in den nächsten Tagen überlegt, inwieweit auch eine Untersuchungskommission Sinn in dieser Angelegenheit machen würde. Hier geht es darum, wie gesagt, ganz einfach hinlänglich zu prüfen: Was genau ist mit dem Geld der Stadt geschehen? Wer alles waren Freunde? Haben diese Freunde in irgendeiner Art und Weise etwas von diesem Geld gehabt? Und zwar meine ich das jetzt im Sinne von: Ich gebe es dem Sowieso, der gibt es dann weiter an den Sowieso in Form von wer weiß welchen Gutscheinen oder Dingen. 

Ja, es ist berechtigt, dass man nun alle diese und viele Zweifel mehr äußern kann! Insofern kann ich Sie nur auffordern, einerseits den gemeinsamen Antrag auf Prüfersuchen an das Kontrollamt zu unterstützen. Und einmal mehr kann ich Sie auffordern, den Antrag zu unterstützen, dass wir künftig - bitte, bitte! - in dieser Stadt keine Vereine mehr subventionieren, die dem Gemeinderat nicht mindestens Folgendes vorlegen: ihre Satzungen, wer im Vorstand sitzt, wer ihre Geschäftsführer sind und einiges mehr an Daten, die sehr wichtig sind, um bewerten zu können, ob dieser Verein tatsächlich förderungswürdig ist oder nicht. Da wäre uns vielleicht eine peinliche Blamage erspart geblieben. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau Kollegin Vassilakou, der Entwurf für den Finanzausschuss ist mit dem Antrag zu mir gelangt; den werden Sie brauchen. Ich habe jetzt schon meinen Dreier draufgemalt … (GRin Mag Maria Vassilakou begibt sich zum Vorsitz.)

Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Von Seiten der SPÖ wird gerade dieses Haus immer dazu benutzt, Jubelmeldungen zu bringen und alles sehr positiv darzustellen. Es ist auch gut, wenn es positiv darzustellende Dinge gibt, aber es ist umso bedauerlicher, wenn wir uns heute mit sehr negativen Seiten auseinandersetzen. Ich habe das in zwei Bereichen zu tun. Auf den zweiten Bereich, den man unter die Überschrift „Freundschaft" stellen könnte, werde ich später noch zu sprechen kommen; der Bereich, mit dem ich beginnen möchte, ist die Situation hinsichtlich der Gebühren in dieser Stadt. 

Wir haben es damit zu tun, dass die Stadt Wien ein maßgeblicher Gebührenerhöher ist und dass die Stadt Wien dazu beiträgt, dass die Inflationsrate ansteigt. Wir haben jetzt wieder einen Akt, der sich mit diesen Fragen beschäftigt; da geht es um die Kanalgebühren, um die Müllabfuhr, um Wassergebühren und Parkometerabgabe. Wir haben als Wiener Volkspartei alles getan und haben daher mit den anderen Oppositionsparteien gemeinsam die zweite Lesung beim diesbezüglichen Valorisierungsgesetz hinausgezögert, weil hier in die Taschen der Wienerinnen und Wiener gegriffen wird und wir nicht einsehen, warum hier Gebühren nicht dazu da sind, um tatsächlichen Aufwand abzudecken, sondern mehr dazu, dass sie zum Körberlgeld für die Wiener Stadt und für die Wiener SPÖ werden. Dazu sagen wir Nein, haben wir Nein gesagt und werden wir Nein sagen! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich wiederhole, was ich in diesem Haus schon, glaube ich, zweimal gesagt habe. Während der Verbraucherpreisindex, seit wir nicht mehr in der Wiener Stadtregierung sind, seit sechseinhalb Jahren, um 11 Prozent angewachsen ist (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ihr wart in der Bundesregierung!), sind in dieser Zeit die Abgaben der Stadt Wien um 20 Prozent angewachsen, das heißt, 9 Prozent zusätzlich. Das ist etwas, was den Verbraucherpreisindex weiter in die Höhe treibt, und dazu müssen wir als Wiener Volkspartei Nein sagen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte aber hier auch noch auf ein zweites Thema eingehen, ein zweites Thema, das durch einen gemeinsamen Antrag - ich bin froh, dass dieser gemeinsame Antrag eingebracht wird - auf den Tisch gekommen ist und das eigentlich in den letzten Tagen sehr intensiv das Thema in dieser Stadt gewesen ist. Es ist dies ein Thema, dass uns allen - egal, von welcher Partei wir hier herinnen sitzen - als Vertreterinnen und Vertretern der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt Sorge bereiten muss. Das ist die Situation, dass die Polizei in ein schlechtes Licht gerückt wird, obwohl die vielen Tausend Kolleginnen und Kollegen von der Wiener Polizei tagtäglich unter schwierigsten Bedingungen gute Arbeit leisten. (Beifall bei der ÖVP.)

Der Dienst bei der Wiener Polizei wird immer schwieriger, die Rahmenbedingungen werden schwieriger; und gerade da wäre es notwendig, dass alles daran gesetzt wird, dass es hier möglichst saubere Verhältnisse gibt, dass kein Filz auftritt und dass alles getan wird, was dazu führt, dass hier – um das Zitat eines früheren Bundespräsidenten zu verwenden – die sauren Wiesen trockengelegt werden. Darum geht es, und wir werden als Wiener Volkspartei alles daran setzen und mit allen rechtlichen Mitteln darauf hinwirken, dass das auch geschieht, denn darauf haben die Kolleginnen und Kollegen bei der Wiener Polizei und die Wienerinnen und Wiener ein Recht!

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wir haben in diesen letzten Tagen ein Sittenbild erlebt, das kein gutes ist. Wenn offensichtlich per E-Mail darauf eingewirkt wird, dass nicht konform mit der Rechtsordnung bei Parkzetteln vorgegangen werden soll und Ähnliches, dann ist das nicht nur ein Kavaliersdelikt, sondern ein Zeichen für einen Sittenverfall. Und es ist wirklich bedauerlich, wenn offensichtlich auch Namen von Politikern der Wiener SPÖ hier eine Rolle spielen.

Wir sitzen heute den zweiten Tag zusammen, und ich hätte gerne die Aussage von Kollegen Kopietz, dass er sagt: Tut mir leid, das war einmalig! So etwas habe ich nie getan, nur einmal ist mir ein Fehler passiert. – Da könnte ich sagen: Einmal ist keinmal, und das ist vergessen. Aber diese Aussage fehlt mir bis jetzt, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die SPÖ macht es sich viel zu leicht, wenn sie jetzt davon spricht, dass es die Polizeireform gegeben hat und dass diese alles, was bisher gut war, ins Wanken gebracht hat. Das ist nicht die Kultur, die die Wiener SPÖ zu vertreten hat! Seit 1945 bis 2000 waren es SPÖ-Innenminister, und es waren die ganze Zeit über SPÖ-Bürgermeister, die dieses System beziehungsweise dieses Biotop ermöglicht haben, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann mich selbst erinnern: Ich war Mitte der 90er Jahre einige Jahre Sicherheitssprecher meiner Partei. Und da hat es immer geheißen: Es ist alles irgendwo in roter Hand. Und daran hat sich in manchen Bereichen bis heute nichts geändert. Es ist nicht zufällig, dass es ein SPÖ-Innenminister in den frühen 90er Jahren war, der die Sicherheitspolizei so gestaltet hat, dass der Präsident der Wiener Polizei nur mit Zustimmung des Wiener Bürgermeisters bestellt werden kann. Dabei ist es darum gegangen, Strukturen zwischen roten Personalvertretern, der roten Stadt Wien und einem roten Innenministerium auch für die der Zukunft sicherzustellen. – Da muss ich bei allem Verständnis für machtpolitisches Interesse sagen: Da besteht eben die Gefahr, dass Kontrolle, die gerade in einem so hoch sensiblen Bereich eine ganz prioritäre Rolle spielen sollte, zu kurz kommt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sollten jetzt einen Strich ziehen, alles hier aufarbeiten und für Sauberkeit in der Polizei sorgen. Wir sind froh, dass es diesen Drei-Parteien-Antrag hinsichtlich einer Kontrollamtsprüfung gibt, aber es sollte auch klar und deutlich herausgestellt werden, dass es gegenseitiges Intervenieren, dass gewisse Dinge möglich sind oder nicht möglich sind, in Zukunft in dieser Stadt nicht geben darf. Denn es kann nicht so sein, dass es Leute gibt, die Strafe zu zahlen haben, und andere, die das nicht zu tun haben. Wie kann man den Bürgerinnen und Bürgern erklären, dass es weniger Gleiche und mehr Gleiche gibt?

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! Nehmen Sie sich einen Anrang: Ziehen wir einen Schlussstrich unter diese Amigo-Affäre! Sorgen wir dafür, dass in dieser Stadt eine Polizei besteht, in der die vielen Kolleginnen und Kollegen die Chance haben, ihre Arbeit ordentlich zu machen und nicht in blödes Gerede, für das einige ganz wenige schwarze Schafe verantwortlich sind, zu kommen!

Wir als Wiener Volkspartei stimmen diesem Antrag zu. Wir werden alles inklusive der Frage, ob es hier auch eine Untersuchungskommission geben soll, austesten und schauen, dass wir zu dem Ziel kommen, dass es hier eine Polizei gibt, die arbeiten kann und nicht ins Gerede kommt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Oxonitsch. Ich erteile ihm das Wort. – Bitte schön.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich mache zunächst einmal eine Mitteilung für all jene, die diese Debatte vielleicht via Internet oder irgendwo anders verfolgen: Es geht hier um eine Verordnung des Wiener Gemeinderates betreffend Valorisierung. – So viel nur dazu, worüber derzeit diskutiert wird und was eigentlich Gegenstand der heutigen Verhandlung und Diskussion ist. Ich sage das deshalb, weil hier immer wieder der Vorwurf kommt, dass man über irgendetwas anderes redet und eine Postnummer dazu nützt, um vielleicht über das eine oder andere zu diskutieren. Das ist gut so, und ich finde es auch interessant. Man sollte allerdings wissen, worum es tatsächlich geht.

Gerade mit diesem Akt heute wollen wir nichts verbergen oder verstecken, sondern wir sind überzeugt davon, dass wir mit dieser Verordnung einen sehr guten und fairen Weg gehen. Auf diese Weise werden letztendlich die hervorragenden Leistungen der kommunalen Unternehmen in dieser Stadt auch für die Zukunft sichergestellt. Und es werden nicht nur die Leistungen sichergestellt, sondern es werden vor allem auch die Investitionsfähigkeit und im Endeffekt der Weiterbestand dieser Unternehmen gesichert. Wir gemeinsam wissen: Wir haben in dieser Stadt in der kommunalen Versorgung ein sehr hohes Niveau, das sich die Menschen zu Recht erwarten, und darauf sind wir stolz, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte nun kurz ein paar Worte zu der Debatte verlieren, die sowohl Kollege Tschirf, aber interessanterweise auch Kollegin Vassilakou hier zur Subventionsvergabe an den Verein der Freunde der Wiener Polizei begonnen haben: Tatsache ist, dass die Geldzuwendungen, die es seitens der Stadt gegeben hat, weitestgehend auf einstimmigen Beschlüssen des Wiener Gemeinderates basieren. Da geht es jetzt nicht darum, ob einmal jemand dagegen war oder nicht. (GR Mag Wolfgang Jung: Das Problem sind nicht die Zuwendungen, sondern die Interventionen!) 

Tatsache ist, dass es diese Zuwendungen gibt, und zwar deshalb, weil die Wiener Polizei – die letzten sieben Jahre haben das eindrucksvoll belegt – zu wenig Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat. Deshalb ist Wien hier eingesprungen, und darauf sind wir stolz, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) 

Es ist durchaus interessant, wenn man auf der einen Seite, und zwar durchaus mit Unterstützung auch der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, sagt: Bitte überprüfen wir die Mittelzuteilung an diesen Verein! Wir sind davon überzeugt, dass diese Prüfung all den Anschüttungen, die wir in den letzten 20 Minuten gehört haben, ganz klar den Boden entziehen wird. (Weiterer Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Es sind dies nämlich Zuwendungen, die der Wiener Gemeinderat beschlossen hat, die also auf Beschlüssen dieses Hauses basieren und deshalb vorgenommen wurden, weil wir der Polizei gemeinsam Mittel zur Verbesserung der Infrastruktur, für die Anschaffung von Computern und Ähnlichem mehr, zur Verfügung gestellt haben.

Viel interessanter finde ich es aber, sich den Kopf darüber zu zerbrechen, warum wir in Wien überhaupt diesen Weg gehen mussten, um das hohe Sicherheitsniveau in dieser Stadt zu sichern und um die hohen Sicherheitsstandards in dieser Stadt auch für die Zukunft zu gewährleisten. Warum mussten wir eigentlich bei klarer Zuständigkeit des Bundes diesen Weg gehen? Diese Frage ist viel interessanter als Anschüttungen, die nach dem Motto gemacht werden: Schütten wir halt einmal etwas irgendwohin, irgendetwas wird schon picken bleiben! – Das ist unseriös, meine Damen und Herren, und das lehnen wir entschieden ab! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Klubobmann! Einen Moment bitte! Herr Kollege Jung! Sie sind ja immer so für Ordnung! Sie werden daher auch zur Kenntnis nehmen müssen, dass Zwischenrufe aus der Bank zu erfolgen haben. (GR Mag Wolfgang Jung: Ich bin in der Bank, Herr Vorsitzender!) 

Sie waren vorhin die ganze Zeit nicht in der Bank. Ich wiederhole: Zwischenrufe bitte aus der Bank! – Bitte, Herr Klubobmann.

GR Christian Oxonitsch (fortsetzend): Noch etwas möchte ich sagen: Ich weiß nicht, wie man sich die Arbeit in diesem Haus tatsächlich vorstellt. Aber vielleicht sollten die Kontrollamtsberichte, die gestern ein bisschen zur Diskussion gestanden sind, doch auch gelesen werden! Es ist selbstverständlich klar, dass jede Subvention gegenüber der MA 5 beziehungsweise der zuständigen Magistratsabteilung entsprechend belegt und abgerechnet werden muss. Wie wird denn in diesem Haus Ihrer Meinung nach gearbeitet, meine Damen und Herren? – Es gibt selbstverständlich entsprechende Nachweise! Das wird nicht zuletzt die gemeinsam beantragte Prüfung des Kontrollamtes einmal mehr belegen.

Ich meine, das, was Kollegin Vassilakou gemacht hat, ist ein Stil der politischen Auseinandersetzung, den wir mehrheitlich in diesem Haus nicht gewohnt sind: Sie nimmt Anschüttungen vor und will offenbar in eine Debatte einsteigen, ist aber jetzt nicht mehr da. Das ist auch ein interessanter Zugang zu einer politischen Debatte! Wir lehnen das aber jedenfalls ab. Wir haben nichts zu verbergen. Wir bekennen uns zu dieser Prüfung und sind sicher, dass sie all den Anschüttungen der letzten Minuten den Boden entziehen wird, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Es war auch interessant, die Krokodilstränen des Kollegen Tschirf zu sehen, sowohl betreffend den Akt und die Valorisierung als auch hinsichtlich der Situation der Wiener Polizei. – Wir kennen die Situation, wie sich die Polizei gerade in Wien unter der Regierung Schüssel entwickelt hat. Es wurde nicht nachbesetzt. Es sind jetzt um mehr als 1 000 Polizistinnen und Polizisten in dieser Stadt weniger als zu Zeiten von sozialdemokratischen Innenministern, und das fällt in die Verantwortung von ÖVP-Innenministern! Dennoch werden hier Krokodilstränen über die Situation der Sicherheit vergossen. Für diese Situation sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen im Parlament verantwortlich, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Genauso verhält es sich letztendlich mit diesem Geschäftsstück, auf das ich noch ein bisschen zu sprechen kommen will, bei dem es um die Valorisierung der Gebühren geht. Wir reden hier über eine Maßnahme, die ich im persönlichen Gespräch mit vielen Wienerinnen und Wienern in den letzten Wochen und Monaten erörtert habe. Natürlich machen bei Tariferhöhungen die Leute nie die Welle und freuen sich darüber. Es hat aber immer wieder eine Kernfrage gegeben: Warum lasst ihr euch immer so lange Zeit? Warum gibt es dann so große Sprünge? Warum wurde 21 Jahre nicht erhöht? Machen wir es doch in kleinen Schritten! 

Klarerweise versteht jeder: Es gibt vermehrte Aufwendungen. Das ist einerseits erfreulich, weil die Menschen mehr verdienen, was allerdings die einen oder anderen vielleicht nicht wollen! Tatsache ist aber jedenfalls, dass es Gott sei Dank immer wieder auch Lohnzuwächse gibt. Diese belasten aber natürlich die kommunalen Unternehmen auch zusätzlich. Außerdem bringen viele Rahmenbedingungen zusätzliche Belastungen, etwa die gestiegenen Energiepreise und vieles andere mehr.

Das sind natürlich Faktoren, die sich im Bereich kommunaler Unternehmen und somit auch auf kommunale Gebühren niederschlagen. Im Hinblick darauf ist es eine seriöse kommunale Wirtschaftspolitik, dass man Tarifanpassungen durchführt. Außerdem muss auch immer wieder überprüft werden, ob man effizient genug ist und was verbessert werden kann. Diesbezüglich sind die Wiener Unternehmen und die Kolleginnen und Kollegen, die in diesen Unternehmen arbeiten, hervorragend unterwegs. Wenn man sich ansieht, was die Kolleginnen und Kollegen in diesen Unternehmen und im gesamten Magistrat der Stadt Wien leisten, dann kann man nur den Hut ziehen und Danke! sagen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Daher haben wir uns zu diesem Weg entschlossen. Und wenn Kollege Tschirf davon spricht, was das für eine Wahnsinns-Maßnahme ist, dann kann ich nur einmal mehr – wir haben die entsprechende Debatte ja schon abgeführt – an die Verordnung des Kollegen Molterer, unterzeichnet am 15. Juni, erinnern. Es ist jetzt, grob gesprochen, fünf Monate her, dass er die entsprechenden Valorisierungen der Bundesgebühren unterzeichnet hat. Darunter steht der Name Molterer. Wie Sie das jetzt beurteilen, weiß ich nicht genau. Wir haben das ja schon mehrmals diskutiert. Ich meine jedenfalls, dass man diese Krokodilstränen nicht vergießen soll, meine Damen und Herren, wenn man im Glashaus sitzt; beziehungsweise sollte man dann zumindest nicht mit Steinen werfen!

Wenn man sich die kommunalen Gebühren in Wien ansieht, dann kann man einmal mehr feststellen: Wir liegen betreffend die gesamten Gebühren im unteren Feld. Man braucht sich nur den Vergleich hinsichtlich der Müllentsorgung vor Augen führen: Der Tatsache, dass wir diesbezüglich im Vergleich der Landeshauptstädte österreichweit die geringsten Gebühren haben, steht die sehr effiziente Leistung der MA 48 in diesem Bereich gegenüber: Andere Gemeinden können nur davon träumen, dass wöchentlich beziehungsweise in vielen Bereichen im dicht verbauten Gebiet täglich die Müllabfuhr kommt! In vielen Gemeinden gibt es nur einmal in vier Wochen eine Entsorgung. Und alle Zusatzleistungen wie die Biotonne, die Altglassammlung und diverse Sondermüllsammlungen, aber auch die Möglichkeit, dass Sperrmüll in Haushaltsmengen in Wien gratis an den Müllsammelplätzen abgegeben werden kann, sind in den Bundesländern nicht selbstverständlich, und zwar vor allem dort nicht, wo die seitens der ÖVP immer wieder zitierten und gelobten privaten Unternehmen tätig sind. Die Vergleiche mit Gemeinden im Wiener Umland zeigen, dass diese privaten Unternehmen bei wesentlich schlechterer Leistung vielfach teurer sind. Dafür kann man den Kolleginnen und Kollegen in dieser Abteilung, aber selbstverständlich auch in allen Abteilungen nur einmal mehr danken, dass sie hervorragende Arbeit leisten, und das vor allem zu einem Tarif, der sich gut vergleichen lässt und für den wir uns nicht zu genieren brauchen, meine Damen und Herren!

Wir können uns natürlich auch die Wiener Linien anschauen, sowohl im österreichweiten als auch im internationalen Vergleich. Auch hier liegen wir hervorragend mit unseren Tarifen! Und das gilt nicht nur für die Tarife selbst, sondern selbstverständlich auch für das Angebot am öffentlichen Verkehrssektor. Gerade wenn man sich die letzten Zahlen betreffend Modal-Split anschaut und feststellt, dass erstmals tatsächlich mehr Wienerinnen und Wiener ihre Wege im öffentlichen Verkehrsnetz zurücklegen, weil dieses eben sehr gut ausgebaut ist und auch in Relation zu günstigen Tarifen steht, dann brauchen wir uns hier nicht zu verstecken. Wir sind durchaus sehr gut unterwegs, sodass man hier die Leistungen nur einmal mehr loben kann. 

Wir sind uns aber natürlich auch dessen bewusst, dass letztlich auch Maßnahmen für sozial Schwächere unterstützt werden müssen. In diesem Zusammenhang bringe ich zwei Beschluss- und Resolutionsanträge ein, um gerade auch jenen Menschen zu helfen, die unserer Unterstützung bedürfen, die wir ihnen entgegen allen Unkenrufen in den letzten Jahren auch immer wieder zukommen ließen. Ich erinnere nur an all die Debatten, die es gegeben hat, in welchen gesagt wurde, dass es große Einschnitte im Sozialsystem und Kürzungen geben wird. – Dazu sage ich: Selbst in Situationen, in denen Wien nicht zuletzt auf Grund der Maßnahmen der schwarz‑blauen Bundesregierung nicht gerade mit zusätzlichen Mitteln gesegnet wurde, haben wir unsere soziale Verantwortung wahrgenommen, und wir werden das auch in Zukunft tun.

Ich bringe zunächst einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, der sich mit den Richtsätzen für die Wiener SozialhilfeempfängerInnen beschäftigt: Der Wiener Gemeinderat ersucht das zuständige Mitglied des Stadtsenates, alle Schritte vorzubereiten, damit für alle Wiener SozialhilfeempfängerInnen die Sozialhilferichtsätze für das Jahr 2008 erhöht werden und diese Erhöhung – und das ist ganz besonders wichtig – schon ab dem 1. Jänner 2008 zuerkannt werden kann. Es soll tatsächlich sichergestellt sein, dass diese Erhöhung mit 1. Jänner 2008 in Kraft tritt. – Ich bringe diesen Antrag namens meiner Kolleginnen und Kollegen hiermit ein.

Zum zweiten Antrag: Wir haben auch immer wieder eine intensive Diskussion um den Heizkostenzuschuss gehabt, in der wir uns zu unserer Verantwortung bekannt haben, im Gegensatz zum Bund, der diesbezüglich in den vergangenen Jahren immer wieder nichts gemacht hat, und zur ÖVP, die sich auch immer wieder dagegen gesperrt hat. – Ich mache es relativ kurz. Der Antrag liegt Ihnen allen schriftlich vor. Der Gemeinderat ersucht das zuständige Mitglied des Stadtsenates, allen in Wien gemeldeten Arbeitslosengeld‑, Notstandshilfe‑, Pensions‑, Sozialhilfe‑ und KinderbetreuungsgeldbezieherInnen den entsprechenden Heizkostenzuschuss in der Höhe von 100 EUR zu gewähren.

In dem Zusammenhang halte ich fest, dass wir über dem Heizkostenzuschuss liegen, den Kärnten bereits beschlossen hat, und wir liegen gleich mit Niederösterreich, das ebenfalls einen Heizkostenzuschuss von 100 EUR gewährt. – Das wollte ich nur sagen, weil auch ein entsprechender Antrag vorliegt: Und auch im Hinblick auf die Debatte, die wir schon in der Aktuellen Stunde über die Valorisierung geführt haben, möchte ich ein bisschen auf die vergossenen Krokodilstränen verweisen. Ich meine: Wenn es darum geht, ob es zu wenig oder zu viel ist, sollte sich die ÖVP das durchaus auch einmal ansehen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie gesagt: Ich glaube, wir bieten in der Stadt hervorragende kommunale Dienstleistungen zu einem sehr günstigen Tarif, und zu diesen Dienstleistungen bekennen wir uns auch. Und es ist mir zum Abschluss auch besonders wichtig, dass wir uns auch zu den Unternehmen klar bekennen.

All jene – und die ÖVP hat dazu auch immer wieder Stellung genommen –, die sagen, dass man keine entsprechenden Erhöhungen durchführen soll, kann ich nur einmal mehr darauf verweisen: Wir gehen dieser konservativen Strategie nicht auf dem Leim, bei der es darum geht, kommunalen Unternehmen das Geld, das sie für Zukunftsinvestitionen und zur Erfüllung ihrer hervorragenden Leistungen erbringen, nicht zur Verfügung zu stellen, um sie dann umso billiger und umso einfacher privatisierungsreif machen zu können. Für diesen Weg stehen wir nicht, sondern wir stehen zu den kommunalen Unternehmen und auch zu deren entsprechender finanzieller Ausstattung. Wir stehen aber auch dazu, dass sie hervorragende Leistungen erbringen, und dafür sage ich allen Kolleginnen und Kollegen noch einmal abschließend ein herzliches Dankeschön!

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Ebinger. Ich erteile es ihm. Ab jetzt 20 Minuten. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Herr Klubobmann Oxonitsch hat von Dienstleistungen zu besonders günstigen Tarifen gesprochen. – Das ist eine mehr als subjektive Sichtweise, weil ja gerade das angeblich so soziale Wien permanent seine Landesdienstleistungen auf Kosten der Bürger erhöht!

Wenn wir heute über die Valorisierungsverordnungen betreffend die Gebühren für Kanal, Müll, Wasser und die Parkometerabgabe sprechen, dann möchte ich zunächst darauf hinweisen, was in den Vorblättern steht, nämlich dass die Gebühren bei einer Änderung des Verbraucherpreisindex um 3 Prozent automatisch valorisiert werden. – Wenn sich der Verbraucherpreisindex um 3 Prozent erhöht, wird also automatisch valorisiert. Das ist meines Erachtens einmal unüblich. Bei Mieten sind es, wenn man Glück hat, 5 Prozent, bei alten Mietverträgen waren es sogar 10 Prozent, was natürlich nicht so schnell eine Erhöhung nach sich zieht. Bei 3 Prozent können wir jedoch mehr oder weniger von einer jährlichen automatischen Erhöhung ausgehen, und das, meine Damen und Herren, ist unserer Meinung nach eine echte Schröpfaktion für den Bürger!

Ein bisschen perfid ist meiner Meinung nach auch, wenn unter „finanzielle Auswirkungen“ in diesem Vorblatt steht, dass keine Mehrkosten für die Stadt Wien entstehen. Und unter „Alternativen“ steht: Keine. – Klar! Das steht immer in allen Gesetzen und Verordnungen. Perfid ist aber, wie gesagt, wirklich, dass hier steht, dass keine Mehrkosten entstehen. Für den Bürger entstehen nämlich sehr wohl Mehrkosten, und das trifft gerade die Ärmsten der Armen! Aber das war Ihnen ja immer schon egal!

Ich nütze jetzt die Gelegenheit zum wer weiß wievielten Mal, um Ihnen ein bisschen vor Augen zu führen, was Sie so alles erhöhen. – Beispielsweise wurde 1993, als der jetzige Herr Bürgermeister Häupl Umweltstadtrat war, die Wassersteuer eingeführt, was gleich eine Gebührenerhöhung um 24 Prozent bedeutet hat. Die Wiener Kanalsteuer wurde 1995 eingeführt, was damals eine Gebührenerhöhung um 38 Prozent bedeutet hat. Die Wiener Stromsteuer wurde 2001 eingeführt. Und auch kräftige Erhöhungen der Tarife der Wiener Linien sehen wir laufend vor uns; so wurde zum Beispiel 2002 um 25 Prozent erhöht. Die neue Wiener Müllsteuer mit 1. Juli 2002 bedeutete eine Gebührenerhöhung um 26 Prozent.

Dadurch kommt es klarerweise zu einer massiven Verteuerung der Betriebskosten. – Ich nehme jetzt wirklich nur einige Fälle exemplarisch heraus: Auch die Gaspreise, die ich schon öfters erwähnt habe, gehen laufend in die Höhe: So gab es etwa am 1. Juni 2003 eine Steigerung um 10 Prozent. Die Wasseranschlussabgabe wurde im August 2003 um 11 Prozent erhöht. Eine Erhöhung der Strompreise erfolgte erst im November 2004 und bedeutete eine Steigerung um 8 Prozent, und der Gaspreis wurde am 1. November 2004 erneut um 11,5 Prozent erhöht.

Weiters kam es 2006 zur Einführung der teuersten Parksteuer von Wien im 15. Bezirk rund um die Stadthalle. Mein Kollege Madejski hat das ja schon zum Thema seiner Rede gemacht. Am 1. März 2006 kam es zu einer Erhöhung der Strompreise um 5 Prozent sowie der Gaspreise um 17 Prozent, weiters zu einer Erhöhung der Müllgebühr um 20 Prozent und der Kanalgebühren um 28 Prozent. Am 1. Jänner 2007 erfolgte schon wieder eine Erhöhung der Gaspreise um 5 Prozent sowie der Strompreise um 6 Prozent.

Die Pflegegebühren werden auch laufend erhöht, die letzte Erhöhung erfolgte mit 1. Jänner 2007. Auch der Spitalskostenbeitrag wurde am 1. Jänner 2007 erhöht. Die Ambulatoriumsbeiträge wurden am 1. Jänner 2007 um 7 Prozent erhöht, die Rettungs- und Krankentransportgebühren am 9. Jänner um 7 Prozent. – All diesen Kosten kann der Bürger nicht ausweichen, und diese Gebührenerhöhungen treffen gerade die Ärmsten der Armen in dieser Stadt ohne irgendein Fangnetz!

Weiters nenne ich Ihnen die Erhöhung der Tarife für städtische Bäder um 12 Prozent, die Erhöhung der Tarife der Wiener Linien mit Juni 2007 um durchschnittlich 10 Prozent, je nachdem, welche Fahrscheine es betrifft, die Erhöhung der Gebühren für abgeschleppte Fahrzeuge mit 1. Juni um 17 Prozent, die Erhöhung der Preise für Kurzparkscheine mit 1. September 2007 um 50 Prozent und die Erhöhung der Preise des Parkpickerls mit 1. September 2007 um 29 Prozent.

Es soll also immer eine Valorisierung bei einer dreiprozentigen Steigerung des Verbraucherpreisindex erfolgen. Das macht zum Beispiel bei einem Halbstunden-Parkschein 5 Cent. Meine Damen und Herren! Wenn Sie mehr oder weniger automatisch alles valorisieren wollen, dann müssen Sie ja beispielsweise jedes Mal neue Parkscheine drucken! Da frage ich: Ist es wirklich rentabel, dass man einerseits dem Bürger immer mehr Kosten aufoktroyiert, gleichzeitig aber auch selbst zusätzliche Kosten hat? In Anbetracht dessen stimmt übrigens auch die Bemerkung im Vorblatt nicht, dass das die Stadt Wien nichts kostet, denn Sie müssen ja die Parkscheine drucken! Es stimmt also nicht, dass hier keinerlei Kosten entstehen!

Ich kann für meine Fraktion nur sagen: Wir waren immer für die Senkung von Strom- und Gaspreisen in Wien. Wie Sie wissen, hat jetzt auch die EU eine Initiative gestartet, die Sie hoffentlich dazu zwingen wird, hier Änderungen vorzunehmen. Außerdem fordern wir einen generellen Belastungsstopp für alle städtischen Gebühren und Tarife. Mit der Valorisierung, die wir heute beschließen sollen, wird jedoch genau das Gegenteil erreicht.

Wenn ich mir jetzt den Resolutionsantrag der SPÖ anschaue, dann muss ich festhalten, dass ich ihm wohl zustimmen müssen werde, denn wir sind ja nicht gegen etwas, was dem Bürger zugute kommt. Aber es ist wirklich jämmerlich wenig! In diesem Antrag steht, dass solche Kostensteigerungen einkommensschwächere Haushalte überdurchschnittlich treffen. Ich betone aber: Das sind Kostensteigerungen, die Sie verursachen und dem Bürger ständig auferlegen! Das sind die Kostensteigerungen, die den armen Menschen treffen!

Um einkommensschwache Haushalte zu unterstützen, wird ein Heizkostenzuschuss von 100 EUR für die Heizperiode gewährt, und da wird übrigens auch bürokratisch verordnet, dass die Heizperiode von November bis März währt. Das heißt: Gnade dem, der im Oktober oder im April auch heizen muss, denn das ist außerhalb der bürokratisch vorgesehenen Heizperiode! Vielleicht kann man auch einmal überlegen, das ein bisschen flexibler zu gestalten! Wenn man schon einen Zuschuss für gewisse Bevölkerungsgruppen gewährt, dann kann man ja über die Monate reden, in denen man heizen muss, denn das ist bekanntlich nicht immer November bis März.

Ich habe Ihnen jetzt vor Augen gehalten, was Sie alles im letzten Jahr erhöht haben, was jeden trifft. Das betrifft die Betriebskosten, und das müssen die Leute für ihre unmittelbarsten Wohnbedürfnisse aufwenden. Dann geben Sie großzügig 100 EUR für die Heizperiode! Das ist genau so viel wie letztes Jahr! Das heißt, dass Ihnen alle Teuerungen, die in diesem Jahr stattgefunden haben, völlig egal sind! Denn sonst müssten Sie ja auch diesen Betrag entsprechend erhöhen. Es bleibt aber bei diesen nicht valorisierten 100 EUR. – Wir werden aber, wie gesagt, trotzdem zustimmen, denn wir wollen ja nicht, dass die Betroffenen gar nichts bekommen.

Bemerkenswert ist auch, dass uns von der sozialistischen Mehrheit vor Augen geführt wird, dass das, was wir hier reden, eigentlich völlig sinnlos ist und wir damit nur Zeit tot schlagen. Wenn ich mir nämlich heute die Akten für den Gesundheitsausschuss am nächsten Dienstag ansehe, dann sehe ich, dass die 100 EUR schon in allen Tagesordnungspunkten angeführt werden. Alles andere jedoch, der Gegenstand eines ÖVP-Antrages und eines Antrags, den wir selbst schriftlich gestellt haben, ist offensichtlich für den Gesundheitsausschuss nicht relevant. Ihr Antrag wird jedenfalls angenommen, und deswegen ist er auf der Tagesordnung. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Ich weiß! Das ist die normative Kraft des Faktischen! Die SPÖ hat noch die absolute Mehrheit. Aber das wird sich bald ändern! Wir alle werden gemeinsam aus verschiedenen Richtungen unser Möglichstes tun, dass sich das ändert!

Es gibt einen weiteren Antrag der Österreichischen Volkspartei, der unserer Meinung nach auch nicht das Gelbe vom Ei ist. Die ÖVP, die irgendwann einmal hier in diesem Hause anwesend war und die jetzt nicht einmal mehr körperlich anwesend ist, will statt diesen 100 EUR für die Heizperiode 175 EUR. Auch das ist viel zu wenig, meine Damen und Herren, wir stimmen aber auch zu, weil das natürlich auch besser als nichts ist und wir jedenfalls allem zustimmen, was dem Bürger zugute kommt.

Unser Antrag, den wir heute schriftlich eingebracht haben und der im Gesundheitsausschuss diskutiert werden wird, sieht 160 EUR pro Monat für diese behördlich verordnete Heizperiode vor. 160 EUR sind es deswegen, weil wir letztes Jahr einen Antrag auf 110 EUR gestellt hatten und wir jetzt eine Steigerung von rund 50 EUR hineingenommen haben, weil ja heuer die Mietzinsbeihilfesätze hinaufgesetzt wurden und damit der Mietenselbstbehalt für die Ärmsten unserer Bevölkerung erhöht wurde, was bedeutet, dass sie praktisch um 300 EUR mehr Eigenkosten im Jahr haben. Diese 300 EUR wollen wir in unserem Antrag implizieren, den wir, wie gesagt, im Gesundheitsausschuss diskutieren werden, und nachdem die 300 EUR für das ganze Jahr sind, die Heizperiode aber nur mit fünf Monaten veranschlagt ist, wären es ungefähr 60 EUR. Deswegen haben wir in unserem Antrag eine Erhöhung pro Monat.

160 EUR pro Monat würden den Menschen wirklich helfen würde, und nicht 175 EUR für die Heizperiode oder gar nur 100 EUR, wie von den herrschenden Rathaussozialisten hier beschlossen werden wird. – Die Valorisierungsverordnungen lehnen wir klarerweise ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dipl-Ing Margulies hat sich gemeldet. – Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Auch die Grünen werden selbstverständlich die Valorisierungsverordnungen ablehnen. Wir haben auch die entsprechenden Gesetze abgelehnt. 

Ich werde es mir jetzt aber, auch angesichts der von Kollegen Ebinger dargestellten Tariferhöhungen, ersparen, meine Rede von vor dem Sommer zu wiederholen, und nur auf ein paar weniger Punkte unter dem Aspekt der Ergebnisse der Finanzausgleichsverhandlungen eingehen. (GR Mag Gerald Ebinger Man muss es oft genug sagen, damit es verstanden wird!)

Wir haben gestern schon darüber geredet, dass die Mehrheit zwar nicht immer recht haben muss, dass sie aber halt die Mehrheit ist. Das ist das System SPÖ: Wir sind die Mehrheit und daher haben wir recht, ganz egal, ob etwas stimmt oder nicht. 

Durch das Valorisierungsgesetz und die jetzige Verordnung hat man eine eigentlich durchaus sinnvolle Praxis abgeschafft, nämlich, dass im Rahmen des Budgetvoranschlags der Gebührenspiegel vorgelegt und darüber abgestimmt wird, ob man bei einzelnen Gebühren darüber nachdenken soll, ob sie angepasst werden oder nicht. – Diese politische Praxis hat ihren Ursprung ja auch genau in dem Punkt, dass Gebühren eigentlich sehr wohl mit politischen Entscheidungen in Zusammenhang stehen. Gebühren haben schon etwas mit Kosten zu tun, aber in Gebühren lassen sich natürlich spezifische soziale Aspekte oder Umweltaspekte einbauen. Das ist eine Möglichkeit, die man bei Gebühren hat, und zwar anders als bei manchen Steuern, wobei ich jetzt bewusst sage, bei manchen Steuern. 

Der zweite Punkt ist, dass gerade die eingehobenen Gebühren – und das zeigt sich bei der Gemeinde Wien außerordentlich deutlich – mit den Kosten für die ursächlich zugrunde liegenden Inhalte wie Wasser, Kanal et cetera nicht korrespondieren müssen. Das haben sie in den vergangenen Jahren nicht getan, und das werden sie auch in Zukunft nicht tun.

Was aber tut die Sozialdemokratie, um sich vor dieser politischen Auseinandersetzung zu drücken? Sie dreht an der Inflationsspirale: Genau dann, wenn das Leben prinzipiell teurer wird, dann sollen auch die Gebühren teurer werden, ganz egal, ob die Kosten im Bereich der Gemeinde Wien steigen. Um am deutlichsten wird das – und auch da ist es eine politische Frage – bei den Gebühren im Bereich der Parkraumbewirtschaftung, denn da haben die Kosten der Parkraumbewirtschaftung absolut nichts mit den Einnahmen zu tun. Demgemäß ist es eine politische Steuerungsentscheidung, wie viel man für eine halbe Stunde Parken in Wien verlangt. Das hat überhaupt nichts mit der Inflation zu tun!

Auch im Bereich der anderen Gebühren ist tatsächlich beim jetzigen Ausbaustand im Bereich Kanal-, Wasser-, Müllgebühren nicht davon auszugehen, dass die Kosten immens steigen werden, sondern es ist viel eher davon auszugehen, dass wir stabile Kosten hätten, außer es kommt der Umstand hinzu – und jetzt kommen wir zum nächsten Punkt, den ich schon gestern erwähnt habe –, dass der Verein der Freunde der Wiener SPÖ bedient werden muss. Wenn man sich nämlich überlegt, wie viele Inserate die Stadt Wien in Summe in SPÖ-nahen Zeitungen schaltet, wie viele Inserate die Stadt Wien für ihre einzelnen unternehmensorientieren Gesellschaften, für den Konzern Wien, in den Tageszeitungen, in den Wochenzeitungen und in den Monatszeitungen schaltet, und wenn man sich überlegt, wie viel Unterstützung und Subvention der Konzern Wien SPÖ-Veranstaltungen gibt, dann wird klar, dass dieses Geld irgendwoher kommen muss. Und das ist das Geld der Wienerinnen und Wiener, das eigentlich eins zu eins in SPÖ-Veranstaltungen fließt. Und daher ist es notwendiger, dieses System des Vereins der Freunde der Wiener SPÖ zu Fall zu bringen, als den Verein der Freunde der Wiener Polizei. Auch darauf möchte ich dann noch kurz zu sprechen kommen.

Nun noch ein letzter Punkt zu den Gebührenerhöhungen: Warum diese auch rechnerisch absurd sind, zeigen die letzten Finanzausgleichsverhandlungen: Die Stadt Wien wird, wie ich der Presseaussendung der Frau Stadträtin entnehme, nächstes Jahr ein Einnahmenplus in der Größenordnung von rund 480 Millionen EUR aufweisen. Die Freundlichkeit der Frau Finanzstadträtin, dies zuerst den Medien mitzuteilen, den Mitgliedern des Finanzausschusses den Budgetvoranschlag hingegen nach wie vor vorzuenthalten, ist zwar Usus, ist aber meines Erachtens ein demokratiepolitischer Unfug nach dem Motto: Wozu brauchen wir denn überhaupt einen Gemeinderat, der irgendetwas beschließt? Wir teilen sowieso alles vorher einmal den Medien mit! Die Gemeinderäte können das ja irgendwann einmal erhalten!

Nichtsdestoweniger: Ein Plus von 480 Millionen ist eine einnahmenseitige Steigerung von ungefähr 5 Prozent. Ich habe die Zahlen jetzt nicht vor mir liegen, kann aber nur grob schätzen, dass von diesen 480 Millionen EUR rund 300 Millionen EUR an Mehreinnahmen dem künftigen Finanzausgleich plus diversen Finanztransaktionen zuzuschreiben sind, und rund 180 Millionen EUR sind Mehreinnahmen im eigenen Bereich. Vielleicht liege ich da um 20 oder 30 Millionen daneben, das weiß ich nicht. Mir liegt der Budgetvoranschlag noch nicht vor, der Wiener SPÖ und den Medien sind hingegen zumindest die Eckdaten bekannt.

Das Entscheidende dabei ist aber, dass der Anstieg durch den Finanzausgleich, diese 300 Millionen von den 10 Milliarden, die wir vom Bund mehr erhalten, die Inflationsrate der letzten eineinhalb Jahre zur Gänze abdeckt. Warum werden dann die Wienerinnen und Wiener, wenn es um Gebühren geht, doppelt zur Kassa gebeten? Es wäre etwas anderes, wenn die Stadt Wien beim Finanzausgleich weniger bekommen würde, als die Inflationsrate ausmacht. Das war zum Teil auch schon der Fall. Aber jetzt gibt es Mehreinnahmen um 5 Prozent, davon 3 Prozent allein durch den Finanzausgleich. Trotzdem wollen Sie aber die Gebühren automatisch erhöhen! – Es ist doch kein Selbstzweck der Gemeinde Wien, Geld zu kassieren sondern es geht darum, möglichst günstig Dienstleitungen für alle Wiener und Wienerinnen bereitzustellen und in spezifischen Bereichen, wo es nicht um die Kostenfrage geht, eine politische Entscheidung zu treffen und steuernd einzugreifen, wie zum Beispiel im Bereich der Parkraumbewirtschaftung.

Ich möchte jetzt noch zu einem weiteren Punkt kommen, nachdem ich Ihr großes Interesse an meiner Rede deutlich vor Augen geführt bekomme. Ich weiß nicht, wer im Bereich der Sozialdemokratie momentan nicht geistig abwesend ist. (GR Christian Oxonitsch: Ich!) Danke, Christian Oxonitsch! Es hat sich einer geoutet. (GR Karl Dampier: Ich!) Jetzt noch ein Zweiter. Das ist wirklich nett!

Ich komme jetzt zu einem Punkt, der Sie vielleicht brennender interessieren würde, und zwar zum eigentlichen Hauptschwerpunkt, der sich herauskristallisiert hat, nämlich zum Verein der Freunde der Wiener Polizei. Ich möchte in diesem Bereich gleich einen Punkt vorweg anmerken: Den Verein der Freunde der Wiener Polizei gibt es in Wien, und in allen anderen Bundesländern gibt es viele ähnliche Vereine, die eigentlich genau dasselbe für ihre Mitglieder tun: Es sind Rote dabei, es sind Schwarze dabei, es sind Blaue dabei, und es sind keine Grünen dabei. (GR Kurth-Bodo Blind: Jessas na!) So ist es!

Es wird jedoch hier und heute ganz eindeutig am Problem vorbeigeredet. Denn das zentrale Problem ist nicht der Verein der Freunde der Wiener Polizei, sondern das zentrale Problem ist die Wiener Polizei, und es ist ganz wichtig, dass man das einmal festhält: Da geht es nicht um den kleinen Beamten, sondern um den Sumpf in der Wiener Polizei!

Der Verein der Freunde der Wiener Polizei kann sich natürlich das Bereinigen von Strafmandaten und sonstige Gefälligkeiten wünschen, es bedarf aber der Helfer und Helfershelfer in der Polizei, die das ermöglichen. – Damit kommen wir zu einem ganz wichtigen Punkt. (GR Kurth-Bodo Blind: Die linken Anarchisten gehören auch einmal verhaftet!) Herr Blind! Sind Sie ein Freund der Wiener Polizei? Sie haben wahrscheinlich angerufen, das geschieht in regelmäßigen Abständen, und dann wird nach dem Motto vorgegangen: Sie wünschen, wir machen! Kollege Blind als Freund des Vereins der Wiener Polizei, dessen Anliegen in regelmäßigen Zeiträumen auch umgesetzt werden. 

Kommen wir nun tatsächlich zur Wiener Polizei zurück. Da geht es keineswegs um eine Weißwaschung. Kollege Tschirf! Ich habe ein bisserl das Gefühl, die Führungsspitze der Wiener Polizei ist in den Bordellsumpf verstrickt. Die Wiener Polizei ist ins Glücksspiel verstrickt. Es gibt gegenseitige Intrigen. Die Wiener Polizei hat einen mehr als fragwürdigen Umgang mit MigrantInnen, insbesondere, wenn diese abgeschoben werden sollen. Wenn es Folteropfer gibt, dann wird das innerhalb der Polizei durch die Polizei gedeckt. Ich war entsetzt, als ich gelesen habe, dass die Beamten, die Herrn Bakary J gefoltert und zusammengeschlagen haben, nicht gänzlich aus dem Polizeidienst entfernt wurden!

Ich stelle mir die Situation jetzt einmal umgekehrt vor: Nehmen wir an, drei Österreicher hätten einen Polizisten so verprügelt, wie Herr Bakary J von der Polizei verprügelt worden ist. Diese drei Österreicher wären zehn Jahre in den Häf’n gegangen! Was aber passiert einem Polizisten? – Er bekommt bei schwerster Körperverletzung und Folter eine Strafe auf Bewährung! Dieses System der Polizei müssen wir kritisieren, und dazu gehört auch, dass man irgendwann einmal sagt: Der Fisch stinkt vom Kopf. Es ist – wie auch mein Kollege Peter Pilz heute schon gesagt hat – höchst an der Zeit, dass der Herr Polizeipräsident zurücktritt!

Es gibt in dieser Wiener Polizei Zustände, vor denen viele von uns und vor allem viele von Ihnen die Augen verschlossen haben, weil sie nicht wahrhaben wollten, dass die Wiener Polizei ein Sumpf ist. Ich kann das nachvollziehen! Wenn man daran glaubt, dass die Polizei für die Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit wichtig ist – und das glaube ich auch –, dann will man sich aber nicht eine Polizei vorstellen, die in den oberen Führungsetagen durch und durch korrupt ist. Glauben Sie mir: Das System Horngacher kann nicht funktionieren! Wenn er der Einzige wäre, wäre das nicht so problematisch, denn wem soll er denn dann einen Befehl geben und sicher sein, dass er von ihm oder ihr auch ausgeführt wird? Es gibt da jedoch viele, die im Sinne von Freunderlwirtschaft zusammengearbeitet haben. Daher ist die Konsequenz zu ziehen: Peter Stiedl muss umgehend als Polizeipräsident zurücktreten! – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl‑Ing Stiftner. Ich erteile es ihm.

GR Dipl‑Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Finanzstadträtin, so sie noch im Raum ist! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es muss Ihnen, glaube ich, schon ein bisschen zu denken geben, sehr geehrte Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion, wenn keine Gemeinderatssitzung vorübergeht – wie es, glaube ich, in den letzten Monaten der Fall war –, in der nicht auch das Thema Gebühren inhaltlich diskutiert wird. Ich glaube, das ist ein Zeichen dafür, was alles in dieser Stadt falsch läuft und wo wir wirklich Probleme haben.

An und für sich ist es mir eher ein Anliegen, mich mit zukunftsorientierten und innovativen Themen auseinanderzusetzen. Wenn ich dann aber in der Pressekonferenz von Frau Finanzstadträtin Brauner höre, dass sie ein konsolidiertes und fast innovatives Budget vorgelegt hat – so ihr Zitat –, dann bin ich doch froh, dass wir noch einmal darüber sprechen können. – Innovativ daran ist sicherlich nicht, dass dieses Budget zumindest den Abgeordneten der Oppositionsfraktionen noch immer nicht vorliegt, während es die Medien schon haben und man daraus alle Daten entnehmen kann. Und man kann sicherlich auch nicht von „innovativ“ sprechen, wenn es dabei ausschließlich um Gebührenerhöhungen geht.

Sehr geehrte Damen und Herren! Sie treiben hier eigentlich einen billigen Verkaufsschmäh. Wie dieses Nulldefizit-Budget, wie es heute vorliegt, funktioniert, ist einfach gesagt: Auf der Einnahmenseite gibt es genau drei Quellen, die sprudeln wie die Hochquellwasserleitung. – Zum einen hat der Finanzausgleich mit dem Bund gut funktioniert, und das sollten wir auch anerkennen! Im Hinblick darauf erwarte ich mir schon, dass die Frau Finanzstadträtin dem Finanzminister für seine Fairness und Großzügigkeit Wien gegenüber dankt – und dazu hat sie heute noch einmal Gelegenheit – und dass nicht im Gegenzug die Wiener SPÖ den Wissenschaftsminister in unlauteren Plakaten zu verunglimpfen versucht, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Was aber tun Sie, anstatt den budgetären Rückenwind wirklich zu nützen? Letzteren gibt der Bund vor, was okay ist, was wir auch wollen und wozu wir auch stehen. – Sie erhöhen die Gebühren! Das ist die zweite große Finanzierungsquelle, die sprudelt wie die Hochquellwasserleitung, verehrte Damen und Herren.

Es wurde schon mehrfach gesagt, dass wir extreme Gebührensteigerungen zu verkraften haben. So sind die Bädertarife beispielsweise um mehr als 29 Prozent, der Preis für das Parkpickerl um 28 Prozent sowie der Preis für Kurzparkscheine bei einer Ausweitung der Parkzeit um wohlfeile 50 Prozent gestiegen.

An dieser Stelle möchte ich aber auch eine Bemerkung in Richtung FPÖ-Fraktion machen: Wir freuen uns, wenn Sie den Antrag auf Ausstellung eines 2-Stunden-Parkscheins, den wir das letzte Mal eingebracht haben, heute aus Ihrer Sicht noch einmal bringen! Wir werden das selbstverständlich unterstützen. Es wird aber viel sinnvoller sein, wenn Sie dem Antrag, der jetzt im Ausschuss vorliegt, auch dort die Zustimmung geben und anerkennen, dass wir ein bisserl früher dran waren, liebe Freunde und Kollegen von der FPÖ-Fraktion! 

Weiters gibt es auch Fahrscheintariferhöhungen bei Einzelfahrscheinen um 13 Prozent. Die Energieausgaben sind, was im Vergleich dazu eigentlich gar nicht so schlimm ist, um 6 Prozent beziehungsweise 5 Prozent bei Gas gestiegen.

Die echten Hämmer sind aber die Steigerungen bei den Müll‑ und Abwassergebühren, sehr geehrte Damen und Herren. Ich denke, Sie nehmen an, dass Sie damit so etwas wie ein Gelddruck-Perpetuum-Mobile in dieser Stadt erfunden haben. Ich glaube sogar, dass Sie der wirklichen Überzeugung sind, dass Sie ein neues volkswirtschaftliches Modell entdeckt haben, wofür Sie sich vielleicht sogar den Nobelpreis versprechen, und zwar dahin gehend, dass Sie einfach sagen: Erhöhen wir die Gebühren und unterlassen wir es, alle Anstrengungen zu unternehmen, um in der Verwaltung effizient zu erhöhen und zu steigern! – Sie drücken auf den Gebührenknopf, und das nicht mit geringen Mitteln, denn eine Steigerung von einer halben Milliarde auf der Einnahmenseite ist keine Kleinigkeit! 

Aber offensichtlich, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ-Fraktion, brauchen Sie – und vor allem Kollege Kopietz – das Geld, und zwar vielleicht in erster Linie dazu, damit weitere Subventionen an einen gewissen Verein der Wiener Polizei möglich werden! (Beifall bei der ÖVP.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Sie leben da offensichtlich in einem Traumland der kommunalen SPÖ-Finanzpolitik! Das hat weder etwas mit moderner, zeitgemäßer Verwaltung zu tun noch ist es bürgernah oder bürgerfreundlich, und es ist schon gar nicht sozial! Was Sie hier treiben, ist finanzpolitisches Raubrittertum, das meiner Meinung nach in einem wettbewerbsorientierten Unternehmen eigentlich schon der Vergangenheit angehört. (Beifall bei der ÖVP.)

Eine Geschäftsgruppe, die mir auch ganz besonders ins Auge springt, ist das Umweltressort, das entgegen den eigentlichen Intentionen und Aufgaben als Steuer‑ und Gebühreneintreiber funktioniert, fungiert oder – je nachdem – zu funktionieren hat. Die Zahlen sprechen eine eindeutige Sprache: Wenn man sich die MA 48, die MA 30 und MA 31, Müll, Kanal und Abwasser, ansieht und die Überschüsse zwischen 2001 und 2006 kumuliert, dann stellt man fest, dass man auf satte 428 Millionen EUR kommt! Da fließt Jahr für Jahr zusätzlich fast eine halbe Milliarde Euro ins Budget, aber ohne dass der Umwelt auch nur ein bisschen geholfen werden kann, sehr geehrte Damen und Herren!

Lieber Kollege Oxonitsch! Die Müllabfuhr in Wien funktioniert zweifelsohne. Ich denke, dafür brauchen wir diese horrenden Gebührenerhöhungen nicht! Man sollte sich aber umgekehrt einmal anschauen, wie schlecht beispielsweise die Verwertungsquoten sind, wo es also Mängel gibt, die der Bürger nicht auf den ersten Blick sieht: Dort müssten wir das Geld investieren! Da geschieht viel zu wenig! Daher ist es absolut nicht angebracht, hier solche Lobhudeleien auszusprechen. Hier gibt es wirklich großen Handlungsbedarf! 

Bleiben wir bei der Sache: Das, was die Leute direkt sehen, ist okay. Das, was sich hingegen im Hintergrund bewegt, ist alles andere als toll. Was hier seitens der Mehrheitsfraktion gemacht wird, ist nicht unschlau. Für diese Gebühren bekommen die Bürgerinnen und Bürger Wiens in den meisten Fällen die Rechnung ja nicht direkt nach Hause zugestellt, sondern das sind Gebühren, die vor allem in die Betriebskosten eingehen und damit in erster Linie den Hausverwaltungen oder den Hausbesitzern verrechnet werden und den einzelnen Mietern in Form von erhöhten Betriebskostenabrechnungen erst zeitverzögert zugehen. In diesem Sinne entsteht oft der Eindruck, dass es der böse Hausbesitzer ist, der schlecht verwaltet und dann entsprechend in die Tasche langt. (GR Dipl‑Ing Martin Margulies: Das ist ein Blödsinn!) 

In Wirklichkeit ist es aber anders, liebe Freunde von der SPÖ! Es gibt nämlich in Wien einen Betriebskostenindex, den Sie im Internet nachlesen können und an dem Sie ersehen, dass in Wien die Betriebskosten von 2005 bis zum heutigen Tag 2007 um 4,3 Prozent gestiegen sind. Der Verbraucherpreisindex ist im selben Zeitraum jedoch nur um 3,7 Prozent gestiegen. Dazu ein Vergleichswert: Die Betriebskosten in Niederösterreich sind um 3,3 Prozent gestiegen, also um einen gesamten Prozentpunkt weniger.

Meine Damen und Herren! Finden Sie das sozial, was Sie hier machen, dass Sie die Betriebskosten vor allem jener Menschen extrem erhöhen, die sich ohnehin oft schwer eine Wohnung leisten können? Ich denke, Sie schwingen hier die Belastungskeule in alle Richtungen und treffen damit in erster Linie die sozial Schwachen, also jene Gruppe, von der Sie immer vorgeben, sie vertreten zu wollen! Denn es sind nun einmal vor allem diejenigen, die kein Auto haben, sondern den öffentlichen Verkehr benützen, von den Gebührenerhöhungen im öffentlichen Verkehr betroffen. Und auch die erhöhten Bädertarife treffen in erster Linie sozial Schwache.

Sehr verehrte Damen und Herren! Diese Überlegungen scheinen Sie aber nicht wirklich von den Gebührenerhöhungen abzuhalten, denn das Soziale steht bei der SPÖ nicht im Vordergrund. Irgendwie habe ich den Eindruck, dass Sie als sozial gestaltende Kraft einiges nicht mehr interessiert und dass Sie in dieser Richtung abgedankt haben!

Klubobmann Oxonitsch hat einen solchen Antrag eingebracht, und auch ich möchte seitens der ÖVP gemeinsam mit meinen Kolleginnen Praniess-Kastner und Ingrid Korosec einen erweiterten Antrag zum Thema Heizkostenzuschuss für die einkommensschwache Bevölkerung einbringen, und zwar in dem Sinn, dass ein entsprechender Zuschuss in einer Höhe erfolgen muss, die dieser exorbitanten Gebührensteigerung entspricht. Wenn Sie nämlich auf der einen Seite die Gebühren um fast 50 Prozent erhöhen können, dann können Sie als sozialdemokratische Partei doch wohl auf der anderen Seite irgendwelche kleinen Erhöhungen nicht einmal für sich selbst rechtfertigen! Wir laden Sie daher ein, mit unserem Antrag mitzugehen, den Heizkostenzuschuss auf 175 EUR für alle Ausgleichszulagenrichtlinienbezieher zu erhöhen!

Wir wollen außerdem, dass auch dieser Satz in Zukunft valorisiert wird. Wenn das bei den Gebühren möglich ist, sollte es auch auf der sozialen Seite eine Valorisierung geben. – Wir ersuchen hier um sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Diese ständigen Gebührenerhöhungen betreffen nicht nur die Bürgerinnen und Bürger, sondern die Wiener Wirtschaft insgesamt. Daher verlassen viele Unternehmungen das Stadtgebiet und siedeln ins Umland ab, wo es für sie viel billiger ist, und das gefährdet nicht nur die Stadt selbst, sondern das gefährdet den gesamten Wirtschaftsstandort Wien. Damit treffen Sie die Menschen zweifach: Einerseits zocken Sie höhere Gebühren bei ihnen ab, andererseits nehmen Sie ihnen die Arbeitsplätze weg, wenn die Unternehmen ins Umland absiedeln, und die Arbeitslosigkeit ist in Wien ohnehin überproportional hoch.

Und was tun Sie dann, meine Damen und Herren? – Dann werden Sie wieder versuchen, den Menschen aus dem Sozialbudget das eine oder andere zurückzugeben, nämlich das, was sie ihnen vorher mit den erhöhten Gebühren weggenommen haben. Das muss man sich vorstellen! Was Sie hier tun, hat nichts mit Marktwirtschaft zu tun, und es hat schon gar nichts mit sozialer Marktwirtschaft oder mit ökosozialer Marktwirtschaft zu tun. Was Sie in der Stadtregierung betreiben, ist eine geschlossene sozialistische Hauswirtschaft, und diese tut der Stadt mit Sicherheit nicht gut!

Das finanzpolitische Doppelspiel ist aber noch um ein weiteres Segment zu erweitern, nämlich um das der Bezirke. Der Bund steuert etwas bei, die Bürgerinnen und Bürger steuern über die Gebührenerhöhungen etwas bei, und die dritte Komponente ist der finanzpolitische Umgang mit den Bezirken. Und das stimmt mich als einen, der einen Bezirk zu vertreten hat, betrüblich, weil ich weiß, welche Sorgen es in allen Bezirken gibt, egal, von welcher Partei sie regiert sind. Es werden ihnen nämlich immer mehr Aufgaben übertragen, im Gegenzug sanken jedoch von 2001 bis 2006 im Stadtbudget die Geldmittel, die an den Bezirk überwiesen wurden, um 6,2 Prozent, und das, obwohl die Bezirke mehr leisten müssen als in der Vergangenheit.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das, was Sie hier betreiben, ist ein glattes Aushungern der Bezirke! Und am Ende – und das machen Sie auch nicht ungeschickt –, wenn in einigen Jahren die Finanzlöcher der Bezirke nicht mehr zu kaschieren sind, wird den Bezirken die Schuld an der Situation gegeben, man schiebt ihnen also den schwarzen Peter zu. Dann wird man ihnen anbieten, dass sie bei Inkaufnahme von entsprechenden Machtverlusten wiederum Geld bekommen. Man wird sie von gewissen Agenden befreien und an die Kandare nehmen, was jeder Idee einer Dezentralisierung entgegensteht, sehr geehrte Damen und Herren.

Frau Finanzstadträtin! Sie haben hier gesagt, dass die Bildung doch eine Bildungsmilliarde verdient. – Das empfinde ich, gerade wenn ich an die Budgetbeschlüsse in den Bezirken denke, die schon erfolgt sind und noch erfolgen werden, als wirklich schwere Drohung! Gerade auf Grund der Sanierungsnotwendigkeit in den Bezirken und der Notwendigkeit, aus den Bezirksbudgets beizusteuern, ist es nämlich wirklich eine gefährliche Drohung, wenn Sie noch einmal eine Milliarde für die Bildung ankündigen und gleichzeitig die Bezirke in die Pflicht nehmen wollen. Es erscheint uns relativ billig zu sein, das neue Budget auch auf Kosten der Bezirke abzufedern, das über Gebührenbelastungen zu finanzieren und nicht einmal ein Wort darüber zu verlieren, dass Ihnen der Finanzminister auf Bundesseite einen gehörigen Rückenwind für dieses Budget versetzt. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich gebe Ihnen deshalb zum Schluss noch einen kleinen Rat mit auf den Weg: Machen Sie Schluss mit der Geldbeschaffung über Gebührenerhöhungen! Frau Finanzstadträtin! Danken Sie dem Finanzminister auch öffentlich hier vom Rednerpult für das große Entgegenkommen ... (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Wichtig ist, dass es zugesagt und ausverhandelt ist. Bedanken Sie sich dafür! Das wäre eine kleine Geste! (GR Christian Oxonitsch: Das wäre scheinheilig! Das würde uns keiner abnehmen!) 

Nutzen Sie das, Kollege! Sie haben ja auch viele Möglichkeiten, die Effizienzsteigerungspotenziale in dieser Stadt auszunützen. Es ist wichtig, dass den Bürgerinnen und Bürgern nicht das Geld aus der Tasche gezogen wird, und es ist wichtig, dass wir den Wirtschaftsstandort Wien auch für die Zukunft erhalten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ekkamp Ich erteile es ihm. 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich denke, die Debatte um die Valorisierung der Gebühren für Kanal, Wasser und Müllentsorgung und um die Parkgebühren ist zur Generaldebatte oder Schwerpunktdebatte auserwählt worden. Daher ist es natürlich legitim, dass man auch über vieles anderes redet. Ich hätte mir heute aber gewünscht, dass man ein bisschen mehr zum Thema redet, weil oft kritisiert wurde, dass man sich zu wenig mit Gebührenanpassungen oder –erhöhungen beschäftigt. Mein Vorredner hat sich jetzt sehr intensiv damit beschäftigt, die anderen Kolleginnen und Kollegen dafür ein bisschen weniger.

Wir haben das schon sehr lange diskutiert – in einer Dringlichen Anfrage, in der Aktuellen Stunde, bei der Diskussion zur Gesetzesvorlage im Landtag. Allerdings muss ich feststellen, dass mir heute keine neuen Argumente aufgefallen sind.

Aufgefallen ist mir aber, dass offenbar rübergekommen sein dürfte, wie das Ganze mit Kameralistik und Kostenrechnung zusammenhängt; daher wurden anscheinend einige Punkte nicht mehr angesprochen. Nach wie vor wird jedoch zwar vielleicht nicht mit falschen, aber mit unerklärlichen Zahlen argumentiert: So werden etwa irgendwelche Statistiken betreffend andere Städte gebracht, die einem Vergleich aber nicht standhalten können. Leider gelingt es der Opposition nicht, wenn man über Gebühren und Abgaben redet, wirklich treffende Vergleiche mit anderen Städten zu bringen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! In einem Punkt gibt es, glaube ich, Konsens, dass nämlich die Dienstleistungen einer Stadt wie Wien, die qualitativ einen sehr hohen Standard haben, auch finanziert werden müssen. Und die Wienerinnen und Wiener anerkennen die hohe Qualität unserer Dienstleistungen im Bereich der Daseinsvorsorge.

Ich erwähne jetzt zum Beispiel die Wasserversorgung, weil gesagt wurde, dass man da nicht viel sparen kann. – Ich meine, sparen kann man immer, also auch beim Wasser, wenn man es vernünftig einsetzt! Ich frage aber jetzt – denn das hat mir heute gefehlt –: Wo gibt es noch Millionenstädte, die ihren Bewohnerinnen und Bewohnern Trinkwasser in höchster Qualität um diesen Preis anbieten?

Betreffend Müllabfuhr und Wasserentsorgung ist, glaube ich, schon diskutiert worden, welch hohen Standard diese haben.

Gebührenerhöhungen oder –anpassungen sind von einer Regierung oder einer Regierungsfraktion – wie im Bund – nicht einfach zu verkünden. Lieber sagt man natürlich, dass nichts teurer wird. Das kommt immer besser an. Einnahmen sind aber notwendig, um die Leistungsstandards zu sichern beziehungsweise – wie wir es auch in Wien tun – diese auch auszubauen oder gewisse Lenkungseffekte zu erzielen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man sollte ehrlich sein zu den Menschen: Wer behauptet, Qualität der Dienstleistungen im Zusammenhang mit Daseinsvorsorge gibt es zum Nulltarif, betreibt eine Politik der Unredlichkeit, und diese lehnen wir Sozialdemokraten in Wien entschieden ab! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir wissen es aus der Vergangenheit, und da braucht man nur die Medien aufmerksam zu lesen und sich bei den Menschen in dieser Stadt umzuhören: Starke Erhöhungen stoßen auf wenig Verständnis bei der Bevölkerung. Das liegt in der Natur der Sache. Wenn man dann in die Menschen – wie ich schon angedeutet habe – hinein hört, stellt man fest, dass sie der Auffassung sind, dass man in kleineren Tranchen erhöhen sollte, denn – das sage ich jetzt unter Apostroph – das spürt man nicht so. Das ist de facto ein Wunsch der Menschen nicht nur in dieser Stadt, sondern generell.

Ich verstehe natürlich auch die Opposition, wenn wir heute hier einen gewissen Mechanismus beschließen, der sich auf 3 Prozent bezieht. Ich gebe gerne zu, dass man auch über 5 Prozent reden kann, diese 3 Prozent sind ja nicht in Stein gemeißelt, wie die Frau Finanzstadträtin das letzte Mal gesagt hat. Ich verstehe aber, wie gesagt, die Opposition, wenn ihr somit die Plattform für einen Aufschrei entzogen wird. Wir hören aber lieber auf die Menschen als auf die Befindlichkeit der Opposition, meine sehr verehrten Damen und Herren! Und Kollegen Oxonitsch hat heute schon gesagt: Was im Bund gut ist, kann für die Stadt Wien nicht schlecht sein. (GR Christian Oxonitsch: Es ist auch im Bund nicht gut!)

Ich erinnere nur an die Verordnung vom 15. Juni, die mit 1. Juli Gültigkeit erlangt hat, dass diese Praxis genauso durchgeführt wird. Da vermisse ich natürlich auch den Aufschrei der Volkspartei! Ich habe es vorher schon gesagt: Wenn es eine Partei gibt, die immer behauptet, sie komme ohne Gebührenanpassungen aus, dann ist es die ÖVP.

Es wurde auch so von einem Redner der Grünen Fraktion dargestellt: Die Einnahmen sprudeln, es hat ein toller Finanzausgleich stattgefunden. – Ja. Die Finanzausgleichsverhandlungen waren gut, und ich richte daher ein Dankeschön an Frau Finanzstadträtin Brauner. Aber auch Bundeseinnahmen sprudeln derzeit, keine Frage. Wir haben derzeit eine Hochkonjunktur. Was aber geschieht, wenn diese nicht mehr so sprudeln? Dann werden wir relativ rasch an einen Engpass bei der Finanzierung gewisser Dienstleistungen herankommen. 

Ich verweise auch – wie heute schon erwähnt wurde – auf Mieten und Pachten, bei denen das System der Indexanpassung seit Jahren erfolgreich praktiziert wird. 

Es wurde heute auch wiederum die Gebührenlawine in Wien angesprochen, und da wird natürlich oft auch mit unterschiedlichen Zahlen hantiert. Ein Redner sagt, es sind 20 Prozent, der andere sagt, es sind 50 Prozent. – Da kann man sich ja ausmalen, wie korrekt diese Angaben sind!

Einige haben hier salopp gesagt: Bei uns würde es keine Gebührenanpassungen geben! – Ich verweise da nur auf die letzten sechs bis sieben Jahre. Ich habe das schon letztes Mal in der Aktuellen Stunde dargestellt, wie in den letzten sechs Jahren die Gebührenanpassungen auf Bundesseite wirklich erfolgt sind: Im Durchschnitt, meine sehr verehrten Damen und Herren, fehlt den Menschen dadurch ein Monatsgehalt pro Jahr! Und das spüren die Leute.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich sage das jetzt deswegen, weil im Bund Belastungen ohne Gegenleistung erfolgt sind. In Wien gibt es hingegen durchaus Gegenleistungen. Wien bietet zum Beispiel – die öffentlichen Verkehrsmittel sind heute mehrmals angesprochen worden – Intervallverdichtungen auf Grund der Wünsche und Erfordernisse der Menschen, es gibt Betriebszeitenausweitungen, Verbesserungen des Systems der Nachtautobusse, eine Modernisierung des Fuhrparks, 95 Wägen für die U1, 38 neue U6-Garnituren, 150 neue Niederflurstraßenbahnen, 176 neue Autobusse: Der Gesamtwert dieser fast 400 neuen Fahrzeuge beträgt 716 Millionen EUR. – Das sind in diesem Bereich nur einige Gegenleistungen, meine Damen und Herren.

Obwohl die Gebühren heuer angepasst wurden, was einfach notwendig wurde, steigen auch die Fahrgastzahlen. Wir erreichen in Wien bald die Zahl von 800 Millionen Fahrgästen pro Jahr, und das zeigt, dass die öffentlichen Verkehrsmittel durchaus attraktiv sind. Und ich verweise auf die soziale Kompetenz dieser Stadtregierung und dieses Hauses mit einer sozialdemokratischen Mehrheit auch im Hinblick auf den Mobilpass, der ab 2008 eingeführt werden und der zirka 100 000 Bezieherinnen und Beziehern zugute kommen wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich noch kurz, um die Zeit nicht allzu sehr zu strapazieren, zu zwei Anträgen etwas sagen.

Ein Antrag betrifft die umgehende Betriebsgenehmigung für die ULF-Straßenbahnzüge. Es ist dies ein Beschlussantrag zur sofortigen Abstimmung. – Das, was in diesem Antrag steht, wird umgesetzt! Die Stadt Wien tut in Gesprächen und Verhandlungen, angefangen von Frau Finanzstadträtin Renate Brauner bis zu den Beamtinnen und Beamten dieses Hauses und auch zu den Verantwortlichen der Wiener Linien, alles, dass die Betriebsgenehmigung für die 150 neuen Niederflurstraßenbahngarnituren so rasch wie möglich erfolgt. Und ich weise noch einmal darauf hin, dass es sich in vielen Bereichen um eine andere Technik als bei der ersten Tranche handelt: Die Garnituren sind klimatisiert, sie haben luftgekühlte statt wassergekühlte Motoren.

Außerdem weiß man, wenn man sich mit dieser Thematik ein wenig beschäftigt dass auch eine Genehmigungspflicht durch das weisungsfreie Verkehrsarbeitsinspektorat besteht. Da kann man nicht hingehen und eine Genehmigung bestellen, und wenn man sich den Hintergrund der Katastrophe von Kaprun vor Augen führt, dann wird vielleicht verständlich, dass hier etwas vorsichtiger agiert wird.

Trotzdem sage ich noch einmal mit allem Nachdruck: Man versucht alles, um so rasch wie möglich zu den Betriebsgenehmigungen zu kommen, denn es hätte wenig Sinn, dass sich die Stadt Wien oder die Wiener Linien fertige Triebwägen nur in die Remise stellen, weil sie schön und gut und auf dem technisch letzten Stand sind. Das wäre ja absurd! (GR Dipl‑Ing Martin Margulies: Das stimmt!)

Meine Damen und Herren! Dieser Antrag beinhaltet de facto noch einen zweiten Punkt, dass nämlich weitere Niederflurgarnituren in Auftrag gegeben werden. Ich glaube, ich habe es schon mehrmals angedeutet beziehungsweise gesagt: Es gibt einen Rahmenvertrag betreffend eine Bestellung der nächsten 150 Garnituren, der bis 2014 läuft. Und wir brauchen ja nicht etwas beschließen, was es ohnehin gibt! Im ersten Teil des Beschlussantrages geht es darum, dass alles getan wird, dass wir die Genehmigung für die Fahrzeuge möglichst rasch bekommen. Das geschieht, wie ich ausgeführt habe, bereits. Und die Aufträge, dass laufend neuen Garnituren ausgeliefert werden, gibt es ebenfalls bereits, daher brauchen wir diesem Antrag nicht näherzutreten.

Ich möchte noch etwas zu einem zweiten Antrag sagen: In diesem geht es um die transparente Subventionierung von Vereinen. – Ich weise darauf hin, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass mit diesem Antrag ein riesiger Aufwand für uns verbunden wäre. (Zwischenrufe von GR Dipl‑Ing Martin Margulies.) Herr Kollege Margulies! Ich habe dir sehr aufmerksam zugehört und bitte dich, auch mir diesen Respekt entgegenzubringen! (Weiterer Zwischenruf von GR Dipl‑Ing Martin Margulies.) 

Für uns und für die Stadtverwaltung ist entscheidend, was mit dem Geld für Subventionen für Vereine geschieht und wie genau abgerechnet wird. Und ich weiß, dass das geschieht. Ich weise aber auch darauf hin, dass man insbesondere kleinen Vereinen, wenn man sie mit Bürokratie überfordert, nicht hilft, sondern wahrscheinlich schadet, und das ist meines Erachtens eher kontraproduktiv!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zum Schluss darf ich noch einmal sagen: Gebühren für Daseinsvorsorge sind notwendig, um die Qualität der entsprechenden Dienstleistungen aufrechtzuerhalten. Ich glaube, wir haben in Wien diesbezüglich eine gute Qualität. Das bemerken und wissen auch die Wienerinnen und Wiener. Ich meine – das richte ich jetzt auch an die Opposition –, dass wir auch den Mut haben sollten, einen Vergleich mit anderen Städten anzustellen, denn wir liegen in sehr vielen Bereichen nicht so schlecht, ob jetzt bei den Parkgebühren oder bei den Tarifen der Wiener Linien. So weiß ich beispielsweise auswendig, dass die Benützerinnen und Benützer des Liniennetzes in Hamburg eine ähnliche Streckenlänge vorfinden wie in Wien, dass aber die Kosten fast doppelt so hoch sind. 

Ich glaube, dass wir mehr als fair sind! Und man soll auch ehrlich zu den Menschen sein. Qualität zum Nulltarif wird es nicht geben. Das zu behaupten, ist unredlich, meine sehr verehrten Damen und Herren, und das werden wir als Sozialdemokraten auch in Zukunft nicht verfolgen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Dipl‑Ing Margulies gemeldet. – Bitte schön.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Kollege Ekkamp!

Sie haben selbstverständlich recht, dass ich Sie nicht unterbrechen sollen hätte. Aber Sie haben von dem großen Mehraufwand gesprochen, den Sie hätten, wenn Sie unserem Antrag zustimmen. – Da muss ich tatsächlich berichtigen, dass das für den Fall, dass man die Subventionsnehmer ersuchen würde, dass sie bei der Antragstellung einen aktuellen Vereinsregisterauszug und die Statuten beilegen, mit null Mehraufwand verbunden wäre. – Danke sehr. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr. 
GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Kollege Ekkamp, lieber Franz!

Du bist privat ein sehr netter Mensch, aber ich muss dir jetzt widersprechen: Du lebst wirklich an der Realität vorbei! Ihr sagt, dass ihr auf die Menschen hört und dass beispielsweise die Intervalle verdichtet werden. – In Wirklichkeit werden die Intervalle gedehnt, und es werden Beiwägen an die alten Straßenbahnen angehängt, weil es keine ausreichende Zahl an ULF-Garnituren gibt.

Dass das Arbeitsverkehrsinspektorat weisungsfrei ist, weiß ich. Aber vielleicht können die Frau Stadträtin, die Techniker oder die Herren, die sich so gut auskennen, vielleicht zur Aufklärung beitragen! Ihr tut ja so, als ob das ganze Straßenbahnnetz nur UStraB wäre und nur Tunnel befahren werden würden. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Doch! Da gelten natürlich die Brandschutzsicherheitsmaßnahmen – auf die Herr Ekkamp gerade im Hinblick auf Kaprun eine Anspielung gemacht hat, weil man ja hier vorsichtig sei –, aber es haben nur bei vier Linien und auf einer Strecke von 3 km Brandschutzsicherheitsmaßnahmen wirkliche oberste Priorität, sodass dort entsprechende Betriebsgenehmigungen erlassen werden müssen. Das betrifft, wie gesagt, nur vier Linien, und bei den anderen 28 Linien wird an der Oberfläche gefahren. Im Hinblick darauf könnte man dem Verkehrsarbeitsinspektorat oder der MA 64 ja verklickern, dass für die neue Generation, die ganz anders ist – die Wägen sind luftgekühlt, haben eine Klimaanlage und eine andere Maske –, die Betriebsgenehmigung für den öffentlichen Oberflächenverkehr gelten sollen. – Das war einmal das Erste. 

Es gibt zehn nagelneue ULFs. Ich habe sie selbst fotografiert, denn im Unterschied zu euch bewege ich mich auch unter werktätigen Menschen. Die neue Generation erkennt man daran, dass sie ab Nummer 50 anfängt. Das ist keine Fotomontage, sondern das sind nagelneue ULFs, die in den Remisen und in der Hauptwerkstätte auf ihre Jungfernfahrt warten und nicht in den Fahrgastbetrieb gehen können, weil es seit Monaten keine Betriebsgenehmigung gibt. (GR Godwin Schuster, einen roten Aktenordner hochhebend: Jetzt bekommen Sie die rote Karte! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Dann tun Sie etwas!

Meine Damen und Herren! Seit Monaten warten die Menschen darauf, dass diese Garnituren in Betrieb gehen, überhaupt bei einem solchen Wetter! (Beifall bei den GRÜNEN. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wie erklären Sie das bei einem solchen Wetter den Leuten draußen, zum Beispiel Müttern mit Kinderwägen und mobilitätseingeschränkten, alten Menschen? 

Erklären Sie das den Leuten! Die nagelneuen ULFs stehen in der Remise und in den Hauptwerkstätten, aber sie dürfen nicht fahren, weil sie noch keine Betriebsgenehmigung haben. Das muss rascher gehen! Und wenn die Frau Stadträtin die Kompetenz hat, die Fahrpreistarife zu erhöhen, dann wird Sie wohl auch die Kompetenz haben, diese Betriebsgenehmigung rascher durchführen zu lassen! (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Christian Oxonitsch: Ihr wollt ja die Weisungsfreiheit! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

So. Eigentlich habe ich auf die Schnelle eh schon alles gesagt. – Ach ja: Etwas wollte ich noch sagen. Herr Ekkamp! Ich wollte auch noch meine zweite Forderung bekannt machen: Es sollen weitere Niederflurgarnituren in Auftrag gegeben werden, um so rasch als möglich einen flächendeckenden Einsatz von Niederflurstraßenbahnen in Wien zu erreichen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Herr Ekkamp! Sie wissen, glaube ich, nicht, wie viele Garnituren Wien braucht! (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Lieber Charlie! Wir brauchen 500 Straßen-
bahngarnituren, und jetzt haben wir 150, wovon 40 in Revision stehen! Von der nächsten Generation werden es 150 sein, das sind erst 300. Ihr könnt nur versprechen in euren Hochglanzbroschüren „flächendeckenden Mischbetrieb“, bei dem E1 und E2 auch dabei sind, aber nicht den flächendeckenden Verkehr mit ULFs. Sie erzählen den Menschen ständig das Blaue vom Himmel! (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Kurth-Bodo Blind: Das Rote! – Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich werde trotzdem diesen Antrag einreichen. Die FPÖ und, wie ich hoffe, auch die ÖVP werden zustimmen: 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass die Wiener Linien die entsprechenden Maßnahmen als Antragsteller für die Betriebsgenehmigungen der fertigen ULF-Straßenbahn-
züge ergreifen, damit deren Einsatz nicht weiter verzögert wird. Weiters sollen weitere Niederflurgarnituren in Auftrag gegeben werden, dass sie einmal für ganz Wien flächendeckend in Einsatz kommen können und nicht nur Mischbetrieb gewährleistet ist. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Der zweite Antrag steht im Zusammenhang mit der Aussage von Herrn Ekkamp, dass Sie auf die Menschen hören. Lieber Herr Ekkamp! Liebe SPÖ! In diesem Antrag geht es darum, dass die Stadtregierung eigentlich auf die Bedürfnisse der Bevölkerung nicht eingeht. Es geht dabei um den Verbindungssteg U2 – Donauspital zum Eingangsplateau des SMZ-Ost. Die Donaustädter sind bei der Planung der Verlängerung davon ausgegangen, dass dieser Verbindungssteg errichtet wird. Es hat sich dann eine Bürgerinitiative formiert. Daraufhin haben die Donaustädter – ich glaube, Herr Scheed ist jetzt Bezirksvorsteher – im November 2006 einen gemeinsamen Antrag gestellt: Die Bezirksvertretung möge beschließen, die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen dafür Sorge tragen, dass das Stationsgebäude der U2-Station Donauspital mit einem Ausgang, der die Erreichung des Donauspitals ohne Querung des Verkehrs witterungsgeschützt gewährleistet, ausgestattet wird.

Alle Fraktionen, FPÖ, ÖVP, Grüne und SPÖ, haben diesen Antrag gestellt. Die Planungsverantwortlichen haben diesen Verbindungssteg zugesagt. Jetzt steht aber im Bezirksjournal vom Oktober – was in dieser Reihenfolge eh lustig ist –: Erst hieß es, er rechnet sich nicht, und nun ist er auf einmal technisch nicht möglich! Da erhebt sich die Frage: Was trifft jetzt wirklich zu? – Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die U6-Station Michelbeuern: Da gibt es einen solchen Verbindungssteg zum AKH. Technisch ist das also möglich!

Wenn es jetzt aber auf einmal heißt, dass sich ein solcher Steg nicht rechnet, dann möchte ich auf § 7 der Wiener Parkometerabgabenverordnung verweisen. Wir haben jetzt ja ausgedehnte Parkometerabgaben. In den Medien hat es schon geheißen, dass das ein Plus von 20 Millionen EUR ergibt. – Von da könnte man zum Beispiel das Geld nehmen! Außerdem habe ich gelesen, dass wir freiwillig mehr an Siemens für den ULF zahlen. Da könnte man ja auch noch ein bisschen verhandeln! 

In „ 24 Stunden für Wien“ habe ich außerdem vorige Woche gelesen, dass die U1-Verlängerung nach Rothneusiedl auf einmal 770 Millionen EUR kostet. Bis vor Kurzem hat sie aber nur 610 Millionen EUR gekostet! (GR Dipl‑Ing Martin Margulies: Das geht aber schnell!) Ja, das geht ziemlich schnell! Und ich habe verschiedene Gründe dafür gehört. Da muss sich aber die Stadt Wien natürlich auch ein bisschen an der Nase nehmen! Im Endeffekt wird die U1-Südverlängerung wahrscheinlich sowieso 800 Millionen EUR ausmachen. Zwar zahlt der Bund die Hälfte, aber die Stadt Wien zahlt dann im Endeffekt auch 400 Millionen EUR! – So wird das Geld also vergraben! Aber ein Steg kann nicht errichtet werden, weil das angeblich technisch nicht machbar ist! In diesem Sinne möchte ich diesen Antrag stellen: 

„Der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird ersucht, die technische Machbarkeit für einen Verbindungssteg von der U2-Station Donauspital zum SMZ-Ost Eingangsplateau zu überprüfen und im Falle der Realisierbarkeit seine Errichtung zu veranlassen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr.“

Ich verzichte auf ein Abschlusswort, worüber Sie eh froh sein werden, und sage nur: Herr Ekkamp! Bitte seien Sie ein bisschen realistischer, wenn Sie irgendetwas sagen! Sie hören nämlich weder auf die Menschen noch sind Sie realitätsnah! Realität ist vielmehr das, was ich jetzt angeführt habe. Trotzdem bitte ich um Zustimmung zu diesem Antrag. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Es folgt eine tatsächliche Berichtigung von Herrn GR Ekkamp.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich möchte zwei Punkte kurz richtigstellen.

Erstens mag es sein, dass ich privat ein netter Mensch bin, und ich hoffe, dass ich es auch hier herinnen bin! Ich weiß allerdings nicht, woher Frau Kollegin Puller weiß, dass ich privat ein netter Mensch bin. Ich bin privat nicht mit ihr beisammen! (Heiterkeit und Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.) Ich habe mit ihr keinen Kontakt privater Natur.

Zweitens möchte ich noch einmal darauf verweisen, dass das Verkehrsarbeitsinspektorat eine weisungsfreie Behörde ist, und einer weisungsfreien Behörde kann in einem Rechtsstaat niemand etwas anschaffen, weder wir noch die Frau Stadträtin, der Herr Bürgermeister noch sonst jemand. Und das ist auch gut so. (Zwischenruf von GR Günter Kenesei.) Es klingt nicht so! Ich sage es nur für die Grünen, denn sie haben es offenbar nicht begriffen oder wollen es nicht begreifen: Weisungsfreiheit bedeutet, dass niemand jemandem etwas anschaffen kann. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren! (Der Redner hat einen blauen Hut in der Hand. - GR Godwin Schuster: Jetzt erzählt er uns einen alten Hut!) 

Vielleicht kann ich das kleine Streitgespräch Ekkamp – Puller um eine Facette erweitern. – Ich glaube, dass Kollege Ekkamp privat ein ganz netter Mensch ist, so habe ich es zumindest gehört. Lieber Franz! Wir kennen einander halb beruflich beziehungsweise halb privat, ich erinnere nur an unsere UICP-Reise zum Weltkongress in Helsinki. Dort haben wir im finnischen Presseklub – einer Art Presseklub Concordia – sehr lange und teilweise sehr schwungvolle Diskussionen geführt, bei der einige Mandatare fast aller Fraktionen ihre Beweglichkeit unter Beweis gestellt haben. Du warst zu dieser Zeit aus verständlichen Gründen nicht bereit, bis in die frühen Morgenstunden mit uns zu diskutieren, denn du warst zu dieser Zeit etwas hüftsteif, was sich Gott sei Dank gebessert hat. – Auf jeden Fall ist er ein netter Kerl, das kann ich nur bestätigen.

Ich möchte jetzt zuerst auf eine Wortmeldung kurz eingehen, die ganz am Anfang dieses Tagesordnungspunktes von Frau Klubobfrau Vassilakou abgegeben wurde. Sie hat die Begründung, warum die GRÜNEN 1995 den Subventionen zugestimmt haben und 1999 nicht mehr, sehr gut vorgetragen und argumentiert. Wenn man das aber ein bisschen näher betrachtet, ist die ganze Geschichte ein wenig hatschert.

Sie haben die Zustimmung zur Subvention damit begründet, dass 1995 viele Wachzimmer, was auch heute noch der Fall ist, unzureichend ausgestattet waren. Es hat keine transparenten Räume gegeben, und es hat – ich weiß nichts Genaueres, ich habe mich nicht so viel damit beschäftigt – Vergewaltigungen und Misshandlungen gegeben. Kann sein, kann auch nicht sein. Darauf möchte ich nicht eingehen. Jedenfalls glaube ich aber nicht, dass sich bis zum Jahr 1999 substanziell etwas daran geändert hat. Ich kenne genug Wachzimmer in Wien, die auch jetzt noch in einem erbärmlichen Zustand sind. Nach Ihrer Begründung hätten Sie also auch 1999 zustimmen müssen, außer die grüne Partei nimmt auf sich, dass sie Vergewaltigungen und Misshandlungen von Häftlingen Vorschub leistet. 

In einem Punkt haben Sie natürlich recht gehabt: Der Innenminister beziehungsweise das Innenministerium ist zuständig. Das war auch 1995 schon der Fall. Daran hat sich bis zum Jahr 1999 nichts geändert! – Die Begründung war also, wie gesagt, ein bisschen hatschert. Sie hätten auch andere Gründe anführen oder sagen können, dass das eine Abmachung war oder dass Sie sich ganz einfach geirrt haben. Alle Parteien irren sich hie und da und werden dann vom Wähler bestraft oder auch nicht. 

Jetzt aber zum eigentlichen Thema, nämlich zur SPÖ-Gebührenlawine, unter der wirklich jeder in dieser Stadt begraben wird. Warum ich diese Behauptung aufstellen kann, ist leicht erklärt. Die finanziellen Engpässe müssen nämlich auch bei sehr gut verdienenden Wienern und sogar bei honorigen Mitgliedern der Wiener Landesregierung derart einschneidend sein, dass auch Mitglieder der Wiener Landesregierung um Wohnbauförderung ansuchen, die 8 000 EUR im Monat verdienen, wobei ich das Familieneinkommen jetzt gar nicht berücksichtigen möchte. Es hat zwei verschiedene Begründungen in den Medien gegeben, warum Mitglieder der Wiener Stadtregierung um Unterstützung beim Erwerb einer Eigentumswohnung angesucht haben. Das Ganze ist – und da muss man die Kontrolle in Wien wirklich loben, wir haben gestern ja ausführlich darüber gesprochen – schlussendlich von der MA 50 ablehnend beschieden worden. 

Dazu sage ich: Gott sei Dank für den Steuerzahler wurde so entschieden! Es ist dies aber auch für die Partei dieses Mitgliedes der Landesregierung ein Glück, denn es wäre sicherlich nicht angenehm gewesen, wenn das die Leute erfahren. Allerdings wäre es auf jeden Fall herausgekommen, und es ist auch so an die Medien weitergespielt worden. Man hat erfahren, dass einer der – im Gegensatz zum übrigen Teil der Bevölkerung – sehr gut Verdienenden Steuergelder in Anspruch nimmt, für welche diese Förderungen auf keinen Fall gedacht sind. Die Förderungen sind nämlich für förderungswürdige Personen bestimmt, und Personen, die 8 000 EUR im Monat verdienen, sind bestimmt nicht förderungswürdig! Wir wollen hier in Wien – das ist die Meinung der FPÖ, und Gott sei Dank sieht die MA 50 das auch so! – jene unterstützen, die die Unterstützung wirklich notwendig haben, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Natürlich kann man sagen: Fragen kostet nix! Oder man kann auch auf Englisch sagen: Take the money and run! – Fragen kostet nämlich wirklich nichts. Wenn man aber zu Unrecht um Wohnbauförderung ansucht und dann ertappt wird, dann braucht man natürlich eine Begründung. – Diesfalls fand sich die erste Begründung in einer Tageszeitung: „Ich wollte aufdecken, dass das eigentlich auch sehr gut verdienende Personen in Anspruch nehmen können." (GR Godwin Schuster: Wer war das?) Namen möchte ich jetzt nicht nennen! Das Ganze soll nicht ins Persönliche abgleiten! Ich möchte nur den Missstand oder das Missverständnis im Allgemeinen ansprechen und nicht jemanden persönlich angreifen!

Ich habe jetzt keine genauen Berechnungen angestellt, das Wievielfache des durchschnittlichen Familieneinkommens eines Österreichers 8 000 EUR im Monat sind. Aber es ist auf jeden Fall ein Vielfaches, und ich meine, man muss schon eine gehörige Portion Mut oder Unverfrorenheit aufbringen, um in einem solchen Fall anzusuchen. – Jedenfalls ist die erste Begründung interessant! Er wollte aufdecken!

Die zweite Begründung fand sich am nächsten Tag in einer anderen Tageszeitung, und zwar in einer Tageszeitung, die sich normal sehr schwer tut, über diese Partei etwas Schlechtes zu sagen. Diesfalls gab es einen durchaus kritischen Artikel, gemäß welchem auch nicht genannte Stimmen dieser Partei gesagt haben, dass sie mit dieser Vorgangsweise nicht einverstanden sind. – Darauf kam dann eine etwas andere Begründung: „Eine Bekannte hat eine Wohnung, die ich mir angeschaut habe. Diese hat mir gefallen, das wäre perfekt gewesen, darum habe ich angesucht.“

Man weiß jetzt natürlich nicht genau, welche Begründung tatsächlich zutrifft. Vielleicht handelt es sich ja um einen Mix aus beiden Begründungen. In einem Artikel war vor allem die Begründung interessant: „Ich falle in die Einkommensgrenze, weil die Grünen so hohe Klubabgaben verlangen.“ (Zwischenruf bei der FPÖ: Hört! Hört!) Demnach muss die grüne Partei reich sein! Die Klubabgabe muss ungefähr 70 Prozent betragen, damit jemand in die Förderungsgrenzen fällt! – Das kann ich mir nicht ganz vorstellen! Und die MA 50 hat das ähnlich gesehen und hat daher eine Ablehnung an das Mitglied der Wiener Landesregierung gesandt.

Uns von der FPÖ hat es natürlich berührt, dass die Parteiabgaben dort so hoch zu sein scheinen, dass sogar honorige Stadträte in der Armutsfalle gefangen sind. Daher haben wir uns zusammengesetzt und überlegt, was wir machen können, um dem darbenden Abgeordneten zu helfen, aus der Armutsfalle heraus zu kommen. (StR David Ellensohn: Sammeln!) 

Wir haben uns drei Möglichkeiten überlegt: Wir könnten erstens ein Konto bei der BASRAG, das ist die Bank für armutsgefährdete Stadträte Aktiengesellschaft am Spittelberg, eröffnen. Für diejenigen, die es interessiert: Die Kontonummer für Spenden liegt bei „Licht ins Dunkel“ auf. Außerdem haben wir Kontakt zu Help TV aufgenommen: Dort war man interessiert an dieser Thematik und wird in den nächsten Wochen einen Beitrag zum Thema „Armutsfalle Politik“ bringen. 

Außerdem werden wir hier heute nach meiner Wortmeldung eine Kollekte in den freiheitlichen Reihen veranstalten. Ich werde mit gutem Beispiel vorangehen und einen Zehner beisteuern, damit der Stein ins Rollen kommen, und zwar in Schilling, denn ich bin ja kein Stadtrat, sondern ein relativ schlecht bezahlter Abgeordneter. Aber vielleicht kommt im Laufe des Tages noch etwas mehr zusammen, damit sich das Mitglied der Wiener Stadt‑ Landesregierung letztlich die geförderte Wohnung auch ohne Unterstützung der Stadt Wien leisten kann! Vielleicht hat jemand noch Schillinge eingesteckt, man kann sie ja noch immer umtauschen!

Man kann den Hut auch für anderes als zum Sammeln verwenden. Er ist nämlich ein sehr vielseitig verwendbares Utensil. Als Almosenbehältnis habe ich ihn schon vorgeführt. Aber man kann ihn natürlich auch als Aufdeckerhut verwenden. Ich habe heute die Alpin-Variante aus Loden gewählt, weil es in den letzten Tagen ein bisschen aufgefrischt hat. (Der Redner setzt den Hut auf.) Wenn man undercover unterwegs ist und aufdecken will, dann darf man nämlich nicht immer erkannt werden, und es ist hie und da besser, wenn man unerkannt bleibt. (GR Godwin Schuster: Der Hut ist Ihnen zu klein! – Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich weiß! Die Passform ist nicht ideal! Aber nachdem ich kein Hutgesicht habe, habe ich mir diesen Hut vom ehemaligen Landtagspräsidenten Römer ausliehen!

Wenn man undercover unterwegs ist, kann man nicht überall seinen wirklichen Namen nennen. Wenn man gefragt wird, wer man ist und warum man das eigentlich wissen will, dann könnte man zum Beispiel sagen: Mein Name ist Ellensohn, David Ellensohn. – Das war jetzt aber nur beispielhaft, dieser Name muss nichts mit dem tatsächlichen Fall zu tun haben!

Wie dem auch sei: Zum Geschäftsstück und zur SPÖ-Gebührenlawine zurückkommend, möchte ich ganz zum Schluss den Hut nehmen und Danke! sagen. Adieu! sage ich sicherlich nicht! (Beifall bei der FPÖ. – GR Kurth-Bodo Blind wirft eine Münze in den Hut.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mit einer solchen Einlage habe ich seit einer Woche gerechnet! Ich hätte geglaubt, dass sie ein bisserl später kommt, nämlich bei der Dringlichen Anfrage. Es wurde mir ja von einer Zeitung bereits angekündigt, dass Sie eine Kollekte vornehmen werden, und ich meine, nachdem es sich bei Ihnen auch nicht um Arme handelt, dass genügend Geld zusammen kommen könnte, damit Ute Bock, der ich das Geld gerne zur Verfügung stellen werde, ihre Arbeit, die sie unter anderem wegen Ihrer Aktivitäten tätigen muss, besser vorantreiben kann! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Herr Mahdalik hat gesagt, dass er mit 6 000 EUR brutto ein Armer ist, ich mit 8 000 EUR brutto hingegen ein Reicher bin: Das zu klären, wäre für Help TV – oder wo immer da irgendjemand etwas bringen will – sicherlich interessant! – Ich glaube, dass Sie und ich zu den Spitzenverdienern in diesem Land gehören, und ich sage das auch an vielen Orten. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Das ist ganz einfach! Das ist überhaupt kein Problem! Ich freue mich darüber, dass wir das hier diskutieren, denn im Gegensatz zu vielen anderen auch hier in diesem Haus habe ich diesfalls überhaupt nichts angestellt und eine weiße Weste, was nicht alle hier von sich behaupten können! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Gehen wir es der Reihe nach durch: Ich suche tatsächlich eine Wohnung! Das ist kein schweres Verbrechen, und das ist auch nicht wahnsinnig geheim, damit beschäftige ich mich schon länger. Offensichtlich nütze ich meine guten Kontakte nicht aus und lobbyiere nicht durch die Gegend, und deswegen suche ich auch immer noch und habe noch nichts gefunden. Ich wohne mit meiner mittlerweile fünfköpfigen Familie dort, wo ich gewohnt habe, als ich noch Single war, aber es reicht trotzdem aus. Viele Leute müssen in sehr viel kleineren Wohnungen zurecht kommen!

In Wien gibt es einen breiten Bereich von Wohnungen: Es gibt die Gemeindewohnungen, die geförderten Mietwohnungen, die geförderten Eigentumswohnungen und den frei finanzierten Markt. All das ist im Wesentlichen für verschiedene Leute gedacht. Gehen wir es der Reihe nach durch!

Bis heute habe ich ausschließlich im frei finanzierten Markt gewohnt, und es schaut so aus, als ob es so bleiben würde, es sei denn, ich verdiene irgendwann wesentlich weniger als jetzt. Aber schauen wir uns einmal an, wie die anderen Varianten funktionieren.

Wenn man heutzutage so tut, als ob eine Genossenschaftswohnung eine Sozialwohnung wäre, dann muss ich sagen: Für eine solche Wohnung zahlt man 900 EUR und muss 75 000 EUR hinlegen. Ich glaube, dass das ökonomisch schwächste Drittel in der Stadt nicht in der Lage ist, sich das zu leisten! Aber zum Glück haben wir Gemeindewohnungen und andere Wohnungen, die doch um ein Stück billiger und Leuten, die das brauchen, zugängig sind. 

Ich würde verstehen, dass man ein Theater daraus machen würde, wenn es so gewesen wäre, dass der Ellensohn gefragt hat, dass Nein gesagt wurde und er dann getrickst hat, wie das andere Leute tun. Das habe ich aber nicht getan, sondern ich habe ganz normal angefragt, nachdem ich mir überlegt hatte: Je nachdem, was man alles berücksichtigt, kommen viele ziemlich genau rund um die Grenze. Schauen wir uns das einmal an. Was geschieht, wenn ich – wahnsinnig unfair für mich –, versuche, etwas herauszureißen? Dann habe ich an Immobilien Schmidt geschrieben, die in diesem Fall zuständig waren – dazu komme ich noch später –, und der Originaltext, und es gibt nichts anderes als diesen Text, lautet: „Da ich keinesfalls in eine Wohnung ziehen möchte, die mir gesetzlich nicht zusteht, bitte ich Sie darum, dies wirklich genau zu prüfen. Wenn wir die Förderkriterien trotz meines hohen Einkommens erfüllen und die Wohnungsweitergabe durch die Vormieterin an mich gesetzlich korrekt ist, werde ich gerne nach Hernals ziehen.“ 

Dazu stelle ich fest: Eine Intervention und der Versuch eines Beschisses schaut anders aus, als wenn man klipp und klar sagt: Ich möchte, dass genau geprüft wird. Ich möchte auf gar keinen Fall etwas bekommen, was mir nicht zusteht. Und deswegen habe ich auch nichts bekommen, so wie sonst auch nicht! Aber ich verstehe natürlich Ihre klammheimliche Freude. Alles andere hätte mich ja gewundert! Aber so mache ich das eben! 

Welche Tipps habe ich auf dem Weg bis zur Ablehnung bekommen? – Es waren mehrere Stellen involviert, die ich jetzt im Einzelnen nicht nenne. Ich sage Ihnen jetzt nur einmal die Summe. Und ob Sie es glauben oder nicht: Mein Haushaltseinkommen liegt nur knapp, nämlich um 2 500 EUR oder 3 000 EUR, über dieser Grenze, denn bei fünf Leuten liegt die Grenze bei 64 000 EUR netto Jahreseinkommen. 

Die Tipps waren: Wenn Ihre Gattin das Bezirksratsmandat zurücklegt, dann geht es sich aus. Wenn Ihre Gattin sechs Monate auf die Karenzunterstützung verzichtet, dann geht es sich aus. Man hätte mir also sogar gesagt, wie es funktionieren könnte! Und man hat dazugesagt, dass das andere Leute auch so machen. Man stelle sich das vor! Und ich sage Ihnen gleich, dass diese Leute kein grünes Parteibuch haben, sondern andere Parteibücher. 

Zum Argument, dass Steuergeld in Anspruch genommen wird. – Ich nehme Steuergeld in Anspruch, das stimmt, zum Beispiel in Form der Kinderbeihilfe: Für drei Kinder erhalte ich dreimal Kinderbeihilfe, das sind über 300 EUR Steuergelder. Ich weiß nicht, wie viele Leute das noch tun!

So weit ich informiert bin, werden auch die Gemeindebauten in Wien – unter anderem! – durch Steuermittel finanziert. – Ich glaube, Frau Matiasek wohnt in einem Gemeindebau im 17. Bezirk. Und ich sage Ihnen ganz ehrlich, dass wir uns tatsächlich anschauen, wo Sie alle wohnen. Daher kann ich Ihnen sagen: Wenn Sie glauben, dass niemand, der hier herinnen sitzt, in einem geförderten Bau, in einer geförderten Mietwohnung oder Eigentumswohnung lebt, dann täuschen Sie sich! (GRin Henriette Frank: Ich wohne nicht in einer geförderten Wohnung!)

Ich betone: Ich wohne auch nicht in einer solchen Wohnung! Und alle anderen Parteien haben das ganz anders organisiert, wie ich das organisiere: Ich frage an, und wenn man zu mir Nein sagt, dann ist das für mich Nein, und dann gehe ich wieder und mache keine faulen Schmähs, das ist der Unterschied!

Dass Sie sich darüber freuen, ist logisch, und man muss sagen, dass auch die Berichterstattung gut funktioniert hat: Im „Heute“ war man voll unseriös. Ich könnte natürlich eine Gegendarstellung verlangen, aber ich bin kein Freund von Gegendarstellungen. Der Titel lautet: „Verlangt Wohnbeihilfe!“ – Das ist natürlich Schwachsinn! Ich brauche jetzt nicht lange auszuführen, wer Wohnbeihilfe verlangen kann und wer sie dann vielleicht zu Recht bekommt. Hier herinnen ist aber keine einzige Person, die das in Anspruch nehmen sollte; ich sage jetzt bewusst „sollte“. 

Ich möchte jetzt die Erzählung von unserer Klubabgabe zurechtrücken, eigentlich hätte man ja von Anfang an eine tatsächliche Berichtigung machen müssen! – 8 000 brutto sind – wenn ich es richtig im Kopf habe – 4 015,64 EUR. Wenn man dann 10 Prozent Pension, wie es manche hier machen, abziehen lässt, und die Klubabgabe, was auch kein Geheimnis ist, bei den GRÜNEN 10 Prozent beträgt, dann kommt man auf 3 200 netto. Und wenn Sie das aufs Jahr umlegen, dann kommen Sie ziemlich zu dieser Grenze.

Im Übrigen dürfte ich angesichts der Grenzen, die in Wien existieren und hier politisch noch von niemandem angegriffen wurden, sehr wohl eine geförderte Eigentumswohnung erstehen, denn dort beträgt die Grenze 75 000 EUR. – Das könnte ich mir überlegen und würde noch immer rechtlich nichts falsch machen. So ist das vom Gesetzgeber auch gedacht, und die FPÖ hat auch noch keinen Antrag gestellt, dass diese Grenzen gesenkt werden sollen. Es könnte zwar sein, dass das heute Nachmittag geschieht, ich glaube es aber nicht, denn dafür hätten Sie ja schon jahrelang Zeit gehabt!

Wenn ich mir die Anzahl an Menschen hier in diesem Haus anschaue, die sehr wohl im geförderten Bereich wohnen, dann wundere ich mich, dass jemand ins schiefe Licht gerät und in Schwierigkeiten kommt, der die Frage zwar stellt, bei einem Nein dann aber klipp und klar sagt: Gut, dann nicht, fertig! Ich suche weiterhin in der „Presse“ und im „Standard“. – Sie grinsen jetzt dazu und denken sich: Der arme Trottel da vorne hat nicht einmal etwas angestellt, aber er steht viel ärger da als viele andere, die nehmen!

Ich betone: Ich habe bis zum heutigen Tag noch nirgends einen einzigen Euro genommen, der mir nicht zusteht! Das behauptet auch niemand, und der Erste, der das behauptet, wird geklagt! Das ist ganz einfach. Sie wären wohl gerne so sauber, wie ich es bin! Aber Sie können sich gar nicht so lange waschen, dass Ihre gesamte Partie so sauber dasteht, wie ich heute hier stehe! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Zu den Zeitungsartikeln: Das „Heute“ schreibt von vorne bis hinten einen Schmarr’n. Das fängt mit dem Titel an. Wir haben dort angerufen. Sie haben dann von der angekündigten Aktion für den nächsten Tag immerhin Abstand genommen. Andere Zeitungen haben dann nachgezogen, das sage ich auch, denn das hat eh jeder lesen können.

Sehr traurig dabei ist, dass das Vernadern da nicht aufhört, sondern dass das irgendjemand in meinem Umfeld tatsächlich fortsetzt. Das ist natürlich besonders bitter! Das gilt wahrscheinlich für jeden: Wenn man hinsichtlich der eigenen Partei tatsächlich zu Ende denken muss, dass die alte Regel gilt: Feind – Todfeind – Parteifreund, dann ist das für den Einzelnen und auch für mich natürlich bitter. Das ist für mich das Schlimmste an all den Dingen, die da abgelaufen sind, denn dass man als Politiker mitunter in der Zeitung steht und eine Watsche bekommt, auch wenn man nichts dafür kann, wie ich in diesem Fall, daran haben sich die meisten von uns gewöhnt.

Zu den einzelnen Artikeln in der Reihenfolge: Ich suche tatsächlich eine Wohnung! Es wäre schön, wenn einer eine Wohnung für mich hat: Ich hätte gern vier Schlafzimmer und, wenn’s leicht geht, einen Balkon, denn ich habe hier in Wien noch nie einen gehabt. Zahlen kann ich auch ein bisserl etwas, weil ich, wie vorher ausgeführt, tatsächlich ein bisserl Geld verdiene. Das Angebot ist aufrecht! Hier sitzen ja Leute, die mit Immobilien zu tun haben! (Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) Vielleicht hat der eine oder andere einen Vorschlag für mich! Ich bin ja nach wie vor auf Wohnungssuche.

Ich möchte jetzt noch einmal sagen, was inhaltlich nicht stimmt: Im „Heute“ ist die Rede davon, dass ich „ Wohnbeihilfe“ beantragt hätte. Das ist falsch! Und Sie haben jetzt von einer „Eigentumswohnung“ geredet. – Damit ist nun wenigstens klar, woher die ganze Geschichte kommt, denn das war ja auch eine Hin‑ und Herschieberei. Es war nicht sicher, ob es der Magistrat, die FPÖ oder die SPÖ war. Und die „Heute“-Journalistin hat auch gesagt, dass ich eine geförderte Eigentumswohnung habe. – Das ist auch falsch, weil das keine Eigentumswohnung, sondern eine Mietwohnung ist, und da besteht ein Unterschied. Bis jetzt habe ich mich nämlich mit dem Gedanken, eine Eigentumswohnung zu erstehen, noch nicht anfreunden können, weil ich mich mangels Erbschaft trotz hohen Gehalts nicht im Stande sehe, mich mit mehreren hunderttausend Euro zu verschulden, oder das zumindest momentan nicht tun möchte. Ich hoffe, dass ich das anders lösen kann!

Der Text war falsch. Das, was bei der Recherche stimmt und ich der Journalistin, die einen sehr unfreundlichen Text geschrieben hat, auch zu sagen versucht habe, war: Natürlich kommt man im Zuge des Wohnungssuchens – und mittlerweile habe ich mir allein heuer bereits mindestens 50 angeschaut – immer wieder auf Verschiedenes drauf. Das ist quasi ein Nebenprodukt der Wohnungssuche, wenn man sich Wohnungen anschaut. Irritiert hat mich dabei vor allem, wie sie vergeben werden. Da habe ich mich gefragt, wer denn dafür zuständig ist zu prüfen, ob ich oder jemand anders genug Geld verdient oder zu wenig Geld verdient. Der Magistrat? – Nein. Das hätte ich geglaubt. Der Magistrat ist aber nicht zuständig. Eine Anfrage bei Mischek hat ergeben, dass auch Mischek nicht zuständig ist. Vielmehr wird an eine Immobilienfirma in Niederösterreich ausgelagert. Zu dieser werden die Unterlagen geschickt, diese werden dort überprüft und dann wird entschieden, ob ja oder nein.

In meinem Fall war es kompliziert. Ob die Klubabgabe berücksichtigt wurde, weiß ich nicht. Ich habe eben nur einmal angefragt und eine Entscheidung abgewartet. Sie werden ja auch andere Fälle gehabt haben. Und erst dann, wenn die Firma nicht sicher ist, was sie tun soll – was nicht automatisch bedeutet, dass jemand unbedingt an der Grenze sein muss –, und für sich entscheidet, dass ihr das zu heikel ist, dann wird der Magistrat gefragt. Und ich bin mir nicht sicher, ob wir wirklich wollen, dass hinsichtlich der vielen Millionen, die in den geförderten Wohnbau fließen, tatsächlich irgendwo bei Immobilien Schmidt in Purkersdorf entschieden wird, ob jemand in eine Wohnung einzieht oder nicht! Genauso schaut die Besiedelungspraxis nämlich aus!

Ich kenne zahlreiche Genossenschaftswohnungen in dieser Größe, in denen ständig Leute wohnen, die ein Kind haben. Da gibt es eine Regelung, dass diese Leute eigentlich um was anderes ansuchen müssten, und darüber, wie sie angesichts der Überprüfung dort hineinkommen, kann ich nur spekulieren! Die Art und Weise, wie die Wohnungen vergeben werden, ist, wie wir immer gesagt haben, intransparent. Es fragt sich: Wer kommt zuerst dran? Wer kommt zuerst zum Zug? Weiß der, der nicht zum Zug kommt, warum jemand anderer an die Reihe kommt? Deswegen auch meine Frage: Sind die überhaupt berechtigt, diese Wohnung weiterzugeben? – Und wenn nicht, dann müsste die Wohnung ja an ein normales Vergabesystem zurückgehen. Diese Frage wurde mir im Zuge dieser Aktion nicht beantwortet, weil man ja schon mit dem Durchrechnen fertig war. Und es gibt auch am Ende von der MA 50 keinen Bescheid, anhand dessen man für sich nachrechnen könnte, ob das stimmt oder nicht stimmt, sondern es wird einem in einem Telefonat mitgeteilt, dass die Unterlagen durchgeschaut wurden und das nicht geht. Punkt. Aus.

Mir war das relativ egal, als ich das Nein hatte, mit dem ich von Anfang an gerechnet hatte, wie ich ja auch in meinem Brief geschrieben habe, den ich gerne auch zur Gänze publiziere und verteilen lasse, wenn das jemandem Freude macht. Im Tausch gegen einen vollen Hut gebe ich Herrn Mahdalik gern den Brief, den ich an Immobilien Schmidt gefaxt habe. Übrigens ist das Fax ohnedies auch eine Unterlage der MA 50, die Sie offensichtlich zugespielt bekommen haben, aber darin steht nichts!

Noch einmal: Was werfen Sie mir vor? Dass ich mich tatsächlich zu fragen getraut habe, ob ich eine geförderte Mietwohnung haben darf oder nicht? Ich habe nur gefragt. Punkt. Fertig. Das ist es. Mehr ist es nicht! Und was habe ich getan, als die Antwort „Nein!“ lautete? Nichts. Ich habe nur gesagt: Danke. Fertig. Ich bin auf die vielen Vorschläge, die ich bekommen habe, nicht nur nicht eingegangen, sondern ich habe mir nur alle notiert und gedacht: Aha! Jetzt verstehe ich besser, wieso andere Leute dort wohnen! Die Vergabepraxis wird ein anderes Mal Thema in diesem Haus sein! 

Aber ich sage Ihnen schon: Wenn man sich so sicher ist, dass geförderte Wohnungen nicht an Leute gehen sollen, die 6 000 bis 8 000 EUR brutto verdienen, dann müsste man eigentlich darüber nachdenken, wenn man im 17. Bezirk in einer Gemeindewohnung sitzt, ob man dort nicht ausziehen und sagen soll: Ich kann mir etwas anderes leisten, und ich suche mir etwas anderes. Denn wenn jemand eine Wohnung wie jene sucht, in der Frau Matiasek jetzt lebt, dann wartet er in dieser Gegend ungefähr drei bis vier Jahre. Dort draußen gibt es Familien, die würden dringend eine solche Wohnung brauchen.

Das ist jetzt kein politischer Antrag von uns, dass alle aus ihren Wohnungen ausziehen, wenn sie mehr Geld verdienen. Aber ist Ihnen bewusst, dass Frau Matiasek auf gefördertes Geld zurückgreift? – Das tut sie jeden Monat, denn die Miete ist dort, wo sie wohnt, spottgünstig! (GRin Veronika Matiasek: Die Wohnung ist nicht auf mich geschrieben!) Frau Matiasek zahlt dort weniger Miete, als sie zahlen würde, wenn sie in einer Wohnung aus dem frei finanzierten Markt wohnen würde. Das heißt, ihr wird eigentlich sozusagen jeden Monat Geld von der Gemeinde überwiesen! Ich wohne nicht in einer solchen Wohnung! Sie sind es, die doppelbödig und doppelzüngig agieren! (GRin Veronika Matiasek: Das ist nicht meine Wohnung!)

Ich habe kein schlechtes Gewissen! (GR Dr Wolfgang Aigner: Sie haben ja kein Gewissen!) Ich wüsste auch nicht, warum. Ich fordere seit Jahren, dass Leute, die hier sitzen und viel verdienen, mehr Steuern zahlen, indem man ihre Sozialversicherungsbeiträge erhöht! Ich fordere, dass man 5 Milliarden Vermögenssteuer von den Reichen und Superreichen kassiert! Das passt aber vielen Leuten nicht! Das ist das Problem. Ich bin gegen das Familien-Splitting, das die ÖVP vorschlägt, von dem ich im Moment wahnsinnig profitieren würde. Ich finde, es ist ein Witz, Familien-Splitting einzuführen, das einem Verdiener wie mir nutzt, um den kleinen Verdienern dann noch Geld wegzunehmen.

Das sage ich. Das sind meine politischen Forderungen. Keine einzige Forderung, die ich aufstelle, nutzt mir in meinem Geldsäckel, sondern jedes Mal, wenn ich eine Forderung in diesem Bereich aufstelle, habe ich am Schluss monatlich weniger Geld. Dagegen sagt aber keiner etwas. (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Aigner.) Herr Aigner! Ich höre leider Ihre Zwischenrufe nicht! Und ich habe Sie bei der Demo auch nur am Anfang gesehen und auch dort nicht gehört! Was möchten Sie sagen? (GR Dr Wolfgang Aigner: Sie sind eben ein Gutmensch!) Herr Aigner! Damit haben Sie kein Problem, denn das Wort „Gutmensch“ und Sie kommen nicht in einem Satz vor! (Beifall bei den Grünen.)

Wir werden noch intensiver darauf schauen müssen, wer welche Förderung in Anspruch nimmt. Ich nehme an, dass es, etwa auch bei der Österreichischen Volkspartei, das eine oder andere Unternehmen gibt, das vielleicht auch eine Subvention beantragt hat. Das ist eigentlich nichts Unanständiges. Aber wenn wir schon dabei sind, dann gehen wir doch einfach alle durch! (Zwischenruf von GR Dr Franz Ferdinand Wolf.) Hier herinnen sitzen doch mindestens ein Dutzend Leute, die laufend öffentliche Gelder in Anspruch nehmen! Und ich rede jetzt nicht von den Kinderbeihilfen. (Zwischenruf von GRin Henriette Frank.)

Sie tun jetzt so, als ob ich unanständig handeln würde. Bei mir kommen aber null Euro heraus, Herr Mahdalik! (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Aigner.) Und jetzt sind wir schon wieder alle in einem Boot! (GR Dr Wolfgang Aigner: Machen Sie Ihre Probleme nicht zu unseren Problemen! – Beifall bei der ÖVP.)

Herr Aigner! (GR Dr Wolfgang Aigner: Gehen Sie zum Therapeuten! Wir sind keine Therapeuten, wir sind hier im Gemeinderat! – Heiterkeit bei der ÖVP.) Wenn ich bei einer religiösen Sekte wäre, dann würde ich mich vielleicht für eine Therapie bewerben. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Gemeinderat! Ich bitte, zum Kern zurückzukehren. 

StR David Ellensohn (fortsetzend): Wir sind immer noch mitten in der Diskussion. (Zwischenruf bei der ÖVP.)

Aber weiter zum Akt: Die Gebührenerhöhungen treffen zwar alle, machen aber Leuten mit einem Bruttoeinkommen von 8 000 EUR etwas weniger aus als anderen. Wir sollen uns aber um die kümmern, die nur ein Drittel davon oder weniger verdienen. Das Durchschnittseinkommen beträgt 1 300 EUR, das ist ein Drittel von dem, was ich verdiene, nicht meines Haushaltseinkommens. Solche Leute trifft das mehr, daher sollten wir darauf achten, hier Maß zu halten. – Ich hoffe, dass das in etwa dem Markt entspricht.

Meine Zusammenfassung lautet: Herr Ellensohn hat gefragt, ob er eine geförderte Wohnung haben kann. Die Antwort hat gelautet: Nein. – Das war’s! Mehr hat er nicht angestellt, im Gegensatz zu sehr vielen anderen in diesem Haus, denen ich noch einiges in den nächsten Monaten vorrechnen werden. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor.

Herr GR Mahdalik möchte eine tatsächliche Berichtigung machen. – Bitte schön. Sie haben das Wort. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön.

Ich halte mich ganz kurz: Kollege Ellensohn hat gemeint, ich grinse und freue mich, dass er wie ein Trottel da draußen steht.

Das stimmt so nicht! Ich freue mich nicht, dass Sie wie ein Trottel da draußen gestanden sind. Das möchte ich einmal festhalten. 

Zum Zweiten hat man jetzt wieder gemerkt, dass die größten Austeiler oft die kleinsten Einstecker sind. Das war alles nicht so böse gemeint, darum habe ich ja auch probiert, es halbwegs heiter zu bringen. Aber wenn sich dann jemand 20 Minuten herausstellt und erklärt und erklärt und erklärt, obwohl es eigentlich keinen Erklärungsbedarf gibt nach seinen Worten, dann gibt es anscheinend wirklich einen Erklärungsbedarf. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Das Geschäftsstück ist sohin mehrheitlich angenommen.

Mir liegt jetzt eine Fülle von Beschlussanträgen vor, die zur Abstimmung gebracht werden.

Ich beginne mit dem Beschlussantrag der FPÖ betreffend Einführung eines 2-Stunden-Parkscheins. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung beantragt.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zum Beschlussantrag betreffend Prüfung der Subventionen an den Verein der Freunde der Wiener Polizei durch das Kontrollamt. Antragsteller sind GRÜNE, SPÖ und ÖVP.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Antrag der GRÜNEN betreffend Transparenz subventionierter Vereine und Institutionen.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung nur bei ÖVP und den GRÜNEN fest. Der Antrag hat keine Mehrheit gefunden.

Beschlussantrag der SPÖ betreffend Erhöhung der Sozialhilferichtsätze.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Antrag der SPÖ betreffend die Gewährung eines Heizkostenzuschusses.

Wer ist dafür? – Ich stelle die Zustimmung von FPÖ, SPÖ und den GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Beschlussantrag der ÖVP betreffend Heizkostenzuschuss für einkommensarme Menschen.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN. Der Antrag hat keine Mehrheit gefunden.

Antrag der GRÜNEN betreffend umgehende Betriebsgenehmigung für die ULF-Straßenbahnzüge.

Wer ist für den Antrag? – Zustimmung stelle ich fest bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN. Der Antrag hat keine Mehrheit gefunden.

Antrag der GRÜNEN betreffend Verbindungssteg von der Station U2 – Donauspital zum Eingangsplateau des SMZ-Ost. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung des Antrages beantragt.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN. Der Antrag hat nicht die Mehrheit gefunden.

Wir kommen damit zur Postnummer 31 der Tagesordnung. Es geht um die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an die Ober St Veiter Garagenbetriebs GmbH. 

Berichterstatter ist Herr GR Ekkamp. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich mache es ganz kurz, weil ich glaube, dass bei diesem Thema bei den anderen Fraktionen Hopfen und Malz verloren ist, aber ich erlaube mir vorweg eine Bemerkung, und zwar eine scharfe Kritik an der Vorsitzführung des Kollegen Ulm. (Beifall von GRin Barbara Novak.)

Es ist sprachlich ein gewaltiger Unterschied, ob jemand sagt, dass ich mich da als Trottel hinstellen muss, oder ob jemand sagt – wie es zumindest der Kollege Mahdalik da gesagt hat –, ich freue mich nicht, wenn Sie da als Trottel draußen stehen. Aber es ist jetzt anscheinend, wenn der Kollege Ulm den Vorsitz führt, üblich, dass man Schimpfwörter gebrauchen kann. Depp, Trottel, Arsch, vollkommen egal. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Entschuldige, wenn das kein Ordnungsruf ist, Kollege Ulm! Es ist ein kompletter Unterschied in der Sprache ... (GR Mag Wolfgang Jung: Er hat zitiert!) Herr Kollege Jung, Sie haben heute schon gesagt, Sie können Deutsch. Sie haben soeben, indem Sie gesagt haben, er hat zitiert, bewiesen, dass Sie des Deutschen nicht mächtig sind, da Sie nicht unterscheiden können zwischen Zitat und Beschimpfung. Denn es war als Beschimpfung gemeint, und ich halte das für empörend. 

Ich ersuche, das Protokoll ausheben zu lassen und einen deutlichen Ordnungsruf zu erteilen. Denn sonst haben wir einen anderen Umgangston da herinnen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Nächster Punkt in aller Kürze. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Blind aus der Bank – ein Zwischenruf. Vorher: Aigner, Blind reden dauernd. (Anhaltende Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ist in Ordnung. (GR Mag Wolfgang Jung schlägt die Hände zusammen.) Entschuldige, Kollege Jung. Vergesst es! (GR Kurth-Bodo Blind: Macht nichts!)

Eine Bemerkung zu den Volksgaragen, dann gehe ich gleich wieder hinein. 2,2 Millionen EUR für 117 Garagen. Das macht für 5 000 Garagenplätze eine jährliche Förderung in der Größenordnung von 109 Millionen EUR. Ich habe deshalb bewusst 5 000 gewählt, weil es das jährliche zusätzliche Aufkommen an Autos ist, die in Wien angemeldet werden. Das durchschnittliche Aufkommen ist ungefähr 5 000; es schwankt zwischen 4 500 und 7 000 in den letzten zehn Jahren. Das heißt, mit dem gesamten Volksgaragenkonzept werden nicht einmal die zusätzlichen PKW-Anmeldungen in Wien aufgefangen. Nur damit man den Zusatz auffangen kann, braucht es 109 Millionen EUR. 109 Millionen EUR für 5 000 Autos!

Aber beim vorigen Tagesordnungspunkt ist gesagt worden, einen Steg beim SMZ-Ost kann man sich nicht leisten. Technisch machbar wäre er, das weiß jeder. Entschuldigung, eine Brücke, auf der Menschen mit Kinderwägen, Menschen mit Behinderungen, mit Rollstühlen problemlos direkt von der U-Bahn in das SMZ-Ost kommen könnten, ist heutzutage technisch machbar. Aber für 5 000 Autos oder in dem Fall für 117 Garagen 2,2 Millionen EUR, das ist jederzeit machbar für die Wiener Sozialdemokratie.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist eine falsche Prioritätensetzung! Wenn Wien tatsächlich einmal so im Geld schwimmt, dass es eine sinnvolle Grundsicherung gibt, dass es sinnvolle, behindertengerechte, barrierefreie Zugänge für alle Menschen gibt, dass die sozialen Dienstleistungen wirklich hervorragend funktionieren, wenn Wien so viel Geld hat, dann können wir uns vielleicht das mit den Parkgaragen und der Volksgaragenfinanzierung tatsächlich auch einmal überlegen. Aber so lange wir sehen, dass die Armut in Wien wächst, sind jährlich zwischen rund – je nachdem – 12 bis 30 Mil-
lionen EUR nur für die Förderung von Volksgaragen ausgegebene finanzielle Mittel tatsächlich eine Vergeudung von Mitteln. Das hilft nicht, die steigende Armut in Wien zu bekämpfen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt keine Wortmeldung mehr vor. (GR Anton Mahdalik: Doch! Ich möchte mich entschuldigen! Eine tatsächliche Berichtigung!)

Bitte, eine tatsächliche Berichtigung, Herr GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): So, zum letzten Mal, weil ich vorhin einen Blödsinn geredet habe. Es ist zumindest falsch rübergekommen. Ich habe mich beim Kollegen Ellensohn auch schon entschuldigt. Er hat gesagt, er hat das nicht so ernst genommen, er ist nicht so wehleidig. 

Ich habe vorhin überhaupt nicht gemeint, dass er wie ein Trottel draußen gestanden ist, wie ich überhaupt nicht der Meinung bin oder war, dass er wie ein Trottel draußen gestanden ist. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Falls das anders rübergekommen ist und ich ihn hier coram publico beschimpft haben sollte, ziehe ich das mit dem Ausdruck des Bedauerns zurück. – Danke. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Also insgesamt zeigt die Debatte, glaube ich, dass es schon sinnvoller wäre, wenn man ein bisschen konzentrierter am Kern debattieren würde und sich halt jedes Mal ein bisschen überlegt, wenn man solche Ausdrücke in den Mund nimmt.

Zur Geschäftsordnung zu Wort gemeldet ist GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich verstehe jede Aufregung und glaube, dass der Wunsch, dass ein Ordnungsruf erteilt wird, ein legitimer ist. Ich habe ihn auch schon begehrt. Das soll aber nicht dazu führen, dass man die Vorsitzführung an sich in Zweifel zieht. Das ist in anderen Fällen sicher angebracht, aber nehmen wir uns da etwas zurück – ein Appell an den Kollegen Margulies –, denn dass man sofort den Vorsitzenden und die Vorsitzführung in Zweifel zieht, das ist für ein Parlament nie gut, das sollte man sehr wohl überlegen. In diesem Sinne ist mein Ruf zur Geschäftsordnung. 

Vorsitzender GR Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsordnung habe ich noch eine Wortmeldung. Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wenn wir schon bei der Geschäftsordnungsdebatte sind, so möchte ich darauf hinweisen, dass in der Geschäftsordnung festgelegt ist, dass es, wenn man sich an der Verhandlung beteiligen möchte, und sei es auch in Form einer tatsächlichen Berichtigung, beim Vorsitz angemeldet werden muss und nicht aus den Sitzreihen durch Zurufen mit Handzeichen erfolgen kann. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Dr Herbert Madejski: Ist das das Problem?)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Ich habe geglaubt, jetzt kommt noch eine Wortmeldung, aber ich mache es auch kurz. Wenn hier zu diesem Geschäftsstück einleitend ein bisschen emotional Kritik am Vorsitzenden geäußert wurde, wenn das wehleidig geklungen hat – ich habe nicht genau verfolgt, was da für Worte gefallen sind, doch das kann man alles eruieren –, so bitte ich nur selbst, vielleicht können wir das Ganze wieder ein bisschen auf mehr Sachlichkeit zurückführen und mehr Wertschätzung untereinander üben. 

Mich hat nämlich eine Aussage schon nachdenklich gestimmt. Ich sage, ich bin nicht beleidigt und nicht wehleidig, aber wenn ein Redner hier herausgeht und sagt, es ist eh wurscht, was ich sage, denn bei den anderen Parteien ist Hopfen und Malz verloren, dann ist das, glaube ich, auch nicht der gute Stil, der diesem Hause hier gebührt. Ich glaube, in der Demokratie ist es so, dass halt Mehrheiten entscheiden, und wenn eine Mehrheit anderer Meinung ist als eine andere Partei, dann muss man das bitte auch zur Kenntnis nehmen.

Zu diesem Geschäftsstück: Ich glaube, auch hier gibt es unterschiedliche Auffassungen, ob Garagen notwendig sind oder nicht. Ich denke nur, für den PKW-Zuwachs, der noch immer stattfindet – obwohl die Autohändler ja über die Neuwagenverkäufe klagen, aber er findet noch immer statt –, brauchen wir auch Abstellplätze, weil wir in diversen Gebieten nicht so viele haben. Die Volksgaragen haben, glaube ich, eine gute Entwicklung genommen. Sie kommen auch an bei den Anrainern, bei den Bewohnerinnen und Bewohnern. In Zukunft werden sie Anrainergaragen haben, die ihnen einen Garagenplatz zu einem halbwegs fairen Preis auf zehn Jahre sichern. 

Ich denke, diese Garagen sind auch im Sinne des größten Teils der Bevölkerung dieser Stadt und daher auch gerechtfertigt. Daher ersuche ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 10, Subvention an den Verein „Multikulturelles Netzwerk". Wortmeldung liegt mir keine vor. 

Wir kommen sofort zur Abstimmung.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, SPÖ und der Grünen fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 13: Subvention an den Verein zur Förderung der kulturellen Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern Niederösterreich und Wien. Berichterstatter ist Herr GR Dampier. Ich ersuche ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Karl Dampier: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Poststück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender!

Diese Zustimmung können wir leider nicht erteilen. Sie wissen, dieses „k2", dieses Kulturmagazin zur Förderung der kulturellen Zusammenarbeit zwischen Wien und Niederösterreich ist in unseren Augen eine relativ unnötige Angelegenheit. Wenn Sie sich das Magazin anschauen, so werden darin einmal die ganzen Termine fürs Vierteljahr verlautbart, die man auch im Internet findet, die man in der „Presse" findet, die man im „Standard" findet, die man sich eigentlich ganz einfach woanders auch besorgen kann. 

Die Auflage von 150 000 Stück scheinen Sie dann irgendwie zu streuen. So privat als Haushalt bekommt man das nicht. Wir bekommen es hier, es gibt irgendwelche Abonnenten, vielleicht ist es die Stadt Wien, die das für ihre Mitarbeiter abonniert. Das kann ich nicht beurteilen, aber wahrscheinlich nicht einmal das, denn so viele Abonnenten gibt es in Wien gar nicht, wie die Stadt Wien Mitarbeiter hat. Es ist irgendwie so ein bisschen eine Geheimsache mit einem mäßig interessanten Inhalt. Etwas, was immer drinnen vorkommt, sind Bilder vom Lhptm Pröll, Bilder vom Lhptm Häupl, Bilder vom Kulturstadtrat Pokorny und vom Kulturlandesrat von Niederösterreich. 

Noch etwas gibt es natürlich auch, denn das ist ja eine sinnvolle Angelegenheit: Wenn man für die Kulturtermine zweier Bundesländer, die man überall nachlesen kann, eine eigene Zeitschrift hat, braucht man natürlich zwei Redakteure und zwei Chefredaktionen, und es gibt natürlich auch zwei Förderungen zu je 183 000 EUR, eine davon von uns. Der können wir wirklich nicht zustimmen. Es gibt wichtigere Dinge zu tun, als ein teures Magazin herauszugeben, in dem etwas drinnen steht, was man überall sonst auch lesen kann und was sich nur dadurch auszeichnet, dass man den jeweiligen Politikern eine Bühne bietet. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Weitere Wortmeldung liegt mir keine vor. Herr Berichterstatter? – Bitte. 

Berichterstatter GR Karl Dampier: Ganz kurz zum Kollegen Ebinger. Ich werde Sie wahrscheinlich enttäuschen. Das kommt vor. Ich habe da hinüber geschaut und gesehen, Sie haben dieselbe Seite aus dem Internet ausgedruckt wie ich, nur haben wir beide das halt ein bisschen anders aufgefasst. Soll sein. Ich möchte es ganz kurz machen. Sie werden wahrscheinlich enttäuscht sein, denn die Zeitung wird in Zukunft sechsmal jährlich herauskommen. Es werden nicht 150 000 Stück sein, sondern vermutlich 200 000. 

Was Sie ausnahmsweise verschwiegen haben, ist, dass es zwar in erster Linie von Wien und Niederösterreich, aber auch vom Bund gefördert wird, sich aber Geldmittel durchaus auch selbst beschafft. Sie haben negativ angeführt, dass die beiden Landeshauptleute vorkommen. Daran sehe ich grundsätzlich nichts Negatives. Sie haben verschwiegen, dass gerade in der Region CENTROPE, also auch über die Grenzen Österreichs hinaus, diese Plattform um die Zeitung Bedeutung hat. Das soll auch noch einmal kurz hervorgehoben werden 

Wie man dazu kommt, ist ganz einfach. Da haben Sie die Seite offenbar nicht gelesen. Sie brauchen sich nur einzuklicken und können sie jederzeit gratis anfordern. Sie müssen weder Gemeindebediensteter noch sonst irgendetwas sein. Geheimsache ist es daher auch keine, kann es ja auch gar nicht sein. Wenn es eine Zeitung ist, wenn es eine Internetplattform ist, so kann das ja dann förmlich gar nicht geheim sein.

Kurz zu dem Argument, da wird nur aufgelistet, was es an Kulturveranstaltungen gibt, und das kann man woanders auch nachlesen. Das eine oder andere kann man vielleicht schon woanders auch nachlesen, aber so gebündelt aus dieser Region und so ins Detail gehend kann man es wahrscheinlich in einer einzelnen Publikation, soweit für mich feststellbar, nicht nachlesen. 

Daher ist es von Bedeutung. Es ist, glaube ich, eine wichtige Einrichtung, und es gibt ja zumindest zwei große Parteien hier im Raum, die der Meinung waren – zumindest im Ausschuss –, dass eine Förderung von Bedeutung ist, und so soll es auch hier sein.

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zu den Geschäftsstücken 14 und 17. Subventionen an die Vereine „liquid loft" und „Mumbling Fish". Diese beiden Geschäftsstücke werden in der Verhandlung zusammengezogen, die Abstimmung erfolgt jedoch getrennt.

Gibt es dagegen einen Einwand? – Wenn das nicht der Fall ist, werden wir so verfahren.

Ich ersuche die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ganz kurz. Wir werden diesen beiden Geschäftsstücken nicht zustimmen. Es ist zwar so, dass sich das Kuratorium diese Produktionen anschaut, wir haben aber bei diesen Dingen nicht mitgearbeitet, sind jedoch als Oppositionspartei der Meinung, dass 130 000 und 120 000 EUR viel Geld sind und dass die Akten schon eine gewisse Grundinformation über die Produktion wiedergeben sollten. 
Ich sage Ihnen kurz, was uns vorliegt. Ich meine, auf Grund dieser Dinge sollen wir jetzt entscheiden, ob das einer Förderung würdig ist oder nicht. Es geht nicht darum, vorher zu beurteilen, ob mir das gefällt oder nicht – das weiß ich schon, dass ich das nicht soll und nicht darf –, aber ich kann doch zumindest versuchen, mir ein Bild zu machen, was ich da fördere. Was dann tatsächlich künstlerisch dabei herauskommt, ist, wie gesagt, nicht meine Angelegenheit, aber wenn ich da bei dem einem Projekt „liquid loft" lese: „Die Posing-Project-Serie ist eine auf längeren Zeitraum konzipierte und beinhaltet verschiedene Stationen eigenständiger Performance im zeitgenössischen Tanz." – Aha! Ich nehme nur wenige Sätze heraus, damit wir nicht zu lange reden. „Das Posieren steht nicht für den Inhalt, sondern für die Methode." – Mhm! „Im Mittelpunkt stehen eindrucksvolle Stereotypen, die für sich werben, um zu verleiten." 

Das sind so ungefähr einzelne Sätze aus dieser kurzen Beschreibung, aus denen man nichts ersieht. Ich meine, das ist eigentlich überhaupt nichts, wenn es nur darum geht, dass ich jetzt jemandem Geld dafür zahlen muss, dass er eine Pose einnimmt. Unten steht dann auch noch: „Ähnlich einem Such- und Verknüpfungsprogramm können im Posing Project kombinatorisch Begriffe wie ‚Wow' oder ‚Seduction' eingegeben werden." – Also seien Sie mir nicht böse, für 130 000 EUR ist das irgendwie eine Larifari-Beschreibung. 

Und das zweite Projekt ist noch viel schlimmer, dieses „Mumbling-Fish". Da haben wir überhaupt eine handgeschriebene Projektbeschreibung. Da steht oben: „Wiederaufnahme: Like there's no tomorrow." – Ich würde sagen, take the money now, nimm das Geld jetzt, damit wir die Amtssprache hier wahren. „Like there's no tomorrow" ... (GRin Mag Alev Korun: Das müssen Ausländer sein!) Haben Sie was gegen Ausländer? (GRin Mag Alev Korun: Nein, ich staune nur über Ihre Fremdsprachenkenntnisse!) Na eben! – „Drei Tänzer, ein Choreograph, drei Wochen Probe, eine Woche Aufführungszeit." Mehr steht da nicht. Ich weiß nicht, worum es da geht. 

Und unter dem zweiten Projekt steht „Gruppenstück". Vielleicht ist das der Titel, ich kann es nicht beurteilen. Da steht „Gruppenstück mit vier Tänzern" und allen möglichen Beteiligten; 20 Wochen wird das dauern. Das ist doch keine Projektbeschreibung, das ist gar nichts, das ist ein Schmierzettel. Das kann man sich, wenn man sich im Kaffeehaus trifft, so aufschreiben. 

Wenn ich Ihnen zeige, was ein kleiner Verein, wurscht, von welcher Fraktion, ausfüllen muss, um eine kleine Subvention von einem Bezirksbudget zu bekommen: An die Frau Bezirksvorsteherin, beispielsweise des 12. Bezirks, erster Zettel, Bezirksbezug, Zielgruppe, wir haben schon Projektmittel, Projektkosten, Projekteinnahmen, Summe der Projekte. Da wird alles wiedergegeben, auf drei Seiten, für vielleicht 500 EUR Subvention. Aber da geben wir 250 000 EUR Subvention, und auf einer Seite werden Larifari-Begriffe hingeschrieben, und das genügt in dieser Stadt, um eine Viertelmillion Euro beim Fenster rauszuwerfen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Zankl, bitte.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist sehr schwierig, die Phantasie der modernen Kunst, des modernen Tanzes der FPÖ zu vermitteln. (Lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich möchte einmal den Akt beschreiben. Dieses Mal hat der Kollege Ebinger nicht die Ausrede zu sagen, das ist ein Rahmenbetrag, wir wissen nicht, worum es geht. Es ist transparent, es ist genau beschrieben, wie das Geld verteilt wird, es ist dokumentiert. 

Der Kuratoriumsempfehlung wollen wir nicht dreinpfuschen. Das sind die Fachleute, und ich glaube, beim modernen Tanz kann man schwer etwas beschreiben. Ich würde allen empfehlen; Das sind zwei international renommierte Gruppen, die eingeladen werden bei Festivals, die auftreten bei ImPuls-Tanz-Festival. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Wenn Sie mir vielleicht ein bisschen zuhorchen, Kollege Madejski, vielleicht können Sie sich auch einmal dazu durchringen, einmal ins Tanzquartier zu gehen und sich so eine Aufführung anzuschauen. (GR Dr Herbert Madejski: Vielleicht könnten die von mir was lernen!) Ja vielleicht, aber nicht modern, sondern Foxtrott oder so irgendetwas. (GR Dr Herbert Madejski: Boogie!) Boogie ist auch okay, aber das ist eine ganz andere Sparte, in der die Künstler da arbeiten, und ich denke, man muss neugierig sein. 

Man muss neugierig sein, gerade in der Kultur. Man darf den Akt nicht als ein Stück Papier behandeln, sondern man soll die Menschen dahinter sehen. Das sind Künstler, die neue Ideen haben. Und das unterscheidet halt unsere Parteien. Wir sind neugierig, und so lange man neugierig ist, ist man auch nicht alt. (StR Johann Herzog: Wui!) So lange man neugierig ist und sich mit neuen Dingen auseinandersetzt, kann man immer wieder etwas lernen. (GR Mag Wolfgang Jung: Wir möchten uns ein Bild machen!) 

Egal, wie das Stück heißt, darstellende Kunst, die sich ohne Worte abspielt, ist nicht leicht zu beschreiben. Denn wenn da steht „Posen", dann geht das über einen Zeitraum von eineinhalb Stunden, und das kann man natürlich nicht so beschreiben, das muss man sich anschauen. 

Ich denke, die Kuratoren, die sich damit beschäftigen, die auch Fachleute sind, haben guten Grund, diese beiden Gruppen zu empfehlen, und dieser Empfehlung schließen wir uns gerne an. Wir hoffen, dass wir uns alle bei den Aufführungen treffen, die wir im Tanzquartier sehen können oder beim ImPuls-Festival. Dazu kann ich Sie nur auffordern. 

Wir sind neugierig und stimmen zu. Ich ersuche auch die anderen Fraktionen darum. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Die Redezeit beträgt drei Minuten.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Herr Vorsitzender!

Frau Kollegin Zankl, es geht nicht darum, dass wir uns nicht anfreunden wollen mit zeitgenössischem Tanz, es geht um den Formalismus, dass es eine Missachtung der Oppositionspartei gegenüber ist, wenn man nicht einmal versucht zu beschreiben, was die tun. (GR Dr Herbert Madejski: Genau das ist es!) Wenn da „Gruppenstück" steht, erklären Sie mir, was die machen. Ungefähr! Kein Mensch kann das sagen, was die machen. 

Jetzt muss ich Ihnen sagen, ich vertraue dem Kuratorium nicht, und wir haben da auch dagegen gestimmt. (GRin Inge Zankl: Das ist Ihnen unbenommen!) Ich bin auch meinen Wählern gegenüber verantwortlich für die 120 000 EUR, die jetzt zum Beispiel für dieses „Mumbling Fish" ausgegeben werden. Und wenn da steht „Gruppenstück", dann sagt das überhaupt nichts. Da können Sie nicht sagen, wir beschäftigen uns nicht mit Zeitgenössischem, wenn da steht „Gruppenstück". Erklären Sie mir, warum ein „Gruppenstück" 120 000 EUR Subvention rechtfertigt. Das möchte ich gerne wissen. Wenn da drinnen steht, was ungefähr getan wird, wird man eh nichts sagen. Aber es steht überhaupt nichts drinnen. Es ist keine Kalkulation, es ist nichts drinnen! Es sollen einfach 120 000 EUR für dieses eine von den beiden Projekten hier ausgegeben werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Frau Berichterstatterin? – Sie verzichtet auf ihr Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den Grünen fest. Der Antrag betreffend die Postnummer 14 ist mehrstimmig angenommen. 

Ich lasse nun über die Postnummer 17 abstimmen.

Wer für diese Post ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, SPÖ und den Grünen. Auch die Postnummer 17 ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 21, Subvention an die Kunst im öffentlichen Raum GmbH. Berichterstatter ist Herr GR Woller. Ich ersuche ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. (Ruf: Ebinger verzichtet!) Nein, nicht. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Er ist schon überzeugt! – Heiterkeit.)

Nächste auf meiner Liste ist Frau Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich mache es kurz. Bei dem vorliegenden Akt geht es um eine Subvention an eine neu gegründete GmbH, die nunmehr die Abwicklung der Gelder für die Kunst im öffentlich Raum machen soll. Wir waren sehr, sehr kritisch und auch einigermaßen unglücklich über die Art und Weise, wie es zu dieser neuen Änderung gekommen ist. Wir stehen dieser neuen GmbH auch derzeit noch – sagen wir einmal – skeptisch gegenüber. Lange Zeit, bis vor ganz wenigen Tagen war es so – ich habe es gerade noch einmal überprüft; heute funktioniert das sogar –, dass man über Wochen und Monate immer noch die Homepage der alten Organisationsstruktur im Internet gefunden hat, wenn man nach Kunst im öffentlichen Raum gesucht hat, ohne jede Erklärung, dass es diese Strukturen in dieser Form gar nicht mehr gibt. Also höchst unprofessionell. 

Wir sind sehr kritisch gewesen, was die Umwandlung betroffen hat, und diese neue Struktur muss uns erst davon überzeugen, dass sie wirklich objektiv gute Arbeit leisten wird, bessere Arbeit leisten wird als die alte Struktur. Deshalb werden wir diesem vorliegenden Akt nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir sind für Kunst im öffentlichen Raum, wir glauben, dass die Aufladung des öffentlichen Raumes mit Kunst durchaus notwendig ist, dass das auch Geld kosten soll und Geld kosten muss, aber wie immer im Bereich der Kulturpolitik der Gemeinde Wien oder der Stadt Wien geht es um die Organisation. Ursprünglich war der Fonds, der Kunst im öffentlichen Raum zu finanzieren und zu organisieren hatte, beim WZW, beim Wissenschaftszentrum Wien, angesiedelt, dann gab es einen Kontrollamtsbericht, der die Fondsgebarung der Jahre 2004 und 2005 sehr genau untersucht hat und herbe, harte Kritik an dem Fonds, an der Geschäftsgebarung und an dem Beirat geübt hat. 

Es wurde hier an dieser Stelle schon gesagt – es ist zu wiederholen –, dass einfach Förderprojekte beraten wurden, ohne dass es überhaupt einen Antrag gab, der wurde dann nachgereicht et cetera, dass der Beirat keine Geschäftsordnung hatte und der Beirat entgegen der Verpflichtung keine Berichte gelegt hat. Möglicherweise war das der Grund, dass der Kulturstadtrat den Schluss gezogen hat, das WZW aufzulösen. 

Auch wir – da stimme ich meiner Vorrednerin bei – sehen nicht genau, was da gelaufen ist. Wir sind nicht informiert, wissen auch nicht, wenn das WZW Ende Dezember nun endgültig geschlossen wird, welche Bilanz zu den Projekten Kunst im öffentlichen Raum zu ziehen ist, welche Schlussrechnung zu ziehen ist, welche Projekte wie realisiert wurden. Das heißt, vieles bleibt offen. Offenbar war es schlecht organisiert. Das heißt aber noch nicht, dass die neue GmbH Kunst im öffentlichen Raum alles besser machen wird. 

Auch wir sind der Meinung, dass, ehe hier weitere Geldmittel fließen, einmal klargestellt werden muss, was bisher gewesen ist, was ist schiefgelaufen, was nun genau geplant ist. Dann kann man auch über Subventionen wieder reden. Den vorliegenden Akt mit einer Förderung von 400 000 EUR lehnen wir hingegen ab. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Schinner.

GRin Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Erlauben Sie mir, zu diesem Akt, wie es Frau Ringler auch schon vorher gesagt hat, ein bisschen Überzeugungsarbeit von meiner Seite zu leisten und ein bisschen darzustellen, wie die neue Kunst im öffentlichen Raum sich jetzt darstellt. 

Die neue Kunst im öffentlichen Raum würde ich mit drei Schlagworten darstellen. Das ist einerseits die Urbanisierung, andererseits die Internationalisierung und die Ausgliederung. Vielleicht erlauben Sie mir, kurz ein wenig ausführlicher zu beschreiben, was denn hinter diesen drei Schlagworten steht. 

Der neuen Kunst im öffentlichen Raum, dieser neuen GmbH und allen beteiligten Personen ist es ganz, ganz wichtig, die Projekte der Kunst im öffentlichen Raum möglichst früh in die Planung, in die Stadtentwicklung zu integrieren. Hier haben wir gesehen, dass es noch Optimierungspotenzial gibt, und das ist für uns ganz wichtig, weil Kunst im öffentlichen Raum Lebensqualität vermittelt und es wie wenig anderes schafft, Orten Einzigartigkeit und Identität zu verleihen. Deshalb ist uns diese Integrierung in die Planung und die Zusammenarbeit mit der Stadtentwicklung sehr, sehr wichtig. 

Der zweite Punkt, die Internationalisierung, spricht, glaube ich, für sich selbst, denn wenn man sich den Beirat anschaut, der mit Persönlichkeiten aus Zürich, aus Warschau und auch mit Persönlichkeiten aus Wien besetzt ist, dann spricht das hierfür, wie breit und international der aufgestellt ist. Was wir uns hierbei natürlich auch gedacht haben, ist, dass es somit zu einer noch besseren Zusammenarbeit, zu einer städteübergreifenden Zusammenarbeit kommen wird. Ich glaube allerdings – da bin ich ganz bei Ihnen –, man muss dieser neuen GmbH jetzt natürlich auch ein wenig Zeit geben, um ihre Arbeit voll und ganz und wirklich zukunftsweisend durchzuführen.

Der dritte Punkt ist die Ausgliederung. Es ist natürlich so, dass, wenn man etwas verändern oder vorantreiben will, der einfachste Weg meistens nicht der zielführendste ist. Wir haben uns – und ich glaube, hier haben wirklich alle Geschäftsgruppen ganz eng miteinander kommuniziert und kooperiert – für diese Ausgliederung entschieden. Wir glauben und sind ganz stark davon überzeugt, dass es so noch flexibler, noch unabhängiger und auch noch stärker werden wird. 

In diesem Sinne möchte ich meine Rede eigentlich schon schließen. Ich glaube, die Ambition, die die Sozialdemokratie mit Kunst im öffentlichen Raum verfolgt, ist, dass sie diese zu einem Wahrzeichencharakter für die Stadt Wien machen möchte, und ich denke, es ist unbestritten, dass hier alle Schritte gesetzt wurden, damit diese Vision in naher Zukunft Realität wird. – Danke schön (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. – Er verzichtet. 

Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag ist, denn bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 23, Subventionen die IG Autorinnen Autoren. Berichterstatterin ist Frau GRin Mag Straubinger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich höre gerade, dass Herr GR Mag Stefan sich streichen hat lassen. 

Damit kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den Grünen fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 24, Subvention an die Projektgruppe „Wörterbuch der Fackel". Wortmeldung liegt mit keine vor. 

Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 6, 7 und 8 – sie betreffen eine Verordnung, mit der der Marktgebührentarif 2006 geändert wird, die Neuerlassung des Markttarifes 2007 und die Revitalisierung des Brunnenmarktes – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? – Das ist nicht der Fall. 

Ich ersuche daher den Berichterstatter, Herrn GR Harwanegg, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Volkmar Harwanegg: Ich ersuche um Zustimmung zu den genannten Geschäftsstücken.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zu den Aktenstücken 6 und 7 darf ich im Namen meiner Fraktion sagen, dass wir keine Zustimmung erteilen werden. Wir haben ja heute schon sehr lange über Gebühren, Tarife und deren Erhöhungen und die damit verbundene Belastung für die Wiener Bürger gesprochen. Wir werden das ablehnen. 

Zum Aktenstück Post 8 sage ich, dass wir dem zustimmen werden und uns eine doch baldige, gute und wirkungsvolle Sanierung des Wiener Brunnenmarktes in Ottakring wünschen. 

Ich darf die Gelegenheit nützen, einen in diesem Ressort angesiedelten Antrag einzubringen. Es geht um die Wiener Fiakerpferde. Es ist ein Beschlussantrag, den meine Wenigkeit gemeinsam mit DDr Schock und den ÖVP-Kollegen Mag Barbara Feldmann und Dipl-Ing Roman Stiftner heute einbringen, wo wir die zuständige Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal und den zuständigen Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr ersuchen, entsprechende Initiativen zu setzen, die dazu führen, dass eine Verbesserung der Bedingungen für die Wiener Fiakerpferde durchgeführt wird. 

Es sollen hier in dem Sinne, wie es der Tierschutz-Ombudsmann Mag Gsandtner ja öffentlich gefordert hat, die Arbeitszeit für die Tiere verkürzt, die Standortbedingungen verbessert und die rechtliche Situation abgesichert werden.

Wir bitten um eine Zuweisung in die beiden zuständigen Ausschüsse. Ich darf damit um Zustimmung zu diesem Antrag bitten. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Cammerlander.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wir werden die Geschäftsstücke 6 und 7 ablehnen und der Postnummer 8 zustimmen. Wir freuen uns, dass der Brunnenmarkt saniert wird, so wie wir uns für alle Märkte in Wien gerne einsetzen, dass sie verschönert werden.

Ich möchte die Gelegenheit heute wahrnehmen, hier noch einmal ein paar Worte zur Landstraßer Markthalle zu sagen. Ich bin überzeugt, es ist noch nicht zu spät. 

Die Argumente der SPÖ zur Schließung der Landstraße waren: Diese Markthalle ist nicht wirtschaftlich, es wollen ohnehin viele Standler aufhören, und hätten die 14 000 Menschen, Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt, die für den Erhalt dieser Markthalle unterschrieben haben, dort eingekauft, dann müsste man sie nicht zusperren. 

Nun, auch ich kann aus eigener Erfahrung sagen, auch ich bin in die Markthalle gegangen, wenn ich gewusst habe, ich möchte ein besonders Gewürz, das ich sonst nirgends bekomme, aber sie ist wirklich nicht einladend, um täglich einzukaufen. Es gibt in dieser Markthalle zum Beispiel ein Lokal, in dem es hervorragendes Essen gibt, aber man will ja, wenn man zum Essen geht, auch in einem netten Ambiente sitzen. 

Ich denke daher, dass dies keine Gründe sein sollten für eine politische Entscheidung. Die Frage, die man sich politisch stellen muss, ist hingegen: Will die Stadt Wien eine gut gehende, schöne Markthalle? Will die Stadt Wien die letzte Markthalle Wiens erhalten? Dann wird man auch Wege finden. 

In Berlin, Kreuzberg, gab es vor drei Jahren eine Markthalle, absolut mit der Landstraßer Markthalle zu vergleichen: vergammelt, heruntergewirtschaftet. Ich bin damals mit einer Freundin dort gewesen, es hat mich wirklich an die Landstraßer Markthalle erinnert. Nur, die Berliner haben gesagt: Wir wollen diese Markthalle! Sie haben sie saniert, und vor einem guten halben Jahr wurde sie eröffnet. Attraktiv, modern, hell. Und diese Markthalle funktioniert wunderbar. Genau das muss die politische Entscheidung sein, zu überlegen: Will man in einer Stadt wie Wien eine einzige Markthalle?

Schauen wir uns die derzeitige Situation an. Es ist ja wirklich ein bisschen skurril. Die Bank Austria Immobilien errichtet jetzt einen Container für sieben Standler für die Zeit des Umbaus. Da darf man sich die Frage stellen: Wieso hat die BAI plötzlich Interesse an den Standlern? Und es ist ganz interessant zu erfahren, dass gerade der Bauträger nicht sehr begeistert ist von diesem Projekt. Denn anscheinend häufen sich die Absagen von Großbetrieben. Von Insiderkreisen weiß man, dass zum Beispiel Saturn abgesagt hat, und auch andere Betriebe wollen sich nicht mehr dort ansiedeln. Also hält sich die BAI zumindest sieben Standler warm. Wenn sie die Flächen nicht los wird, ist sie froh, wenn sie wieder zurückkommen. Kriegt sie die Flächen wider Erwarten doch los, wird man den Standlern sagen: Nein danke! Das war's! 

Meine Damen und Herren der SPÖ! Das kann's doch wohl nicht sein! Wollen wir wirklich eine Shoppingcenter-Ruine dort hinstellen? Ich appelliere an die SPÖ und ich appelliere an den Herrn Bürgermeister, sich noch einmal auch mit der BAI und – ich sage, ich bin überzeugt davon – auch mit dem Bezirksvorsteher des 3. Bezirks auseinanderzusetzen und letztendlich doch ein Ja zu dieser Markthalle zu sagen. Es gibt viele Möglichkeiten, wir haben Beispiele. Es gibt die Möglichkeit einer Private Public Partnership, wie es in Innsbruck ist. Dort gibt es eine Gesellschaft zwischen Wirtschaftskammer, Bauernkammer und Gemeinde. Es gibt viele Wege, um eine Markthalle wirtschaftlich zu führen, aber sie muss den heutigen Standards angepasst werden. 

Ich bin überzeugt davon, dass die Wienerinnen und Wiener es Ihnen sehr danken würden und dass sie vor allem – zumindest die 15 000, die unterschrieben haben – den Bürgermeister noch viel lieber hätten. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich bringe, gemeinsam mit meiner Kollegin Sirvan 
Ekici, einen Antrag betreffend Erhalt aller bestehenden Märkte und Erstellung eines Marktkonzeptes ein. Wir wissen, wie wichtig Märkte sind für eine Stadt, für die Nahversorgung, welchen wirtschaftlichen Wert sie haben und dass sie einen wesentlichen integrationspolitischen Beitrag leisten. 

In den letzten Jahren ist verabsäumt worden, die Infrastruktur und das Erscheinungsbild der Märkte zu erneuern und den heutigen werbetechnischen Erfordernissen anzupassen. Die Auflassung von den Märkten erscheint in diesem Zusammenhang als der falsche Weg; das wissen wir alle. Es geht darum, die derzeitige Märktevielfalt zu erhalten und vorausschauend zu planen. Wir stellen daher folgenden Beschlussantrag:

„Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich dafür aus, alle derzeit in Wien bestehenden Märkte zu erhalten und deren Modernisierung im Rahmen eines zu erstellenden Marktkonzeptes vorausschauend und detailliert zu planen.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Es freut mich, dass die SPÖ der Zuweisung zustimmen wird und nach diversen von uns gestellten Anträgen in diesem Zusammenhang beginnt, das Thema ernster zu nehmen und sich der Marktunterausschuss in Zukunft damit befassen wird. (GRin Nurten Yilmaz: Nicht erst jetzt!)

Die Situation der Wiener Märkte gibt wirklich Anlass zur Sorge. Zum Beispiel ist das Schließen der Markthalle sehr unnötig (Beifall bei der ÖVP.) und eigentlich ein weiterer trauriger Punkt in der Marktgeschichte. Andere Standorte, wie zum Beispiel der Meiselmarkt, leiden unter KundInnenschwund. Es ist wichtig, dass man architektonische und verkehrstechnische Gestaltungsmaßnahmen setzt, um die Kundenfrequenz zu verbessern, also dass man von der Marktverwaltungspolitik zu einer Marktgestaltungspolitik übergeht. Es ist sehr erbaulich, dass wir nun erkennen, dass das so geschieht, und wir haben auch wirklich lange genug dafür gekämpft.

Zur Gebührenerhöhung möchte ich allerdings Folgendes sagen: Auf Grund der eklatanten Gebührenerhöhung, die in Wien sowieso schon stattgefunden hat und die zu dieser extremen Lebensverteuerung und der Verteuerung des Wirtschaftens in Wien geführt hat, können wir einer automatischen Erhöhung der Markttarife nicht zustimmen. Ganz im Gegenteil! Wir lehnen das eklatant ab. Diese Zusatzbelastung gefährdet aus unserer Sicht wieder die Märkte und bringt eine weitere Gefahr des Marktsterbens mit sich. Das sollte eigentlich mit allen Mitteln verhindert werden.

Ich möchte noch ein paar Worte zu den Revitalisierungskosten sagen. Ich hoffe, dass es in Zukunft möglich sein wird, die Kostenschätzungen derart zu gestalten, dass sie den tatsächlichen Kosten entsprechen. Ich erinnere hier daran, dass wir beim Fleischmarkt Inzersdorf das Budget verdoppeln mussten. Ähnlich ist es jetzt bei der Revitalisierung des Brunnenmarktes. Ich frage mich in diesem Zusammenhang, wenn das so ist, ob hier Fachleute betraut sind, die sich wirklich mit dem Thema auskennen. Ich würde bitten, dass das so ist, denn diese Investitionen, die wir hier tätigen, sollten schon den Anforderungen der heutigen Zeit entsprechen und die Zukunft der Wiener Märkte sicherstellen und garantieren. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Anträge bitte. (GRin Mag Barbara Feldmann überreicht sie.) Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Volkmar Harwanegg: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren des Gemeinderates!

Lassen Sie mich doch kurz auf die zwei Diskussionsrednerinnen eingehen. Die GRin Cammerlander hat die Frage der Markthallen hier angezogen und einen Vergleich mit Berlin angestellt, der meiner Meinung nach absolut nicht zutrifft, weil unsere Markthalle in der Landstraße eine ganz andere Gestion hat als eben diese Markthalle in Berlin. Ich brauche das nicht näher auszuführen, das ist ja schon x-mal hier diskutiert worden, und daher ist dieser Vergleich eigentlich nicht zulässig. 

In dem Zusammenhang und weil die Kollegin das auch angesprochen hat, darf ich schon sagen, wir haben im Ausschuss immer sehr ausführlich darüber diskutiert und die Frau Stadträtin hat immer auch den letzten Stand der Verhandlungen dargelegt. Von den 49 Ständen sind bitte 45 bisher schon abgelöst worden. 45! Das heißt, vier offene Stände gibt es noch, wo eben Gespräche und Verhandlungen laufen. Also ich glaube, das ist ein großer Erfolg von allen, die an den Verhandlungen beteiligt waren. Ich würde mir bei vielen anderen Sachthemen so gute Lösungen wünschen, wie sie in diesem Fall erfolgt sind, nämlich, wie gesagt, alles im Einvernehmen mit den Betroffenen.

Ich glaube, man kann zu diesem Thema abschließend sagen: Wir freuen uns schon darauf, dass in Wien-Mitte ein Projekt entstehen wird, das Zukunft hat und wo gewisse Wünsche, die durchaus berechtigt sind, künftig auch untergebracht werden können. Das einmal zur Markthalle Landstraße, und ich hoffe, dass dieses Thema nun endgültig abgehakt ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist von der Kollegin Feldmann zu den Geschäftstücken 6 und 7 auch die Frage der Marktgebühren angesprochen worden. In Wirklichkeit geht es um eine Verordnung. Es ist ja heute dieses Thema schon sehr ausführlich und grundsätzlich behandelt worden. Ich darf nur auf den Beitrag unseres Klubobmanns verweisen, der ja auf einzelne Punkte dieses Themas eingegangen ist, wieso jetzt vorgesehen ist, künftighin die Inflationsrate indexmäßig abzudecken. 

Bisher ist das leider nicht geschehen, was dazu geführt hat – auch das ist ja erwähnt worden –, dass dann eben so Hoppalas passieren wie zum Beispiel im Bereich der Parkgebühren, wo 21 Jahre keine Erhöhungen vorgenommen worden sind. Und das soll künftig nicht mehr passieren; auch in anderen Ressorts nicht. 

Man muss auch bei der Wahrheit bleiben, bitte. Bisher ist für den Abgang bei den Gebühren der Steuerzahler aufgekommen. Das ist ein Faktum. Hier ist eben eine Kostengerechtigkeit notwendig, damit es nicht zu einer Belastung der Allgemeinheit kommt. Die Neufassung der Marktordnung, die wir voriges Jahr beschlossen haben, war die Rechtsgrundlage dazu, und nun soll eben eine Wertsicherung Platz greifen mit den indexmäßigen Bindungen, wie sie im Gesetz vorgesehen sind. 

Zu den Anträgen darf ich mitteilen, dass die sozialdemokratische Fraktion diesen zwei Anträgen wie vorgeschlagen zustimmen wird, und ich bitte, dann auch jeweils diese Abstimmungen vorzunehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen jetzt zu den getrennten Abstimmungen. 

Zunächst Postnummer 6. Wer für die Postnummer 6 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung bei der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 7. Wer ist für diese Post? – Auch hier stelle ich die Zustimmung nur bei der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 8. Bitte um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich fest, dass der Antrag einstimmig angenommen worden ist. 

Mir liegen nun zwei Beschlussanträge vor. Beim ersten, eingebracht von FPÖ und ÖVP betreffend Fiakerpferde, wird in formeller Hinsicht die Zuweisung beantragt. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Der zweite Beschlussantrag ist von der ÖVP eingebracht und betrifft den Erhalt der bestehenden Märkte und die Erstellung eines Marktkonzeptes. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung beantragt. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 27, Plandokument 7487, KatG Mauer. Berichterstatter ist Herr GR Hora. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Poststück. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Hoch, bitte schön. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir werden dem Plandokument 7487 zustimmen, ich werde aber jetzt in den nächsten paar Minuten unsere Kritik wiederholen, wie ich sie im Ausschuss bereits geäußert habe. 

Ich denke, dass dieses Plandokument ein Beispiel ist, wie in Wien gewidmet wird, wie in Wien Flächenwidmungen durchgezogen werden, hoffe aber auch, dass die Wiener SPÖ aus ihrer bewohner- und anrainerfeindlichen Vorgangsweise für die Zukunft gelernt hat. 

Kurz in einem Satz die Vorgeschichte zu dieser Widmung. Da hat eine der Gemeinde sehr nahestehende Wohnbaugenossenschaft den Wunsch geäußert, eine Wohnhausanlage, die in den 60er Jahren errichtet worden ist, zu sanieren. Ich sage einmal, die Sanierung war der Deckmantel für eine mögliche Aufstockung. Ich würde einmal sagen, das ist grundsätzlich nicht wirklich etwas Schlechtes. Nur, was hat man gemacht? Man hat mit den Leuten dort einfach nicht gesprochen, man hat das ganz geheim gemacht, man ist drübergefahren. Die Anrainer und Bewohner dieser Siedlung waren beim Bezirksvorsteher, waren bei der WOGEM, haben sich auch brieflich beim Stadtrat gemeldet. Beantwortet ist nie etwas worden, es hat immer geheißen, nein, das stimmt alles nicht, das ist alles ein Blödsinn. 

Nichtsdestotrotz hat dann die Magistratsabteilung 21 natürlich dieses Verfahren auch durchgezogen, und dieses Verfahren war dann mit dem 29. November 2006 fertig. Normalerweise ist es, wenn ein Akt fertig ist, so, dass er dann in den nächsten oder übernächsten Planungsausschuss weitergegeben wird und dort wird dann abgestimmt. Aber diesmal war das nicht so. Vielleicht hat dann – ich weiß es nicht, ich nehme es einmal an – die SPÖ im Bezirk ein bisserl kalte Füße bekommen, und man hat sich dann entschlossen, doch noch eine Mieterversammlung einzuberufen. Das heißt, die WOGEM, diese Wohnbaugenossenschaft, hat eine Mieterversammlung einberufen. Die war am 20. Februar, und da wurde dann im Haus der Begegnung in Liesing halt versucht, das noch einmal zu erklären. Was heißt, erklären? In Wirklichkeit wurden die Bewohner belehrt, man tue nur Gutes. Jede Kritik sei eigentlich nicht notwendig und würde sich eigentlich auch verbieten. 

Nichtsdestotrotz hat man sich dann entschlossen, in den Monaten Juni, Juli eine Mieterbefragung durchzuführen. Das Ergebnis war, dass die Bewohner dort diese Aufstockung nicht haben wollten. Aber man hat das Ergebnis nicht kommuniziert – und da setzt jetzt unser Kritikpunkt ein –, sondern man hat dann einfach in Vorarbeit zum Planungsausschuss im September den Akt, der bereits am 29. November 2006 fertig war, den Abgeordneten zur Verfügung gestellt. Klubobmann Oxonitsch hat ja schon gesagt, was das für eine Demokratieleistung ist, dass wir nämlich Akteneinsicht haben. Okay! Da wurde uns der Akt vom 29. November 2006 zur Verfügung gestellt. 

Wir haben uns den Akt angeschaut. Mit unserer Kritik – wir waren natürlich auf Seiten der Bewohner und der Anrainer – sind wir dann in den Ausschuss gegangen. Ich glaube, es war eine Minute vor Ausschussbeginn, da ist dann der zuständige Gemeinderat aus Liesing mit einem Abänderungsantrag gekommen, wodurch die Flächenwidmung komplett auf den Kopf gestellt wurde. Dort im Ausschuss tun wir unseren Unmut kund. Wir haben noch nicht einmal die Beilage bekommen, den Abänderungsplan. Der wurde uns dann auch erst nach Aufforderung eines anderen Kollegen ausgehändigt. - Punkt. 

So wurde im Ausschuss die Flächenwidmung einfach durchgepeitscht, wirklich grundlegend verändert mit einem Abänderungsantrag, den wir schlucken hätten müssen. Wir haben im Ausschuss dann dagegen gestimmt, weil einfach die Vorgangsweise aus unserer Sicht nicht wirklich in Ordnung ist, in Wahrheit nichts in einer angeblich demokratischen Stadt zu suchen hat. Daher waren wir im Ausschuss dagegen.

Wir haben uns das jetzt angeschaut. Auch der Abänderungsantrag lässt noch einige Schlupflöcher offen. Flachdächer mit Aufstockung sind zwar ausgeschlossen, aber es gibt andere Möglichkeiten, doch noch die Gebäude aufzustocken. Wir werden uns das in den nächsten Wochen und Monaten genau anschauen, bitten aber trotzdem, dass man in Zukunft bei solchen Flächenwidmungsverfahren doch ein bisschen intensiver den Weg mit den Anrainern und Bewohnern sucht, um einfach diese Unsicherheiten schon vorweg aus dem Weg zu räumen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Deutsch. Ich erteile es ihm.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit dem vorliegenden Geschäftsstück wird ein neuer Flächenwidmungs- und Bebauungsplan für das Plangebiet westlich des Maurer Hauptplatzes im 23. Bezirk festgesetzt. Dieses Plangebiet ist durch eine sehr hohe Wohnqualität gekennzeichnet und schließt auch an das überregionale Naherholungsgebiet Wienerwald an. Die Entwicklung im Plangebiet selbst ist aus städtebaulicher und stadtstruktureller Sicht eigentlich weitgehend abgeschlossen. Daher soll die bestehende Siedlungs- und Freiraumstruktur widmungsmäßig auch entsprechend gesichert werden. Durch bestandsorientierte Festsetzungen beziehungsweise geringfügige Änderungen soll dieses hochwertige Wohngebiet erhalten werden. Gleichzeitig werden erhaltenswerte Ensembles durch die Festsetzung einer Schutzzone weiterhin gesichert. Das ist der wesentliche Inhalt dieses Planentwurfs.

Für die anstehende Sanierung der Wohnhausanlage Maurer Lange Gasse 136, die der Kollege Hoch jetzt angesprochen hat, wird ebenfalls der entsprechende widmungsmäßige Rahmen geschaffen, denn die in den 60er Jahren errichteten Wohnhäuser müssen saniert werden, Klein- und Kleinstwohnungen sollen zusammengelegt werden, Terrassen und Balkone erweitert beziehungsweise neu hergestellt werden, barrierefreie Wohnungszugänge sollen ebenfalls geschaffen und damit auch die Grundsätze des barrierefreien Planens und Bauens umgesetzt werden.

Was den gegenständlichen Planungsprozess betrifft, und hier bin ich fundamental anderer Meinung als der Kollege Hoch, ist genau dieser Planungsprozess ein sehr gelungenes Beispiel für Mietermitbestimmung, weil hier die Betroffenen in den Planungsprozess in der unmittelbaren Wohnumgebung auch einbezogen wurden. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Haha! Na geh!) - Sie brauchen gar nicht so zu lachen, Herr Kollege! Hören Sie sich die einzelnen Schritte an! Sie haben ja selbst an diesem Planungsprozess in keinster Weise teilgenommen! - Während bei der öffentlichen Auflage des Planentwurfs insgesamt 31 Stellungnahmen abgegeben wurden und sich davon ausschließlich sechs Bewohnerinnen und Bewohner gegen eine mögliche Aufstockung der Wohnhausanlage ausgesprochen haben, hat dann in der Folge, nämlich nach der öffentlichen Auflage und nach dem Beschluss in der Bezirksvertretung, eine Diskussion eingesetzt, in der dieses Thema der Aufstockung auch kritisch hinterfragt wurde. 

Daher meine ich, war es ein sehr richtiger Schritt, dass dieser Akt erst dann dem Gemeinderatsausschuss zur Beschlussfassung vorgelegt wurde, nachdem es eine umfassende Mieterinformation, eine umfangreiche Anrainerdiskussion gegeben hat. Diese umfassenden Informationen haben auch stattgefunden. Es hat eine schriftliche Mieterinformation noch im Oktober letzten Jahres gegeben. Es hat die von Ihnen angesprochene Mieterversammlung im Februar dieses Jahres gegeben. Es hat im Juni eine sehr umfangreiche Broschüre der WOGEM an alle Mieterinnen und Mieter gegeben, wo sämtliche Varianten der Sanierung aufgezeigt wurden, wo die Kosten bekannt gegeben wurden und auch ein Abstimmungsbogen beigelegen ist, womit die Bewohnerinnen und Bewohner ihre Meinung kundtun konnten. Im Abstimmungsergebnis hat sich die Mehrheit der Bewohnerinnen und Bewohner gegen eine Aufstockung ausgesprochen. Diesen Mieterwunsch haben wir in diesem Abänderungsantrag, den ich im Ausschuss Anfang Oktober dieses Jahres eingebracht habe, entsprechend umgesetzt.

Dass dieser Abänderungsantrag überrascht hat, wundert mich nicht, Herr Kollege Hoch, weil Sie die Entwicklung der Wochen davor in der Tat verschlafen haben! (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Na geh!) Sie haben ja an dieser Diskussion nicht mehr teilgenommen. Denn ich frage mich, welche Vorbereitungszeit Sie brauchen, um einen einzigen Satz zu lesen, nämlich, dass eine Aufstockung hier nicht mehr ermöglicht werden soll. Sie tun so, als hätten Sie an der Diskussion in den Monaten davor nicht teilgenommen. Vielleicht war es in der Tat so, aber diese Diskussion hat entsprechend stattgefunden.

Sie haben aber selbst auch gar keinen Antrag eingebracht. Sie hätten einfach diesem Plandokument nicht zugestimmt und damit aber auch eine Sanierung der Anlage, die von den Bewohnerinnen und Bewohnern gewünscht wird, die in der Diskussion nie angezweifelt wurde, letztendlich verhindert und damit eine zeitgemäße Sanierung der Wohnhausanlage verunmöglicht. Sie haben einfach gegen diesen Abänderungsantrag gestimmt. Daher ist das jetzt wirklich ein lächerlicher Versuch von Ihrer Seite gewesen, dieses Verhalten im Ausschuss nachträglich in dieser Form zu rechtfertigen, weil es Ihnen heute auch unangenehm ist! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dieser neuen Flächenwidmung werden daher die Rahmenbedingungen für die von den Bewohnerinnen und Bewohnern gewünschte Sanierung der Wohnhausanlage geschaffen und gleichzeitig auch die Mieterinteressen, die in einem demokratischen Abstimmungsverfahren zum Ausdruck gekommen sind, berücksichtigt. Ich ersuche Sie daher um eine möglichst breite Zustimmung zu diesem Planentwurf. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen nun zur Verhandlung der Postnummer 30 der Tagesordnung. Sie betrifft den Verkauf einer Liegenschaft im 21. Bezirk, KatG Stammersdorf. Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Daher komme ich gleich zur Abstimmung.

Wer dem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Mehrheit fest, mit Zustimmung von ÖVP und SPÖ. Damit ist der Antrag angenommen.

Etwas vorgezogen kommen wir nun zum Verlangen, dass die von den GRen Henriette Frank, Mag Dietbert Kowarik und Anton Mahdalik eingebrachte, an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Wiederherstellung des städtischen Sozialbaus" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage wurde verzichtet.

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Frau GRin Frank das Wort. - Bitte sehr. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lassen Sie mich zuerst mit einigen Zitaten beginnen: „Ist es wirklich möglich, dass bei so viel leerstehenden Sozialwohnungen keine für uns dabei ist oder werden diese nur an Ausländer vergeben? Ich bin absolut nicht ausländerfeindlich, ..." - (GR Harry Kopietz: Haha! Das ist etwas Neues!) „... aber man sollte als Einheimischer doch zumindest die gleichen Rechte haben." - Es sind Zitate. – „Vielleicht könnten Sie mir einen Rat geben, was ich noch machen soll, um als Österreicher eine Wohnung zu bekommen, denn wie kann es sein, dass Flüchtlinge beziehungsweise Neo-Österreicher mehr Unterstützungen oder Bewilligungen bekommen als Österreicher? Es wird Zeit, dass sich das ändert und einmal den finanziell benachteiligten Österreichern, von denen es zahlreiche in dieser Stadt gibt, geholfen wird." (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wer hat das geschrieben?) - So oder so ähnlich bekomme ich täglich Mails und Briefe. Es sind sozial schwache Wiener und Wienerinnen, die mir schreiben und schon alle Möglichkeiten ausgeschöpft haben, um an eine Gemeindewohnung der Stadt Wien zu kommen. Leider ohne Gehör und leider ohne Erfolg. 

Das subjektive Gefühl der angestammten Bevölkerung, die über Jahrzehnte durch ihren Fleiß und ihr Steueraufkommen den Wiener sozialen Wohnbau erst ermöglicht hat, steigt zunehmend dahin gehend, dass diese Gruppe von Österreichern erst nach den Ausländern bei der Wohnungsvergabe bedacht wird. (GRin Anica Matzka-Dojder: Das stimmt nicht! Das ist nur Ihre politische Einstellung!) Überbelag, Bedrohung von Obdachlosigkeit und so weiter ist für Wien oftmals kein Grund, österreichischen Familien eine Wohnung zukommen zu lassen, während die ausländischen Neuzugänge hier sehr rasch und großzügig bedacht werden.

Die Debatte des sozialen Wiener Wohnbaus ist auch auf ein Versagen der Stadt Wien zurückzuführen. Immer spektakulärere, teure Wohnbauten wurden als Renommierplattform für Architekten und Politiker um teures Geld errichtet. Diese Art des Bauens war vielleicht auch mit ein Grund, dass die Kosten für die Wohnbauförderung erhöht werden mussten, um den exklusiveren Ansprüchen gerecht zu werden und die Leistbarkeit annähernd zu gewähren. Tatsache ist, dass Wien sich von der Idee des sozialen Wohnbaus der Gründerväter der 20er Jahre verabschiedet hat. Nicht nur, dass Wien selbst überhaupt keine Wohnungen mehr baut, sondern ihre Aufgabe lediglich in der Zuteilung von Wohnbaufördergeldern sieht, entsteht bei der Vergabe immer mehr das subjektive Gefühl, dass den Wienerinnen und Wienern der Zutritt zu den Gemeindebauten verwehrt oder zumindest extrem erschwert wird. 

Selbst wenn der Herr Bürgermeister bis zum Jahr 2010 20 000 Wohnungen verspricht, dann mag dies wohl medial wirksam sein, aber es löst das Problem nicht. Denn es führt in Wahrheit nur zu einem Plus von rund 1 600 Wohnungen pro Jahr und die entsprechen dem erhöhten Notfallwohnungsbedarf, der laufend aufgestockt wurde und derzeit bei zirka 2 000 bis 2 500 liegt. Auch hier ist das Rad, wie vorher, dass bei diesen Notfallswohnungen wiederum zuerst die oft sehr kinderreichen Ausländer bedacht werden und damit die Österreicher in eine sehr lange Warteschlange kommen, bis sie, wenn überhaupt, zum Zug kommen. Für die österreichische, also einheimische, Bevölkerung bleiben dann oft nur Wohnungen im Privatsektor mit hohen Ablösen oder ewigem Warten, da die Listen zu Gunsten der Zuwanderer ausgelegt werden. 

Im Arbeitsprogramm der SPÖ vom Mai 2001, „100 Projekte für die Zukunft Wiens", heißt es: „Wien wird den Weg des leistbaren Wohnens bei hoher Qualität weitergehen. Das große Angebot am Wiener Wohnungsmarkt bietet den WienerInnen eine gute Auswahlmöglichkeit und übt spürbaren Druck auf das Mietniveau aus." - Meine Damen und Herren der SPÖ, genau das Gegenteil ist der Fall! Immer aufwendigere Wohnbauten treiben die Preise in die Höhe. In Hadersdorf sind es zum Beispiel schon über 6 EUR per Quadratmeter. Während Sie in Ihrem Arbeitsprogramm noch eine Mietzinsobergrenze für die Privatmieter fordern, setzen Sie selbst die Mieten ständig in die Höhe! Vom Kategoriemietzins haben Sie sich verabschiedet, scheinbar auch schon vom Richtwertmietzins, der mit 90 Prozent bei knapp über 4 EUR liegt, wenn jetzt schon die Wohnqualität mit 6 EUR per Quadratmeter angeboten wird. 

Wer kann sich diese Wohnungen leisten? AlleinerzieherInnen, die bereits jetzt zur schwächsten Gruppe dieser Stadt gehören, wo 71 Prozent finanzielle Probleme haben und der Wohlstandsindex laut IFES bei diesen um ein Vierfaches niedriger liegt als bei den Menschen mit Migrationshintergrund? Oder sollen diese teuren Wohnungen Menschen mit besonderen Behinderungen dienen, wo 800 Wohnungen gebraucht würden, aber nur 200 zur Verfügung stehen? Sie produzieren am Bedarf vorbei! Die IFES-Studie hat festgehalten, dass das Mietzinsniveau im Wiener Durchschnitt liegt. Davon, Druck auf den Mietzins auszuüben, kann hier überhaupt keine Rede sein! 

Rechnet man dann noch die ständig steigenden Betriebskosten dazu - es wurde heute bereits sehr viel darüber diskutiert -, wird die Wohnung für viele Bevölkerungsgruppen unfinanzierbar. Es kann nicht Ziel des sozialen Wohnbaus sein, Leistbarkeit ausschließlich durch Wohnbauförderung, Wohn- und Mietzinsbeihilfen zu ermöglichen. Die Freiheitlichen haben bereits einen Antrag eingebracht, wo auch die Betriebskosten als Teil der Wohnbeihilfe mitgefördert werden sollen, um so die finanziell Schwachen dieser Stadt zu entlasten. (Beifall bei der FPÖ.)

In Ihren Mietverträgen lassen Sie den Menschen 
überhaupt keine Chance, bei Heizkosten auf eine günstigere Wärmequelle umzusteigen, denn in den älteren Mietverträgen kann der Vertrag mit den Heizbetrieben, wie das damals noch hieß, nur gemeinsam mit der Wohnung aufgekündigt werden. Da ist es dann kein Wunder, wenn Sie ungeniert jährlich die Kosten in die Höhe treiben, denn Ihre Abnehmer sind ein sicheres Klientel. All jenen aber, die sich die Einleitung der Fernwärme in ihre Wohnung wünschen, stehen Kosten ins Haus, die für ihre Börse unerschwinglich sind. Die Stadt Wien fördert zwar relativ hoch die Errichtungskosten, allerdings nur jene, die bar bezahlt werden. Wie soll ein Sozialhilfeempfänger für eine 35 m²-Wohnung rund 3 800 EUR aufbringen, um sich die Anschlusskosten zu leisten und nicht mehr Ölkannen schleppen zu müssen? – „Nehmen Sie sich einen Kredit.", war die Antwort der Fernwärme. Aber glauben Sie allen Ernstes, dass diese Menschen überhaupt einen Kredit bekommen? Wäre hier nicht auch eine sozial orientierte Kommune gefordert, Hilfestellung zu leisten? 100 EUR Heizkostenzuschuss, auch das haben wir heute gehört, sind hier nur ein Tropfen auf den heißen Stein, auch wenn Ihr Klubobmann Oxonitsch das über den grünen Klee gelobt hat.

Es ging heute bei den Teuerungen darum, dass man meinte, es wäre besser, sie in kleinen Tranchen zu machen, weil sonst die Beträge oft zu groß sind. Jawohl, auch die Fernwärme ist so ein Fall, dass sich der eine oder andere mit einer etwas höheren Miete leichter täte, als Tausende Euro bar zu erlegen.

Wenn Frau StRin Frauenberger am 22.10. in der „Presse" sagt, es ist zu hoffen, dass jetzt eine ernsthafte Auseinandersetzung über die Zuwanderung und Integrationspolitik in Österreich stattfindet, dann frage ich mich, wie man bisher mit diesem Thema umgegangen ist. Muss man jetzt eingestehen, dass wir mit dem Aufzeigen der Probleme über all die Jahre hindurch recht hatten und die scheinbare Integrationspolitik, das Zusammenleben unterschiedlicher Sprach- und Kulturgruppen, kläglich gescheitert ist? 

Die Universitätsstudien „Die Dynamik ethnischer Wohnviertel" und „Gespanntes Nachbarschaftsverhältnis", beide von Kohlbacher-Reeger, 2006, sagen über die Ausländer in ihren Studien: „Sie verstehen meine Sprache kaum. Die Menschen blicken verstört und misstrauisch, sie verstehen mich aber nicht." Oder 49,5 Prozent zeigen nur geringe Bereitschaft zu Gesprächen mit Ausländern in der Nachbarschaft. Die Zuwanderer sind nicht bereit, sich irgendwelchen Regeln unterzuordnen, auch dann nicht, wenn es um ihre Sicherheit geht, wie etwa bei der Freihaltung der Fluchtwege. (GRin Anica Matzka-Dojder: Woher nehmen Sie sich diese Frechheit, das zu sagen? Das ist unglaublich!) Sie lärmen und devastieren die oft liebevoll gepflegten Grünanlagen mit ihren Sitzgelegenheiten. (GRin Anica Matzka-Dojder: Das ist beschämend, dass Sie das von diesem Pult aus sagen!) Die Verdreckung der Stiegenhäuser war kürzlich Thema im Fernsehen und wurde dort ausführlichst dokumentiert. (Beifall bei der FPÖ. - GRin Anica Matzka-Dojder: Sie haben keine Ahnung!)

Durch ihre Kultur, die sich wesentlich von der unseren unterscheidet, sind Lärmbelästigungen vorprogrammiert. Aber nicht die Ausländer haben Konsequenzen zu erwarten, nein, es ist umgekehrt. (GRin Mag Alev Korun: Kulturrassismus nennt man das!) Wenn sich ein Zuwanderer von einer österreichischen Familie gestört fühlt, wird diese delogiert und nicht all jene, die tagtäglich den Menschen das Zusammenleben im Wohnbau erschweren. (GRin Mag Alev Korun: Erzählen Sie doch keine Märchen!) 

Wenn das Ihre Vorstellung des modernen sozialdemokratischen Wien ist, das in Ihrem Arbeitspapier beschrieben wird, unsere ist es nicht! Ziel einer geordneten Gemeinschaft können nicht Mediatoren sein, sondern die Parteien müssen sich untereinander in einer Einheitssprache, nämlich Deutsch, verständigen können. Der Einsatz der Mediatoren bedeutet bereits, dass Probleme vorherrschen und die Parteien nicht in der Lage sind, aufeinander zuzugehen, um diese zu lösen oder wenn, dann leider oftmals auch mit Gewalt. (GRin Anica Matzka-Dojder: Sie verstehen überhaupt nichts!) 

Betreiben Sie, Herr Stadtrat, wie wir es in Frankreich gehört haben, aktive Mietermitbestimmung, um das Stimmungsbild zu erkennen, wie etwa bei Sanierungsvorhaben und so weiter, wo es oft massive Probleme gibt, auf die niemand hört, um damit eine Themensensibilisierung zu erwirken. Eine Umfrage von rund 750 Personen für den sozialen Wiener Wohnbau mit 500 000 Bewohnerinnen und Bewohnern, wie dies bei der IFES-Studie geschah, erscheint uns ein wenig zu dünn und nicht sehr repräsentativ. 

Diese Dringliche Anfrage soll die Einleitung eines Umdenkprozesses werden, wieder leistbare Wohnungen für sozial schwache Österreicher zu errichten. Sie, Herr Stadtrat, haben dieses Ressort übernommen und bereits begonnen, eine Bestandsaufnahme zu machen. Nehmen Sie die Probleme ernst und machen Sie nicht den Fehler Ihres Vorgängers, nur durch bloße Medienpräsenz die Schwierigkeiten, in denen der soziale Wohnbau steckt, zu vertuschen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke der Frau Gemeinderätin für die Begründung. 

Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Gemeinderätin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der geförderte Wohnbau in Wien hat einen zweifellos internationalen Ruf. Aus diesem Grund kommen viele Delegationen, auch aus anderen Großstädten, nach Wien, um sich anzusehen, wie es in einer sehr attraktiven Stadt wie Wien dennoch möglich ist, leistbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen, der auch allen ästhetischen Kriterien der Architektur gerecht wird. Es ist dennoch möglich, obwohl Wien in allen internationalen Rankings ganz an der Spitze steht, was die Lebensqualität betrifft, dass die Mieten in unserer Stadt, verglichen mit anderen europäischen Städten, deutlich darunter liegen. Beispielsweise sind die Mieten in Wien in etwa um 40 Prozent geringer als in München und in Zürich. Aber sie sind beispielsweise im Durchschnitt sogar geringer als in der Stadt Bratislava, wo man eigentlich annehmen sollte, dass es möglich ist, günstigere Mieten anzubieten. 

Das heißt, es ist uns in den letzten Jahren und Jahrzehnten zweifellos gelungen, in dieser immer stärker und attraktiver werdenden Stadt dennoch die Höhe der Mieten zu stabilisieren und gleichzeitig auch für eine soziale Durchmischung in der Stadt zu sorgen. Diesen Bereich erachte ich gerade auch unter dem Gesichtspunkt unserer Reise, die wir im Rahmen des Wohnbauausschusses durchgeführt haben und die uns nach Paris und Lyon geführt hat, für besonders wichtig, nämlich darauf zu achten, dass man die Stadt als Ganzes sieht und auch den Anspruch einer sozialen Durchmischung in der Stadt unter allen gegebenen Mietverhältnissen betrachtet. Das gilt für die 220 000 Gemeindewohnungen, die wir in unserer Stadt haben, die wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten im Laufe der jahrzehntelangen Geschichte entwickelt haben, gilt für den geförderten Wohnbau, gilt aber genauso auch für die privaten Miethäuser, die wir jetzt mit einer sehr großen zusätzlichen finanziellen Kraftanstrengung sanieren und wo wir auch versuchen, in diesen Stadtteilen eine soziale Durchmischung zu bewirken. 

Das Attraktive an Wien ist zweifellos, dass man an der Wohnadresse nicht erkennen kann, welchen sozialen oder wirtschaftlichen Status ein Mieter oder eine Mieterin hat. Das ist in anderen Städten ganz anders. Ich bin sehr stolz darauf, dass es uns gelungen ist, mit unseren Maßnahmen diese Situation, die in anderen Städten herrscht, zu verhindern. 

Frau GRin Frank, weil Sie gerade im mündlichen Einreferieren die aktive Mietermitbestimmung gefordert haben, glaube ich doch stolz sagen zu können, dass wir in Wien ein Mietermitbestimmungsstatut haben, das dem internationalen Vergleich nicht nur Stand hält, sondern wirklich absolut an der Spitze steht. Wir haben uns als Stadt Wien mit diesem Mietermitbestimmungsstatut, das für alle städtischen Wohnhausanlagen gilt, auch sehr stark gebunden. Es ist, wenn man so will, ein sehr starkes Zugeständnis an die Mieterinnen und Mieter, das es in dieser Form und in dieser Vehemenz in anderen Mietverhältnissen nicht gibt, weder im privaten Wohnbau noch in den Genossenschaftseinrichtungen noch in anderen Formen des Wohnbaus. Ich glaube, dass die Stadt Wien und Wiener Wohnen hier einen besonders weiten Schritt in Richtung Mietermitbestimmung gegangen sind. 

Ich denke, dass wir in Zukunft zweifellos noch weitere Schritte machen müssen, um dieses Mietermitbestimmungsstatut vielleicht noch stärker als bisher auch mit Leben zu erfüllen. Das ist der Grund dafür, das ich Ende Mai auch alle Mieterbeiräte ins Rathaus eingeladen habe, um sie nicht nur kennen zu lernen, sondern mit ihnen auch darüber zu diskutieren, wie man Verbesserungen im Mietermitbestimmungsstatut bewirken kann. Wir haben ausgehend von diesem Treffen auch bereits eine ganze Reihe von Veränderungen vorgenommen. Ein Punkt ist ein Informationspaket, das wir den Mieterbeiräten gegeben haben. Wir haben derzeit gerade eine Schulungsreihe im Laufen, wo wir den Mieterbeiräten die Möglichkeit bieten, sich laufend zu qualifizieren, und zwar von juristischen Fragen bis zu technischen Angelegenheiten, aber auch zu rein praktischen Fragen, wie man zum Beispiel möglichst effizient eine Betriebskostenabrechnung liest und vieles andere mehr. Wir wollen den Mieterbeiräten auch bei vielen administrativen und organisatorischen Fragen, die sie in ihrer Funktion zu lösen haben, zur Hand gehen, wenn sie das wollen, und sind auch bestrebt, die Anzahl der Mieterbeiräte laufend zu erhöhen. 

Das war auch eines meiner Ansinnen im Rahmen der Gemeindebau-Tour, die mich in den letzten Wochen durch sehr viele Bezirke in Wien geführt hat und wo ich ganz gezielt versucht habe, engagierte Mieterinnen und Mieter anzusprechen und sie als Mieterbeirat zu gewinnen. Das haben einige auch angenommen und das ist für mich ein schönes Zeichen dafür, dass viele Bewohnerinnen und Bewohner in den Gemeindebauanlagen durchaus bereit sind, sich aktiv einzubringen. Das werden wir unterstützen. Ich denke, dass uns das Mietermitbestimmungsstatut diese Möglichkeit bietet. Das möchte ich in Zukunft noch stärker mit Leben erfüllen und ich bin zuversichtlich, dass das auch von den Mieterinnen und Mietern so angenommen wird. 

Aber ich möchte jetzt zu Ihrer Anfrage kommen und sie Punkt für Punkt beantworten. 

Ich beginne gleich mit Punkt 1: Im Zusammenleben von Menschen gibt es natürlich immer Auffassungsunterschiede, die keine Besonderheit des Gemeindebaus sind und auch nicht zwangsläufig mit kulturellen Unterschieden zu tun haben. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch noch einige Begriffe klarstellen, um die Instrumente, die wir von Seiten der Stadt Wien eingesetzt haben, zu definieren und klarzumachen, warum wir glauben, dass diese Instrumente bei Meinungsverschiedenheiten, die es natürlich auch in Gemeindebauanlagen gibt, wirken können. 

Ich möchte da zum Beispiel bei der von Ihnen angesprochenen Mediation beginnen. Von Mediation spricht man immer dann, wenn ein freiwillig strukturiertes Verfahren zur Beilegung eines Konflikts mit Hilfe eines unabhängigen Dritten durchgeführt wird. Von interkultureller Mediation spricht man dann, wenn zusätzlich im Rahmen dieses Verfahrens interkulturelle Aspekte besonders berücksichtigenswert sind. 

Der interkulturelle Mediatoren-Pool, nach dem Sie mich in dieser Frage speziell angesprochen haben, wurde zusätzlich zu den vorhandenen Maßnahmen der Stadt Wien geschaffen, um die Konfliktlösungsarbeit der Gebietsbetreuungen zu unterstützen und zu ergänzen. In diesem Pool arbeiten hochqualifizierte Expertinnen und Experten, die neben der Mediationsausbildung und neben ihrer Mediationserfahrung zusätzliche Qualifikationen, wie etwa sprachliche Zusatzressourcen, einbringen. Die konkreten Aufgabenstellungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des interkulturellen Mediatoren-Pools sind zum Beispiel, jetzt nur exemplarisch aufgeführt, Mediation mit einem sehr hohen Eskalationsgrad - alle anderen Aufgaben werden ja schon von den Gebietsbetreuungen abgedeckt -, Mediation mit überwiegendem interkulturellen Aspekt, Mediation mit Spezialanforderungen, die nicht aus den Gebietsbetreuungs-Teams abgedeckt werden können, wie zum Beispiel Großgruppenmediation, wenn es um Probleme geht, die mehrere Menschen betreffen, beispielsweise eine ganze Stiege, wo es also eine Großgruppenmediation notwendig macht, Mediation von Veranstaltungen, die interkulturellen Charakter haben oder auf ein entsprechendes Publikum abzielen, aber zum Beispiel auch die Unterstützung von Hofgesprächen mit interkulturellem Aspekt, eine Maßnahme, die wir jetzt immer wieder gesetzt haben, wo die Möglichkeit besteht, im Hof des Gemeindebaus zusammenzukommen und gezielt Probleme und Fragen anzusprechen. Das zur Aufgabe des interkulturellen Mediations-Pools. 

Zu Punkt 2: Eine gerichtliche Räumungsklage stellt für Wiener Wohnen den letzten Schritt in einer Reihe von Maßnahmen dar, wenn es um Probleme des Zusammenlebens in einer Wohnhausanlage geht. Zunächst wird versucht, solche Themen durch Einschaltung der Gebietsbetreuung beziehungsweise durch Ermahnung des betroffenen Mieters zu lösen. Den Kündigungsgrund „Übertretung der Hausordnung" gibt es im Mietrechtsgesetz nicht. Solche Fälle werden im Regelfall wegen des Kündigungsgrunds „unleidliches Verhalten" oder "erheblich nachteiliger Gebrauch des Mietgegenstands" abgehandelt. 

Die Zahl der eingebrachten Kündigungen aus diesen Gründen betrug im Jahr 2006 insgesamt 123. Von Jänner bis September 2007 wurden nach den oben angeführten Kündigungsgründen bisher 77 Verfahren eingeleitet. Rund der Hälfte der Klagen wird durch ein unabhängiges Gericht stattgegeben. Das heißt, wir haben nicht die Möglichkeit, von Seiten Wiener Wohnen die Delogierungen vorzunehmen, sondern erst dann, wenn ein unabhängiges Gericht die entsprechenden Entscheidungen trifft. 

Zu Punkt 3: Grundsätzlich ist eine Videoüberwachung nur dort angebracht, wo dieses Instrument auf Grund bisheriger strafrechtlich relevanter Vorkommnisse als sinnvolles Mittel zur Eindämmung und Prävention geeignet ist. Entscheidend dabei ist, dass die Örtlichkeiten in Abstimmung mit der Behörde sowie mit den Mieterinnen und Mietern und selbstverständlich unter Wahrung der Privatsphäre festgelegt werden. Letztlich hat die Videoüberwachung neben der Möglichkeit der Aufklärung von Straftaten auch eine sehr starke Präventivwirkung, wodurch sich auch die Aufwendungen für die Schadensbehebungen reduzieren werden.

Eine flächendeckende Videoüberwachung ist weder notwendig noch sinnvoll noch ökonomisch, auch nicht technisch umsetzbar und überdies auf Basis der geltenden Rechtslage nicht zulässig. Ich habe dies auch schon in einigen Interviews in den Medien dargestellt. Wir haben ja einen Antrag bei der Datenschutzkommission laufen. Ich bin überall dort für Videoüberwachung, wo es in Abstimmung mit den Mieterinnen und Mietern gewünscht wird und wo es besonders exponierte Bereiche in einer Wohnhausanlage gibt, ich sage zum Beispiel, in Tiefgaragen, Müllräumen, überall dort, wo auch Vandalenakte verstärkt auftreten. Es darf aber nicht der Eindruck entstehen, dass durch eine solche Videoüberwachung die Privatsphäre der Mieterinnen und Mieter beeinträchtigt ist. Beispielsweise im Gangbereich, wo kontrollierbar ist, wer zu welchem Zeitpunkt in welche Wohnung geht, würde ich solche Maßnahmen nicht zulassen und akzeptieren. Aber überall dort, wo verstärkte Gefahrenmomente bestehen, ist das in Ausnahmefällen zweifellos ein sinnvolles Instrument. 

Zu Punkt 4: Ein Kontrollamtsbericht liegt, wie von den gefertigten Gemeinderäten der FPÖ richtig angemerkt wurde, nicht vor. Derzeit. Unabhängig davon ist es entsprechend den Bestimmungen der §§ 29 und 30 des GesmbH-Gesetzes auf Grund der Entwicklung, der Auftragslage und der damit einhergehenden wachsenden Mitarbeiterzahl notwendig, für die Wiener Wohnen HausbetreuungsgesmbH ab Anfang 2007 einen Aufsichtsrat einzurichten. Dieser Aufsichtsrat ist ein Kontrollorgan gegenüber der Geschäftsführung. Die Geschäftsführung hat daher dem Aufsichtsrat laufend zu berichten und wichtige Fragen zur Entscheidung vorzulegen. 

Zu Punkt 5: Vom Gemeinderat wurde bereits im April 2003 eine Sonderaktion Fernwärme genehmigt, auf Grund derer zu hundert Prozent die hausseitigen Investitionskosten, zum Beispiel die Fernwärmezuleitung zur Wohnhausanlage, mit einem nichtrückzahlbaren Zuschuss gefördert werden. Der wohnungsseitige Fernwärmeanschluss, das sind die Fernwärmezuleitungen innerhalb der Wohnhausanlage zu den einzelnen Wohnungen, wird mit einem nichtrückzahlbaren Einmalzuschuss in der Höhe von bis zu einem Drittel der Investitionskosten, je nachdem, ob von Kohle, Heizöl, Strom oder Gas auf Fernwärme umgestiegen wird, gefördert. 

Für die darüber hinausgehenden Kosten kann zusätzlich eine Förderung durch die Wohnbeihilfe in Anspruch genommen werden. Die konkrete Höhe ist vom Einkommen des Antragstellers oder der Antragstellerin sowie davon abhängig, ob auch andere Maßnahmen gefördert werden sollen. 

Beide Unterstützungen können bei der MA 50 beantragt werden.

Zu Punkt 6: Grundsätzlich beschränkt sich die Bindungswirkung von gerichtlichen Entscheidungen nur auf den im konkreten Fall entschiedenen Sachverhalt und bietet auch nur dafür Rechtssicherheit. Ob einzelne Entscheidungen darüber hinaus beachtlich sind, ist im Einzelfall zu prüfen. 

Zu Punkt 7: Ihre Forderung, eine Bankgarantie für die geleisteten Wohnbauförderungsmittel einzufordern, bringt grundsätzlich keine erhöhte Sicherheit für die Erwerber von geförderten Wohnungen, da damit nur die Wohnbauförderungsmittel der Stadt Wien, nicht jedoch die geleisteten Finanzierungsbeiträge der Erwerber abgesichert werden können. Eine Bankgarantie für die Finanzierungsbeiträge der Erwerber würde die Gesamtkosten um rund 0,5 bis 2 Prozent, also in nicht unbeträchtlichem Ausmaß, erhöhen. Diese zusätzlichen Kosten würden letzten Endes wiederum auf die Erwerber überwälzt werden. 

Angesichts der Tatsache, dass es in den letzten Jahren nur einen Konkursfall im Bereich des geförderten Wohnbaus gab und dort durch gemeinsame Anstrengungen aller Beteiligten, über die wir uns laufend unterhalten haben, der Schaden für die Erwerber in engen Grenzen gehalten werden konnte, scheint es nicht sinnvoll, diese Zusatzkosten für alle zukünftigen Bewohnerinnen und Bewohner in Kauf zu nehmen. 

Zu Punkt 8: Der Richtwert einer mietrechtlichen Normwohnung gemäß § 2 des Richtwertgesetzes beträgt derzeit 4,63 EUR. Wiener Wohnen nimmt von der Ermittlung von Zuschlägen generell Abstand und vereinbart zur Zeit 4,17 EUR. Mit diesem Verzicht auf die Zuschlagsermittlung sind Gemeindewohnungen daher keine Richtwertmietwohnungen. Als Konsequenz liegt Wiener Wohnen mit seinen Vermietungen im Schnitt noch immer 50 Prozent unter der Marktmiete. 

Die Vermietung von Wohnungen ohne Heizung oder Bad ist nicht zeitgemäß und entspricht laut Statut auch nicht dem Auftrag der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen. Liegt bei Rücknahme einer Wohnung Ausstattungskategorie B, C oder D vor, führt Wiener Wohnen daher in der Regel notwendige bauliche Maßnahmen durch, um Ausstattungskategorie A zu erreichen. Die Wiedervermietung erfolgt dann zu 90 Prozent des Richtwerts. Im Vergleich zur Situation bei der Rücknahme handelt es sich dann um eine baulich verbesserte und somit nicht mehr vergleichbare Wohnung. 

Der in der Anfrage verwendete Begriff „massive Verteuerung" ist daher schon mangels Vergleichbarkeit nicht zutreffend. Wiener Wohnen sichert mit der vereinbarten Miete in Höhe von 90 Prozent des Richtwerts den sozialen Charakter der Wiener Stadt- und Wohnungspolitik. Von den 936 000 Wohnungen in Wien gehören 146 000 zu den geförderten Mietwohnungen, darin nicht enthalten die geförderten Wohnungen von Wiener Wohnen. Für diese gelten die förderrechtlichen Mietzinsbestimmungen. 

Wiener Wohnen deckt mit seinen rund 220 000 Wohnungen einen weiteren großen Teil des Wohnungsangebots ab. Zur Beurteilung der sozialen Miete ist aber wohl der Vergleich mit dem Segment der Privaten, das heißt, ungeförderten Mietwohnungen, notwendig. Bei diesem dürfen Richtwertmietzinse mit Zuschlägen vereinbart werden. Es handelt sich dabei um den Marktpreis. Der Marktpreis beträgt in etwa das Doppelte des durch Wiener Wohnen vereinbarten 90-prozentigen Richtwerts. Die Arbeiterkammer bestätigt dies aktuell in ihrer Studie. Im Jahr 2004 wurde für Wien im Segment der privaten Mietwohnungen ein Durchschnittsrichtwertmietzins von 8,77 EUR und ohne Wohnungen des 1. Bezirks, die herausgerechnet wurden, weil sie untypisch für den Gesamtwohnungsbestand in unserer Stadt sind, von immerhin 8,16 EUR ermittelt. Dieser Preisunterschied bestätigt den sozialen Charakter der Vermietung der Gemeindewohnungen. 

Gleichzeitig ist aber auch darauf hinzuweisen, dass Wiener Wohnen seiner Verpflichtung zum Erhalt der Wohnhausanlagen auch in Zukunft nachkommen muss. Für eine kommunale Wohnhausverwaltung gilt in besonderem Maße auch die ordnungsgemäße Einhaltung aller vorgeschriebenen sicherheitstechnischen und baulichen Standards, auch wenn diese zunehmend Mehrkosten verursachen. Wiener Wohnen wird daher auch weiter im Rahmen seines sozialen Auftrags sicherstellen müssen, dass die für die Aufgabenerfüllung notwendigen Mittel durch Erträge aus den Mieteinnahmen gesichert sind. Eine Reduktion des Mietzinsniveaus ist aus diesem Aspekt ausgeschlossen. 

Derzeitige Situation: Für rund 155 000 Wohnungen von Wiener Wohnen werden weniger als 2,91 EUR Miete netto pro Quadratmeter und pro Monat vorgeschrieben. Für die restlichen rund 55 000 Wohnungen sind zwischen 2,91 und 4,63 EUR Miete netto pro Quadratmeter und pro Monat zu bezahlen. Lediglich bei 473 Woh-
nungen wird ein höherer Mietzins als 4,63 EUR pro Quadratmeter und Wohnung vorgeschrieben. Die vorgeschriebenen Mieten über 2,91 EUR pro Quadratmeter werden in aller Regel im Zuge des § 18, Entscheidungen betreffend Mietzinserhöhungen für Sanierungen in Wohnbauten, die nach der Wohnbauförderung 1964 beziehungsweise 1984 errichtet wurden, verrechnet. 

Zu Punkt 9: Nach bisherigem Rechtsverständnis können Betriebskosten keinen Bestandteil darstellen, der vom Bundeszweckzuschuss Wohnbauförderung finanziert werden darf, da dieser grundsätzlich nur für die Refinanzierung der Baukosten zur Verfügung steht. Das nennt man auch Zweckbindung. 

Bei Jungfamilien, kinderreichen Familien und alleinerziehenden Elternteilen wird bereits derzeit ein nicht zweckgewidmeter Fixbetrag in Höhe von 0,70 EUR pro Quadratmeter Wohnnutzfläche als Wohnungsaufwand anerkannt. 

Im Jahr 2006 wurden insgesamt 86,1 Millionen EUR für Wohnbeihilfe in Wien aufgewendet. Davon profitierten rund 55 000 Personen. Für viele dieser Bezieher und Bezieherinnen stellt die Wohnbeihilfe eine unverzichtbare Unterstützung bei der Finanzierung der Wohnbedürfnisse dar. 

Zu Punkt 10: In Umsetzung der EU-Richtlinie betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen ist es seit Jänner 2006 auch für diesen Personenkreis möglich, bei Wiener Wohnen um eine Gemeindewohnung anzusuchen. Im Hinblick auf die besondere rechtliche Voraussetzung der langfristigen Aufenthaltsberechtigung und die auf Grund dessen erforderliche enge Kooperation mit der MA 35 wurde beim Wohnservice Wien eine Anlaufstelle für diese Gruppe der Wohnwerber eingerichtet. Dort besteht auch die Möglichkeit, ein mehrsprachiges persönliches Beratungsangebot in diesem Zusammenhang in Anspruch zu nehmen.

Zu den beiden Punkten 11 und 12, die ich in der Beantwortung zusammen sehen und auch zusammen behandeln möchte, Folgendes: Das beschlossene Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz regelt die Voraussetzungen für Daueraufenthaltsberechtigte, nach denen sich ebenfalls die Bestimmungen zur Erlangung einer Gemeindewohnung richten. Eine darüber hinausgehende Reglementierung würde geltendem Recht, und hier möchte ich betonen, dass es sich hiebei sowohl um internationales als auch nationales Recht handelt, widersprechen. 

Als Vermieter definiert Wiener Wohnen die Voraussetzungen, unter denen ein Mietverhältnis mit einem Wohnwerber bei Verfügbarkeit einer entsprechenden Wohnung eingegangen werden kann: Vorliegen eines Wohnbedarfs und Erfüllung bestimmter so genannter Grundvoraussetzungen. Im Zuge dieses privatrechtlich ausgestalteten Verfahrens zum Abschluss eines Mietvertrags über eine Gemeindewohnung ist das Gleichbehandlungsgebot des Art 11 Abs 1 lit f der genannten Richtlinie einzuhalten. Das heißt, es müssen langfristig Aufenthaltsberechtigte gemäß der genannten Richtlinienbestimmungen wie eigene Staatsangehörige behandelt werden. Auch das ist ein Zeichen dafür, dass die Vergabe im Rahmen von Wiener Wohnen ganz klaren Bestimmungen und Richtlinien folgt und dass wir sehr streng darauf achten, dass all diese Bestimmungen und Richtlinien auch eingehalten werden.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der Dringlichen Anfrage. 

Ich eröffne die Debatte zu dieser Beantwortung, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr StR Herzog zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

StR Johann Herzog: Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde versuchen, mich bei der Antwort auf Ihre Beantwortungen kurz zu halten. Ich möchte einmal feststellen, dass Ihre Vergleiche mit anderen Städten interessant sind, aber dass man festhalten muss, wir leben nicht im Vergleich und die sozial minderbemittelten Schichten haben nichts davon, wenn man nur sagt, dass es in München noch teurer ist. Das hilft ihnen ja nicht. Wenn eine Alleinerzieherin ein Drittel bis 40 Prozent ihrer Eigenmittel und ihrer Einkünfte für Wohnungskosten aufbringen muss, dann ist das jetzt und hier ihr Problem und nicht in München, in Frankfurt oder Berlin. Das muss man ganz einfach einmal feststellen.

Die soziale Durchmischung ist eine interessante Sache, keine Frage, nur ist die Frage, wo die soziale Durchmischung aufhört. Soziale Durchmischung ist auch im Gemeindebau offensichtlich eine sehr unterschiedliche, denn in dieser IFES-Studie beziehungsweise in der Studie „ethnischer Wohnviertel" steht zum Beispiel, dass es große Unterschiede in der Konflikthäufigkeit in Bezug auf die Tatsache gibt, dass in großen Gemeindebauten beziehungsweise dort, wo mehr Ausländer oder Exausländer in diesen Gemeindebauten wohnen, die Konflikthäufigkeit größer gegeben ist. 

Interessant ist, und das möchte ich nur kurz anreißen, dass in der IFES-Studie etwas ganz Interessantes festgestellt wird, nämlich, dass die Frage der Zahl der Personen die entscheidende ist, ob in irgendeiner Form die Konflikthäufigkeit steigt oder nicht. Es wird nämlich bei IFES auf Seite 67 festgestellt, dass es zwei Sprünge nach der Zahl der Zuwanderer gibt. Liegt die bei unter 10 Prozent, dann ist die Ressortimenthäufigkeit mit 4 Prozent gering. Steigt sie zwischen 10 und 50 Prozent, dann schnellt es auf 15 Prozent hinauf. Der nächste Großsprung kommt dann über dieser Zahl. Wir haben natürlich in einer Reihe von Gemeindebauten und in allen möglichen Gürtelbauten und dergleichen mehr entsprechende Prozentsätze, die weit über diese 50 Prozent hinausgehen. Dort haben wir die Konflikte, von denen wir hier reden. 

Die Frage der Videoüberwachung möchte ich noch kurz beantworten. Es ist ja nicht so gedacht, dass wir heute und morgen eine Gesamtdurchleuchtung haben wollen, sondern dass eine sukzessive klare Ausweitung des Videos auf alle Gefahrenbereiche, Gefahrenzonen für die Mieter und vor allem für die Frauen, für die älteren Leute, die sich fürchten - Sie haben es zum Teil angesprochen -, in Kellerräumlichkeiten, in Eingangsbereichen, bei Müllsammelstellen und Ähnlichem mehr erfolgen soll. Ich glaube, dass das ein ganz wesentlicher Punkt wäre, wo man mit Druck dafür sorgen muss, dass fortgefahren wird.

Zu den rechtskräftigen Urteilen in Mietrechtsangelegenheiten: Wenn Sie sagen, das ist ein konkreter Fall und wir beziehen uns nur auf den Einzelfall selbst, ist das eine Selbstverständlichkeit, nur geht es ja nicht darum, dass Sie mir sagen, wie der gesetzliche Rahmen ausschaut, sondern es geht darum, dass Sie uns mitteilen, ob Sie bereit sind, in allen gleichgelagerten Fällen des Wohnhauses, wo ein Urteil ergangen ist, diese Dinge durchzuziehen. 

Die bisherige oft geübte Praxis der Gemeinde Wien liegt darin, dass in alle Instanzen durchjudiziert wird, in der Hoffnung, dass sich der Mieter oder die Mieterin das nicht leisten kann, was oft genug der Fall ist, und dann die Gemeinde Wien wieder die Nase vorn hat. Das gehört abgestellt. Wenn ein richtungsweisendes Urteil in einer grundsätzlichen Frage erfolgt ist, sollte der Großvermieter Gemeinde Wien bereit sein, dieses Urteil anzuerkennen und in allen gleichgearteten Fällen anzuwenden. (Beifall bei der FPÖ.)

Zum Richtwertzins: Es ist eine rein formalistische Feststellung, dass es kein Richtwertzins sei, wenn er sich auf 90 Prozent des Richtwerts bezieht. Es ist gar keine Frage, dass eine massive Erhöhung des Mietzinses erfolgt ist, wenn der Mietzins von 3,13 EUR auf 4,18 EUR, also um ein gutes Drittel, hinaufgegangen ist. 

Dass Sie jetzt versprechen, die Zuschläge nicht einzubeziehen, glaube ich Ihnen schon, nur glauben wir Ihnen nicht, dass das für die Zukunft gilt. Denn genauso hat Ihr Vorgänger versprochen, dass am Kategoriezins für die A-Wohnungen festgehalten wird und jetzt haben wir bereits 90 Prozent des Kategoriezinses. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis die Zuschläge von der Gemeinde Wien ebenfalls einbezogen werden.

Natürlich sind jetzt die Wohnungen noch relativ kostengünstig, keine Frage, aber nur deswegen, weil diese Mieterhöhung auf leisen Pfoten erfolgt. Sie erfolgt dadurch, dass bei den Neuvermietungen, die natürlich nicht alle 220 000 Gemeindewohnungen auf einmal betreffen, der erhöhte Zins eingehoben wird. Das heißt, es dauert einige Jahre, bis hier ein massives Durchdrücken des erhöhten Mietzinses spürbar und bemerkbar sein wird. 

Hier wäre klar festzustellen, dass ein Bruch des Versprechens der SPÖ von vor der Wahl glatt durchgeführt wurde. Man hat glatt vergessen, dass von Faymann und vom Bürgermeister versprochen wurde, am Kategoriezins für die Wohnungen festzuhalten. Das Gegenteil ist geschehen. Damit hat irgendwo, muss man schon feststellen, die Sozialistische Partei die Idee und den Gedanken des sozialen Wohnbaus des alten Roten Wiens der Ersten Republik aufgegeben und sonst nichts, wenn sie den Gemeindebau auf leisen Pfoten in 10, vielleicht erst 15 Jahren, aber letzten Endes mit sämtlichen anderen Wohnformen, wie sie in dieser Stadt existieren, gleichschaltet. 

Zu den Betriebskosten und dem Hauptmietzins: Ich glaube, dass es selbstverständlich so ist, dass die Zweckgebundenheit der Mittel, die hier überwiesen werden, durch den Finanzausgleich gesetzlich vorgesehen ist. Aber es ist der Gemeinde Wien unbenommen, wie es schon zum Teil geschieht, einen nicht zweckgebundenen Betrag für die gesamten Betriebskosten für diesen Personenkreis, der sozial bedürftig ist, aufzuwenden und diesen Weg zu gehen. Ich glaube, nachdem bereits ungefähr 70 Cent gegeben werden, die Gesamtkosten pro Quadratmeter Betriebskosten einmal mit 25 ATS festgesetzt wurden, aber wahrscheinlich wird es sich steigern, somit in etwa mit 2 EUR pro Quadratmeter anzusetzen sind, wäre dieser übersteigende Betrag noch in die Betriebskostenrückerstattung und in die Subjektförderung einzubeziehen. Ich glaube, es wäre ein ganz wichtiger Weg, wenn die Sozialistische Partei zum Schutze der sozial Schwachen, der AlleinerzieherInnen, der Arbeitslosen und der Senioren und Seniorinnen diesen Weg beschritte! (Beifall bei der FPÖ.)

Wie reagiert Wiener Wohnen auf die EU-Richtlinie? Dazu kann ich nur sagen, Sie haben sich auf den Rechtsstandpunkt der EU-Richtlinie als solche zurückgezogen. Das kann aber nicht ausreichend sein. Der Abg Swoboda, immerhin, glaube ich, ist er stellvertretender Fraktionsobmann der Sozialdemokraten im Europaparlament, hat seiner Partei und Wien dringend empfohlen, in Verhandlung mit der EU Veränderungen im Sinne einer Quotenregelung zu erreichen. Das wurde von Wien bisher nicht gemacht, wobei klar ist, dass es Wien nicht allein machen kann, sondern nur in Zusammenarbeit mit der Bundesregierung, weil es natürlich eine gesamtstaatliche Verhandlungsmasse wäre. 

Genauso wäre es notwendig, und das ist durch die EU-Richtlinie festgesetzt, dass jemand, der oder die ein paar Jahre in Wien wohnt und dem oder der wir ein Geschenk von eineinhalb bis zwei Millionen Schilling in Form einer Wohnung überreichen, Integrationserfordernisse erfüllen muss. Das wäre eine Forderung, die noch das Einfachste von allen ist. Das ist durch die EU-Richtlinie gedeckt, wo in Artikel 5 gefordert wird: „Die Mitgliedsstaaten können von Drittstaatsangehörigen verlangen, dass sie Integrationsanforderungen gemäß dem nationalen Recht erfüllen." Das würde also heißen, die Republik Österreich muss gemeinsam mit der Gemeinde Wien entsprechende Voraussetzungen gesetzlicher Natur für die Durchführung von Integrationsmaßnahmen, zum Beispiel verpflichtende Sprachkenntnisse, setzen. Das ist die Voraussetzung, dass ein Zuwanderer aus der Dritten Welt, der hier einmal fünf Jahre lang ist und sich wahrscheinlich eh bereits einiges von Österreich finanzieren hat lassen, dieser Mann oder diese Frau, im Stande ist, Mindesterfordernisse einer Integration als Vorleistung für ein Massengeschenk der Steuerzahler, die nichts davon haben, zu bieten. Das wäre eine Grundvoraussetzung, die wir von Menschen, die zu uns kommen, verlangen können! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Vielleicht sollte ich mit der sehr einfachen Korrektur anfangen, dass die Anmietung einer Gemeindewohnung kein Geschenk ist, geschweige denn ein Geschenk von eineinhalb bis zwei Millionen Schilling, sondern dass es eine Mietwohnung ist. (StR Johann Herzog: Das hat der Steuerzahler bezahlt!) Vielleicht sollte man nach der Rede von den Freiheitlichen mit den Basics anfangen, um auf die Unterschiede zwischen einer Mietwohnung und einer Eigentumswohnung hinzuweisen. (StR Johann Herzog: Die Mietwohnung wurde mit Steuergeld bezahlt und wird auch zugewiesen!) - Mit dem Steuergeld haben Sie ausnahmsweise recht. 

Was Sie uns aber die ganze Zeit in Ihren Reden unterschlagen, ist, dass diese Leute, um die es hier geht, entweder österreichische Staatsangehörige oder Drittstaatsangehörige sind, die seit mindestens fünf Jahren legal hier leben, hier arbeiten und hier auch Steuern zahlen. Überraschung, Überraschung! Sie zahlen auch Steuern! Stellen Sie sich das vor! Mit diesen Steuern, die sie zahlen, finanzieren sie die Gemeindewohnungen auch mit. Große Überraschung für die Freiheitlichen, die immer so tun, als wären diese Leute, um die es geht, die in Gemeindebauwohnungen wohnen, ausgenommen von einer Steuerpflicht, was uns eigentlich neu wäre! Oder kennen Sie so eine Bestimmung? Wenn es die gibt, würde sie mich auch interessieren. Vielleicht können Sie mich dazu unterrichten. 

Ich teile viele Punkte in Ihrer Dringlichen Anfrage nicht, trotzdem möchte ich unterstreichen, dass die Punkte 11 und 12 ganz klar zu hundert Prozent rechtswidrig sind. Was Sie da verlangen, nämlich ein Nachweis so genannter weitgehender Deutschkenntnisse und eine Quotenregelung zwecks Begrenzung der Vergabe, ist eindeutig rechtswidrig und verstößt gegen das EU-Recht! (StR Johann Herzog: Nein! Das steht drinnen!) Der amtsführende Stadtrat hat es vorhin auch angesprochen, da ist eben von Gleichbehandlung und nicht von Diskriminierung, wie Sie sie vorschlagen, die Rede. (StR Johann Herzog: Lesen Sie sich die Richtlinie durch!)

Außerdem ist Ihre Sprache relativ verräterisch, würde ich sagen, weil Sie davon sprechen, dass es eine Quotenregelung zwecks Begrenzung der Vergabe geben soll. Also Ihr Ziel ist nicht, es soll derjenige oder diejenige eine Gemeindewohnung bekommen, der oder die diese auch braucht, sondern diese Gruppe, die Sie nennen, nämlich Menschen mit nichtdeutscher Muttersprache und ohne österreichische Staatsbürgerschaft, soll sozusagen ausgegrenzt werden und es soll darauf geschaut werden, dass die möglichst keine Gemeindewohnungen bekommt. Das ist genau Ihr Anliegen! (StR Johann Herzog: Das ist nicht die Masse der Wienerinnen und Wiener!)

Noch ein Hinweis auf einen Widerspruch in Ihrem Denken: Sie hauen die Menschen mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft und die Eingebürgerten ständig in einen Topf, weil Sie ja ein ethnisches Denken haben und weil Sie sich denken, wer einmal nicht Österreicher war oder nicht als Österreicher auf die Welt gekommen ist, wird nie Österreicher sein. (StR Johann Herzog: Das ist falsch! Das bezieht sich nur auf die Drittstaatsbürger! Das steht überall drinnen!) Das ist Ihr Denken, weil Sie ständig davon sprechen, dass es Sie im Prinzip stört, dass auch so genannte Neo-Österreicher im Gemeindebau Wohnungen finden. Das würden Sie sehr gerne unterbinden. (GR Mag Dietbert Kowarik: Wenn sie Deutsch sprechen, ist das schon in Ordnung!) Ich denke mir, Ihre Forderung nach dem Nachweis weitgehender Deutschkenntnisse zielt genau darauf ab. 

Auf jeden Fall sind die Punkte 11 und 12 Ihrer Dringlichen Anfrage ganz klar rechtswidrig. (GR Mag Dietbert Kowarik: Wie kann eine Dringliche Anfrage rechtswidrig sein?) Allein aus diesem Grund kann einem allfälligen Antrag nicht zugestimmt werden! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Klar ist, dass es mehr Mediation und Sozialarbeit in Gemeindebauten braucht. Das sagen die GRÜNEN darum auch die ganze Zeit. Beispielsweise haben wir das auch vor zwei Jahren der Wiener SPÖ konkret gesagt, als wir gesagt haben, dass es viel mehr Menschen braucht, die mehrere Sprachen können und die für Mediationsgespräche im Gemeindebau eingesetzt werden können. Ganz typisch war die Antwort, die wir von der SPÖ bekommen haben: „Brauchen wir nicht, tun wir eh." 

Ein Jahr später, siehe da, macht StR Ludwig mit StRin Frauenberger eine Pressekonferenz, wo sie genau diese Idee vorstellen, diese Forderung, mit der die GRÜNEN an die SPÖ herangetreten sind, und sagen, wir brauchen mehr Mediation im Gemeindebau und die Wiener SPÖ sorgt jetzt dafür. Ich würde sagen, ein typischer Ideenklau. In akademischen Zirkeln nennt man das geistigen Diebstahl, wie wir wissen. (GR Dr Harald Troch: Aber das hat doch der Integrationsfonds schon gemacht! Das ist doch kein Diebstahl! Beschäftigen Sie sich einmal damit, was der Integrationsfonds macht!) - Die GRÜNEN haben es auch schon vor dem Integrationsfonds gesagt. (GR Karlheinz Hora: Wie lange gibt es die GRÜNEN denn schon? Die Bezirksgruppe feiert Ihren 20. Geburtstag!) 

Worauf ich hinaus will, ist, eines der Probleme ist, dass die Wiener SPÖ den Kopf sehr lange in den Sand steckt und bei allen Vorschlägen, die von der Opposition kommen, sagt: „Brauchen wir nicht, machen wir schon, ist alles leiwand, ist alles super." Das war auch das Argument, als wir gesagt haben, es braucht mehr Mediation und mehr Sozialarbeit im Gemeindebau. Das Gleiche passiert übrigens auch auf Bezirksebene. Ich kann Ihnen davon berichten, weil ich vor genau zwei Tagen in einem Gemeindebau war, den die SPÖ wahrscheinlich als Problemgemeindebau mit vielen Migranten bezeichnen würde.

Es ist dies ein Gemeindebau, wo allerdings die Mieter und Mieterinnen nicht argumentieren wie die FPÖ, die sagen würde, das einzige Problem sind die Migranten und Migrantinnen, sondern sie beschweren sich über die Müllsammelstelle, dass es zu wenige Müllcontainer gibt, dass es in der Nähe keinen Grünraum gibt, dass die Kinder im Innenhof spielen, was wieder Probleme nach sich zieht, weil manche Mieter sich beschweren, und so weiter und so fort.

Und was ist im 12. Bezirk passiert? - Die GRÜNEN im 12. Bezirk haben im Dezember 2006 einen Antrag gestellt für mehr Mediation. Siehe da: Dieser Antrag wurde von der Bezirks-SPÖ abgelehnt mit dem Argument: Brauchen wir nicht! - Und akkurat in der nächsten Sitzung der Bezirksvertretung hat die SPÖ einen leicht umgewandelten Antrag eingebracht, der dem Antrag der GRÜNEN ziemlich ähnlich war und in dem gesagt wurde: Wir verlangen eine Umfrage für die Umgestaltung der Müllsammelstelle! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ein bisschen kleinkariert, das Ganze!) - Das Ganze ist überhaupt nicht kleinkariert, weil es so war, dass ein SP-Bezirksrat dort aufgetaucht ist, kurz mit ein paar Leuten gesprochen hat und dann in der Bezirksvertretungssitzung gesagt hat: Es gibt dort kein Problem! Ich war dort! Wir brauchen keine Mediation! Wir werden eine Umfrage durchführen für die Umgestaltung der Müllsammelstelle! - Und vor zwei Tagen habe ich von meinem Kollegen von den GRÜNEN erfahren, dass er auf Anfrage erfahren hat, die Bezirks-SPÖ hätte inzwischen diese Umfrage zur Umgestaltung der Müllsammelplätze durchgeführt. Überraschung: Die meisten Mieter und Mieterinnen haben das gar nicht mitgekriegt! - Also fragen wir uns: Was für eine Umfrage unter Mietern und Mieterinnen war das, die Mieter und Mieterinnen gar nicht mitkriegen?

Das Problem ist, dass die SPÖ so argumentiert und sowohl in Richtung FPÖ als auch in Richtung ÖVP als auch in unsere Richtung, in Richtung der GRÜNEN sagt: Brauchen wir alles nicht, denn in Wien ist alles super! Machen wir alles, Mediation machen wir auch! – übrigens mit ganzen 22 mehrsprachigen MediatorInnen für 220 000 Gemeindewohnungen in Wien, also ein bisschen wenig für relativ viele Konflikte. Wobei hier nicht behauptet wird, dass jeder Gemeindebaumieter eine Mediation brauchen würde - das behauptet niemand, denn das wäre ein Blödsinn. Allerdings wird auch die SPÖ, wenn sie vernünftig ist und Scheuklappen ablegt, einsehen müssen, dass 22 MediatorInnen gegenüber 220 000 Gemeindewohnungen verschwindend wenige sind. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ja ein falscher Vergleich!) Es löst also kein Problem, ständig alles schönzureden, wie die SPÖ das macht.

Zweiter Problembereich: Anfragen und Wünsche an Wiener Wohnen. - Mir wurde zum Beispiel wiederholt gesagt, wenn man als Gemeindebaumieter bei Wiener Wohnen anruft und sich über irgendwelche Missstände beschwert und sagt, dass man Veränderungen haben will, bekommt man mitunter die Antwort: Na ja, wenn es Ihnen dort nicht passt, können Sie ja ausziehen! (GRin Nurten Yilmaz: Das behauptet jede Person, die ...?!)

Das behauptet nicht jeder, das behaupten aber leider relativ viele Menschen. Und siehst du, das ist genau die Haltung, die ich kritisiere und die nicht nur ich und nicht nur wir kritisieren – du kannst dich gerne zum Wort melden und dann dagegen argumentieren –, sondern es wird von vielen kritisiert (GR Dr Kurt Stürzenbecher: ... Pauschalierungen! ... nicht bewiesen!), dass von der SPÖ ständig gesagt wird: Alles leiwand, alles super!, und dass, wenn Wiener Wohnen die Leute am Telefon zusammenschimpft und sagt: Na, wenn es dir nicht passt, dann zieh halt aus!, gesagt wird, dass das alles kein Problem sei. - Es gibt ein Problem, und ich glaube, die Wiener SPÖ sollte langsam beginnen, sich damit zu beschäftigen. Es geht nicht um Inländer versus Ausländer, es geht darum, dass die Stadt Wien sich mitunter zu wenig um Mieter und Mieterinnen dieser Stadt kümmert! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Dasselbe Wiener Wohnen übrigens, das mir persönlich vor dem Sommer auf Anfrage, ob auch StaatsbürgerInnen, die nicht den österreichischen Pass haben, aber seit mehr als fünf Jahren legal hier leben, eine Gemeindewohnung beantragen können, mehrmals am Telefon erklärt hat: Nein, können sie nicht, man muss österreichischer Staatsbürger sein. - Ich habe meinen Ohren nicht getraut. Ich habe deshalb selbst angerufen, weil ich im Juni mehrere Anrufe bekommen habe von Leuten, die genau das behauptet haben, dass sie diese Information bekommen haben. Ich habe dann selbst angerufen, übrigens an mehreren Tagen und mehrmals, und habe immer diese Info bekommen: Nein, sie brauchen den österreichischen Reisepass!, was eine falsche Information ist. 

Auch da müsste sich die SPÖ etwas überlegen, wenn eineinhalb Jahre nach dem Inkrafttreten der EU-Richtlinie zur Gleichbehandlung von niedergelassenen Drittstaatsangehörigen die zuständige Stelle der Stadt Wien, nämlich Wiener Wohnen, mehrmals und wiederholt und tagelang Menschen in dieser Stadt falsch informiert. Da muss sich die Stadt Wien fragen, ob sie unfähig ist, Wiener Wohnen und die MitarbeiterInnen von Wiener Wohnen entsprechend zu schulen, sodass sie fähig sind, Menschen auch richtige Rechtsinformationen zu geben, oder ob die Stadt Wien nicht willens ist, diese EU-Richtlinie umzusetzen. Entweder – oder, würde ich sagen, wobei eines fast schlimmer ist als das andere. Ich wüsste gar nicht, sollte ich das entscheiden können, was ich da nehmen würde.

Zusammenfassend: Es wird keine Überraschung sein, dass wir den Großteil dessen, was in der Dringlichen Anfrage der FPÖ steht, vor allem, was die Hetze von Menschengruppen gegeneinander betrifft, ablehnen. 

Es ist aber auch wichtig, dass die Stadt Wien vorhandene Probleme beim Wohnen ernst nimmt und endlich wahrnimmt. (GRin Nurten Yilmaz: Darauf können Sie sich verlassen!) Solange die Stadt Wien sagt: Wiener Wohnen - alles leiwand!, auch wenn Wiener Wohnen falsche Auskünfte gibt, solange sie sagt: Gebietsbetreuungen - alles leiwand, ganze 22 Menschen, die mehrere Sprachen beherrschen, und die Betreuung von Konflikten in Gemeindebauten!, solange sie sagt: Müllsammelplätze - alles leiwand, wir machen eine Umfrage und wir machen diese so, dass die Wiener, die Mieterinnen und Mieter davon gar nichts mitkriegen!, so lange wird sich in den Gemeindebauten – und jetzt aufmerksam herhören, die SPÖ! -, und zwar auch unter roten Wählerinnen und Wählern, sehr viel Unmut aufstauen, und das ist jetzt schon der Fall. Und ich glaube, es ist nicht nur nicht zielführend, an die Menschen von Wahlgang zu Wahlgang Zuckerl zu verteilen, damit sie die Roten wieder wählen. Wenn man die Probleme in dieser Stadt ernst nimmt und wenn man das Zusammenleben in dieser Stadt ernst nimmt, ist es wichtig, die Gebietsbetreuungen entsprechend aufzustocken, mit viel mehr mehrsprachigen Mediatoren und Mediatorinnen, mit viel mehr Sozialarbeit, denn dann könnte man jener Politik der FPÖ, wie sie seit Jahren stattfindet, den Boden entziehen. (GRin Nurten Yilmaz: Das glauben Sie aber nicht!) 

Solange die Sozialdemokratie nicht das versucht, sondern immer alles nur schönredet und die klassische Antwort auf jede Kritik immer nur ist: Brauchen wir nicht!, oder: Machen wir ohnedies!, aber man es nicht macht, wird das so weitergehen. (GRin Nurten Yilmaz: Das wird gemacht! Seien Sie ein bisschen ...!) Dann wird es aber auch nichts nützen, wenn Bgm Häupl wieder einmal sagt, wir müssen die Oberhoheit über die Stammtische zurückerobern. Diese Oberhoheit wird dann nicht zurückzuerobern sein, weil die FPÖ in diesem Punkt Dinge anspricht, wo Menschen glauben, die FPÖ hätte die Lösungen dazu. Aber solange die SPÖ und die Stadt Wien auch keine Lösungen dazu entwickeln, wird das eine weitere Wunde sein, und ich fürchte, diese Wunde könnte dann auch noch größer werden. Und sagt uns dann bitte nicht, ihr wundert euch, dass die FPÖ so viel Zulauf hat! - So viel Zulauf hat sie großteils wegen der fehlenden Sozial- und Integrationspolitik der Stadt Wien. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Für die 220 000 Wohnungen und Wohneinheiten, die die Stadt Wien im Eigentum hat, ist als Unternehmen die Stadt Wien, Wiener Wohnen, verantwortlich. Zweck dieser Unternehmung ist die Bereithaltung und Schaffung von einem modernen Standard entsprechenden Mietwohnungen für einkommensschwächere, wohnungsbedürftige Personen und Familien. Im Statut der Unternehmung, Artikel I § 2, wird ja auf die Errichtung, die Sanierung und die Bewirtschaftung der städtischen Wohnhäuser hingewiesen. Wie der Umgang mit den Kunden, den Mieterinnen und Mietern erfolgen soll, steht nicht im Statut. Im klassischen Gemeindebau, dort, wo der Hausherr „Gemeinde Wien" heißt, wohnen mehr als 400 000 Menschen. Sie alle sind Kundinnen und Kunden dieser Stadt. 

Wie schaut nun der Umgang von Wiener Wohnen mit seinen Kundinnen und Kunden wirklich aus? - Berichte aus erster Hand lassen immer mehr vermuten, dass die Organisation mit den Problemen und Anforderungen ihrer Kunden nicht mehr zurechtkommt. Es gibt immer mehr Beschwerden der Mieterinnen und Mieter darüber, wie man mit ihnen umgeht: Unfreundlichkeiten beim Callcenter, keine Rückrufe und Informationen der Anrufer, oder einfach die Überlastung der Mitarbeiter bei Wiener Wohnen sind an der Tagesordnung. So beispielsweise, wenn auf eine Beschwerde betreffend die Frage der Einhaltung der Hausordnung die Antwort eines Mitarbeiters etwa lautet: Wir tun uns das gar nicht an zu versuchen, dass sie eingehalten wird; wenn Ihnen etwas nicht passt, dann können Sie ja ausziehen! – Ich verweise da auf die Ausführungen von Kollegin Korun von vorhin. Diese Worte hört man öfters! Das ist alles andere als motivierend für die Kunden von Wiener Wohnen.

Kommen wir nun zu den Betriebskosten von Wiener Wohnen: Abgesehen davon, dass die Betriebskosten nicht als Basis für die Mietbeihilfe herangezogen werden, steigen diese vor allem durch die Gebührenpolitik der SPÖ. Als kleines Beispiel lassen Sie mich auf die Preissteigerungen 2006 und 2007 hinweisen: Kosten für die Müllabfuhr: plus 19,5 Prozent; Kosten für Strom: plus 5 Prozent ab 1.3.2006, und ab 1.1.2007 plus 6,3 Prozent; Gas: ab 1.2.2006 plus 17 Prozent, und die Erhöhung der reinen Energieabgabe betrug sogar 37 Prozent; Kosten für Abwassergebühren: plus 28 Prozent. Ich darf nur auf den Anstieg der allgemeinen Kosten im Bereich der Betriebskosten mit 4,3 Prozent in Wien hinweisen - der Verbraucherpreisindex ist in dieser Zeit nur um 3,7 Prozent angestiegen. Gar nicht zu reden von der Erhöhung des Fahrscheintarifs um bis zu 13,3 Prozent oder der Parkgebühren um 50 Prozent! Mit der automatischen Erhöhung der Tarife greifen Sie nochmals regelmäßig kräftig in die Brieftaschen der Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der ÖVP.)

Zurück zu den Betriebskosten. Man kann nur sagen: Danke, SPÖ! - Bei Wiener Wohnen kommt es vermehrt zu Fehlabrechnungen bei den Betriebskosten. Mit einer funktionierenden Kontrolle, die als Aufgabe für die Mieterbeiräte vorgesehen ist, gibt es immer öfter Streit und Hader. Die größer werdenden Zahlen an Schlichtungsstellenverfahren oder § 18-Verfahren weisen auf immer größer werdende Probleme hin. Dazu kommt noch, dass kaum mehr ein Gemeindebau Rücklagen hat, sodass es im Fall einer Renovierung und Sanierung zu eklatanten Mietsteigerungen über die nächsten zehn Jahre kommt. 

Die Betriebskosten, aber auch die Kosten für Wiener Wohnen, werden immer öfter zu wenig kontrolliert. Aussagen eines Werkmeisters, der sagt, dass es kaum mehr möglich ist, die vielen Rechnungen zu kontrollieren, nämlich effizient zu kontrollieren betreffend den Leistungsumfang, öffnet Tür und Tor für unkorrektes Handeln auf jeder Ebene.

Jetzt zur Besiedlungspolitik der Gemeindebauten durch die Stadt Wien. - Viele Jahre lang wurde für Migranten erst nach der Erlangung der österreichischen Staatsbürgerschaft der Gemeindebau geöffnet. Infolge der EU-Richtlinie betreffend Drittstaatsangehörige steht jetzt der Gemeindebau auch Migranten ohne österreichische Staatsbürgerschaft offen. Konflikte zwischen Neo-Österreichern mit Migrationshintergrund und alteingesessenen Bewohnern sind in den Gemeindebauten an der Tagesordnung. Das Schussattentat auf den achtjährigen türkischen Buben war da nur ein sehr einprägsames Beispiel. Die bisherigen Bewohnerinnen und Bewohner des Gemeindebaues sehen sich immer mehr als Bürger zweiter Klasse. Aussagen von Mitarbeitern von Wiener Wohnen, die lauten - wie schon vorher erwähnt -: Wenn Ihnen etwas nicht passt, können Sie ja ausziehen!, tragen nicht zum gemeinsamen Wohl aller im Gemeindebau Wohnenden bei. 

Viele Jahre hat die SPÖ-Wien den Gemeindebau als ihre Spielwiese betrachtet, wo mit Hilfe von Hausbesorgern oder SPÖ-Funktionären die Welt für die SPÖ in Ordnung war. Jetzt, wo viele Konflikte gleichzeitig aufbrechen, jetzt brennt der Hut! Anzuerkennen ist, dass beispielsweise die Gebietsbetreuung aufgestockt wird, um mit Konflikten besser umzugehen. Misstrauen und Angst sind im Gemeindebau häufig anzutreffen. Hier fehlt es am Konfliktmanagement der Stadt Wien und von Wiener Wohnen. 

Der ORF-Bericht vom letzten Sonntag im „Österreich-Bild" zeigt vielleicht einen Weg, wie das Zusammenleben im Gemeindebau funktioniert oder funktionieren könnte. Bisher fehlt mir aber ein durchgehendes Konzept, wie mit diesen Konflikten im Gemeindebau umgegangen werden soll. Es schiene mir auch notwendig, das Mitbestimmungsstatut zu reparieren. Dieses neue Mitbestimmungsstatut wäre wichtig, ebenso wie eine Neudefinition des Umgangs von Wiener Wohnen mit seinen Kundinnen und Kunden, den Mietern. 

Die ÖVP hat im Juli ein 10-Punkte-Programm für mehr Sicherheit und Sauberkeit in den Wohnhausanlagen der Stadt Wien vorgelegt. Dies wäre ein erster Schritt zum besseren Zusammenleben im Gemeindebau. In diesem Konzept sind folgende Punkte enthalten:

Erstens: Der Kampf gegen die Verunreinigungen. Zweitens: Der Service von Wiener Wohnen ist neu zu organisieren. Drittens: Die Reinigungsintervalle sind zu intensivieren; zweimaliges Reinigen ist offensichtlich zu wenig, nämlich Reinigen durch die Hausbetreuungs GmbH. (GRin Nurten Yilmaz: Die Hausmeister habt ihr abgeschafft!) - Wir haben das Konzept des „Hausbesorgers neu", und diesen „Hausbesorger neu", den können Sie heute schon einführen, Frau Kollegin Yilmaz. 

Der vierte Punkt: Die Hausordnung. Sie geben für Wiener Wohnen eine Hausordnung heraus. Kein Mensch kümmert sich darum, dass diese Hausordnung auch durchgesetzt wird. Das ist so, wie wenn man ein Papierl einfach hat, und das gilt nichts! (Beifall bei der ÖVP.)

Bei dieser Hausordnung, die man durchaus durchsetzen muss, könnte man ein Punktesystem einführen, um diese Durchsetzung besser zu überprüfen.

Fünftens: Die Eigeninitiative der Mieter ist zu fördern. Ich denke nur etwa daran: Wenn jemand zum Beispiel Bäume setzt, dann gehen diese einfach in das Eigentum von Wiener Wohnen über, und kein Mensch kümmert sich mehr um diesen Baum. Und wenn der Betreffende sich um seinen Baum kümmern will, dann sagt Wiener Wohnen: Der gehört ja uns, das geht dich nichts an!

Der sechste Punkt, das ist eben dieser „Hausbesorger neu" - da haben Sie jede Möglichkeit, heute schon diesen Hausbesorger wieder einzuführen (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist doch die blanke Unwahrheit!) -: natürlich mit eigenem Statut, ohne Kündigungsschutz. Das gibt jede Möglichkeit, die die Stadt Wien beziehungsweise Wiener Wohnen heute schon ergreifen kann. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Dr Kurt Stürzenbecher.) - Wenn Sie sich nicht trauen, Herr Kollege Stürzenbecher, tut es mir leid, aber können tut ihr das!

Wir haben auch die Videoüberwachung gefordert. Es freut uns, dass diese Videoüberwachung punktuell, dort, wo es notwendig ist - in dunklen Gängen, unübersichtlichen Bereichen - mit Zustimmung der Mieterinnen und Mieter gemacht werden kann. 

Wir haben die „Mieterbeiräte neu" gefordert. Auch hier freut es uns, dass der Herr Stadtrat auf einem guten Weg ist, den Mieterbeiräten bessere Informationsmöglichkeiten an die Hand zu geben. Nur fehlt mir wirklich auch hier ein stringentes Konzept, das die Mieterbeiräte deutlich aufwertet. Ich habe nämlich immer das Gefühl, dass diese Mieterbeiräte als feindliche Mieterbeiräte gesehen werden, wenn eben hinterfragt wird, warum in einzelnen Fällen doppelte Betriebskosten abgezogen worden sind et cetera. 

Der vorletzte Punkt ist der Ausbau der Gebietsbetreuung. Hier wurde etliches schon angekündigt. Ich glaube, bei der Gebietsbetreuung sind wir alle auf einem guten Weg, aber es fehlt einfach noch an zusätzlichen Mitteln, und es gehört die fremdsprachige Betreuung noch weiter ausgebaut. Meine Kollegin von den GRÜNEN hat es bereits vorher gefordert.

Und schlussendlich auch eine verstärkte Kooperation mit den Sicherheitskräften - dies wird sicher auch notwendig sein, um gewisse Unzukömmlichkeiten im Gemeindebau hintanzuhalten. 

Wir sagen Ja zu einer Neudefinition des Umgangs aller Beteiligten im Gemeindebau: der so genannten Altbewohner, der neu Hinzugezogenen, der Verwaltung von Wiener Wohnen und der Einrichtungen der Stadt Wien. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei dieser Dringlichen Anfrage wird auf, ich würde sagen, demagogisch gar nicht ungeschickte Art Wahres mit Halbwahrem und Falschem durcheinander gemischt. Das ist ja auch eine Strategie: Man knüpft an ein paar Sachen an, die stimmen; dadurch erhofft man beim oberflächlichen Leser, dass dieser sagt: Ja, stimmt eh! - Dann kommt irgendetwas Halbwahres dazu, und dann absolute Unwahrheiten beziehungsweise Pauschalierungen. Das ist etwas, was natürlich jede Seriosität vermissen lässt und sicher nicht dazu beiträgt, zu Problemlösungen zu kommen. Das ist etwas, was eben von einer verantwortungsvollen Partei nicht gemacht würde. Die, die in Wien verantwortungsvoll sind, sind die Sozialdemokraten, und die schauen wirklich, dass es zu Lösungen kommt. (Beifall bei der SPÖ.)

Und nicht im Inhalt, aber im Grad der Pauschalierungen war Kollegin Frank heute ungefähr gleich wie Kollegin Korun, die ja auch gesagt hat: Ja, beim Callcenter ist es immer so, dass man, wenn man dort anruft, diese und jene Antwort bekommt! - Jetzt kann ich nicht garantieren, dass nicht bei so vielen Leuten, die dort arbeiten, und bei Tausenden und Abertausenden Antworten jemand sagt: Das darf man nicht ernst nehmen!, aber es stimmt nicht, dass das pauschal so ist. Es hat auch nie irgendjemand gesagt, es ist alles in Ordnung. Das sind alles so Unterstellungen, die von Haus aus falsch sind, weil sie Unterstellungen sind. Und eine ganze Rede und ein Konzept auf einer falschen Unterstellung aufzubauen, ist halt relativ schwach, Kollegin Korun. Das muss man auch sagen. (Beifall bei der SPÖ. – GRin Mag Alev Korun: ... muss es einmal sagen, Entschuldigung!)

Aber, wie gesagt, es ist insgesamt der soziale Wohnbau in Wien nach wie vor ein in der ganzen Welt bewunderter sozialer Wohnbau. Er ist auch von den Bürgerinnen und Bürgern akzeptiert. 72 Prozent der Gemeindebaubewohner würden wieder, so laut dieser Studie das Ergebnis einer Befragung, sogar in den gleichen Gemeindebau einziehen. Manche würden vielleicht dann in einen anderen wollen, aber drei Viertel sind einmal sehr zufrieden, würde ich sagen. Es ist weltweit anerkannt, dass es so ist, und es ist von den Bewohnern so anerkannt. Der soziale Wohnbau in Wien ist ein Vorzeigeprojekt. Das war so, das ist so, und das wird so bleiben, solange die Sozialdemokraten hier die Verantwortung haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber nichts ist von Haus aus super, sondern bei allen Formen des Zusammenlebens wird es Probleme geben, insbesondere natürlich in Ballungszentren, auf engerem Raum. Wenn irgendwo in Australien ein Haus steht und 30 Meilen weiter wieder ein Haus und 30 Meilen weiter wieder ein Haus, wird es vielleicht kein Problem des Zusammenlebens, sondern der Einsamkeit geben. Aber in einer Millionenstadt ist es natürlich nicht zu vermeiden, dass es beim Zusammenleben Probleme gibt, und zwar unabhängig von der Wohnform, unabhängig davon, ob das jetzt ein Gemeindebau oder ein privater Mietbau ist. Ich würde schon behaupten, dass die Probleme in privaten Mietbauen größerer Natur sind - und da können Sie nicht im Callcenter anrufen, sondern in der Regel scheren sich dort die Hausverwaltungen relativ wenig. Das ist das Faktum. Und bei Wiener Wohnen geht man von einem höheren Niveau aus, und das ist okay; und wenn dort noch immer Probleme sind, muss man diese natürlich angehen. Aber Faktum ist, dass es in den privaten Wohnformen sicher schlechter ist. Das nützt natürlich dem Einzelnen, der vielleicht Probleme hat, nichts, aber hier wird versucht, diese zu lösen. 

Und überhaupt, man kann noch weitere Vergleiche anstellen, Herr Stadtrat Herzog. Wir waren da ja nicht irgendwie zum Spaß in Frankreich, sondern wir wollten uns das anschauen, wir wollten dazulernen, wir wollten vielleicht auch Ideen aufnehmen. Das ist auch im Großen und Ganzen gelungen. Nur: Zu sagen, es ist vollkommen irrelevant, ob eine vergleichbare Stadt, eine ungefähr gleich reiche Stadt auf gleichem ökonomischen Niveau eben doppelt so hohe Mieten oder dreimal so hohe Mieten hat, ist auch nicht richtig. Für den Betroffenen kann man natürlich sagen, er hat nichts davon, aber man kann politisch argumentieren: Wenn es so ist, dass in Wien die Mieten grundsätzlich halb so niedrig sind wie in vergleichbaren Städten bei gleichem Einkommen, dann ist das eine politische Leistung! 

Das heißt natürlich, dass wir in Paris auch gesehen haben - und im Smalltalk hat es jeder zugegeben -, dass der Wiener Wohnbau großartige Leistungen erbringt. Kollege Walter, der jetzt leider nicht anwesend ist, hat, nachdem wir in Paris aus einem nicht weiß Gott wie tollen sozialen Wohnbau herausgekommen sind, gesagt: Na ja, wenn die unzufriedenen Mieterinnen und Mieter in Wien das einmal sehen würden, die würden ganz anders denken! Da würden sie sagen: Nun, in Wien ist es ohnedies gut! - Das hat Herr Walter so gesagt. Das war nicht irgendein geheimes, vertrauliches Gespräch, das darf ich also erzählen – er bestätigt das auch durch freundliches Winken. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Er hat das so gesagt!

Das hat ihn aber nicht daran gehindert, am gleichen Tag von Paris aus eine Aussendung hinauszuschicken, wie schlecht der soziale Wohnbau in Wien ist. Das sind natürlich auch die politischen Facetten. Das ist zulässig und ist auch nicht tragisch. Aber man soll es ruhig einmal sagen, dass es so ist, dass auch die VertreterInnen der Opposition, auch Herr StR Herzog, im Gespräch sagen: Nein, da ist es bei uns in Wien aber wirklich viel, viel besser! Es ist ein Wahnsinn, wie es hier ist! (StR Johann Herzog: Das ist keine Kunst, bei den Banlieues! Sie können das doch nicht mit den Banlieues vergleichen!) - Aber dann wird von Ihnen hier trotzdem ein Bild gezeichnet, das mit der Realität wenig zu tun hat. Wir hingegen zeichnen ein Bild, das mit der Realität zu tun hat. Das ist der Unterschied! (Beifall bei der SPÖ.)

Wobei ich natürlich jetzt, um fair zu sein, auch sage, dass die Vertreter der Stadt Paris in den letzten sechs, sieben Jahren auch einige interessante, tolle Projekte gemacht haben und es auch dort viele Fortschritte gegeben hat und dass es natürlich auch so ist, dass man in den Vororten von Paris, wo mehr als 50 Prozent der Jugendlichen arbeitslos sind und mehr als 25 Prozent überhaupt arbeitslos sind, wahrscheinlich auch mit einem tollen Wohnbauprogramm nicht viel verändern könnte; das sind also allgemeinpolitische Probleme. - Das dazu. 

Was ich schon noch sagen möchte: Im Ausschuss - das ist ja auch wieder diese Doppelstrategie! - hat die FPÖ diese Wohnzufriedenheitsstudie durchaus akzeptiert. Hier hingegen ist das alles auf einmal nichts mehr wert. Da ist es „dünn" und weiß Gott was. (StR Johann Herzog: Was heißt „akzeptiert"?)

Das ist natürlich ein sehr renommiertes Institut, und Faktum ist, dass die Daten, die dort herausgekommen sind, im Großen und Ganzen recht positiv sind. Das heißt nicht, dass Probleme geleugnet werden. Aber es wird auch gesagt, dass Hundekot für sehr viele Bewohnerinnen und Bewohner der Gemeindebauten - aber ich schätze, nicht nur dort - ein ganz ernstes Problem ist. Da müssen wir wirklich etwas weiterbringen. Da bin ich auch unzufrieden damit, wie das bisher geschehen ist. Es ist auch Lärm für manche Menschen nach wie vor ein Problem. Das wird sich in einer Millionenstadt nie hundertprozentig lösen lassen, aber auch hier gilt es nachzudenken, wie wir die Situation weiter verbessern können. 

Aber sicher ist es nicht ausreichend, Bevölkerungsgruppen gegeneinander auszuspielen, wie die FPÖ das macht. Das ist einfach zu billig und bringt im Endeffekt nichts. 

Das Wichtigste ist natürlich, und das sage ich in jeder Diskussion: Für mich ist ein Prinzip, dass ich vor allen Leuten, so würde ich sagen, im Wesentlichen schon das Gleiche rede, und nicht vor einem anderen Publikum jeweils etwas anderes. Und da ist für mich das Wichtigste, dass alle sich an die Regeln halten müssen. Das sage ich überall, gebetsmühlenartig: Es müssen sich alle an die Hausordnung halten, es müssen sich alle darüber hinaus an fundamentale ungeschriebene Regeln des Zusammenlebens halten. Da ist es vollkommen egal, ob das ein so genannter Neo-Österreicher ist, ob es ein Alt-Österreicher ist, ob das jemand ist, der schon seit zehn Generationen in Wien lebt, oder ob das ein zugewanderter Vorarlberger ist: Es müssen sich alle an die Regeln halten. Dafür müssen wir uns einsetzen, und wenn das gelingt, dann funktioniert auch das Zusammenleben. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber es hat keinen Sinn, da falsche Sündenböcke zu suchen. Ich glaube, es ist bei diesen Gruppen, die ich – beispielhaft, wahrscheinlich – aufgezählt habe, die Anzahl der schwarzen Schafe ziemlich gleich verteilt. Man kann nicht pauschal sagen, wie Kollegin Frank das gesagt hat: Nur die sind die Bösen, und die anderen, die sind alle so ordentlich und sauber und brav!, sondern es gibt überall einige schwarze Schafe. (GR Dr Herbert Madejski: „Schwarze Schafe"?)

Und zu den Kündigungen, die Sie da in der zweiten Frage ansprechen - das ist ja überhaupt interessant: Der Herr Stadtrat hat geantwortet, dass es 123 - wenn ich mich richtig erinnere - Kündigungen wegen unleidlichen Verhaltens gegeben hat. Das ist an sich natürlich quantitativ erfreulicherweise wenig. Bei 220 000 Mietverhältnissen sind 123 Kündigungen wegen unleidlichen Verhaltens 0,05 Prozent - also in 2 000 Fällen ein Mal. Aber was insinuiert wird, ist ja, dass man das öfter machen soll, und die ÖVP hat es ja direkt angesprochen. (StR Johann Herzog: Nur, wenn notwendig!) Das ist ein Standpunkt, den nehme ich zur Kenntnis. Nur, dann muss ich schon sagen: Dass man, wenn es dann nach einem langen Verfahren von einem unabhängigen Gericht ein rechtskräftiges Urteil auf Kündigung und in der Folge möglicherweise eine Delogierung gibt, dann hergeht und sagt, die böse Gemeinde Wien hat das gemacht, und da ein mediales Tamtam macht, ist unglaubwürdig. Das muss auch einmal ganz deutlich gesagt werden, Kollegin Frank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Also, was die harten Faktoren der Wohnungspolitik betrifft - das sind Mietenhöhe, Bausubstanz, Ausstattung der Wohnungen, Größe der Wohnungen, Infrastruktur, Architektur, Spielplätze und so weiter -, da liegen wir, glaube ich, auf jeden Fall sicher ganz gut. Da gibt es auch wenig Kritik und eigentlich auch wenig Beschwerden. Wo es Beschwerden gibt, das ist im Bereich von Problemen beim Zusammenleben, und dazu kann man nicht so pauschal Stellung nehmen, wie Kollegin Frank oder auch Kollegin Korun das gemacht hat, sondern diesen Problemen muss man auf den Grund gehen und muss immer schauen: Was im Einzelnen ist das Problem, und wie kann man es lösen? 

Und es ist auch nicht jede Beschwerde gerechtfertigt. Für mich sind zum Beispiel spielende Kinder zu normalen Tageszeiten sicher kein ungebührlicher Lärm. Das ist einmal für mich ganz selbstverständlich! (Beifall bei der SPÖ.) Ich war schon in genug Gemeindebauten, wo mir wirklich die Leute gesagt haben - und es ist ihr gutes Recht, das zu sagen -: Die Kinder sind hier immer so laut! - Dazu sage ich: Damit muss man leben! Einen normalen Kinderlärm zu normalen Tageszeiten, das muss man aushalten. Sonst ist es wirklich ein Pech. Also, das kann man nicht als ungebührlich darstellen. 

Es ist auch erfreulich, dass wir in den Gemeindebauten heutzutage wieder deutlich mehr Kinder haben als noch vor 20, 25 Jahren. Ich glaube, darin sind wir uns ja hoffentlich einig. Aber mit mehr Kindern in den Gemeindebauten hat man natürlich diesbezüglich auch mehr Lärm. Was nicht okay ist, ist, wenn um 9 oder 10 Uhr abends Jugendliche noch immer Lärm machen und mit dem Ball herumschießen. Das kommt auch vor. Das muss man abstellen. Man muss natürlich zuerst versuchen, das im Gespräch abzustellen, mit Mediatoren und weiß Gott was, und wenn das nicht möglich ist, muss man eben auch ein bisschen strengere Maßnahmen setzen. 

Im Prinzip hat Herr StR Ludwig in seiner Beantwortung schon sehr viel Wesentliches gesagt, und ich kann, da ich nur noch sieben Minuten Redezeit habe, nur noch drei, vier Stichwörter hervorheben, wo Maßnahmen und weitere Verbesserungen herbeigeführt werden. 

Zu den Mediatoren wurde schon vieles ausgeführt. Es ist gut, dass es hier eine Ausweitung gibt. Es ist absolut richtig, was der Herr Stadtrat da in die Wege geleitet hat. Aber mit Mediatoren alleine - das ist zum Beispiel so ein isolierter Satz in Ihrer Begründung, das stimmt natürlich auch -, mit Mediation als einzigem Lösungskonzept zur Beseitigung der Missstände wird den Problemen aber nicht Einhalt geboten werden können. - Der einzelne Satz stimmt, ja. Und es hat auch nie jemand behauptet, dass es nur Mediatoren sind, durch die die Probleme gelöst werden sollen. Das ist eine Facette, ein wichtiger Bestandteil, aber die Mediatoren alleine können nicht alles lösen - das sollte an sich selbstverständlich sein -; das heißt aber nicht, dass man sie nicht einsetzt und verstärkt. 

Was ich aber für noch wichtiger halte - und da bin ich dem Stadtrat wirklich dankbar, dass er das so energisch vorantreibt -, ist, dass man die Mietervertreter stärkt, dass man dieses System, das es bei uns gibt, weiter ausbaut, dass man die Mietermitbestimmung auf noch höheres Niveau setzt. Es ist ja so, dass wir in Wien diese Mietermitbestimmung in den Gemeindewohnungen haben. Wir haben ein Statut - das die ÖVP jetzt verändern will; da bitte ich um Vorschläge. Das ist nicht in Stein gemeißelt wie die zehn Gebote, aber ich würde gerne wissen, was wir ändern sollen. Aber grundsätzlich ist es, glaube ich, wirklich sehr gut, dass wir diese Mietermitbestimmung haben, und es ist vor allem gut, dass wir das ausbauen. Ich habe selbst mit Mietervertretern in manchen großen Gemeindebauten bei mir in Hernals gesprochen beziehungsweise sehe ihre Arbeit, und wenn die da sind, wenn die aktiv sind, dann ist es oft so, dass sie Probleme gar nicht erst entstehen lassen, beziehungsweise sie helfen uns, die Probleme wieder zu lösen oder zumindest abzumildern. Ich glaube, dass die Mietervertreter, die ja von den Bewohnerinnen und Bewohnern gewählt sind, natürlich einen leichteren Zugang haben als Leute, die von außen kommen - auch wenn die, die von außen kommen, sehr qualifiziert sind. Deshalb betrachte ich die Mietervertreter als ganz wichtig und kann dem Stadtrat wirklich meinen Glückwunsch dazu aussprechen, dass er jetzt die Stärkung der Mietervertreter ganz oben auf die Fahne geschrieben hat. Ich glaube, das war wirklich ganz, ganz wichtig. (GRin Mag Alev Korun: „Wir sind super!", „Bravo!") 

Weiters, was den Hausbesorgerberuf betrifft: Es stimmt nicht, was Kollege Dworak sagt, nämlich, dass man bei der gegebenen bundesgesetzlichen Lage einfach den Hausbesorger wieder einführen kann. Das stimmt nicht! Fragen Sie im Wirtschaftsministerium nach! Es ist so, dass es auf Grund des Arbeitsruhegesetzes und arbeitsrechtlicher Vorschriften derzeit nicht möglich ist. Der Stadtrat hat jetzt Initiativen dahin gehend gesetzt, dass man wieder ein geeignetes, modernes Hausbesorgergesetz schafft. (StR Johann Herzog: ... aber kein Gesetz!) - Sicher braucht man ein Gesetz! – Das Ganze soll natürlich auf freiwilliger Basis erfolgen: Die Mieter sollen entscheiden - oder von mir aus die Mietervertreter, die ja auch gewählt sind; darüber können wir uns noch unterhalten -, ob in einem Haus ein Hausbesorger sein soll oder nicht; das ist die freie Entscheidung. Aber wenn er da ist, dann muss er natürlich auch Arbeitsmöglichkeiten haben, und dazu muss man das Bundesgesetz ändern. 

Und weil die Zeit davonläuft, sei noch gesagt: Die Vergabe, das Vergabesystem bei den Gemeindebauten beruht auf rein objektiven, sachlichen und transparenten Kriterien, und das kommt dann eben genau zu den Ergebnissen, wie sie sind. Wenn man sachlich, objektiv und transparent vorgeht, so ist es hier schon aus rechtlichen Gründen natürlich nicht möglich, in einer zivilrechtlichen Materie jetzt die Sprachkenntnisse einzufordern. Das ist etwas, was außerordentlich wichtig ist - das haben wir im Staatsbürgerschaftsgesetz 1998 festgeschrieben, dass die Staatsbürgerschaft überhaupt nur verliehen werden kann, wenn die deutsche Sprache ausreichend beherrscht wird, und es ist in dieser Integrationsvereinbarung ein Gesetz, das gilt. Es ist auch sinnvoll, die Hausordnungen und die entsprechenden Informationen in Sprachen auszuhändigen, die eben die Leute, oder manche von ihnen, vielleicht noch leichter verstehen. Ich bin nicht dafür, dass man das aushängt - das bringt auch wieder Unruhe -; dort soll es ruhig nur auf Deutsch hängen. Aber aushändigen kann man es auch in anderen Sprachen zur zusätzlichen Unterstützung. 

Aber was die EU-Richtlinie betrifft - wieder einmal, Herr StR Herzog -: Das haben Herr Böhmdorfer von Ihrer Partei und Kollege Strasser von der ÖVP beschlossen! (StR Johann Herzog: Das kann man ja ändern! Dann ändern Sie es doch!) Dadurch ist das existent geworden. Ich sage nicht, dass wir etwas grundlegend anderes beschlossen hätten, aber wir hätten sicher etwas Besseres beschlossen, wenn die SPÖ damals im Ministerrat der Europäischen Union vertreten gewesen wäre. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ja, der Swoboda. Ich weiß zwar nicht, ob das stimmt, aber auch der Voggenhuber sieht manchmal etwas anderes als der Van der Bellen, und der Pilz sieht wieder etwas anderes als der Chorherr. Ich meine, das ist ja nichts völlig Neues. Da sollte man schon die Kirche im Dorf lassen.

Faktum ist jedenfalls, dass dadurch keine grundsätzlich neue Situation geschaffen wurde, dass wir uns bestmöglich bemühen, die Probleme zu lösen. 

Videoüberwachung in dieser begrenzten Form - bei Waschküchen, beziehungsweise bei Waschküchen muss es vielleicht gar nicht sein, aber in Garagen und in den Müllräumen -: natürlich nur, wenn die Behörde im Bundeskanzleramt zustimmt und wenn es die Mieter zu fast 100 Prozent wollen. Wenn wirklich ein Bedürfnis vorhanden ist, dann kann das gemacht werden. Aber das kann nicht die Arbeit der Polizei ersetzen! Das ist eine Facette, die es nebenbei geben kann, aber die Arbeit der Polizei muss schon zusätzlich auch noch gemacht werden.

Zusammenfassend: Die Wiener Stadtregierung geht pragmatisch, sachorientiert und bürgernah an die Probleme heran, auch im Gemeindebau. Es gibt kein einzelnes Allheilmittel. Jeder, der sagt, es gibt keine Probleme, liegt falsch. Jeder, der sagt, dass dort unlösbare, gigantische Probleme bestehen, liegt noch mehr falsch. Es ist immer falsch, monokausale Erklärungsmuster an den Tag zu legen, wie das besonders die FPÖ macht. Zu sagen, die Ausländer sind schuld, ist natürlich ein untaugliches monokausales Erklärungsmuster. Die Wirklichkeit ist vielfältig und komplex. Nur wer das begreift, wird erfolgreich sein und wird die Probleme lösen. 

Wir nehmen jedenfalls alle Probleme der Menschen ernst, gehen auf alle Anliegen ein und suchen Lösungen. Das ist auch eine Ursache dafür, dass unsere Gemeindebauten alles in allem noch immer sehr gute Plätze zum Leben sind, und wir werden uns sehr anstrengen, dass das auch so bleibt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr Mag Kowarik zum Wort. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich darf vielleicht nur ganz kurz einige Worte zu Frau Kollegin Korun verlieren, die vorher gemeint hat, unsere Anfrage sei rechtswidrig: Ich weiß zwar nicht, wie es funktionieren soll, dass eine Anfrage an und für sich rechtswidrig ist, noch dazu, wo wir hineinschreiben, dass wir fragen, ob der Herr Stadtrat mit der Bundesregierung in Verhandlung tritt, um eben den Rechtsbestand, der teilweise – da haben Sie schon recht – nicht zufriedenstellend ist, zu ändern. Ich empfehle Ihnen auch, dass Sie sich noch einmal die Richtlinie, um die es geht, durchlesen und vor allem bei Art 5 Abs 2 nachlesen. Da steht wörtlich: 

„Die Mitgliedsstaaten können von Drittstaatsangehörigen verlangen, dass sie die Integrationsanforderungen gemäß nationalem Recht erfüllen."

Also ganz so an den Haaren herbeigezogen ist das, was wir wollen, nicht. Außerdem: Eine Anfrage kann schwer rechtswidrig sein - das nur nebenbei.

Meine Damen und Herren! Bei einer Diskussion über die aktuelle Situation des sozialen Wohnbaus in Wien muss man natürlich die Probleme im Zusammenleben zwischen den Österreichern und den Neo-Österreichern beziehungsweise den Ausländern im Gemeindebau besonders hervorheben. (GRin Mag Alev Korun: Zwischen Österreichern und Österreichern!) Das ist ja in der Diskussion auch schon geschehen, es sind schon mehrere Leute darauf eingegangen. Wir Freiheitlichen haben immer und immer wieder auf diverse gefährliche und nicht zufriedenstellende Entwicklungen hingewiesen, und leider waren die Reaktionen der anderen Parteien beziehungsweise der Verantwortlichen der Stadtverwaltung auch immer und immer wieder die gleichen: Die Probleme wurden meistens verharmlost oder überhaupt geleugnet.

Das geht inzwischen nicht mehr. Inzwischen kann das Problem nicht mehr weggeredet werden, und dem einen oder der anderen von den Multikulti-Agitatoren geht inzwischen auch schon ein Licht auf. Ich werde später noch darauf zurückkommen. (GRin Mag Alev Korun: Au weh!) Ja, da werden Sie überrascht sein, oder vielleicht auch nicht. (GRin Mag Alev Korun: Wir freuen uns schon!) Das glaube ich Ihnen.

Wir stehen jetzt vor einer Situation, wo sich in vielen Gemeindebauten und teilweise schon in ganzen Bezirksgrätzeln die einheimische Bevölkerung wie Fremde im eigenen Land fühlt. Wir haben das auch schon gehört. Der Anteil der Gemeindebaubewohner mit Migrationshintergrund wird unterschiedlich mit bis zu 33 Prozent angenommen; Tendenz steigend.

Ich empfehle Ihnen, meine Damen und Herren, einmal ganz einfach einen Fahrschein zu lösen und zum Beispiel zu uns in den 15. Bezirk zu fahren und dort mit den Betroffenen und mit den Bewohnern der Gemeindebauten zu reden. Das kostet nicht viel Geld, daher sparen wir uns auch diverse Studien. Dort können Sie aus erster Hand erfahren, wie verzweifelt die Menschen teilweise jetzt schon sind. Die Probleme - wir kennen sie ja - reichen von unzumutbaren Lärmbelästigungen bis spät in die Nachtstunden über Geruchsbelästigungen, Verschmutzungen, vor allem auch Konflikte um gemeinsam benützte Bereiche wie permanent besetzte Waschküchen, das Negieren von Hausordnungen bis hin vor allem auch zum Problem der unüberbrückbaren Sprachbarrieren auf Grund mangelnder oder nicht vorhandener Deutschkenntnisse. Das sind Probleme, die nicht mehr wegzuleugnen sind. 

Als Reaktion darauf - die Stadtverwaltung hat ja ein bisschen etwas gemacht - wurden von der Stadtverwaltung nunmehr so genannte Konfliktpräventionsmaßnahmen im Gemeindebau ins Leben gerufen. Im März wurde das präsentiert. Festzustellen ist leider, dass diese Maßnahmen bis jetzt kaum eine positive oder überhaupt eine Wirkung zeigen, sondern in Wirklichkeit offenbaren diese nur die gescheiterte Wiener Integrationspolitik.

Da gibt es, neben den Stellen von Wiener Wohnen, Gebietsbetreuungen, da gibt es die Wohnservice Wien GmbH, die Bezirksvorstehungen, Sozialarbeiter und Mediatoren und so weiter und so fort. Trotzdem kommen die Leute zu uns und klagen uns ihr Leid, dass nämlich fast alle Stellen oftmals nicht weiterhelfen können und nur an das Verständnis für fremde Kulturen appelliert würden. 

Meine Damen und Herren! Irgendwann erwarten sich auch die Leidtragenden Verständnis für ihre Probleme. Die bisherige und die weitere Entwicklung im Gemeindebau, nämlich die sukzessive Öffnung für Ausländer, ist also keineswegs im Interesse der alteingesessenen Gemeindebaubewohner. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen und Herren, darf ich auch zum wiederholten Mal auf die ursprüngliche Meinung des Herrn Bürgermeisters zu diesem Thema hinweisen, der noch kurz nach seinem Amtsantritt festgestellt hat: Es bleibt dabei: keine Ausländer im Gemeindebau! - Als Begründung für seine damalige Meinung hat der Herr Bürgermeister das Volksempfinden angeführt. Leider kann er sich inzwischen an seine damalige Meinung nicht mehr erinnern. Jetzt spricht er von der Notwendigkeit einer Durchmischung im Gemeindebau. 

Allerdings - und jetzt kommen wir darauf zurück - gibt es in letzter Zeit auch schon die eine oder andere überraschende Wortmeldung zum Thema Integration von Seiten der Sozialdemokratie. Inzwischen hat es sich sogar schon bis zum Herrn Bundeskanzler herumgesprochen, dass es mit der Integrationspolitik in Österreich offensichtlich nicht zum Besten bestellt ist, daher hat der Herr Bundeskanzler die Einrichtung einer Integrationsplattform vorangekündigt. Leider 30 Jahre zu spät, aber immerhin. Wir werden aufmerksam verfolgen, was dabei herauskommt. 

Auch die Frau Integrationsstadträtin hat spät, aber doch, erkannt, worauf es ankommt. In der U-Bahn-Zeitschrift „Heute" vom 23. Oktober hat sie festgestellt - ich darf sie zitieren: „Klare Vorgaben für Zuwanderer: Ihnen soll klarer als bisher gesagt werden, was wir unter Integration verstehen." - Das kann man nur unterstreichen. Und sie fordert von Neo-Wienern, Kinder nicht nach 22 Uhr in den Hof gehen zu lassen und sich an Gesetze zu halten. Noch eine entscheidende Erkenntnis: „Die Sprache ist der Schlüssel zur Integration." Außerdem stellt sie noch richtig fest - auch bemerkenswert -: „Die Multikulti-Romantik ist tot." 

Meine Damen und Herren! Da lassen wir uns auf der Zunge zergehen! - Man sieht also, steter Tropfen höhlt den Stein: Auch die SPÖ hat erkannt, dass die Problematik nicht durch Schönreden zu lösen ist, sondern dass der Hut inzwischen schon brennt. 

Wir hoffen, dass diese Erkenntnis der Frau Stadträtin auch bis in den Bereich des Wohnbaus durchdringt und dass nunmehr auch in Wien die Utopie der multikulturellen Gesellschaft endgültig begraben wird und auch in den Gemeindebauten wieder friedliches Zusammenleben möglich ist. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr StR Ellensohn zum Wort. 

StR David Ellensohn: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Dringliche Anfrage zur Wiederherstellung des städtischen Sozialbaus, wie sich die Stunde oder die Stunden jetzt nennen. Eigentlich ein gutes Thema, das man auch sachlich besprechen könnte, und wir haben als GRÜNE immer dasselbe Problem dabei: In erster Linie müssen wir zuerst einmal kontern und erklären, was wir davon halten, dass die FPÖ auch dieses Thema in erster Linie unter dem Aspekt „Ausländer sind an allem schuld!" besprechen will. Es ist jedes Mal notwendig, bevor man die Thematik ernsthaft in Angriff nehmen kann, zuerst einmal zu sagen: Nein, so ist es nicht, das ist in unseren Augen rassistisch; wie kann man das sonst besprechen?, und so weiter und sofort. Auch für die letzte Wortmeldung gilt das ja wieder.

Die Frage, die sich ja immer anschließen würde, die aber nie beantwortet wird, ist: Wenn im Gemeindebau niemand wohnen darf, der kein „echter Wiener", keine „echte Wienerin" ist, wo sollen denn die Leute alle wohnen? Und was heißt das dann? - Das wird ja nie beantwortet. Das klingt immer so wie: Wenn sie nicht im Gemeindebau sind, dann sind sie verschwunden, dann sind sie weg, dann sind sie im Zug - ich weiß nicht - weggeführt. Was hat das BZÖ gesagt? - 300 000 Leute! - Keine Idee, wie sie sich das vorstellen. 

Es gibt Aufgaben, die am Wohnungsmarkt gelöst werden müssen, auch im Zusammenhang mit MigrantInnen, die in Wien - das belegen eine Menge Studien - teurer und schlechter wohnen als die autochthone Bevölkerung. Die zahlen für den Quadratmeter mehr und wohnen im Durchschnitt in schlechteren Lagen und in schlechteren Wohnungen. Das ist auch ein Problem am Wohnungsmarkt: Die sind am Wohnungsmarkt benachteiligt. 

Die FPÖ kritisiert in ihrer Dringlichen Anfrage ein paar Punkte, die wir sogar unterstützen - das möchte ich gar nicht auslassen -, und zwar unter anderem in der Begründung der auch meiner Meinung nach zu weitreichenden Regelung, dass man zwei Jahre in Wien an einem Ort leben muss, bevor man einen Antrag für eine Gemeindewohnung stellen darf. Das war schon einmal anders, das war ein Jahr. Das ist geändert worden auf zwei Jahre. Ich finde, das war kein Erfolg, das kann man wieder ändern - auch wenn bei der FPÖ gleich einen Satz weiter hinten steht, dass das dann ausschließlich die Zuwanderer nehmen. Diesen Halbsatz lasse ich weg. Aber diese Kritik und die Forderung, dass man diese Regelung, die von einem Jahr auf zwei Jahre geändert wurde, zurücknehmen soll, die teile ich. 

Und dann habe ich noch einen zweiten Punkt gefunden – immerhin -, nämlich: Auch ich bin der Meinung, dass man die gesamten Betriebskosten berücksichtigen soll, wenn es darum geht, Wohnbeihilfe zu berechnen, wem eine zusteht und wem keine zusteht. Das ist bis jetzt nicht der Fall. Das wäre leicht zu lösen. Wir glauben, dass diese Art der Ausweitung der Subjektförderung allen zugute kommt. Und auch da sage ich dezidiert dazu: Und auch den Migranten und Migrantinnen, die in den Substandardwohnungen außerhalb des Gürtels wohnen, denn diese werden teilweise ja vom Gürtel auch schon wieder in die zweite und dritte Reihe verdrängt. Auch für diese Wohnungen gilt logischerweise dieses Thema. 

Ich komme wieder zu den weniger guten Ideen: Der Punkt 7 mit der Bankgarantie für Bauträger beziehungsweise für die geleisteten Wohnbaufördermittel. Das klingt im ersten Ansatz gut, es ist aber die Antwort von StR Ludwig richtig: Es führt zu einer Verteuerung um 0,5 bis maximal 2 Prozent. Aber das ist auch nicht nichts, wenn es ein, zwei Prozent teurer wird. 

Was wir aber in dem Zusammenhang schon fordern, ist Folgendes: Wenn wir schon die Bankgarantie nicht machen, weil sie das Wohnen verteuert, könnte die Stadt Wien trotzdem die im Bauträgervertragsgesetz vorgesehenen Kontrollen wahrnehmen. Und das ist im Fall der SEG nach unserer Meinung nicht ausreichend geschehen, und das führt dann dazu, dass wir am Ende Mieter und Mieterinnen haben, die tatsächlich in Schwierigkeiten kommen, weil der Bauträger konkursreif ist oder in Konkurs geht. Wir müssen Kontrollmechanismen schaffen, die diese Sicherungsverpflichtungen annehmen, die diesen entsprechen. 

Wohnen wird teurer - und durch die Videoüberwachung, die auch gefordert wird, wird es natürlich nicht billiger. Das kostet auch Geld. Und im Zusammenhang mit der Videoüberwachung zitiere ich mittlerweile immer gerne jemanden, der der ÖVP zuzuordnen ist. Es geht da um diesen Sicherheitsbegriff, wo man glaubt, alles muss überwacht werden und immer mehr Kameras muss es geben, und dann geht es besser - abgesehen davon, dass das einen Haufen Geld kostet und dass nie jemand beziffert, wer denn das alles wieder bezahlen soll, wenn man jeden Müllplatz, jeden Spielplatz, jede Grünfläche mit einer Videoanlage zukleistert, wovon dann 48 Stunden lang das Material aufbewahrt werden muss et cetera. Nie sagt jemand dazu, was das alles kostet und wer das zahlen soll! Der Verfassungsgerichtshofpräsident Karl Korinek hat auf diese Stimmung in dem Land, nämlich, was diese Entwicklung hin zu immer mehr Sicherheit betrifft, gesagt - ich zitiere ihn: „Ich habe manchmal den Eindruck, wir werden in Österreich schon ähnlich stark überwacht wie die DDR-Bürger von der Stasi." (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das war aber in einem ganz anderen Zusammenhang! Das war die Computerüberwachung und das Ganze!) - Der andere Zusammenhang ist trotzdem die Überwachung und der Wahnsinn an Überwachung, und er schließt an an den 9/11-Terror und, und, und - das ist schon richtig. Und auch da ist kritisiert worden, dass die Wortwahl vielleicht etwas überzogen ist; sogar von Florian Klenk ist kritisiert worden, das ist überzogen. Aber Florian Klenk schreibt auch, dass genau das ein Thema ist, über das man reden muss, weil man den Leuten einredet, es bringt ihnen Sicherheit, und alles, was es ihnen tatsächlich bringt, sind höhere Betriebskosten. Denn: Wer wird denn das zahlen? (StR Johann Herzog: Na, wenn es notwendig ist, wird es ...!) Wenn das innerhalb eines Gemeindebaus gebaut wird, nehme ich an, dass diese Kosten auf die Mieter und Mieterinnen vor Ort überwälzt werden müssen. - Also mit einer immer weiter gehenden Überwachung habe ich nichts am Hut und haben die GRÜNEN auch nichts am Hut. 

Ich möchte Ihnen ein paar Forderungen der GRÜNEN nicht vorenthalten, die das Wohnen billiger machen. Ich nehme dazu einfach eine Aussendung, die in diesem Monat über die APA gegangen ist, mit ein paar Punkten zur Hand. Da stehen ein paar Zitate drin, die ich Ihnen nicht vorenthalten möchte: 

„Dass Wohnen immer teurer wird, ist seit ein paar Jahren ... traurige Realität."- „Es wird Zeit, dagegen endlich etwas zu unternehmen, ..." – „Die Rezepte zur Reduktion der Mietbelastung seien vorhanden." – „Wenn man sich vergegenwärtigt, dass die Inflationsrate zwischen 2002 und 2006 um 7,4 Prozent, die Nettomieten aber um satte 17,4 Prozent gestiegen sind, steht zu befürchten, dass Wohnen bald nicht mehr ... leistbar sein wird, ..."

Die Auflösung kommt erst, wenn ich sage, wer die Aussendung gemacht hat. Klare und nachvollziehbare Mietzinsbegrenzungen im Richtwert-Mietzinssystem werden hier verlangt, die Reduzierung der Maklerprovisionen - die ja in Österreich mit 3 Prozent Maklerprovision, die wir im Durchschnitt zahlen müssen, europaweit an der Spitze liegen -; die Abschaffung der Mietvertragsgebühren wird verlangt und die gesetzliche Regelung für das aktuelle Kautionsunwesen.

Das schreiben aber nicht die GRÜNEN in einer APA-Aussendung, sondern das schreibt Ruth Becher in einer APA-Aussendung. Diejenigen, die zumindest schon so lang wie ich in diesem Haus sind, wissen noch, dass sie Vorsitzende des Wohnausschusses war. Sie ist längere Jahre im Gemeinderat gewesen und ist jetzt Nationalratsabgeordnete der SPÖ. - Das sind alles Punkte, die die SPÖ auf Bundesebene angeblich durchsetzen möchte. Leider ist wahrscheinlich auch hier einmal mehr der Koalitionspartner dann am Ende schuld, aber man muss sich schon überlegen, mit wem man das alles durchsetzen möchte, wenn man solche Töne von sich gibt. - All das haben wir vor Jahren schon in einem Programm für leistbares Wohnen in Wien gefordert. 

Ich möchte zum Abschluss noch einen Punkt dazustellen, der da nicht vorkommt, den aber die Wiener SPÖ auch schon einmal, glaube ich, ziemlich überlegenswert gefunden hat, nämlich die Grundsteuer. Die Grundsteuer ist eine Vermögenssteuer. Aber wer zahlt diese Vermögenssteuer, einmal mehr? - Die Vermögenssteuer zahlt natürlich nicht der, der das Vermögen hat, nämlich der Eigentümer des Hauses, sondern der Mieter und die Mieterin, weil es überwälzt wird. - Wir hätten gerne, dass diese Grundsteuer von den Betriebskosten ausgenommen wird und vom Eigentümer des Hauses getragen wird. Die Grundsteuer ist in Österreich ohnedies so niedrig wie in keinem anderen Land – so wie auch die Vermögenssteuern insgesamt. Aber das wäre ein Vorschlag, den man auf Bundesebene einbringen könnte, denn ich sehe nicht ein, wieso jeder kleine Mieter und jede kleine Mieterin eine Vermögenssteuer zahlen muss, und der Eigentümer zahlt sie nicht. 

Im Übrigen glaube ich, dass man tatsächlich den Wiener Gemeindebau als soziale Errungenschaft nicht nur sehen kann, sondern sehen muss. Aber es genügt nicht, wenn die Sozialdemokratie darauf hinweist, dass es eine Errungenschaft ist, und man deswegen heute eigentlich keine Kritik daran üben darf, wie einzelne Bereiche abgewickelt werden. Das Callcenter ist hier schon oft in der Kritik gestanden - von Seiten der GRÜNEN, aber auch der anderen Oppositionsparteien -, ebenso die Art und Weise, wie Ausgliederungen stattfinden, und damit auch diese neuen Betriebe - da gibt es nicht einen, sondern mehrere: Hausbetreuungs GmbH, Schneeräumungs GmbH und, und, und - der Kritik und der Kontrolle der Opposition entzogen sind. Diese Art und Weise, wie Ausgliederungen stattfinden, das passt uns nicht! Dazu hören wir auch nichts. Und beim Callcenter, da rufen natürlich nicht zehn und nicht hundert Leute an, sondern Tausende, aber die Beschwerden sind halt auch nicht zwei oder drei oder fünf, sondern halt auch Hunderte. Und wenn man selber durchprobiert - das ist ganz einfach, das kann jeder morgen machen: rufen Sie fünf Mal an!, mindestens einmal werden Sie schwer enttäuscht sein von der Antwort, und zwei Mal werden Sie lange warten, bis Sie über irgendetwas enttäuscht oder erfreut sein können, weil Sie nämlich keine Antwort kriegen werden. Die Statistik dort passt einfach nicht! Das sagt mir nicht mein Gefühl, sondern das sagen mir viele Personen; und offensichtlich beschweren sich auch bei anderen Fraktionen genügend Menschen darüber. Und da hören wir dann nicht: Ja, das wollen wir ändern, und das machen wir anders!, sondern da verweist man wieder darauf: In Frankreich ist es viel schlimmer, da gibt es die Ghettobildung, das wollen wir nicht! 

Ja, das wollen wir tatsächlich nicht. Und im internationalen Vergleich für eine Großstadt sind die Mieten da noch immer besser. Trotzdem stimmt das, was Ruth Becher gesagt hat: Die Inflationsrate und die Steigerung der Mieten liegen so weit auseinander – zehn Prozentpunkte hat sie für vier Jahre ausgerechnet –, dass man sich fragen muss, wie sich die Leute langfristig ihre Wohnung leisten können.

Das ist eine Frage, die die Sozialdemokratie hier nie beantwortet: Man sagt nur immer: In den 20er Jahren haben wir begonnen, die Gemeindebauten zu bauen, und darauf sind wir stolz. Punkt.

Heute hört man aber: Das und jenes passt uns nicht. Die Mediation passt uns nicht. Die Lösung mit den Hausmeistern passt uns nicht. Und da bin ich ganz bei Ihnen! Auch ich meine, dass man mit Hausbesorgern und Hausbesorgerinnen vor Ort intelligent arbeiten könnte. Aber es ist kein Wunder, dass da Kritik laut geworden ist, denn es hat viele gegeben, bei denen man nicht verstanden hat, wieso die so viel Geld verdienen, dass sie sich quasi Mitarbeiter halten und diese bezahlen konnten. Und es hat Auswüchse gegeben: In manchen Bezirken konnte man den Hausbesorger von seinem Fenster in den Hof rufen hören: „Halt’s die Gosch’n, ihr Tschuschen!“ Und das kam nicht einmal, sondern dutzendfach vor, und niemand hat die Leute eingebremst, auch wenn das öfters reklamiert wurde. Das geht nicht!

In Anbetracht dessen darf man sich nicht wundern, wenn etwas in Verruf kommt, was auch ich für richtig halte. Ich finde, es ist richtig, dass für ein paar Stiegen ein Hausmeister oder eine Hausbesorgerin zuständig ist. Das finde ich richtig! Aber wenn man sich schützend vor solche schwarzen Schafe stellt, dann tut man dem Ganzen keinen guten Dienst. Dann darf man sich nicht wundern, wenn andere, die das abschaffen wollen, weil sie auch merken, dass das nicht geht, mit ihrer Kritik sogar durchkommen. Deshalb wäre es notwendig, früher auf die Kritik einzugehen und etwas zu ändern. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte zwei Punkte bezüglich Zusammenleben in Gemeindebauten herausgreifen.

Der eine Bereich betrifft überhaupt nicht die Herkunft der Mieter, sondern die Qualität des Servicecharakters durch Wiener Wohnen in den Gemeindebauten. Ich werde Ihnen nur ein Beispiel nennen, angesichts dessen Sie mit Recht nachher sagen werden: So kann es nicht gehen! 

Eine junge dreiköpfige Familie mit einem kleinen Kind hat einen Vormerkschein und bekommt eine Gemeindewohnung im 10. Bezirk, Birkenhof, zugewiesen. Sie bekommen den Besichtigungsschein und schauen sich die Wohnung an. Die Wohnung befindet sich in einem alten Gemeindebau und ist renoviert, sie hat Parkettboden und Fernwärme. Die Wohnung ist schön, es fehlen nur noch ein paar Kleinigkeiten. Die Person, die bei der Besichtigung dabei ist, sagt, dass in der nächsten Woche, bis die Familie einzieht, alles in Ordnung und fertiggestellt sein werde. Die jungen Leute sagen zu, dass sie die Wohnung nehmen. Sie wohnen nämlich in sehr beengten Verhältnissen und freuen sich schon, dass sie diese neue Wohnung bekommen und endlich den Platz haben, den sie brauchen. Sie fahren den Mietvertrag unterschreiben, bekommen die Schlüssel. Bis alles erledigt ist, dauert es Daumen mal Pi sieben bis zehn Tage. Sie bringen auch das Geld auf, das sie zu bezahlen haben, es ist ein ganz kleiner Anteil, denn es ist das eine sehr günstige Wohnung für eine junge Familie.

Als sie dann in die Wohnung fahren, haben sie ein Déjà-vu‑Erlebnis, denn die Wohnung schaut noch immer so aus wie vor zehn Tagen, als sie diese mit der Betreuungsperson von Wiener Wohnen besichtigt haben: Die Türschnallen fehlen, ein Fenster ist nicht eingeglast, beim Parkettboden ist noch immer das eine Brett nicht repariert, das zu reparieren gewesen wäre, der Wasserhahn ist noch immer defekt und ein Heizkörper hängt noch immer schief an der Wand.

Damit beginnt für diese junge Familie, die diese Wohnung dringend braucht und gerne einziehen würde, ein Spießrutenlauf. Sie rufen bei Wiener Wohnen an. Am ersten Tag erreichen sie niemanden. Am zweiten Tag sagt ihnen eine netten Dame, dass man sie zurückrufen werde. Drei Tage vergehen, dann erfolgt der Rückruf: Sie haben bei uns angerufen und gesagt, dass es Probleme mit Ihrer Wohnung gibt. Wir wollen Ihnen nur mitteilen, dass wir das weitergeleitet haben. Der zuständige Werkmeister wird sich bei Ihnen melden. Drei Tage vergehen. Die jungen Leute rufen wieder bei Wiener Wohnen an und sagen: Entschuldigung, wann wird sich der Werkmeister bei uns melden? Die Antwort lautet: Das kann ich Ihnen nicht sagen. Ich muss erst nachfragen und rufe Sie zurück. Am nächsten Tag erfolgt am Nachmittag der Rückruf mit der Mitteilung: Wir haben es an den Werkmeister weitergeleitet, er wird Sie anrufen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mittlerweile sind es 22 Tage, dass diese Familie die Wohnungsschlüssel hat und in die Wohnung nicht einziehen kann. Die Miete ist aber zu zahlen, die Fernwärme ist zu zahlen, der Strom ist zu zahlen. Die Wohnung ist allerdings nicht benutzbar. Am 24. Tag nach der Schlüsselübernahme erfolgt tatsächlich ein Anruf des Werkmeisters. Ich will jetzt nicht im O-Ton mitteilen, wie der Herr Werkmeister am Telefon geklungen hat, aber er war jedenfalls nicht sehr freundlich. Daraufhin hat die Frau, weil ihr Ehemann in der Arbeit war, erklärt, welche Schwierigkeiten es mit dieser Wohnung gibt. Das ist kein Problem, hat der Herr Werkmeister darauf gemeint, ich schicke Ihnen eine Liste mit den Professionisten, die in Ihrer Wohnung gearbeitet haben, machen Sie sich mit denen Termine aus, damit sie das in Ordnung bringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist keine ordentliche Vorgangsweise, sondern da werden Leute zum Narren gehalten! So kann man mit Mieterinnen und Mietern im Gemeindebau nicht umgehen! (Beifall bei der ÖVP.)

Nach mühsamen Telefonaten – man muss dazu sagen, dass die Frau ein drei Monate altes Kind hat – ist es gelungen, an vier verschiedenen Tagen diese fünf Firmen in die Wohnung zu bringen, damit sie die Reparaturen vornehmen. Ich möchte betonen, dass diese sehr nett, zuvorkommend und kompetent waren und das endlich in Ordnung gebracht haben. Am 32. Tag nach der Schlüsselübernahme konnte die Familie endlich in die Wohnung einziehen. Das heißt, sie hatten einen Monat lang umsonst Zins, Heizung und Strom bezahlt. Und das wird von niemandem refundiert, so etwas wird nirgends diskutiert, das ist allen wurscht. Alle haben zwar Mitleid und sind sehr bemüht, es wird aber nichts getan. – Das ist kein Service von Wiener Wohnen, sondern das ist eine Schlamperei, die es einfach nicht geben kann!

Mittlerweile, nachdem das in der Anlage publik geworden ist, mehren sich die Anrufe, dass es bei anderen auch so gewesen ist. Das ist nämlich eine Anlage, in der sehr viele Wohnungen leer gestanden sind und teilweise zusammengelegt und renoviert wurden, das heißt, es hat dort einen relativ starken Neuzuzug gegeben. 

Jetzt frage ich mich: Ist der Werkmeister am falschen Platz, weil er nicht imstande ist, eine Wohnung fertig zu übernehmen? Oder sind die Firmen so schlampig, dass sie im ersten Durchlauf das, was sie zu tun haben, nicht zusammenbringen? Oder weiß bei der Vergabestelle die linke Hand nicht, was die rechte tut, nämlich dass das Wohnungen sind, die eigentlich noch nicht fertig gemeldet sind und daher noch nicht vergeben werden können. 

Ich bin der felsenfesten Überzeugung, dass sich diese junge Familie vielleicht noch 14 Tage in der kleinen Wohnung darüber g’frettet hätte und ganz gerne mit dem Schlüssel in der Hand in eine fertige Wohnung eingezogen wäre. – Das sind die Mängel, die es gibt. Das ist einmal das Erste.

Das Zweite ist der generelle Umgang mit Beschwerdefällen. Ort des Geschehens: 10. Bezirk, Gemeindebau gegenüber der Heller-Fabrik. Das ist nicht der Bau, in dem ich aufgewachsen bin, sondern der Bauteil daneben. Nichtsdestotrotz kennen mich dort noch sehr viele Leute, die mir immer wieder von Unzulänglichkeiten berichten.

So funktionierte einmal das Schloss eines Haustors nicht. Es ist dies eine Stiege ohne Sprechanlage, und dort wohnen vornehmlich Personen im Alter von 60 plus, also Mieterinnen und Mieter, die schon lange in dem Gemeindebau leben und mich noch kennen, als ich Hemd und Hosen in einem getragen habe. Es sind dies lauter liebe, nette ältere Damen und Herren, die aber ein gewisses Sicherheitsbedürfnis haben und gerne hätten – in diesem Haus gibt es auch noch einen Hausbesorger –, dass auch das Schloss unten funktioniert und dass das Haustor am Abend zugesperrt wird.

Zuerst versuchte die Hausbesorgerin, bei der zuständigen Stelle zu melden, dass das Schloss defekt ist. Daraufhin wird ihr mitgeteilt: Wir schicken jemanden. Nach einer Woche ist jedoch noch immer niemand da gewesen, und die Mieter haben sich mittlerweile vehement bei der Hausbesorgerin beschwert und gefragt, was mit dem Schloss los ist. Daher ruft ein Mieter selbst bei Wiener Wohnen an. Die Erstauskunft bei Wiener Wohnen lautet wie in dem anderen Fall: Wir rufen Sie zurück. Dann kommt der Rückruf. Dem Mieter – in diesem Fall ist es ein alleinstehender Herr – wird mitgeteilt, dass er sich gefälligst an die Hausbesorgerin wenden und nicht Wiener Wohnen belästigen soll. Darauf entgegnet er, dass man das schon getan habe, die Hausbesorgerin jetzt aber offensichtlich am Ende ihrer Kräfte oder ihrer Ideen angelangt sei und er sich daher jetzt persönlich beschwere. Daraufhin sagt die freundliche, nette Stimme auf der anderen Seite: Für eine Beschwerde sind wir nicht da, eine solche können Sie nur schriftlich an uns übermitteln. – Sie werden sich in etwa vorstellen können, wie erfreut dieser Herr ist, wenn er dort anruft, etwas haben möchte und – mit Verlaub – nur eine depperte Antwort bekommt!

Daraufhin macht sich dieser Herr, er ist noch rüstig und gesund, auf den Weg zu Wiener Wohnen in die Dieselgasse. Ich möchte Ihnen jetzt gar nicht erzählen, was er dort erlebt hat! Sie lachen, Frau Kollegin, Sie wissen oder ahnen wahrscheinlich schon, was er erlebt hat! Es gibt dort eine Stelle – ich weiß nicht, ob sie Einlaufstelle heißt oder nicht –, an der eine Person sitzt und mitteilt, wohin man zu gehen hat. Dieser Person hat der Herr sein Leid geklagt. – Und ich lese Ihnen jetzt im O‑Ton die Antwort dieser Person vor: „Wenn ich mich um jedes Schloss in Favoriten kümmern müsste, hätte ich den ganzen Tag eine schöne Hacke! Auf Wiederschauen!“ – Ich gehe nicht davon aus, dass das eine Stellungnahme ist, wie sie diesen Mitarbeitern in angeblichen Schulungen, wie man mit Kunden umgeht, mit auf den Weg gegeben wird!

Der Herr hat sich aber nicht abschütteln lassen. Er hat das Glück, einen Hausinspektor, wie sie früher geheißen haben, beziehungsweise einen Mitarbeiter von Wiener Wohnen in der Dieselgasse zu kennen. Daher ist er einfach schnurstracks an dieser Person vorbeigegangen, weil er gewusst hat, wohin er muss. Nach dieser Unterredung ist das Schloss dann innerhalb von vier Stunden ausgetauscht worden.

Dazu sage ich: Es kann nicht sein, dass ein Mieter, der pünktlich seine Miete bezahlt, sich immer ordnungsgemäß verhält und eine Dienstleistung bezahlt, die er irgendwann einmal in Anspruch nehmen kann, sich am Telefon eine blöde Antwort anhören muss und von einem offensichtlich überforderten Mitarbeiter von Wiener Wohnen in der Dieselgasse aufs Ärgste angepflaumt wird!

Das sind die Punkte, die die Leute ärgern, und es kommt noch sehr viel hinzu, sei es der Lärm, sei es die Waschküche, in der etwas nicht funktioniert, sei es die Verschmutzung und so weiter und so fort, was das Fass letztlich zum Überlaufen bringt. Wir können aber nur über Qualität im Neubaubereich reden, wenn es Wiener Wohnen und wir gemeinsam schaffen, dass mit den Mietern ein ordentlicher Umgang gepflogen wird, dass die Mieter also nicht als Querulanten behandelt werden, sondern als Menschen, die ihre Miete zahlen und eine Leistung dafür erwarten. In diesem Fall war es eh nur eine Kleinigkeit, der Tausch eines Schlosses bei einem Haustor. Und eine angeblich fertiggestellte Wohnung muss eben auch wirklich fertig sein. Wenn sich die Leute dann aber noch von den Mitarbeitern von Wiener Wohnen blöd anreden lassen müssen, dann hört sich bei mir der Spaß auf! Da kann von Qualität keine Rede sein! 

Wenn da immer von Qualitätsmanagement, von Quartiersmanagement und Gebietsbetreuung die Rede ist, dann sage ich: Das, was ich jetzt erwähnt habe, sind ganz einfache Geschichten, die die Leute narrisch machen und weshalb sie sagen: Ich halte es im Gemeindebau nicht aus! Das ist ein subjektives Empfinden, bei dem alles, was jemanden in der Sekunde stört, mit in das Problem hineinprojiziert wird.

Herr StR Ludwig! Ich wiederhole, was wir in vielen Gesprächen schon gesagt haben: Erst wenn Sie es schaffen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Wiener Wohnen davon zu überzeugen, dass sie in einem Dienstleistungsbetrieb arbeiten und dass die Leute, die dort anrufen oder hinkommen, Kunden und keine Bittsteller sind, werden wir die Probleme im Gemeindebau lösen können. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Troch. Ich erteile es ihm. (GRin Mag Waltraut Antonov: Mach es kurz, es ist eh alles klar!) 

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Es ist eh alles klar, sagt Kollegin Antonov. Ich weiß nicht, ob bei den Grünen alles klar ist! Wir haben heute ja schon einiges gehört, und ein Stadtrat hat sich auch gerechtfertigt. Ich würde einmal sagen: Die Grünen sollten bei Kontrollfragen einmal in der eigenen Fraktion anfragen und manches auch moralisch hinterfragen! (Zwischenruf von GRin Mag Waltraut Antonov.) Wenn Sie schon den ersten Zwischenruf tätigen, dann erlaube ich mir, entsprechend darauf zu antworten!

Der Vorredner von der ÖVP war offenbar von der Fragestellung der Dringlichen Anfrage nicht sehr beeindruckt, denn er ist auf etwas ganz anderes eingegangen als auf das, was eigentlich Thema ist. Trotzdem möchte ich mich kurz mit seinen beiden Beispielen und seinen Anliegen auseinandersetzen, weil ich glaube, dass man das ernst nehmen sollte.

Wenn es Probleme und Beschwerden von Mietern in Fragen ihrer Wohnung, ihrer Lebensqualität oder Noch-nicht-Lebensqualität gibt, weil sie gar nicht in die Wohnung einziehen können, dann ist das ernst zu nehmen. Für den Fall, dass eine Wohnung nicht oder nur zum Teil benutzbar ist, sieht das ABGB eine ganz einfache Regelung vor. Gemäß § 1096 ist dies eine Mietzinsminderung, und es hat natürlich eine Rückerstattung zu erfolgen. Diese Möglichkeit gibt es. 

Darüber hinaus ist es ein wesentlicher Aspekt des Beschwerdemanagements, wie die Institution mit dem Bürger umgeht, um zu einer Lösung zu kommen. Es war dies ja nicht die einzige Beschwerde, die es in Wien gegeben hat, sondern es hat schon mehrere gegeben, und zwar auch früher. Im Hinblick darauf hat der ehemalige StR Werner Faymann ein Mieterhilfetelefon eingerichtet, welches genau den Zweck hat, dass jenseits der bestehenden Institution, in diesem Fall Wiener Wohnen, beraten und geholfen wird. Bei der Institution Mieterhilfetelefon kann man sich auch über einen Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin beschweren, der oder die vielleicht an einer Unzulänglichkeit schuld ist. Dort findet der betroffene Mieter oder zukünftige Mieter einen individuellen Kanal, damit in weiterer Folge im Sinne eines modernen Beschwerdemanagements etwas getan wird. 

Herr Gemeinderat! Ich teile Ihnen gerne mit, dass dieses Mietertelefon die Rufnummer 4000-8000 hat, die ganz leicht zu merken ist. Ich habe mir schon einige Male erlaubt, etwas weiterzuleiten, damit im Interesse der Bürger rasch, unbürokratisch und genau im Sinn der Betroffenen etwas entschieden und geleistet wird. 

Mein Vorredner hat allerdings gemeint, dass Leute sagen: Ich halte es im Gemeindebau nicht aus. – Dazu muss ich sagen: In meine Sprechstunden in meinem Bezirk kommen auch Leute zu mir, die sagen: Ich halte es auf meinen 18 m² im feuchten Keller in einem Privatbau nicht aus! Diese Menschen sind glücklich, wenn sie eine Gemeindewohnung erhalten. Sie gehören zu jenen über 20 000 Personen, die vorgemerkt sind. Sie tun so, als ob es nur Probleme im Gemeindebau gäbe, wie ein Teil der Medien das auch macht, und das ist eine Vernaderung, die sich die Institution Wiener Gemeindebau in keiner Weise verdient hat und die wesentlich besser da steht, als Sie es hier für Ihre politischen Zwecke darstellen wollen! (Beifall bei der SPÖ)

Ich erlaube mir, jetzt zur eigentlichen Dringlichen Anfrage zurückzukommen, die heute von der FPÖ angestrengt wurde. Sie führen darin eine Reihe von Missständen an. – Gewiss gibt es da und dort Missstände, ich habe auch schon Beschwerden erhalten, dass zum Beispiel da und dort etwas nicht eingehalten wird. Im Wesentlichen handelt es sich um Missstände, die mit der Hausordnung beziehungsweise mit dem Nichteinhalten der Hausordnung zu tun haben, und da kann ich ganz einfach nur daran erinnern, dass eine der wesentlichen Stützen der Einhaltung der Hausordnung eine alte Wiener Institution war und ist, nämlich die Hausbesorger. Und bei der Abschaffung dieser wertvollen Institution der Hausbesorger waren Sie von der FPÖ die blauäugigen Komplizen der ÖVP! (Zwischenruf von StR Johann Herzog.)

Nein! Das Hausbesorgergesetz ist von Ihnen ersatzlos abgeschafft worden! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie toben jetzt, weil Sie ein schlechtes Gewissen haben! Und Sie haben zu Recht ein schlechtes Gewissen, weil sozusagen der Wiener diese Institution Hausbesorger ganz einfach zurück haben will. Die einzige Partei, die wirklich angestrengt daran arbeitet, dass wir wieder ein zeitgemäßes Hausbesorgergesetz bekommen, ist die SPÖ und besonders Stadtrat Ludwig, der massiv dahinter ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich bin zuversichtlich, dass das gelingen wird. Einen entsprechenden Beitrag der ÖVP oder der FPÖ in diesem Zusammenhang kann man jedoch suchen. Den gibt es nicht! Wo ist Ihr Beitrag, dass wir wieder zu einem modernen Hausbesorgergesetz kommen? Sie mauern nur! Manche von Ihnen verteidigen noch immer die damalige unentschuldbare Tatsache, dass das Hausbesorgergesetz ersatzlos abgeschafft wurde, was sicherlich nicht die Lösung der Probleme ist. Diese ersatzlose Abschaffung des Hausbesorgergesetzes macht es uns nicht leichter, auf die Einhaltung der Hausordnung zu achten. Es ist dies einfach keine Lösung, sondern es war eine Flucht nach vorne.

Ich möchte kurz daran erinnern. Warum ist das passiert? Warum war die FPÖ der willige Erfüllungsgehilfe der ÖVP bei dieser ersatzlosen Abschaffung? – Erinnern wir uns: Die Regierung Schüssel-Grasser war von einem neoliberalen Geist gesteuert, und diese vom neoliberalen Geist gesteuerte Regierung hatte doch nur mehr betriebswirtschaftliche Überlegungen im Kopf! Das betriebswirtschaftliche Denken ... (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Lassen Sie mich noch kurz meinen historischen Ausflug tätigen! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Diese betriebswirtschaftliche ... (Weiterer Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Sie brauchen Ihr eigenes schlechtes Gewissen hinsichtlich der Abschaffung des Hausbesorgergesetzes jetzt nicht zu überschreien! – Dieses betriebswirtschaftliche Denken ist dadurch charakterisiert, dass man kurzfristig kurzsichtigen Gewinn mobilisiert. Und diesen kurzfristigen Gewinn hat man natürlich, wenn man die Hausbesorgerwohnung auch vermietet, damit man ein bisschen Körberlgeld hat. Ob das im Sinne des Mietermiteinanders und des sozialen Miteinanders ist, bezweifle beziehungsweise verneine ich. Und wenn Sie heute die Wiener fragen: Können Sie sich vorstellen, dass die Hausgemeinschaft besser funktioniert, wenn es einen anständigen Hausbesorger gibt?, dann wird die Antwort lauten: Ja! Und damit steht das im Widerspruch zu Ihrer damals gesetzten Handlung, das Hausbesorgergesetz ersatzlos abzuschaffen!

Ich glaube, der Hausbesorger ist eine wertvolle soziale Institution, die bei den Wienern ganz einfach beliebt ist. Der Hausbesorger ist Ansprechpartner, er ist sozialer Beistand und er erledigt auch Verschiedenes und ist nicht bloß eine Reinigungskraft. Das ist der Unterschied! Einige Kollegen von der rechten Seite dieses Hauses echauffieren sich jetzt ganz mächtig. Natürlich könnte man jetzt jemanden einstellen, der sich um gewisse Belange kümmert, aber das ist kein Hausbesorger mehr. Das ist eine Reinigungskraft im Haus, und das gibt es über die Reinigungsdienste sowieso! Aber das ist nicht mehr die gute alte Institution Hausbesorger, die in einem zeitgemäßen Gewand notwendiger denn je wäre. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dipl‑Ing Roman Stiftner: Das ist rückwärtsgewandt!)

Das ist überhaupt nicht rückwärts gewandt! Das soziale Zusammenleben im Haus ist nichts rückwärts Gewandtes! Das ist eine zeitgenössische wichtige Frage, der wir uns stellen! 

Ich kann Ihnen auf jeden Fall sagen: Die Tatsache, dass wir bereits weit über 1 000 Hausbesorger Planstellen bei Wiener Wohnen nicht mehr besetzt haben, hat bereits zu einem nachhaltigen Schaden des Wiener Gemeindebaus geführt. Wir als Wiener SPÖ werden die Leute darauf aufmerksam machen, dass Sie für diesen Schaden, der den Mietern vor allem im Hinblick auf das soziale Zusammenleben im Gemeindebau durch die Nichtbesetzung von Hausbesorgerposten entstanden ist, die Verantwortung tragen! (Beifall bei der SPÖ.)

Nun noch zu einigen Punkten in der so genannten Dringlichen. Ich finde darin, wie es für FPÖ-Dokumente normal ist, die üblichen Fehler. Da heißt es „der Verursacher für Devastierungen“. Ich glaube, es geht hier um die Verursachung von Devastierungen und Störungen! (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Ich möchte Sie nur darauf aufmerksam machen, denn Sie legen ja so viel Wert auf schwierige Deutschtests! Daher erlaube ich mir kurz diese Bemerkung zwischendurch. (Zwischenruf von GRin Henriette Frank.) Präpositionsfehler sind natürlich auch nicht ohne. Aber natürlich sind die Vorwörter im Deutschen nicht so leicht in den Griff zu kriegen!

Hier ist von „Mediation als einzigem Lösungskonzept“ die Rede. Ich brauche mich damit nicht lange aufzuhalten, weil der Vorredner meiner eigenen Fraktion, Kurt Stürzenbecher, auf diese Geschichte schon eingegangen ist. Es spricht doch wirklich niemand davon, dass Mediation das einzige Lösungskonzept ist! Es sitzen hier von Ihnen zwei bis drei Leute im Wohnausschuss – ich sage zwei bis drei, denn Stadtrat Herzog beehrt uns ja auch meistens –, aber offenbar bekommen Sie nicht mit, was dort passiert. Im Wohnausschuss werden bestimmte Dinge diskutiert, und da war sicherlich nicht davon die Rede, dass Mediation das einzige Lösungskonzept ist. Daher rate ich Ihnen: Spitzen Sie Ihre Ohren! Passen Sie auf, was im Gemeinderatsausschuss Wohnen passiert, dann werden Sie nämlich auch andere Lösungskonzepte mitbekommen! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Erlauben Sie mir, mich doch noch kurz mit Ihrer Unwissenheit, die in dieser Dringlichen Anfrage an den Tag gelegt wurde, auseinanderzusetzen. Das werden Sie mir sicherlich zugestehen. So dürfte es etwa spurlos an Ihnen vorbeigegangen sein, dass es inzwischen die „Gebietsbetreuungen für städtische Wohnhausanlagen“, wie das ganz offiziell heißt, gibt. Kurz kann man auch sagen: „Gebietsbetreuungen für Gemeindebauten“ (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Sie sprechen hier vom „einzigen Lösungskonzept“. (Zwischenruf von GRin Henriette Frank.) Dann ist das ein Widerspruch in sich!

Ich darf Sie kurz informieren und die Behauptung Ihrer Dringlichen richtigstellen: Das Konzept der Gebietsbetreuungen für städtische Wohnhausanlagen geht weit über eine Mediation hinaus! Dabei geht es nicht nur um Konflikte zwischen Mietern, sondern es geht prinzipiell um die Beratung des einzelnen Mieters. Mediation dient ja im Wesentlichen zum Konfliktmanagement. Hier geht es jedoch um Beratung und auch um Beschwerdemanagement. Dazu haben wir vom Kollegen von der ÖVP heute schon etwas gehört. Weiters geht es auch darum, Anliegen gegenüber Wiener Wohnen umzusetzen. Das heißt, es gibt jetzt mit diesen inzwischen neun Gebietsbetreuungen für städtische Wohnhausanlagen ein echtes soziales und kommunikatives Kompetenzzentrum. Diese Gebietsbetreuungen sind nach Multitasking-Aspekten zusammengesetzt, und Experten aus verschiedenen Bereichen greifen diese Anliegen der Bürger auf. 

Natürlich geht es darum, die Regeln des Zusammenlebens einzuhalten! Es geht um die Hausordnung, und es geht um einen Nutzungsort! Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang kurz von der Gebietsbetreuung 3/4/11 berichten, die in Simmering zu Hause ist. Von dieser wurde mir erzählt, dass Sprache nicht immer das Problem ist. (Zwischenruf von GR DDr Eduard Schock.)

Bei Ihnen trifft das zum Teil schon zu, denn Sie sprechen ja ganz banal und plakativ von den Zuwanderern. Die Erstrednerin, Frau Frank, hat wiederholt von „den Zuwanderern“ gesprochen. – Das gibt es doch überhaupt nicht! Da geht es doch um ein vielschichtiges nationales, ethnisches, bildungsmäßiges Spektrum. Da gibt es Unterschiede je nach Bildung, Geschlecht und Alter. Es gibt da assimilierte beziehungsweise angepasste Menschen und solche, die ganz neu sind, zum Beispiel Asylanten. (GRin Mag Alev Korun: Asylwerber!)

Im Hinblick darauf ist das, was Sie machen, billig und plakativ! Damit gehen Sie dann halt auf Wählerfang. Das ist Ihre Taktik. Aber die Wiener und die Wähler sind ja nicht so deppert, dass Sie sich etwas einreden lassen. Ich glaube, Sie unterschätzen die Wiener! Mit diesen plakativen Aussagen sprechen Sie vielleicht den absoluten braunen Kaffeesud an, und dieser ist in Wien Gott sei Dank wirklich schon sehr gering. (Beifall bei der SPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Sie beschimpfen Ihre Wähler!) Nein! Ich beschimpfe überhaupt niemanden!

Es gibt aber wirklich einen kleinen Rest an braunem Kaffeesud, das haben wir in der Brigittenau gesehen, als verschiedenen Politiker dazu aufgerufen haben, in der Brigittenau zu demonstrieren. Da waren zirka 150 Neonazis (Zwischenruf von GR DDr Eduard Schock.) Ich beschimpfe sie nicht! Das ist für mich eben ganz einfach brauner Kaffeesud. Basta. (Lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Mir gefällt Ihre Aufregung! Offensichtlich habe ich da in ein Wespennest gestochen, wobei ich die Farbe dieses Wespennestes jetzt gar nicht qualifizieren will. Ich meine, in ein Wespennest zu stechen, ist mitunter nicht schlecht, wenn man etwas bereinigen will. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Damit Sie sich wieder beruhigen, erzähle ich Ihnen jetzt von ein paar Erfolgen dieser Gebietsbetreuung. Ein Erfolg wurde zum Beispiel in der Per Albin Hansen-Siedlung Ost erzielt. Dort hat es klassische Konflikte zwischen Jugendgruppen um die Nutzung eines so genannten Käfigs, eines Ballspielkäfigs, gegeben. Den Sozialarbeitern ist es gelungen, sich vorsichtig beiden Gruppen zu nähern, Akzeptanz zu finden und tatsächlich zu einem zeitlichen und inhaltlichen Nutzungskonzept zu kommen. Das ist ganz einfach: Es werden Begegnung, Verständnis und Kommunikation geschaffen.

Die Menschen in einer Großstadt sind nicht alle gleich fähig, Probleme zu lösen, beim Nachbarn anzuklopfen und zu sagen, wie sich eine Sache verhält. Vielmehr delegiert man mitunter gerne Probleme. Und da ist es wichtig, dass eine der Philosophien der Gebietsbetreuungen für städtische Wohnhausanlagen das Grundkonzept „Hilfe zur Selbsthilfe" ist. Es ist wichtig für Großstadtmenschen, die lieber eine Institution informieren, anstatt die Dinge selbst in die Hand zu nehmen, dass sie dazu motiviert werden, mit dem Nachbarn oder der Gruppe zu reden. Dabei kommt es immer darauf an, wie man sich nähert und wie man redet, und in solchen Fällen hilft die städtische Gebietsbetreuung gern, um die Menschen wieder zusammenzubringen, damit es zu einer guten Stimmung im Gemeindebau kommt.

Aus Zeitgründen möchte ich jetzt nur noch kurz auf andere Maßnahmen hinweisen: Es gibt jetzt ein mehrsprachiges Willkommenspaket für alle neuen Mieter. Auf den Mediatoren-Pool werde ich jetzt nicht mehr eingehen, weil sogar die FPÖ erkannt hat, dass es diesen Mediatoren-Pool gibt. Offensichtlich sind Sie eh ein bisschen informiert! Das freut mich ja schon!

Ich möchte jetzt noch auf das Pilotprojekt „Begrüßung und Mietvertragsabschluss vor Ort" eingehen. Es gibt sieben derartige Pilotprojekte in Wien, und zwar zwei davon in Simmering, wo ich mich ein bisschen auskenne und mitreden kann. Ich möchte in diesem Zusammenhang jetzt einen modernen Begriff beziehungsweise neusprachlichen Begriff verwenden, der der FPÖ nicht so viel Freude machen wird: Es ist dies der Begriff „Wohn-Coaching“. Dabei werden neue Mieter vor Ort den Nachbarn vorgestellt, es wird ihnen die ganze Wohnhausanlage gezeigt und zum Beispiel vor Ort bei der Müllstelle die Mülltrennung erklärt. Weiters wird die Fahrradabstellanlage erklärt. Außerdem wird der Hausbesorger vorgestellt, sofern es einen solchen „dank“ Schwarz-Blau noch gibt. Und vor allem werden die Spielregeln betreffend Hygiene, Lärm oder Nachtruhe erklärt. Das sind praxisnahe Maßnahmen, die zukunftsweisend für ein gesundes soziales Zusammenleben in Wien sind. (Beifall bei der SPÖ.)

Abschließend möchte ich den Begriff der „Wohnvision“ nennen. – Wenn jemand eine Wohnvision in Wien hat, dann ist es die SPÖ. Wir wollen nicht behaupten, dass wir diesen Begriff automatisch gepachtet haben, aber seit 1919 ist die SPÖ die Partei des sozialen Wohnens und niemand anderer! Zum Aufzählen der bisherigen Verdienste der FPÖ fürs soziale Wohnen braucht man nämlich, wenn überhaupt, höchstens die Finger einer Hand. Eigentlich gibt es diese Verdienste gar nicht. Einen Beitrag von Ihnen gibt es einfach nicht!

Bei uns gibt es aber tatsächlich eine Wohnvision für die Zukunft, und diese bedeutet: Wohnqualität für alle sichern. Und das heißt: Ja zum sozialen Wohnbau. Kollege Stürzenbecher hat schon darauf hingewiesen. Es gibt da einerseits Hardware-Fakten wie die gesamte Wohnhäusersanierung, bei der Wien vorbildlich dasteht. Wir verwenden einen großen Betrag der Wohnbauförderung, die wir aus Bundesmitteln erhalten, für die Sanierung, und besonders möchte ich auf die so genannte THEWOSAN-Sanierung hinweisen, die auch im Sinne des Klimaschutzes vorgenommen wird. 

Ebenso gibt es so genannte Software-Faktoren: Damit ist das funktionierende soziale Miteinander gemeint. Darauf wird höchster Wert gelegt. Wichtig ist außerdem die Stärkung der Mieterbeiräte, die jetzt vermehrt wirken können, und zwar in dem Sinn, wie es auch die Gebietsbetreuungen für Gemeindebauten macht, dass nämlich die Menschen nicht allein gelassen werden, sondern dass man mit ihnen redet und gemeinsam etwas tut.

Wien ist eine Stadt höchster Lebensqualität. Das zeigen die Mercer-Studie und eine neue irische Studie, die besagt, dass Wien eine der saubersten Städte ist. Diese hohen Ansprüche soll und wird es auch weiterhin im Wiener Gemeindebau geben, und die Kraft, die das garantieren wird, ist die SPÖ. Das kann ich Ihnen versichern! Die Sozialdemokratie ist nach wie vor eine Partei des sozialen Wohnens und wird es auch bleiben. Der

Glaube, dass Sie als FPÖ irgendeinen konstruktiven Beitrag zum sozialen Wohnen in Wien leisten können, fehlt mir allerdings. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Diese Fähigkeit und vor allem diesen Willen spreche ich Ihnen ab. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand gemeldet.

Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Damit kommen wir zur nichtöffentlichen Sitzung.

Ich bitte den einzelnen Herrn auf der Galerie, diese zu verlassen!

(Schluss um 17.37 Uhr.)

